1.9.2021

Lander- und Verbdandeanhérung zur Verordnung iliber die Raumordnung im Bund fiir einen landeriibergreifenden Hochwasserschutz (BRPHV) gemaR §§ 47, 62 GGO

Zusammenfassung und Bewertung der Stellungnahmen

Hinweis:
Es wurden auch Stellungnahmen aufgenommen, die sich die anhdrungsberechtigten Gruppen zu eigen gemacht haben (bspw. von einzelnen Kommunen oder Landkreisen).
Diese Stellungnahmen sind an einem Kleinbuchstaben hinter der Nummer des Stellungnehmers zu erkennen.

Lfd. | Verordnungsentwurf Stellungnahme (gekiirzt); Behérdenkiirzel vorangestellt Bewertung
Nr.
1 Regelungsfolgen 09 Haus und Grund: Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

(z. B. Erfullungsaufwand)

Die Umsetzung des Bundesraumordnungsplans erfordert auf kommunaler Ebene und auf Lan-
derebene enorme personelle und finanzielle Ressourcen. Fiir den Erfiillungs- und Folgeauf-
wand sollte der Bund unterstiitzend tatig werden.

genommen. Im Ubrigen wird nicht
davon ausgegangen, dass der Vollzug
des Plans Ressourcen in unverhalt-
nismaliger Weise binden wird.

25 Niedersachsisches Ministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:
Fiir die Landesebene erscheinen die genannten Ansatze fiir den Erfiillungsaufwand aufgrund
des Raumordnungsplans fir den Hochwasserschutz zu gering.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schatzung in seiner Stellung-
nahme nicht beanstandet.

27 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V:
Die angenommenen 1,542 Millionen Euro sind zu niedrig bemessen. In der Umsetzung sind
die Kosten fur Ausweichflache, Nachristarbeiten und Retentionsflachen weitaus hoher.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schatzung in seiner Stellung-
nahme nicht beanstandet.

32a Stadt Duisburg / Deutscher Stédtetag:

Es ist unklar, ob die geschatzte Anzahl an betroffenen Bauleitpldanen sich ausschlieflich auf
Flachennutzungspldne beziehen. Entsprechend der Formulierung ist darauf zu schlieRen, dass
auch Bebauungspldane umfasst sind. Des Weiteren scheinen die angenommenen Kosten zu ge-
ring.

Bauleitpldane erfassen den Flachen-
nutzungsplan und den Bebauungs-
plan (§ 1 Abs. 2 BauGB).

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Der Normenkontrollrat
hat die Schatzung in seiner Stellung-
nahme nicht beanstandet.

05 Wirtschaftsvereinigung Stahl:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Der Normenkontrollrat




Es wird nicht auf die immensen Kosten eingegangen, die der Wirtschaft aus dem BRPH — etwa
durch Umwidmung von Flachen — entstehen kdonnen.

hat die Schatzung in seiner Stellung-
nahme nicht beanstandet.

01 Gemeinde- und Stadtebund Thiiringen:

Es fehlen Aussagen im Bereich der mittelbaren Kosten: Es sollten aus Klarstellungsgriinden be-
reits Hinweise zu den moglichen Kostenverteilungen im Rahmen der Konnexitat erfolgen. Der
Aufwand fur Bauherren sollte umfassender dargelegt werden, da diese aufgrund der Vorga-
ben zu teureren Umplanungen oder gar zum Bauverzicht verpflichtet werden kénnten.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schatzung in seiner Stellung-
nahme nicht beanstandet.

26 Landesplanung Thiiringen:

Fir die Prifung und Anpassung der Raumordnungsplane wurden nur Stunden ,, Auswertung
Online Datenbank sowie Befragung von Landes- und Regionalbehdrden” angesetzt. In diesem
Zusammenhang ware noch einmal zu priifen, ob hierbei der Zeitaufwand fir die eigentlichen
Anderungsverfahren enthalten ist.

Im gednderten Entwurf werden strikte Prifpflichten eingefiihrt und wesentliche weitere
Handlungsanweisungen sind an die Verfiligbarkeit von Daten bei 6ffentlichen Stellen geknipft.
Es ist davon auszugehen, dass es in diesem Zusammenhang zu nicht unerheblichen Abfragen
auf Datenverfiigbarkeit bei diesen Stellen kommen wird. Weiterhin miissen Daten in der Re-
gel aufgearbeitet werden und in GIS-Systeme eingepflegt werden, bevor sie fiir Planungspro-
zesse sinnvoll genutzt werden kdnnen. Der Recherche- und Bearbeitungsaufwand sollte bzgl.
des Erfiillungsaufwand Bertlicksichtigung finden.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schatzung in seiner Stellung-
nahme nicht beanstandet.

32b Stadt Hannover / Deutscher Stidtetag:

a) Eine generelle Uberpriifung der vorhandenen Bebauungsplane hinsichtlich ihrer moglichen
Betroffenheit kann mit einem Gbersichtlichen, hier nicht weiter bezifferbaren Verwaltungs-
aufwand erfolgen. Im Gegensatz dazu erfordert die vertiefende Betrachtung der Bebauungs-
pliane einen erheblichen Verwaltungsaufwand, insbesondere, wenn im Einzelfall ein Ande-
rungsverfahren notwendig ist.

b) Die durch die Anderungsverfahren zum Flachennutzungsplan und zu Bebauungsplanen ent-
stehenden Kosten lassen sich nicht beziffern.

c) Aus der Uberpriifung raumbezogener Pline und MaRnahmen folgt ein hier nicht weiter be-
zifferbarer erhéhter Aufwand.

d) Durch raumbedeutsame Planungen und MaRnahmen zum Hochwasserschutz entsteht ein
hier nicht bezifferbarer Aufwand fiir die Uberpriifung des kommunalen Gewasserhochwasser-
schutzplanes.

e) Fir Baugenehmigungsverfahren entsteht ein hier nicht weiter bezifferbarer Mehraufwand,
da auch fir raumbedeutsame Anlagen in Risikogebieten ein Antrag auf Ausnahmegenehmi-
gung erforderlich wird.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Der Normenkontrollrat
hat die Schatzung in seiner Stellung-
nahme nicht beanstandet.




32e Stadt Diisseldorf / Deutscher Stddtetag:

a) Der Zeitaufwand pro Verfahren fir die Priifung der Bauleitplane (fir die Landeshauptstadt
Disseldorf betrifft dies den Flachennutzungsplan) wurde mit 1 Stunde pro Verfahren wahr-
scheinlich richtig eingeschatzt.

b) Nicht richtig eingeschatzt wurde nach Einschatzung des Stadtplanungsamtes der Zeitauf-
wand, der bei einer Anpassung der Bauleitpldne anzusetzen ware (fir die Landeshauptstadt
Disseldorf konnte dies im worst-case auf mehrere Teilbereiche des Flachennutzungsplans zu-
treffen). Bei einer Rlicknahme von Bebauungsdarstellungen im Flachennutzungsplan ware mit
einer verstarkten Abgabe von Stellungnahmen der betroffenen Grundstiickseigentiimer im
Rahmen der Beteiligungen und damit - im Vergleich zu sonstigen FNP-Anderungsverfahren -
einem erhéhten Abwagungsbedarf zu rechnen. Auch ohne einen solchen erhéhten Abwa-
gungsbedarf wire es schon nicht moglich, dass sich ein Anderungsverfahren von Beginn bis
Ende (mit allen erforderlichen Beteiligungsschritten gemaR BauGB und der erforderlichen Be-
teiligung der politischen Gremien) innerhalb der seitens des BMI prognostizierten 133 Arbeits-
stunden durchflhren lasst.

Leider ist es nicht moglich, eine bessere und verlassliche Schatzung des Stundenaufwandes
durchzufihren, da noch Unklarheit darliber besteht, wie viele und welche Flachen in der Lan-
deshauptstadt Diisseldorf insgesamt tatséchlich von einer Flaichennutzungsplandnderung be-
troffen waren und die Komplexitat eines solchen Anderungsverfahrens deshalb nicht im Vor-
feld abgeschéatzt werden kann.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schatzung in seiner Stellung-
nahme nicht beanstandet.

21a LK Cuxhaven / Landkreistag

Auswirkungen auf die Wirtschaft und den Verbraucher kénnen durch die Ausweisung von
Uberschwemmungs- bzw. potentiellen Hochwassergebieten entstehen bspw. durch Verédnde-
rungen des Preisniveaus von betroffenen Grundstiicken und Immobilien.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

07 Gesamtverband der deutschen Versicherungswirtschaft:

Verordnungsentwurf, Begrindung VI.2.:

Zum Nachhaltigkeitsaspekt:

Letzen Satz ergdnzen: ,,Der Raumordnungsplan leistet damit einen Beitrag fiir den zukiinftigen
Hochwasserschutz, auch im Sinne der Nachhaltigkeit der Stédte und Gemeinden als ein UN-
Nachhaltigkeitsziel.”

Zum Erfillungsaufwand:

Die Festlegung nach § 7 Abs. 8 ROG sollte erganzt werden um die Umsetzung der genannten
Aktion nach groReren Schadensereignissen.

Der Stellungnahme wird gefolgt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:

Der Stellungnahme wird gefolgt.




Verordnungsentwurf, Begriindung VI.2.:
Abs. 1 Satz 3: Herausnahme des Begriffs Hochwasserentstehungsgebiete aus dem Klammerzu-
satz, da diese Kategorie im Planentwurf nicht enthalten ist.

19 Landesplanung Schleswig-Holstein:

a) Fir die Biirgerinnen und Biirger sind Anderungen des Erfiillungsaufwands zu erwarten. So-
weit erhohte Anforderungen an Bauten gefordert werden, hat das unmittelbar Kostenfolgen
fur Burger/innen, die durch den BRPH begriindet werden. Folge-Rechtsakte selbst (Zulassun-
gen) setzen das nur um.

b) Der jahrliche Erfiillungsaufwand ist mit 274.000 € zu niedrig angesetzt. Ein Zeitaufwand von
2 bis 8 Stunden pro Verfahren (durchschnittlich 5) erscheint realistischer.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schatzung in seiner Stellung-
nahme nicht beanstandet.

21g LK Teltow-Flaming / Landkreistag:

Der einmalige Erflillungsaufwand von 33,168 Mio. € sowie der jahrliche Erfillungsaufwand
von 274.000 € sind nachvollziehbar zu begriinden, und Annahmen fiir die Ermittlung sind auf-
zuzeigen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schatzung in seiner Stellung-
nahme nicht beanstandet.

24 NRW Wirtschaftsministerium:

Der einmalige Erflillungsaufwand von 469 Stunden pro Verfahren wird als zu gering einge-
schatzt. Die Prognose, dass nur etwa ein Drittel aller aktuell geltenden Bauleitplane anzupas-
sen sind, wird nicht geteilt, da eine Reihe von Festlegungen nicht auf die abgegrenzten festge-
setzten Uberschwemmungsgebiete beschrinkt sind, sondern fiir die groRflachigeren Risikoge-
biete und die Einzugsgebiete der Gewasser Wirkungen entfalten.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schatzung in seiner Stellung-
nahme nicht beanstandet.

32c Dresden / Stidtetag:
Der Aufwand von 133 Stunden pro Verfahren scheint nicht zu gering bemessen. Genaue Anga-
ben zum zeitlichen Aufwand der Anpassung eines Bauleitplans kdnnen nicht gemacht werden.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schatzung in seiner Stellung-
nahme nicht beanstandet.

33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:

Die Angaben zum Erfiillungsaufwand kénnen nicht nachvollzogen werden. Es wird davon aus-
gegangen, dass sich im Zuge des weiteren Verfahrens detailliertere Erkenntnisse zu den finan-
ziellen Auswirkungen auf das Land und eine Beteiligung des Bundes an entstehenden Lasten
bei Landern und Kommunen ergeben. Eine spatere Umsetzung des BRPH kann nur im Rahmen
der begrenzten haushaltsrechtlichen Ermachtigungen bewiltigt werden.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schatzung in seiner Stellung-

nahme nicht beanstandet.

38 Ministerium fiir Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:
Der angegebene Zeitaufwand pro Verfahren von 1 Stunde ist etwas tief angesetzt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Der Normenkontrollrat




hat die Schatzung in seiner Stellung-
nahme nicht beanstandet.

Ubergangsvorschrift

27 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V.:

Der Verordnungsentwurf ist um eine Ubergangsregelung zu erginzen. Einige Regelungen im
BRPH betreffen laufende Vorhaben und Genehmigungsverfahren. Aus diesen Griinden ist zur
Vermeidung von Planungs- und Inbetriebnahmeverzégerungen sowie zur Vermeidung von
Mehrkosten aus Mehrfachplanungen eine Ubergangsregelung zwingend vorzusehen.

Eine Ubergangsregelung wird in An-
betracht der Hochwassergefahren
flr nicht addaquat erachtet.

13 Verband Deutscher Verkehrsunternehmen:

Ergidnzen um folgende Ubergangsregelung:

(1) Die Verordnung tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft.

(2) Diese Verordnung findet keine Anwendung auf die Zulassung von Vorhaben

1. deren Zulassung bis zum Tag nach der Verkiindung der Verordnung bei der zustandigen Be-
horde beantragt wurde,

2. bei denen bis zum Tag nach der Verkiindung folgende Verfahrensschritte vorgenommen
wurden:

a) die Einleitung des Verfahrens zur Feststellung der UVP-Pflicht nach § 5 des Gesetzes lber
die Umweltvertraglichkeitspriifung in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010
(BGBI. 1 S. 94), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBI. | S. 306)
geandert worden ist, oder nach entsprechenden Vorschriften des Landesrechts,

b) die Einleitung des Verfahrens zur Unterrichtung liber den Untersuchungsrahmen nach § 15
Absatz 1 des Gesetzes Uiber die Umweltvertraglichkeitspriifung oder nach entsprechenden
Vorschriften des Landesrechts,

c) die Vorlage des UVP-Berichts durch den Vorhabentrager nach § 16 des Gesetzes (iber die
Umweltvertraglichkeitsprifung oder

d) ein Raumordnungsverfahren oder ein Verfahrensschritt nach Abs. 3 durchgefiihrt wurde.
Entsprechendes gilt fiir die Anderung von Vorhaben im Sinne des Satzes 1 bis zu deren Fertig-
stellung. Entsprechendes gilt auch fiir Vorhaben, die unter das MaRRnahmengesetzvorberei-
tungsgesetz vom 22. Méarz 2020 (BGBI. | S. 640), gedndert durch Art. 4 des Gesetzes vom
8.8.2020, fallen. Maligeblicher Antrag im Sinne des Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 ist hierbei der Antrag
auf Durchfiihrung des vorbereitenden Verfahrens nach § 4 Abs. 1 Satz 2 MgvG.

(3) Diese Verordnung findet keine Anwendung auf Raumordnungsverfahren,

a) die bis zum Tag nach der Verkiindung beantragt wurden,

b) bei denen bis zum Tag nach der Verkiindung eine Anzeige des Vorhabentragers nach § 15
Abs. 5 Satz 2 ROG in der Fassung des Gesetzes zur Beschleunigung von Investitionen vom
03.12.2020 gestellt wurde,

Eine Ubergangsregelung wird in An-
betracht der Hochwassergefahren
fiir nicht addaquat erachtet.




c) bei denen bis zum Tag nach der Verkiindung ein Antrag auf Abweichung nach § 16 Abs. 2
ROG gestellt wurde.

(4) Diese Verordnung findet hinsichtlich der Vorgaben fiir Kritische Infrastrukturen auf die
Aufstellung landesweiter Raumordnungsplane, Regionalpldne und regionale Flachennutzungs-
plane keine Anwendung, wenn das Verfahren zur Aufstellung bis zum Tag nach der Verkin-
dung bereits begonnen worden ist.




Lfd. | Planentwurf Stellungnahme (gekiirzt); Einwenderkiirzel sachbezogen zugeordnet Bewertung
Nr.
1 A. Praambel 19 Landesplanung Schleswig-Holstein: Zu a) Die Bindungswirkung fiir die
a) Die Bindungswirkungen der Festlegungen gegeniber den Raumordnungsplanen der Lan- Festlegungen in Raumordnungspldanen
Angesichts der groRen Hoch- | der, den Fachplanungen und der kommunalen Bauleitplanung ist festzulegen. ergeben sich aus § 4 Abs. 1 ROG in
wasserschdden in den letzten | b) Klare Regelung, bis wann die Adressaten des Plans Zeit haben, um sich an die Vorgaben Verbindung mit § 1 Abs. 4 BauGB.
beiden Jahrzehnten und ange- | des in Kraft gesetzten BRPH anzupassen. Weiterhin gelten ggf. Raumordnungs-
sichts des aufgrund des Klima- | c) Die Erforderlichkeit eines landeriibergreifenden Raumordnungsplans Hochwasser wird klauseln der Fachgesetze.
wandels groBer werdenden weiterhin angezweifelt. Zu b) Eine Anpassung der nachgeord-
Hochwasserrisikos — haufigere neten Planwerke hat nach Inkrafttre-
Starkregenereignisse, Meeres- ten des BRPH zu erfolgen.
spiegelanstieg etc. — bedarf es Zu c) Der BRPH ist aus lander- und
nach Ansicht der Bundesregie- fachlibergreifender Sicht sowie auf-
rung eines verbesserten grund der immensen volkswirtschaftli-
Hochwasserschutzes in chen Schaden, die Hochwasser verur-
Deutschland. Im Koalitions- sachen, erforderlich.
vertrag vom 12.03.2018
wurde daher unter anderem 24 NRW Wirtschaftsministerium: Hinsichtlich der Erforderlichkeit der
die Entwicklung eines lander- | Die Ansicht der Bundesregierung, dass es eines verbesserten Hochwasserschutzes in Regelungen wird insbesondere auf die
Gbergreifenden Raumord- Deutschland bedarf, stellt kein Erfordernis im Sinne des § 17 Abs. 2 ROG fiir einen BRPH dar. | Ausfihrungen in der Prdambel und er-
nungsplans fiir den Hochwas- | Mégliche notwendige Verbesserungen kénnen im Rahmen bestehender gesetzlicher Rege- ganzend auf die Begriindungen zu den
serschutz beschlossen. lungen (z. B. WHG) aufgenommen werden. einzelnen Festlegungen verwie-
sen. Die Festlegungen erweisen sich
im Lichte des Uberértlichen und fach-
Ubergreifenden Koordinierungsauftra-
ges der Raumordnung als sachge-
rechte Ergdnzung bestehender fachge-
setzlicher Regelungen.
2 § 17 ROG konkretisiert die be- | 03 Mineralolwirtschaftsverband: Hinsichtlich der Erforderlichkeit der

reits im Jahr 1954 vom Bun-
desverfassungsgericht bejahte
(1 PBvV 2/52) raumordneri-
sche Kompetenz des Bundes
kraft Natur der Sache fiir den
grolten zu ordnenden und zu
gestaltenden Raum, namlich

Es ist kein Bedarf (Erforderlichkeit) an einer zuséatzlichen Regulierung im Sinne des lander-
Ubergreifenden Raumordnungsplans Hochwasserschutz in der vorliegenden Detailtiefe zu er-
kennen.

Regelungen wird insbesondere auf die
Ausfiihrungen in der Prdaambel und er-
ganzend auf die Begriindungen zu den
einzelnen Festlegungen verwiesen.

27 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V.:
Unter Berlicksichtigung der bestehenden MaRnahmen zum Hochwasserschutz der Lander ist
die Erforderlichkeit des BRPH nicht dargelegt.

Hinsichtlich der Erforderlichkeit der
Regelungen wird insbesondere auf die




das gesamte Staatsgebiet: Ge-
malk § 17 Absatz 2 ROG kann
der Bund landerubergreifende
Raumordnungspldne fir den
Hochwasserschutz aufstellen,
sofern sie aus nationalen oder
europaischen Gesichtspunk-
ten erforderlich sind.

Ausfiihrungen in der Prdaambel und er-
ganzend auf die Begriindungen zu den
einzelnen Festlegungen verwiesen.
Die Festlegungen erweisen sich im
Lichte des Gberortlichen und fach-
Ubergreifenden Koordinierungsauftra-
ges der Raumordnung als sachge-
rechte Ergdanzung bestehender fachge-
setzlicher Regelungen.

10 Deutscher Anwaltverein:

a) Hinterfragung Erméachtigungsgrundlage: Der Verordnungsgeber beruft sich fiir den Raum-
ordnungsplan auf die Ermachtigungsgrundlage des § 17 Abs. 2 S. 1 ROG. Danach kann der
Bundesverkehrsminister einen Raumordnungsplan fiir den Hochwasserschutz aufstellen. Zur
ablehnenden Reaktion des Bundesrats erwiderte die Bundesregierung im Gesetzgebungsver-
fahren, der Bedarf fiir eine Bundesraumordnungsplanung ergebe sich daraus, dass die maR-
geblichen Flussgebiete nicht an Landesgrenzen Halt machten. Zudem ergabe sich die Erfor-
derlichkeit nach § 17 Abs. 2 S. 2 ROG nur dann, wenn der Hochwasserschutz fiir das in Frage
stehende Flussgebiet bislang noch nicht hinreichend geregelt sei (Erwiderung der Bundesre-
gierung, BT-Drs. 18/10883, S. 72; siehe dazu Grigoleit in: Kment, Kommentar zum ROG, 2019,
§ 17 Rn. 68). Da die Plane landeriibergreifend angelegt sein missen, sollen Raumordnungs-
plane, gestitzt auf § 17 Abs. 2 ROG, insbesondere fiir die groRen Flusssysteme von Rhein,
Donau, Elbe und Oder, jeweils mit ihren Nebenflissen und Wassereinzugsbereichen, in Be-
tracht kommen (Runkel, in: Spannowsky/Runkel/Goppel, § 17 Rn. 38). Auf die konkrete
raumliche Situation des Hochwasserschutzes in Flusssystemen, die Landesgrenzen tber-
schreiten, hebt der vorliegende Raumordnungsplan Hochwasserschutz jedoch nicht ab.

Uber weite Strecken entsteht der Eindruck, dass der Planentwurf sich darauf beschrénkt, er-
gdnzende, abstrakt-generelle Regelungen zum Hochwasserschutz treffen und sie durch die
Differenzierung zwischen Zielen und Grundsatzen der Raumordnung mit einem unterschied-
lichen Verbindlichkeitsgrad normieren zu wollen. Das ist kaum mit dem Begriff des Raumord-
nungsplans nach § 3 Abs. 1 Nr. 7 ROG und dem des Raumordnungsziels nach § 3 Abs. 1 Nr. 2
ROG in Einklang zu bringen. Verschiedene als Ziele der Raumordnung gekennzeichnete Plan-
aussagen dieses Raumordnungsplans des Bundes fiihren fachgesetziibergreifend zu ergan-
zenden Zulassungsvoraussetzungen bzw. Zulassungsverboten fiir raumbedeutsame Vorha-
ben unterschiedlichster Umweltfachgesetze. Das ist auf der Grundlage des § 17 Abs. 2 ROG
wohl nicht zuldssig.

Zu a)

Aus § 17 Abs. 2 ROG folgt nicht, dass
fiir die genannten Flussgebietseinhei-
ten jeweils gesonderte Pldane aufge-
stellt werden miissen.

Hochwasser macht nicht an Landes-
grenzen halt. Entsprechend bezweckt
der BRPH eine landeriibergreifende
Betrachtung der Hochwasserrisiken.
Diese Gesamtbetrachtung erfolgt vor
dem Hintergrund der raumordneri-
schen Leitvorstellung einer nachhalti-
gen Entwicklung und Ordnung des Ge-
samtraums des Bundesgebiets. Die
Voraussetzung der Erforderlichkeit fur
die rdumliche Entwicklung und Ord-
nung des Bundesgebietes unter natio-
nalen oder europaischen Gesichts-
punkten ist damit gegeben.

Fir die Vorhabenzuldssigkeit gelten
weiterhin die einschldgigen Fachge-
setze. Eine Uberschreitung der raum-
ordnerischen Kompetenzen ist auch
nach nochmaliger Priifung nicht er-
kennbar.




Der Bund hatte stattdessen die Moglichkeit, fiir einen verbesserten Hochwasserschutz aus-
schlieBlich Grundsatze der Raumordnung zu konkretisieren. § 17 Abs. 3 S. 1 ROG bietet dazu
eine spezielle Rechtsgrundlage.

b) zur Beachtlichkeit der Erforderlichkeitsklausel: Der Verordnungsgeber muss sich hinsicht-
lich seines Raumordnungsplans an die Vorgaben des Raumordnungsgesetzes halten. Dem-
entsprechend muss dem Plan nach § 7 Abs. 5 ROG eine Begriindung hinzugefiigt werden, aus
der sich unter anderem ergibt, ob und gegebenenfalls warum die Voraussetzungen fiir einen
solchen Plan nach § 17 Abs. 2 S. 2 ROG beachtet worden sind. Nach § 17 Abs. 2 ROG setzt die
Aufstellung eines solchen Raumordnungsplans voraus, dass er fir die raumliche Entwicklung
und Ordnung des Bundesgebiets unter nationalen oder europdischen Gesichtspunkten erfor-
derlich ist. Die Erforderlichkeitsklausel wird als bundesstaatlich motivierte Begriindungs-
pflicht verstanden (Grigoleit, in: Kment, ROG, § 17 Rn. 72).

Der Bund muss sich auf wesentliche Koordinationsprobleme der Landerplanung berufen kén-
nen, die entweder die Zielsetzung des Bundes oder der Europaischen Union gefdhrden. Die
Erforderlichkeit eines Raumordnungsplans des Bundes zusatzlich zur Landes- und Regional-
planung stellt, wie in der Kommentierung zu § 17 Abs. 2 ROG klargestellt wird, keineswegs
eine Selbstverstandlichkeit dar, sondern muss sorgfaltig begriindet werden, z. B. durch eine
Gegenlberstellung der von den einzelnen Landern fiir diese Aufgabe bereits gesicherten Fla-
chen und der fir einen effektiven vorbeugenden Hochwasserschutz erforderlichen Flachen
(so ausdriicklich Runkel, in: Spannowsky/Runkel/Goppel, ROG, 2018, § 17 Rn. 43).

Dass eine solche Situation vorliegt, muss mit Blick auf die Planungskompetenz der Lander na-
her erldutert werden. Das gibt die Begriindung des Planentwurfs bislang aber nicht her. Al-
lein der Verweis auf die Folgen des Klimawandels fiir den Hochwasserschutz reicht dafir e-
her nicht.

Zu b) Die Festlegungen erweisen sich
insbesondere im Lichte des liberortli-
chen und fachibergreifenden Koordi-
nierungsauftrages der Raumordnung
als sachgerechte und erforderliche Er-
ganzung zu bestehenden fachgesetzli-
chen und landesplanerischen Regelun-
gen. Weiteres ist insbesondere der
Praambel zu entnehmen.

04 Bayerisches Staatsministerium fiir Landesentwicklung:

Es wird nicht ersichtlich, warum die Regelungen des WHG zum Hochwasserschutz nicht ge-
niigen und deshalb neben den raumordnerischen Festlegungen auf Landes- und Regional-
ebene noch solche auf Bundesebene erforderlich sind.

Hinsichtlich der Erforderlichkeit der
Regelungen wird insbesondere auf die
Ausfuhrungen in der Prdambel und er-
ganzend auf die Begriindungen zu den
einzelnen Festlegungen verwiesen.
Die Festlegungen erweisen sich im
Lichte des Gberortlichen und fach-
Ubergreifenden Koordinierungsauftra-
ges der Raumordnung als sachge-
rechte Ergdnzung bestehender fachge-
setzlicher Regelungen.




21h LK Stade / Landkreistag:
Der Plan in der vorgelegten Fassung erfillt nicht die Ermachtigungsvoraussetzungen des § 17
Abs. 2 ROG.

Hinsichtlich der Erforderlichkeit der
Regelungen wird insbesondere auf die
Ausfiihrungen in der Praambel und er-
ganzend auf die Begriindungen zu den
einzelnen Festlegungen verwiesen.

Hochwasser macht nicht an
Landesgrenzen halt. Entspre-
chend bezweckt der Raum-
ordnungsplan des Bundes
eine landeriibergreifende Si-
cherung im Hinblick auf Hoch-
wasserrisiken vor dem Hinter-
grund der raumordnerischen
Leitvorstellung einer nachhal-
tigen Entwicklung und Ord-
nung des Gesamtraums. Dem
Raumordnungsplan liegt ein
eigenstandiges gesamtraumili-
ches Planungskonzept zu-
grunde, das auf Unterstitzung
der Fachplanung und der Lan-
des-, Regional- und Kommu-
nalplanung angelegt ist und
diesen Planungen einen ebe-
nenspezifischen Konkretisie-
rungsspielraum gibt. Daher
werden die Fachplanung flr
den Hochwasserschutz (Was-
serwirtschaft) und die réaumli-
che Planung auf Landes-, Regi-
onal- und Kommunalebene
durch den Raumordnungsplan
weder ersetzt noch (lediglich)
nachgezeichnet. Vielmehr ist
es Ziel des raumordnerischen
Planungskonzeptes, das Hoch-
wasserrisiko in Deutschland

03 Mineral6lwirtschaftsverband:

Raumordnungsrechtliche Belange der Standorte werden auf Ebene der Bundeslander bzw.
regional mit Raumordnungsbehérden umgesetzt. Der vorliegende Bundesraumordnungsplan
stellt somit eine Doppelregulierung dar.

Dem BRPH liegt ein eigenstadndiges ge-
samtraumliches Planungskonzept zu-
grunde, das auf Unterstiitzung der
Fachplanung und der Landes-, Regio-
nal- und Kommunalplanung angelegt
ist und diesen Planungen einen ebe-
nenspezifischen Konkretisierungsspiel-
raum gibt.

27 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V:
Es ist fraglich, ob die im BRPH enthaltenen ,Ziele” im Einklang mit der Entscheidungskompe-
tenz von Behorden gemaR §§ 73 ff. WHG stehen.

Der Raumordnungsplan ist komple-
mentadr zum Regelungsregime des
Fachrechts (Wasserhaushaltsgesetz)
konzipiert.

17 Unternehmerverbande Niedersachsen:

Welche (Rechts-)Folgen ergeben sich aus der Neu-Einflihrung ,,eines risikobasierten Ansatzes
in der Raumplanung zur Beriicksichtigung differenzierter Aspekte (Empfindlichkeiten, Schutz-
wirdigkeiten)“? Bedarf es hier der Vorlage neuer Fachgutachten durch Vorhabentrager,
wenn Projekte in Risikogebieten geplant werden sollten oder in der Nahe liegen?

Welche Folgen sich fiir die Realisie-
rung von raubedeutsamen MaRnah-
men und Planungen ergeben, kann
nur im Einzelfall beurteilt werden.

22 Verband der Chemischen Industrie:

Welche (Rechts-)Folgen ergeben sich aus der Neu-Einflihrung ,,eines risikobasierten Ansatzes
in der Raumplanung zur Beriicksichtigung differenzierter Aspekte (Empfindlichkeiten, Schutz-
wirdigkeiten)“? Bedarf es hier der Vorlage neuer Fachgutachten durch Vorhabentrager,
wenn Projekte in Risikogebieten geplant werden sollten oder in der Nadhe liegen?

Welche Folgen sich fiir die Realisie-
rung von raubedeutsamen Mafnah-
men und Planungen ergeben, kann
nur im Einzelfall beurteilt werden.

26 Landesplanung Thiiringen:

Grundsétzliche Zweifel an der Vollziehbarkeit der Festlegungen. Wegen des fehlenden Raum-
bezugs und des hohen Abstraktionsgrades wird in Frage gestellt, ob iberhaupt ein Raumord-
nungsplan vorgelegt wurde. Regelungsabsichten sind nicht klar und nachvollziehbar formu-
liert. Adressierte Planungsebenen und Regelungsspielrdume werden nicht klar genug be-
nannt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Die Festlegungen wurden
nochmals insbesondere im Hinblick
auf § 3 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 3 ROG ge-
prift. Zweifel an der Vollziehbarkeit
sind nicht ersichtlich. Der BRPH hat ein
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zu minimieren und dadurch
Schadenspotenziale zu be-
grenzen, indem eine effektive
raumplanerische Hochwasser-
vorsorge insbesondere mit
den folgenden Aspekten zur
Anwendung kommt:

o Bundesweite Harmo-
nisierung raumplane-
rischer Standards zur
besseren Koordinie-
rung des Hochwasser-
schutzes sowie ein auf
die gesamte Flussge-
biets-einheit bezoge-
ner raumplanerischer
Ansatz (Unterlieger-
schutz etc.),

. Einfihrung eines risi-
kobasierten Ansatzes
in der Raumplanung
zur Berticksichtigung
differenzierter As-
pekte (Empfindlichkei-
ten, Schutzwurdigkei-
ten),

o Regelung ,Kritischer
Infrastrukturen” zur
Verbesserung des
Schutzes von Anlagen
von nationaler oder
europdischer Bedeu-
tung.

eigenstandiges gesamtraumliches Pla-
nungskonzept, das auf Unterstiitzung
der Fachplanung und der Landes-, Re-
gional- und Kommunalplanung ange-
legt ist und diesen Planungen einen
ebenenspezifischen Konkretisierungs-
spielraum gibt. Dementsprechend ist
der BRPH auf Konkretisierung der
nachgelagerten Planwerke angelegt.

14 Deutscher Bund der verbandlichen Wasserwirtschaft:

Die vom Plan und insbesondere in Plansatz IIl. 6 (alt) vorgegebene Diskriminierung ist mit
Sachargumenten nicht begriindbar. Der BRPH fuRt im Wesentlichen auf dem nachvollziehba-
ren Wunsch nach einem besseren Hochwasserschutz angesichts der groRen Hochwasser-
schaden der letzten Jahrzehnte und einem fortschreitenden Klimawandel. Uns sind allerdings
Hochwasserschaden infolge des Versagens von Kiistenschutzeinrichtungen in den letzten
Jahrzehnten nicht bekannt. Diese sind auch nicht zu erwarten. Der Klimawandel ist bei der
Dimensionierung der Sturmflutdeiche seit langerem vorsorglich beriicksichtigt. Die vollstan-
dige Missachtung des erreichten Schutzniveaus der Kiistendeiche durch die Interpretation
des Risikoansatzes im BRPH ist in diesem Zusammenhang daher nicht nachvollziehbar. We-
der gibt es einen konkreten Anlass, den Kiistenschutz fiktiv hinweg zudenken und einen rest-
riktiven Risikoansatz hinter Deichen zu erfinden, noch wird es dazu in absehbarer Zeit, also
bis zum Ende dieses Jahrhunderts, Anlass geben.

Damit verstoRt der BRPH selbst gegen die Grundsatze der Raumordnung nach § 2 Abs. 2 Nr.
1 Satz 1 ROG, denn er flihrt zu einer faktischen Zementierung ungleicher Lebensverhaltnisse,
obwohl ein sachlicher Grund fiir diese Ungleichbehandlung nicht besteht.

Im Weiteren ist der Plan nicht mit den Vorgaben des Wasserrechts vereinbar. Die in der Pra-
ambel des BRPH behauptete Komplementaritat zum Fachrecht ist insofern nicht vorhanden.
Sofern der Plan seinen risikobasierten Ansatz auf das Gebiet hinter den Kiistenschutzdeichen
erstreckt, verldsst er die Grundlage des Wasserrechts. Fiir Uberschwemmungsgebiete, bei
deren Festlegung nach § 76 Abs. 1 Satz 1 WHG die Existenz von Deichen zu berlicksichtigen
ist, sieht § 78 WHG bauliche Vorschriften vor, um wasserbedingte Schaden zu verhindern o-
der zu minimieren. Das durch Sturmflutdeiche geschiitzte Kiistengebiet ist jedoch kein Uber-
schwemmungsgebiet, sondern allenfalls Risikogebiet nach § 78b Abs. 1 WHG, sofern Gefah-
renkarten nach § 74 Abs. 2 WHG zu erstellen sind. § 78b Abs. 1 Satz 2 WHG sieht zwar Be-
schrankungen fir die bauliche Ausnutzung in solchen Risikogebieten vor, die Planungsvorga-
ben des BRPH gehen darliber inhaltlich jedoch weit hinaus. Eine Planung, die die inhaltlichen

Auch die Verbesserung des Kiisten-
schutzes ist ein wesentliches Rege-
lungsziel des BRPH. Die Festlegungen
zum Kiistenschutz wurden nochmals
Gberprift und partiell gedandert.
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Schranken aus dem Fachrecht {ibersteigt und Gber die Raumordnung mit eigenen weiterge-
henden Beschrankungen von erheblichem AusmalR und Tragweite ergdnzt, setzt sich lber die
Kompetenzordnung des Grundgesetzes hinweg, indem sie gesetzgeberisches Ermessen mit
eigenem exekutiven Ermessen ersetzt. Der BRPH ist insofern als verfassungswidrig zu be-
trachten.

29 BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft:

Die Festlegungen des Bundesraumordnungsplans Hochwasser (BRPH) haben insbesondere
auch Auswirkungen auf den Ausbau des Ubertragungsnetzes. Die bisherigen Festlegungen
des Entwurfs fiir einen Landeriibergreifenden Raumordnungsplan fiir den Hochwasserschutz
vom 30. April 2021 stellen ein erhebliches Risiko fiir die Netzausbaubeschleunigung dar. Der
BDEW weist ausdriicklich darauf hin, dass es fiir Netzausbauvorhaben explizite Ausnahmere-
gelungen geben muss, um den Erfolg der Energiewende nicht zu gefahrden.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Besondere Erschwernisse
fir den Netzausbau sind in der finalen
Fassung des Plans nicht ersichtlich.

37 SRL Vereinigung fiir Stadt-, Regional- und Landesplanung:

Der Ansatz des BRPH sollte sich in einer europaweiten Zusammenarbeit fortsetzen, da vor
allem die Flussregime Oder, Elbe, Rhein und Inn zugunsten des Bundesgebietes eine Koope-
ration im europdischen Rahmen erfordern. Diese ist aber nur dann glaubhaft, wenn Deutsch-
land und seine Bundesldander zugunsten der europaischen Fluss- Unterlieger MaRBnahmen zur
Hochwasser-Retention ergreifen, vor allem in den Flussregimen von Rhein und Donau. Die
Verordnung des Bundes fiir den landeribergreifenden Hochwasserschutz signalisiert den eu-
ropdischen Nachbarn, dass die Partikularinteressen der Lander (iberwunden werden sollen.
Unter dem Gesichtspunkt der europaischen Zusammenarbeit sind die Bundesraumordnung
und die Verordnung hierzu hinsichtlich der Fluss-Unterlieger ggf. noch nachzuscharfen.

Die angrenzenden Nachbarstaaten
sind im Verfahren nach §§ 19, 7 ROG
beteiligt worden.

07 Gesamtverband der deutschen Versicherungswirtschaft:

Der Ausdruck “eine landerlibergreifende Sicherung im Hinblick auf Hochwasserrisikomanage-
ment” ist mehr zutreffend, was die Verbindung zur EU-Hochwasser-Risikomanagement-
Richtlinie starker sichtbar werden Iasst.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

19 Landesplanung Schleswig-Holstein:

Ein eigenstandiges Planungskonzept ist nicht erkennbar. Dem 2. Entwurf war kein Dokument
mit dem Charakter eines eigenstandigen Planungskonzeptes beigefiigt. Dieses ist nachzu-
reichen bzw. in die vorhandenen Planunterlagen zu integrieren.

Das Planungskonzept ist insbesondere
aus der Praambel ersichtlich.
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Der Raumordnungsplan ist
komplementar zum Rege-
lungsregime des Fachrechts,
dem Wasserhaushaltsgesetz,
konzipiert. Daher erfolgt zum
einen eine weitgehende Be-
zugnahme auf die Definitio-
nen und Gebietskulissen des
Fachrechts, zum anderen eine
verstarkte Beriicksichtigung
von Flachen aulRerhalb von
wasserwirtschaftlich festge-
setzten oder vorlaufig gesi-
cherten Uberschwemmungs-
gebieten. Die Flachen aulRer-
halb dieser Gebiete weisen
statistisch ein zunehmendes
Schadenspotenzial auf.

17 Unternehmerverbande Niedersachsen:

Im Entwurf steht, die Regelungen seien ,komplementar” zum Regelungsregime des Fach-
rechts. In den grundsatzlichen Aussagen dirften die vorliegenden Regelungen jedoch unmit-
telbare Wirkung entfalten und dem Fachrecht vorgehen.

Die Regelungen des Bundesraumord-
nungsplans ersetzen keine fachgesetz-
lichen Regelungen, sondern sind kom-
plementar anzuwenden.

22 Verband der Chemischen Industrie:

Im Entwurf wird ausgefiihrt, dass die Regelungen ,komplementar” seien zum Regelungsre-
gime des Fachrechts. In den grundsatzlichen Aussagen dirften im Vollzug jedoch so verstan-
den werden, dass sie unmittelbare Wirkung entfalten und dem Fachrecht vorgehen.

Die Regelungen des Bundesraumord-
nungsplans ersetzen keine fachgesetz-
lichen Regelungen, sondern sind kom-
plementar anzuwenden.

24g Bezirksregierung Kéln / NRW:
Es kann nicht erkannt werden, wie der BRPH die bestehenden wasserwirtschaftlichen und
landesplanerischen Instrumente unterstitzen kann.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

32e Stadt Diisseldorf / Deutscher Stidtetag:

Gemal Praambel des Planentwurfs ist dieser komplementar zum Fachrecht, dem Regelungs-
regime des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) konzipiert. In der Prdambel wird insbesondere
dargelegt, dass in dem landertbergreifenden Raumordnungsplan eine verstarkte Berlicksich-
tigung von Flachen aullerhalb von wasserwirtschaftlich festgesetzten bzw. vorlaufig zu si-
chernden Uberschwemmungsgebieten erfolgt. Grund dafiir ist, dass die Flichen auBerhalb
dieser Gebiete statistisch ein zunehmendes Schadenspotenzial aufweisen.

Dem wurde mit dem vorherigen Entwurf des Raumordnungsplans Rechnung getragen. Dies
wurde von der Unteren Umweltschutzbehdérde ausdriicklich begriif3t.

In dem nun vorliegenden Planentwurf ist dies jedoch an vielen Stellen nicht mehr umgesetzt.
Es wird dabei auch nicht nachvollziehbar dargestellt, welche fachlichen Griinde zu den Ande-
rungen gefiihrt haben.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass konkretisierende Vorgaben zum Hochwasserschutz
in Form eines landertbergreifenden Raumordnungsplanes seitens der Unteren Umwelt-
schutzbehdérde weiterhin als notwendig angesehen werden. Es wird jedoch bedauert, dass
der nun vorliegende zweite Entwurf deutlich hinter den Vorgaben des ersten Entwurfs zu-
rickbleibt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

19 Landesplanung Schleswig-Holstein:
Streichung des letzten Satzes, da er keinen Sinn ergibt.

Der Anregung wird nicht gefolgt; die
Ansicht wird nicht geteilt.

Der Raumordnungsplan wahrt
die verfassungsrechtliche Pla-
nungshoheit der Lander und

24e Bezirksregierung Detmold / NRW:
Festlegungen sollen vorrangig als Grundsatz und nicht als Ziel formuliert werden, damit der
Gestaltungsspielraum der Landes- und Bauleitplanung gewahrt bleibt.

Die Festlegungen des Plans sind weit
Uberwiegend Grundsatze der Raum-
ordnung. Auch die Zielfestlegungen
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Kommunen. Er ist in weiten
Bereichen auf eine Konkreti-
sierung durch die landeswei-
ten und regionalen Raumpla-
nungen sowie durch die kom-
munale Bauleitplanung ange-
legt. Zudem lassen Regel-Aus-
nahme-Festlegungen den er-
forderlichen Spielraum fiir
passgenaue regional- und
kommunalspezifische Planun-
gen und Mal-nahmen fir den
Hochwasserschutz.

des Plans lassen im zuldssigen Rahmen
Konkretisierungsspielraum

B. Festlegungsteil

Bei den mit ,Z“ gekennzeich-
neten Festlegungen handelt
es sich um Ziele der Raum-
ordnung gemal § 3 Absatz 1
Nummer 2 ROG, bei den mit
,G“ gekennzeichneten Festle-
gungen um Grundsadtze der
Raumordnung gemaR § 3 Ab-
satz 1 Nummer 3 ROG.

19 Landesplanung Schleswig-Holstein:

Es wird gefordert, die Wasser- und Bodenverbande als Adressaten von Grundsdtzen und Zie-
len der Raumordnung zu erganzen, da diese fir die Aufgaben des Hochwasserschutzes ver-
antwortlich sind.

Ziele und Grundsatze der Raumord-
nung entfalten nah MaRgabe des § 4
Abs. 1 ROG Bindungswirkung gegen-
Giber den dort genannten Adressaten.
Dazu kénnen ggf. auch Wasser- und
Bodenverbande gehéren. Der Bund
hat keine Kompetenz, den Adressaten-
kreis Gber § 4 ROG hinaus durch Fest-
legungen im Raumordnungsplan zu er-
ganzen.

l. _Allgemeines

1. Hochwasserrisikomanage-
ment

1.1.1 (Z) Bei raumbedeutsa-
men Planungen und Malinah-
men einschlielllich der Sied-
lungsentwicklung sind die Risi-
ken von Hochwassern nach
Maligabe der bei 6ffentlichen
Stellen verfligbaren Daten zu
prifen; dies betrifft neben der

06 Sachsisches Staatsministerium fiir Regionalentwicklung:
Der Plansatz hat keine Zielqualitat, da ausreichende Bestimmbarkeit und abschliefende Ab-
wagung fehlen. Ein ,Prifauftrag” erfillt nicht die Voraussetzungen eines Zieles.

Die Festlegung erfiillt die Anforderun-
gen eines Ziels der Raumordnung nach
§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Der Prifauftrag
ist verbindlich.

06 a Regionaler Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebirge:
Die Prifpflicht hat keine Auswirkungen auf die weitere Planung und ist dementsprechend
nicht forderlich.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen; die Begriindung wurde
angepasst.
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Wahrscheinlichkeit des Ein-
tritts eines Hochwasserereig-
nisses und seinem raumlichen
und zeitlichen AusmaR auch
die Wassertiefe und die FlieR3-
geschwindigkeit. Ferner sind
die unterschiedlichen Emp-
findlichkeiten und Schutzwiir-
digkeiten der einzelnen
Raumnutzungen und Raum-
funktionen in die Prifung von
Hochwasserrisiken einzube-
ziehen.

Weiterhin stimmen Ziel und Begriindung nicht mehr tiberein. In der Begriindung werden als
zu prifende Aspekte genannt: Wahrscheinlichkeit, zeitlicher und raumlicher Umgriff des
Hochwasserereignisses, die Wassertiefe und die FlieRgeschwindigkeit. Die Empfindlichkeit
und die Schutzwirdigkeit sind als geléoscht markiert. Der Zieltext wurde jedoch nicht entspre-
chend geandert.

15 Freie Hansestadt Bremen:
Die Festlegung hat keinen Zielcharakter.

Die Festlegung erfiillt die Anforderun-
gen eines Ziels der Raumordnung nach
§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Der Prufauftrag
ist verbindlich.

35 Ministerium fiir Landesentwicklung und Wohnen BW:

Da das Ergebnis des Priifauftrags offen ist, sollte die Festlegung als Grundsatz der Raumord-
nung formuliert werden. Es wird darum gebeten, im Plansatz und in seiner Begriindung die
Einschrankung vorzusehen, dass von der Regelung nur raumbedeutsame Planungen und
MaBnahmen erfasst werden.

Die Festlegung erfillt die Anforderun-
gen eines Ziels der Raumordnung nach
§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Der Prifauftrag
ist verbindlich. Die Raumordnung er-
fasst generell nur raumbedeutsame
Planungen und MalRnahmen.

38 Ministerium fiir Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:

a) Warum ist im vorliegenden Entwurf in Satz 1 die Gewerbegebietsentwicklung gestrichen
worden? Hierfir sollte das Ziel gleichermaRen relevant sein.

b) Wiederaufnahme des Satzes 3 der Festlegung 1.1.2 (G): ,,In Gberflutungsgefdahrdeten Berei-
chen, besonders auch in solchen, die durch technische Hochwasserschutzanlagen geschiitzt
sind, soll auf eine Verringerung der Schadenspotentiale hingewirkt, mindestens aber eine Er-
hohung der Schadenspotentiale hingewirkt werden.”

Zu a) Die Siedlungsentwicklung dient
hier als ibergeordneter Begriff und
umfasst auch die Gewerbegebietsent-
wicklung.

Zu b) Der Forderung wird nicht ge-
folgt; die Regelung ist nunmehr z. T.
Bestandteil der Festlegung 11.1.1.

05 Wirtschaftsvereinigung Stahl:

Die Beriicksichtigung von Wassertiefe und FlieRgeschwindigkeit beim Hochwassermanage-
ment fihrt zu erheblichen Riickwirkungen auf die Bewirtschaftung und Weiterentwicklung
des Flusses selbst und droht, notwendige Verdanderungsvorhaben der Wasser- und Schiff-
fahrtsverwaltung mit weiteren, schwer kalkulierbaren Risiken zu belasten.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. An der Auflistung der Pa-
rameter wird festgehalten; eine Risi-

koerhéhung kann nicht erkannt wer-

den.

21h LK Stade / Landkreistag:

Das Ziel sollte in einen Grundsatz umgewandelt werden, weil es zu allgemein und unbe-
stimmt formuliert ist. Es wird nicht klar, wie genau die Risiken von Hochwassern zu beachten
sind. Es wird kein einheitlicher Schwellwert genannt, ab wann ein Hochwasserereignis so
wahrscheinlich ist, dass es zur Verhinderung einer raumbedeutsamen Planung fihrt. Somit

Die Festlegung nur als Grundsatz der
Raumordnung wird als nicht ausrei-
chend angesehen. Die Raumordnung
ist als Stufenplanung auf eine Konkre-
tisierung auf den nachfolgenden Ebe-
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wird dies den nachfolgenden Planungs- und Genehmigungsebenen lberlassen und fiihrt in
der Folge wieder zu einem bundesweit uneinheitlichen Vorgehen.

nen ausgelegt. Auf der Ebene des Bun-
desraumordnungsplanes ist die Festle-
gung hinreichend bestimmt bzw. be-
stimmbar.

24c Bauministerium NRW:

Dieses Ziel enthilt keine inhaltlichen, sondern verfahrensrechtliche Vorgaben. Es ist zumin-
dest fraglich, ob die Vorgaben eines methodischen Vorgehens ein Ziel der Raumordnung sein
koénnen. Bei der Aufstellung der Bauleitpldane sind gem. § 1 Abs. 7 BauGB die 6ffentlichen und
privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwagen. § 1 Abs. 6 BauGB
enthalt einen nicht abschlieBenden Katalog an Belangen, die in der Bauleitplanung zu be-
rlcksichtigen sind. Es ist insofern nicht nachvollziehbar, tiber einen Raumordnungsplan As-
pekte des Hochwasserschutzes als Prifaspekt nachgeordneten Planungsebenen vorzugeben.

Die Festlegung erfiillt die Anforderun-
gen eines Ziels der Raumordnung nach
§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Die Festlegung
erscheint hinreichend bestimmbar
und verhaltnismalig in Relation zur
libergeordneten Ebene der Bundes-
raumordnung, die teils auf eine Kon-
kretisierung auf nachfolgenden Ebe-
nen angelegt ist.

24d REGIONALVERBAND RUHR/ NRW:

Das Ziel verfehlt seine Steuerungswirkung, da es lediglich einen Priifauftrag beinhaltet, ohne
festzulegen, wie mit bestimmten Priifergebnissen umgegangen werden soll. AuRerdem
bleibt es zu allgemein bei den formulierten Anforderungen. Daher wird die Endabgewogen-
heit in Frage gestellt.

Die Festlegung erfillt die Anforderun-
gen eines Ziels der Raumordnung nach
§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Die Bundesraum-
ordnung ist als Stufenplanung auf eine
Konkretisierung auf den nachfolgen-
den Ebenen angelegt. Auf der Ebene
des Bundesraumordnungsplanes ist
die Festlegung hinreichend bestimmt
bzw. bestimmbar und endabgewogen.
Das Prifergebnis wird der Abwéagung
zuganglich gemacht.

26 Landesplanung Thiiringen:

Das Ziel ist in einen Grundsatz zu andern und durch konkrete Kriterien fiir den risikobasierten
Ansatz zu untersetzen oder zu streichen. Begriindung: Es handelt sich nicht um ein Ziel der
Raumordnung. Mit der Festlegung werden weder verbindliche noch raumlich und sachlich
bestimmbare Vorgaben gemacht (vgl. § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG). Der Plangeber gibt vielmehr eine
verfahrensmafige Vorgabe vor, die ein bestimmtes methodisches Vorgehen bei der Bestim-
mung der Risiken von Hochwasser, hier den risikobasierten Ansatz, zum Ziel hat. Ab wann
von einem zu beachtenden Hochwasserrisiko auszugehen ist, wird jedoch nicht naher be-
stimmt. Auch lassen sich die zusatzlichen Parameter "Empfindlichkeit" und "Schutzwiirdig-
keit" nicht durch andere Festlegungen, anerkannte Regeln oder Standards so konkretisieren,
dass sie fiir nachfolgende Planungseben hinreichend bestimmbar waren. Was konkret bei

Die Festlegung erfiillt die Anforderun-
gen eines Ziels der Raumordnung nach
§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Der Prifauftrag
ist verbindlich; die Bewertung des Er-
gebnisses obliegt dem Einzelfall. Der
Bundesraumordnungsplan ist Teil ei-
ner Stufenplanung und daher teils auf
die Konkretisierung auf nachfolgenden
Ebenen angelegt.

Die angesprochene Festlegung erweist
sich in Relation zur libergeordneten
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weiteren Planungen zu beachten ist, ist somit unklar. Die besondere Erwahnung der "Sied-
lungs- und Gewerbegebietsentwicklung" ist nicht nachvollziehbar.

Ebene der Bundesraumordnung als
hinreichend bestimmbar.

04 Bayerisches Staatsministerium fiir Landesentwicklung:
Die Begriffe ,,Risiko", ,,Empfindlichkeit" oder ,Schutzwiirdigkeit" sind inhaltlich wenig be-
stimmt. Die geforderte Konkretisierung in der Begriindung erfolgte nicht.

Erlduterungen finden sich in der Be-
grindung und im Glossar.

07 Gesamtverband der deutschen Versicherungswirtschaft:

Der Ausdruck “Empfindlichkeiten”, der mehrfach verwendet wird, sollte durch “Verletzbar-
keiten gegeniiber einer Uberflutung” ersetzt werden, um die Verbindung zu Anpassung an
den Klimawandel klar hervorzuheben. Demgemal sollte das Glossar zudem mit der zugehori-
gen Erlauterung entsprechend erganzt werden, wie fir den Begriff “Schutzwirdigkeit”.

Zur Begrindung: Erganzung der Nutzen-Kosten-Analyse als transparentes Instrument zur Kla-
rung der VerhaltnismaRigkeit im 3. Absatz.

Eine entsprechende Ergdnzung wird in
der Begriindung aufgenommen.

19 Landesplanung Schleswig-Holstein:

a) Der Handlungsauftrag des ersten Satzes ist nicht eindeutig formuliert. Sinnvoll ist es, fur
raumbedeutsame MaRnahmen eine Betroffenheit durch Hochwasserrisiken zu priifen.

b) Die Festlegung wird als Ziel der Raumordnung abgelehnt und sollte in einen Grundsatz ab-
gestuft werden. Die Vorgaben gehen deutlich (iber die des LEP-Entwurfs 2020 des Landes
Schleswig-Holstein hinaus. Fiir den festgelegten Priifauftrag erfolgt keine genauere Vorgabe
durch den Plangeber.

c) ,Hochwassern“ ersetzen durch ,Hochwasser”

d) Die im Plansatz genannten Kriterien, auf deren Grundlage die verlangte Priifung zu erfol-
gen hat, kdnnen nur Empfehlungen darstellen. Eine Verpflichtung zur Bericksichtigung von
,FlieBgeschwindigkeit” ist nicht sinnvoll, da entsprechende Daten nicht standardmaRig mo-
delliert werden.

e) Im letzten Satz wird verlangt, dass ,,unterschiedliche Empfindlichkeiten und Schutzwiirdig-
keiten der einzelnen Raumnutzungen und Raumfunktionen in die Priifung von Hochwasserri-
siken einzubeziehen” sind. Dieser Satz macht im Hinblick auf den Steuerungsgegenstand
,raumbedeutsame Planungen und MaBnahmen bei der Priifung von Hochwasserrisiken nur
eingeschrankt Sinn. Die Prifung sollte klar auf die Empfindlichkeit und Schutzwiirdigkeit der
im Rahmen von raumbedeutsamen Planungen und MaBnahmen vorgesehenen Nutzungen
und baulichen Anlagen beschrankt werden.

Zu a) Die Stellungnahme wird zur
Kenntnis genommen.

Zu b) Der Bundesraumordnungsplan
ist Teil einer Stufenplanung und daher
teils auf die Konkretisierung auf nach-
folgenden Ebenen angelegt.

Zu d) Die Beriicksichtigung der Daten
hat nur zu erfolgen, soweit diese auch
vorliegen.

Zu e) Die Stellungnahme wird zur
Kenntnis genommen.

24a NRW Wirtschaftsministerium:
Das Ziel sollte in einen Grundsatz umgewandelt werden. Es wird aus Rechtsgriinden fiir prob-
lematisch gehalten, Ziele mit Prifauftragen zu versehen. AulRerdem soll das Ergebnis der

Die Festlegung erfiillt die Anforderun-
gen eines Ziels der Raumordnung nach
§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG; sie erweist sich
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Prifung laut Planbegriindung keinen Einfluss auf die raumbedeutsame Planung oder MaR-
nahme selbst haben. Die geplante Festlegung des BRPH stellt auch materiell keinen Mehr-
wert gegenliber den geltenden Regelungen zur Bericksichtigung der Belange des Hochwas-
serschutzes dar und ist in Bezug auf die bundesweit einheitlich geltenden Regelungen des
WHG und des BauGB im Sinne des § 17 Abs. 2 ROG nicht erforderlich.

auch nach nochmaliger Priifung als
sachgerecht und erforderlich.

30 Hessen Wirtschaftsministerium:

Die Festlegung erfiillt nicht die erforderlichen Voraussetzungen eines Ziels der Raumordnung
gemald § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG, da sie weder ausreichend sachlich und raumlich bestimmbar
noch abschliefend abgewogen ist. Wird nun die geforderte strikte Prifpflicht als ver-
pflichtende Zielvorgabe der Raumordnung interpretiert, bleibt offen, wie mit dem Priifergeb-
nis umzugehen ist. Zumindest in der Planbegriindung sollte klargestellt werden, nach wel-
chen materiellen MaRstaben mit dem Ergebnis umzugehen ist.

Die Festlegung erfiillt die Anforderun-
gen eines Ziels der Raumordnung nach
§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Die Bundesraum-
ordnung ist als Stufenplanung auf eine
Konkretisierung auf den nachfolgen-
den Ebenen ausgelegt. Auf der Ebene
des Bundesraumordnungsplanes ist
die Festlegung hinreichend bestimmt
bzw. bestimmbar.

1.1.2 (G) Bei raumbedeutsa-
men MaRBnahmen zum Hoch-
wasserschutz sollen neben
den fachrechtlich erforderli-
chen Belangen auch wasser-
wirtschaftliche Erkenntnisse
aus vergangenen extremen
Hochwasserereignissen zu-
grunde gelegt werden. Gleich-
falls sollen die volkswirt-
schaftlichen Auswirkungen
dieser Ereignisse zugrunde ge-
legt werden, soweit diesbe-
zugliche Daten und Bewer-
tungskriterien bekannt oder
bei 6ffentlichen Stellen ver-
flgbar sind.

08 Ministerium fiir Inneres, Bauen und Sport des Saarlandes:
Die Umsetzbarkeit der Festlegung wird in Bezug auf die Datengrundlagen hinterfragt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

06 Sachsisches Staatsministerium fiir Regionalentwicklung:
Es ist nicht deutlich, warum sich der Plansatz nur auf raumbedeutsame MalRnahmen, nicht
aber raumbedeutsame Planungen beziehen soll. Planungen sind gleichermalen relevant.

Die Festlegung ist auf nachhaltige
MalBnahmen zum Hochwasserschutz
bezogen ist und hat alle Vorhaben und
Projekte im Blick, die dem Hochwas-
serschutz dienen sollen.

15 Freie Hansestadt Bremen:
Die Festlegung ist entbehrlich, da eine regelmaRige Prifung im WHG normiert ist.

An der Festlegung wird nach nochma-
liger Prifung festgehalten.

24 h Bezirksregierung Miinster / NRW:

Es soll eine Konkretisierung erfolgen, wie volkswirtschaftliche Auswirkungen auf Ebene der
Regionalplanung zu bewerten sind. Weiterhin soll konkretisiert werden, wie ein Nachweis
bei nicht vorhandenen Daten erfolgen kann.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Eine Anderung der Festle-
gung wird nicht fur erforderlich ange-
sehen.

21h LK Stade / Landkreistag:

Bei der geforderten Kosten-Nutzen-Analyse fiir raumbedeutsame MaRnahmen des Hochwas-
serschutzes stellt sich die Frage nach den zu betrachtenden Systemgrenzen dieser Analyse.
Eine ,,Unterbrechung von Lieferketten” — wie in der Begriindung genannt — ist aufgrund ihres
globalen Bezugsrahmens relativ schwer zu quantifizieren und somit einzubeziehen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Eine Anderung der Festle-
gung wird nicht fur erforderlich ange-
sehen.
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26 Landesplanung Thiiringen:

Der Grundsatz ist zu streichen. Begriindung: Der vorbeugende Hochwasserschutz in der
Raumordnung erfolgt vor allem durch Sicherung oder Riickgewinnung von Auen, Riickhalte-
flachen und Entlastungsflachen (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG). Dabei und auch bei der Sicherung von
Flachen flr den technischen Hochwasserschutz erfolgt eine Abstimmung mit der Fachpla-
nung. Es ist nicht erkennbar, mit welchem Ziel indirekte Folgekosten von Hochwasserscha-
den oder projektbezogene Kosten-Nutzen-Analysen einer raumordnerischen Bewertung un-
terzogen werden sollen.

An der Festlegung wird nach nochma-
liger Prifung festgehalten. Es handelt
sich um einen Grundsatz der Raum-
ordnung betreffend konkrete MalR-
nahmen — nicht Planungen wie Raum-
ordnungsplane — fiir den Hochwasser-
schutz. Insofern kann der Argumenta-
tion der Stellungnahme nicht gefolgt
werden.

37 SRL Vereinigung fiir Stadt--, Regional- und Landesplanung:

Hier sollte im letzten Satz , bei 6ffentlichen Stellen verfligbar" ergdanzt werden: , bei 6ffentli-
chen Stellen sowie bei privaten, wie Versicherungswirtschaft, Um weltverbanden, Verbanden
wie der Binnenschifffahrt, Presse und Hinweisen Geschadigter verfligbar”.

Der Anderungsvorschlag wird, obwohl
von der Intention heraus nachvollzieh-
bar, aus Griinden der Verhaltnisma-
Rigkeit nicht Gbernommen.

04 Bayerisches Staatsministerium fiir Landesentwicklung:
Inhalt von raumordnerischen Festlegungen kdnnen nicht reine Vorgaben zu materiellen Be-
wertungskriterien in Fachplanungsprozessen oder zum dortigen fachlichen Vorgehen sein.

Die Festlegung erscheint auch nach
nochmaliger Prifung sachgerecht.

19 Landesplanung Schleswig-Holstein:
Anderung in Satz 2: ,,Gleichfalls sollen der Planung von HochwasserschutzmaRnahmen Kos-
ten-Nutzen-Uberlegungen zugrunde gelegt werden.”

Der Anderungsvorschlag wird nicht
libernommen; es wird kein Mehrwert
erkannt.

24a NRW Wirtschaftsministerium:

Gegen den Grundsatz bestehen Bedenken, da fiir diese Regelung keine Erforderlichkeit im
Sinne des § 17 Abs. 2 ROG besteht, der Aufgabenbereich der Raumordnung nicht betroffen
und ein Mehrwert zu bestehenden Regelungen des WHG nicht erkennbar ist. Der Grundsatz
sollte gestrichen werden.

Der Grundsatz gilt allein fir raumbedeutsame MaRnahmen zum Hochwasserschutz, bei de-
nen bestimmte wasserwirtschaftliche Erkenntnisse und volkswirtschaftliche Auswirkungen
vergangener Hochwasserereignisse berlicksichtigt werden sollen. Damit richtet er sich allein
an die wasserwirtschaftliche Fachplanung und die Trager entsprechender MaRnahmen. Inso-
weit misste mindestens der in der Begriindung genannte Adressatenkreis korrigiert werden.

Die Festlegung wurde nochmals ge-
prift; es bestehen keine Bedenken an
der Erforderlichkeit des Grundsatzes.

Die Erlduterung des Adressatenkreises
in der Begriindung wird modifiziert.

30 Hessen Wirtschaftsministerium:
Im Vergleich zu I.3 bezieht sich diese Planziffer nicht auf raumbedeutsame Planungen, son-
dern nur auf raumbedeutsame MaRBnahmen, was nicht schliissig ist.

Die Festlegung ist auf nachhaltige
Malnahmen zum Hochwasserschutz
bezogen und hat alle Vorhaben und
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Projekte im Blick, die dem Hochwas-
serschutz dienen sollen.

31 Bayern Umweltministerium:

Es sollten nicht nur die wasserwirtschaftlichen Erkenntnisse aus vergangenen extremen
Hochwasserereignissen zugrunde gelegt, sondern alle dokumentierten Ereignisse berlicksich-
tigt werden.

Der Forderung wird aus Griinden der
VerhaltnismaRigkeit nicht gefolgt.

9 2. Klimawandel und -anpas-
sung
10 | 1.2.1(Z) Die Auswirkungen des | 06 Sachsisches Staatsministerium fiir Regionalentwicklung: s. 0.

Klimawandels im Hinblick auf
Hochwasserereignis-se durch
oberirdische Gewasser, durch
Starkregen oder durch in Kiis-
tengebiete eindringendes
Meerwasser sind bei raumbe-
deutsamen Planungen und
MaBnahmen einschliel’lich
der Siedlungsentwicklung
nach Maligabe der bei 6ffent-
lichen Stellen verfligbaren Da-
ten zu prifen.

Es gelten die zu Plansatz I.1.1 gegebenen Hinweise zur mangelnden Zielqualitat entspre-
chend.

06 a Regionaler Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebirge:

Die Prifpflicht hat keine Auswirkungen auf die weitere Planung und ist dementsprechend
nicht férderlich.

Die Priifung liegt nicht im Aufgabenbereich der Adressaten des Zieles und ist nicht leistbar.

Die Festlegung hat Zielcharakter und
kann somit Auswirkungen auch auf
weitere Planungen nach Maligabe des
§ 4 ROG bzw. des § 1 Abs. 4 BauGB ha-
ben.

08 Ministerium fiir Inneres, Bauen und Sport des Saarlandes:
Es wird hinterfragt, ob eine nachvollziehbare Priifung in der Planungspraxis moglich ist.

Konkretisierende Erlduterungen zum
Vorgehen bei der Priifung finden sich
in der Begriindung zur Festlegung.

24 h Bezirksregierung Miinster / NRW:

Es fehlt eine Bewertungsmatrix, wie die Auswirkungen zu beachten sind. Es bleibt offen, wel-
che Auswirkungen des Klimawandels seitens der Raumordnung konkret zu priifen sind. In
diesem Sinne sollten weitere Konkretisierungen erfolgen.

Eine einheitliche Bewertungsmatrix
bezogen auf das gesamte Bundesge-
biet ist schon deshalb nicht zielfih-
rend, weil eine Bewertung immer im
konkreten Einzelfall anhand der ortli-
chen Gegebenheiten zu erfolgen hat.
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Im Ubrigen finden sich konkretisie-
rende Erlduterungen zum Vorgehen
bei der Priifung in der Begriindung zur
Festlegung.

35 Ministerium fiir Landesentwicklung und Wohnen BW:
Im Sinne der Normenklarheit sollte sowohl im Plansatz als auch in seiner Begriindung auf die
»Auswirkungen des Klimawandels” abgestellt werden.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

10 Deutscher Anwaltverein:

Die Festlegung adressiert auch private Vorhabentrager. Es ist zweifelhaft, ob diese zu derarti-
gen Prifungen in der Lage sind. Ohne konkretere Vorgaben, wie eine solche Prifung und mit
Hilfe welcher MaRstdbe oder Kriterien diese geleistet werden soll, bestehen Zweifel an der
hinreichenden Bestimmtheit dieser mit Beachtenspflicht ausgestatteten Zielvorgabe.

Der Festlegung wird auch nach noch-
maliger Prifung ein Zielcharakter ge-
malk § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG zuerkannt.
In Relation zur (ibergeordneten Ebene
der Bundesraumordnung erweist sich
die Festlegung als hinreichend be-
stimmbar. Konkretisierende Erlaute-
rungen zum Vorgehen bei der Prifung
finden sich in der Begriindung zur
Festlegung. Diese sollen zudem durch
die nachgelagerten Planungsebenen
ausdifferenziert werden, sodass auch
private Vorhabentrager, soweit sie
von § 4 ROG erfasst sind, in die Lage
versetzt werden, der auferlegten Pruf-
pflicht in ausreichendem MaRe nach-
zukommen.

21h LK Stade / Landkreistag:

Das Ziel sollte in einen Grundsatz umgewandelt werden, weil es zu allgemein und unbe-
stimmt formuliert ist. Es wird nicht klar, wie genau die ,Auswirkungen des Klimawandels im
Hinblick auf Hochwasser- und Starkregenereignisse sowie Meeresspiegelanstieg" zu beach-
ten sind, wenn entsprechende Daten verfiigbar sind.

An der Festlegung als Ziel der Raum-
ordnung wird nach nochmaliger Pri-
fung festgehalten. Die Festlegung er-
weist sich - in Relation zur ibergeord-
neten Ebene der Bundesraumordnung
- als hinreichend bestimmbar. Konkre-
tisierende Erlauterungen zum Vorge-
hen bei der Prifung finden sich in der
Begriindung zur Festlegung.
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24c Bauministerium NRW:

Dieses Ziel enthilt keine inhaltlichen, sondern verfahrensrechtliche Vorgaben. Es ist zumin-
dest fraglich, ob die Vorgaben eines methodischen Vorgehens ein Ziel der Raumordnung sein
kénnen. Bei der Aufstellung der Bauleitpldne sind gem. § 1 Abs. 7 BauGB die 6ffentlichen und
privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwdagen. § 1 Abs. 6 enthalt
einen nicht abschlieRenden Katalog an Belangen, die in der Bauleitplanung zu bericksichti-
gen sind. Es ist insofern nicht nachvollziehbar, Aspekte des Hochwasserschutzes als Priifas-
pekt Giber einen Raumordnungsplan nachgeordneten Planungsebenen vorzugeben.

Die Festlegung wurde nochmals ge-
prift; sie erfillt die Anforderungen ei-
nes Ziels der Raumordnung nach § 3
Abs. 1 Nr. 2 ROG. Die Festlegung er-
scheint danach als - in Relation zur
Ubergeordneten Ebene der Bundes-
raumordnung, die teils auf eine Kon-
kretisierung auf nachfolgenden Ebe-
nen angelegt ist - hinreichend be-
stimmbar und verhaltnismaRig.

24d REGIONALVERBAND RUHR/ NRW:

Es ist nicht ersichtlich, wie das Ziel zu einer verbesserten Steuerung auf nachfolgenden Pla-
nungsebenen fiihren kann, weil nur eine Priifpflicht besteht. Unbestimmte Begriffe verhin-
dern eine klare Regulierung. Das Thema Starkregenereignisse kann nur effektiv auf der kom-
munalen Ebene angegangen werden, da diese Ereignisse meist sehr begrenzt auftreten.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

26 Landesplanung Thiiringen:

a) Das Ziel ist in einen Grundsatz zu dndern und zu konkretisieren oder zu streichen. Begriin-
dung: Es handelt sich nicht um ein Ziel der Raumordnung. Mit der Festlegung werden weder
verbindliche noch rdumlich und sachlich bestimmbare Vorgaben gemacht (vgl. § 3 Abs. 1 Nr.
2 ROG). Der allgemeine Hinweis auf einen Anstieg von Starkregenereignissen ist viel zu un-
prazise und auch ein klimainduzierter Anstieg der Hochwasserscheitel lasst sich nicht so kon-
kretisieren, dass er fiir nachfolgende Planungsebenen hinreichend bestimmbar wére. Was
genau bei weiteren Planungen zu beachten ist, ist somit unklar.

b) Weiterhin wird auf den Schutz vor Hochwasser infolge des Anstieges unterirdischer Ge-
wasser hingewiesen. Dauerhafte Starkregenereignisse konnen einen Anstieg unterirdischer
Gewasser zur Folge haben. Unterirdische Wasseradern kdnnten bis an die Oberflache treten
oder der Grundwasserspiegel kann bis zum Austritt an der Oberflache insbesondere in raum-
lichen Senken steigen.

Zu a)

Die Festlegung erfiillt die Anforderun-
gen eines Ziels der Raumordnung nach
§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Der Prifauftrag
ist verbindlich; die Bewertung des Er-
gebnisses obliegt dem Einzelfall. Der
Bundesraumordnungsplan ist Teil ei-
ner Stufenplanung und daher teils auf
die Konkretisierung auf nachfolgenden
Ebenen angelegt.

Die angesprochene Festlegung erweist
sich in Relation zur libergeordneten
Ebene der Bundesraumordnung als
hinreichend bestimmbar.

Zu b) Eine entsprechende Erlduterung
wird in der Begriindung aufgenom-
men.

32e Stadt Diisseldorf / Deutscher Stidtetag:
Weiterhin wirde sich der Stadtentwdasserungsbetrieb im Umgang mit den Folgen aus Stark-
regen etwas mehr Gewicht wiinschen. So lieRe sich zum einen der Zusammenhang zwischen

Ein Verweis auf das DWA Merkblatt
119 wird zusatzlich zum Merkblatt Nr.
553 in der Begriindung aufgenommen.
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Starkregen und Hochwasser besser darstellen und zum anderen eine engere Verknilpfung zu
den Werkzeugen und vorhandenen Datengrundlagen (z. B. Starkregengefahrenkarte) und
den Handlungsspielrdumen herstellen. Fiir eine weitere Konkretisierung sollte auf das DWA
Merkblatt 119 hingewiesen werden. Ein Verweis auf das DWA Merkblatt 119 wird vom
Stadtetag selbst aber nur insoweit unterstiitzt, als das dieses Merkblatt auch allgemein
(kostenfrei) zuganglich ist.

16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:

a) Die Festlegung sollte als Grundsatz der Raumordnung gekennzeichnet werden.

b) Klarstellung des sachlichen Bezugs ist notwendig. In der Festlegung heilit es ,,raumbedeut-
samen Planungen und MaRnahmen einschlief8lich der Siedlungsentwicklung”, wahrend die
Begriindung ,,Planungen und MaRnahmen zum Hochwasserschutz” lautet.

Zur Begrindung:

a) Bezogen auf die in der Begriindung beschriebene Erhéhung der Sturmflutrisiken insbeson-
dere an der Nordseekiiste erscheint der Verweis auf die Szenarien des IPCC nicht reprasenta-
tiv.

b) Es ist in die Begrindung zum Plansatz aufzunehmen, welches die 6ffentlichen Stellen sind
(z. B. Wasserbehorden), die verfligbare Daten zu den Auswirkungen des Klimawandels im
Hinblick auf Hochwasserereignisse durch oberirdische Gewasser, durch Starkregen oder
durch in Klistengebiete eindringendes Meerwasser vorhalten.

Zu a) Nach nochmaliger Priifung wird
an der Festlegung als Ziel der Raum-
ordnung festgehalten. Der Prifauftrag
ist verbindlich.

Zu b) Im dritten Absatz der Begriin-
dung werden die Woérter ,,zum Hoch-
wasserschutz” gestrichen.

Zur Begrindung:

Zu a) Die Modellierungen des IPPC
stellen eine wissenschaftlich valide
Grundlage dar, um etwaige Schadens-
potentiale antizipieren zu kénnen und
dadurch zu einer Risikoabwagung zu
gelangen.

Zu b) Die Kompetenz fiir GIS-Daten im
Hochwasserbereich liegt im Wesentli-
chen im Zustandigkeitsbereich der
Wasserwirtschaft der Lander. Eine
weitere Prazisierung kann aufgrund
der Heterogenitat der Organisations-
strukturen der Landerverwaltungen
nicht erfolgen.

07 Gesamtverband der deutschen Versicherungswirtschaft:
Ergdnzung um “Die Auswirkungen des Klimawandels ... sind ... wiederkehrend zu prifen und
ggf. vorausschauend zu beriicksichtigen.”

Der Formulierungsvorschlag wird zur
Kenntnis genommen. Das Wort ,,vo-
rausschauend” wird aufgenommen.
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19 Landesplanung Schleswig-Holstein:

a) Der Plansatz sollte als Grundsatz der Raumordnung gekennzeichnet werden.

b) Die Einschrankung, dass Daten zum Klimawandel nur von 6ffentlichen Stellen einzuholen
sind, sollte zurlickgenommen werden. Neue Erkenntnisse zum Klimawandel stammen in ers-
ter Linie aus wissenschaftlichen Untersuchungen, deren Autoren in der Regel keine offentli-
che Stelle reprasentieren.

Zu a) An der Festlegung als Ziel der
Raumordnung festgehalten. Der Prif-
auftrag ist verbindlich. In Relation zur
Ubergeordneten Ebene der Bundes-
raumordnung ist die Festlegung hin-
reichend bestimmbar und letztabge-
wogen; sie besitzt Zielcharakter.

Zu b) Der Forderung wird aus Griinden
der VerhaltnismaRigkeit nicht gefolgt.
Im Ubrigen nehmen auch die éffentli-
chen Stellen, vor allem die Wasser-
wirtschaftsinstitutionen, die fortlau-
fende Weiterentwicklung der Daten
auf Grundlage aktueller wissenschaft-
licher Erkenntnisse vor.

24a NRW Wirtschaftsministerium:

Gegen die Festlegung bestehen Bedenken. Das Ziel sollte gestrichen oder zumindest in einen
Grundsatz umgewandelt werden. Es wird aus Rechtsgriinden fiir problematisch gehalten,
Ziele mit Prufauftragen zu versehen. Die Festlegung bleibt als reine Verfahrensregelung un-
bestimmt, weil zu Methodik und Priiftiefe keine Aussagen gemacht werden. Es bestehen
Zweifel an der erforderlichen Ableitung des Ziels aus § 17 Abs. 2 ROG und dem Mehrwert ge-
geniber den geltenden Regelungen des WHG und des BauGB.

Zur Begriindung:

Es wird darauf hingewiesen, dass die Begriindung nach wie vor von einer Beachtenspflicht
ausgeht; dies musste an den Inhalt der Festlegung angepasst werden. Die Festlegung bezieht
sich flaichendeckend auf Nordrhein-Westfalen, trifft allerdings u. a. Regelungen fiir lokal be-
grenzt auftretende Ereignisse wie Starkregen. Da sich derartige Auswirkungen des Klimawan-
dels bzw. Ereignisse weder in Bezug auf ihre Intensitat und Wirkung mit ausreichender Be-
stimmtheit beschreiben oder raumlich prognostizieren lassen, fehlen im Planentwurf Hin-
weise dazu, welche Beitrage Landesentwicklungsplane und Regionalpldane zur Umsetzung der
Festlegung leisten kdnnten.

Die Festlegung hat Zielcharakter ge-
mal § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. In Relation
zur Ubergeordneten Ebene der Bun-
desraumordnung ist die Festlegung
hinreichend bestimmbar und letztab-
gewogen; sie besitzt Zielcharakter.
Die Beachtenspflicht in der Begriin-
dung steht im Einklang mit dem
Zielcharakter der Festlegung. Insge-
samt wird den nachgeordneten Pla-
nungsebenen bewusst ein entspre-
chender Spielraum bei der Ausfor-
mung der konkretisierenden Regelun-
gen belassen.

30 Hessen Wirtschaftsministerium:

Die Festlegung erfiillt nicht die erforderlichen Voraussetzungen eines Ziels der Raumordnung
gemall § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG, da sie weder ausreichend sachlich und raumlich bestimmbar
noch abschliefend abgewogen ist.

Die Festlegung hat Zielcharakter ge-
malk § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Der Bundes-
raumordnungsplan ist als Teil einer
Stufenplanung partiell auf Konkretisie-
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Wird nun die geforderte strikte Priifpflicht als verpflichtende Zielvorgabe der Raumordnung
interpretiert, bleibt offen, wie mit dem Prifergebnis umzugehen ist. Zumindest in der Plan-
begriindung sollte klargestellt werden, nach welchen materiellen MalRstdben mit dem Ergeb-
nis umzugehen ist.

rung auf nachfolgenden Ebenen ange-
legt; dies steht einer Zielqualitat nicht
zwingend entgegen. In Relation zur
Ubergeordneten Ebene der Bundes-
raumordnung erweist sich die Festle-
gung als hinreichend bestimmbar.

33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:

Zur Begrindung:

Erster Absatz Satz 4 (,,Ebenso ....) soll wie folgt gedndert werden:

,Dies kann dazu flihren, dass insbesondere bei gleichzeitig in Binnengewassern auftretenden
Hochwasserereignissen die Wasserspiegel im Riickstaubereich ansteigen.”

Die Begriindung wird entsprechend
erganzt.

08 Ministerium fiir Inneres, Bauen und Sport des Saarlandes:
Die ,,Auswirkungen des Klimawandels” sind in der Festlegung nicht hinreichend konkretisiert.

Die Erlduterungen in den Begriindun-
gen zu den Plansatzen .2.1 und 1.2.2
werden, vor dem Hintergrund der ge-
botenen kaskadenartigen Anpassun-
gen auf den nachgelagerten Planungs-
ebenen, auch im Hinblick auf den Kli-
mawandel als ausreichend konkret
eingestuft.

38 Ministerium fiir Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:
Warum ist im vorliegenden Entwurf in Satz 1 die Gewerbegebietsentwicklung gestrichen
worden? Hierfir sollte das Ziel gleichermaRen relevant sein.

Die Siedlungsentwicklung dient hier
als Ubergeordneter Begriff und um-
fasst auch die Gewerbegebietsent-
wicklung.

11

1.2.2 (G) Raumbedeutsame
Planungen und MaRRnahmen
zum Hochwasserschutz sollen
in mittelfristigen Zeitraumen
im Hinblick auf die Auswirkun-
gen des Klimawandels liber-
prift und gegebenenfalls an-
gepasst werden.

11 Freie und Hansestadt Hamburg:
Die Festlegung soll sich auf die vorbereitende Bauleitplanung beschranken.

Es wird nicht plausibel dargelegt, wa-
rum die Festlegung nicht auch fir die
Ebene der verbindlichen Bauleitpla-
nung gelten soll. Denn gerade in Be-
bauungsplanen kdénnen ggf. , parzel-
lenscharf” die erforderlichen Festset-
zungen im Hinblick auf den Klimawan-
del getroffen werden

35 Ministerium fiir Landesentwicklung und Wohnen BW:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. In der Begriindung der
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Die regelmiRige Uberpriifung bestehender HochwasserschutzmaRnahmen ist durch Fachge-
setze gewahrleistet. Insoweit ist eine Festlegung auf einen Zeitraum von 18 Jahren nach der
Anpassung des BRPH nicht zielfilhrend und sollte daher gestrichen werden.

Festlegung finden sich hierzu Erlaute-
rungen. In der Festlegung selbst wird
kein Zeitraum von 18 Jahren genannt;
es ist vielmehr die Rede von ,mittel-
fristigen Zeitraumen®.

38 Ministerium fiir Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:

a) Eine regelmiRige Uberpriifung auf die Auswirkungen des Klimawandels in Bezug auf Pla-
nungen und MalBnahmen des Hochwasserschutzes erfolgt auf einer flussgebietsbezogenen
Planungsebene nach Vorgabe der HWRM-RL und des WHG bereits regelmaRig alle sechs
Jahre. Daher wird die Erforderlichkeit dieser Festlegung in Frage gestellt und ihre Streichung
angeregt.

b) Ferner ist eine zusatzliche Festlegung fiir MaRnahmen des Hochwasserschutzes kontrapro-
duktiv, da es in den Fach- und Flussgebietsgremien der Wasserwirtschaft bereits abge-
stimmte Mechanismen und Vorgehensweisen zur Berticksichtigung des Klimawandels gibt
oder diese in Diskussion sind. Fiir die raumbedeutsamen MaRnahmen des Nationalen Hoch-
wasserschutzprogrammes ist zudem angesichts der sehr langen Umsetzungszeitraume und
hohen Investitionskosten eine langfristige Konzeption erforderlich. Eine Uberpriifung und
gef. Anpassung in den vorgeschlagenen mittelfristigen Zeitrdumen ist nicht zielfihrend.

c) Mit einer Regelung fir MaRnahmen des Hochwasserschutzes greift der Plangeber sehr
wohl in das Fachregime der Wasserwirtschaft ein. Das sollte wie auch in der Praambel sinn-
gemal formuliert unterbleiben.

d) In der Begriindung zum Grundsatz ist formuliert, dass ,,Planungen und MaRnahmen zum
Hochwasserschutz" alle Planungen und MaRRnahmen, die dem Hochwasserschutz dienen sol-
len, betreffen. Das ginge Uber die Bestimmung des Begriffes ,raumbedeutsame Planungen
und MalRnahmen" in der Festlegung sogar noch hinaus. Es bleibt ferner unklar, wo die
Schwelle liegt, ab der eine HWS- MaRnahme als raumbedeutsam gilt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Es wird darauf hingewie-
sen, dass die in der Festlegung gere-
gelte Koordinierung auf landesplaneri-
scher Ebene noch nicht durchgangig
etabliert ist.

05 Wirtschaftsvereinigung Stahl:

Die Festlegung unter Ziffer 1.2.2 (G) ist nicht von der Ermachtigungsnorm des § 17 Abs. 2 ROG
gedeckt. Diese Ermachtigungsnorm betrifft — anders als die Festlegung 1.2.2 (G) BRPH-E —
nicht den Klimawandel, sondern den Hochwasserschutz.

Durch den Klimawandel vergroRert
sich auch das Hochwasserrisiko. Die
Auswirkungen des Klimawandels ste-
hen somit in direkter Verbindung mit
den raumbedeutsamen Planungen
und den MalBnahmen zum Hochwas-
serschutz.

26 Landesplanung Thiiringen:
Der Grundsatz sollte gestrichen werden. Begriindung: Gegenstand der Raumordnung ist die
raumliche Steuerung, die Gestaltung von Raumnutzungskonflikten, jedoch nicht die abstrakt-

Auch nach nochmaliger Uberpriifung
erweist sich die Festlegung als erfor-
derlich und sachgerecht.
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generelle Normierung von Planungs- und Anpassungspflichten. Fiir Festlegungen in Raum-
ordnungsplanen wird zudem regelmalig ein mittelfristiger Zeitraum angesetzt (vgl. § 7 Abs. 1
Satz 1 ROG), die Festlegung ist insoweit entbehrlich.

36 Ministerium f. Wohnen, Bau u. Verkehr BY:

Kritisch gesehen wird weiterhin Ziffer 1.2.2 des Entwurfs, der einen unmittelbaren Hand-
lungsauftrag an die Gemeinden richtet. Demnach sollen MaBnahmen zum Hochwasserschutz
in mittelfristigen Zeitraumen im Hinblick auf die Auswirkungen des Klimawandels Gberpruft
und gegebenenfalls angepasst werden. Dies mag inhaltlich durchaus zweckmaRig sein, be-
gegnet aber gesetzestechnischen Bedenken. Zwar darf die in Art. 28 Abs. 2 Grundgesetz (GG)
verblirgte kommunale Planungshoheit neben formellen Gesetzen durch Rechtsverordnungen
(BVerfGE 26, 228, 237; BVerfGE 56, 298, 309), insbesondere auch durch Raumordnungspro-
gramme (BVerfGE 76, 107, 114) ausgestaltet werden. Wir bitten aber zu prifen, ob der
grundgesetzliche Wesentlichkeitsvorbehalt flr derartig weitgehende Handlungsauftrage an
die Gemeinden nicht eine Regelung im formellen Gesetz notwendig macht. Dem BauGB ist
gerade keine Pflicht zur regelmé&Rigen Uberpriifung von Bauleitplianen zu entnehmen.

Die Festlegung erweist sich auch im
Hinblick auf die kommunale Planungs-
hoheit - im Lichte des tberortlichen
und fachibergreifenden Koordinie-
rungsauftrages der Raumordnung - als
verhaltnismaRig im Hinblick auf die
verfassungsrechtlich garantierte kom-
munale Planungshoheit. Im Ubrigen
kénnen Grundsatze der Raumordnung
im Rahmen einer sachgerechten Ab-
wagung mit anderen 6ffentlichen und
privaten Belangen liberwunden wer-
den.

04 Bayerisches Staatsministerium fiir Landesentwicklung:

Nach hiesiger Auffassung sind planerische Handlungsauftrage an die Lander nicht von der Er-
machtigung in § 17 Abs. 2 ROG gedeckt. Die weiterhin bestehenden Festlegungen mit Hand-
lungsauftrag im Planentwurf werden abgelehnt.

Die Festlegung ist von der Kompetenz
des Bundes aus § 17 Abs. 2 ROG ge-
deckt. Es handelt sich nicht um ein
Ziel, sondern um einen Grundsatz der
Raumordnung. Dieser erweist sich im
Hinblick auf den tberortlichen und
fachiibergreifenden Koordinierungs-
auftrag der Bundesraumordnung als
geboten und verhaltnismaRig.

16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:
Auf welche sachlichen Bezugspunkte sollen die ,,Auswirkungen des Klimawandels” tiberpriift
werden? Es wird um Klarstellung im Plansatz oder in der Begriindung gebeten.

Die Erlduterungen in den Begriindun-
gen zu den Plansatzen 1.2.1 und 1.2.2
werden vor dem Hintergrund der ge-
botenen kaskadenartigen Anpassun-
gen auf den nachgelagerten Planungs-
ebenen als ausreichend konkret einge-
stuft.

19 Landesplanung Schleswig-Holstein:
a) Erganzung des Plansatzes um bestehende Anlagen.

Die Festlegung erfasst auch beste-
hende raumbedeutsame Planungen
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b) Fraglich bleibt, ob der Plangeber ausreichende Kompetenzen hat, um bestehende Anlagen
des Hochwasserschutzes zu priifen. Dies muss dem Fachrecht iberlassen bleiben.

und Malnahmen. Dies ist sachge-
recht, auch wenn entsprechende Anla-
gen regelmalig Bestandsschutz genie-
Ren.

33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:

Malnahmen des Hochwasserschutzes sollten ausgenommen bzw. es sollte ergénzt werden,
dass nach § 73 Abs. 6 WHG eine Uberpriifung bereits im 6-Jahres-Rhythmus gesetzlich nor-
miert ist.

Bei der nach § 73 Abs. 6 WHG vorge-
sehenen Priifung kann es sich auch um
die von der Festlegung geforderte mit-
telfristige Prifung handeln, so dass
den raumordnerischen Anforderungen
an die Festlegung insoweit Genlige ge-
tan wird.

12 Vereinigung der Landesdenkmalpfleger:

Anderung der Festlegung in: ,,Raumbedeutsame Planungen und MaRnahmen, die dem Hoch-
wasserschutz dienen oder ihn beeinflussen, sollen in mittelfristigen Zeitraumen im Hinblick
auf die Auswirkungen des Klimawandels tGberpriift und gegebenenfalls angepasst werden.”

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

12 | 3. Grenziiberschreitende Ko-
ordinierung
13 | 1.3 (G) Raumbedeutsame Pla- | 11 Freie und Hansestadt Hamburg: Die Festlegung wird nach nochmaliger

nungen und MaRnahmen zum
Hochwasserschutz sollen
flussgebietseinheitsbezogen
in dem Umfang koordiniert
werden, wie es nach ihrem In-
halt und Detaillierungsgrad
angemessenerweise verlangt
werden kann. Insbesondere
sollen die Auswirkungen der
Planungen und MaRRnahmen
nach Satz 1 auf die Unterlie-
ger und die Oberlieger be-
ricksichtigt werden. Die Riick-
haltung von Hochwassern soll
Vorrang vor dem Bau von
Hochwasserschutzanlagen in

Der Grundsatz soll entfallen, da bereits gesetzlich im WHG geregelt. Die Auswirkung auf
Ober- und Unterlieger wird bei Planfeststellungverfahren mit gepriift.

Prifung fur erforderlich erachtet.

15 Freie Hansestadt Bremen:

Die Festlegung wird durch das WHG normiert und ist entbehrlich. Planungen im Hochwasser-
schutz unterliegen der Planfeststellungspflicht. In dem Zuge sind bereits die Auswirkungen
auf Ober- und Unterlieger zu priifen.

Die Festlegung wird nach nochmaliger
Prifung fir erforderlich erachtet.

21h LK Stade / Landkreistag:

Die geforderte flussgebietseinheitsbezogene Koordinierung von raumbedeutsamen Planun-
gen und MalRnahmen zum Hochwasserschutz wird begriiRt. Allerdings wiirde die in der Be-
grindung auf Seite 18 genannte Beteiligung der obersten Landesplanungs- und Wasserwirt-
schaftsbehorden, die durch die jeweilige Flussgebietseinheit , berihrt” werden, fiir den Land-
kreis Stade eine Beteiligung dieser Behdrden entlang der gesamten Elbe bedeuten. Dies er-
scheint nicht praktikabel und nicht alltagstauglich.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Eine Koordinierung, die
nicht flussgebietseinheitsbezogen er-
folgt, ware nicht sachgerecht.
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FlieR-richtung wie Deichen ha-
ben, soweit dies mit dem in-
tegralen Ansatz des wasser-
wirtschaftlichen Hochwasser-
risikkomanagements — jeweils
angepasst an die ortliche Situ-
ation — vereinbar ist.

24c Bauministerium NRW:

Hier liest sich der Plan eher wie ein Fachgesetz als ein Raumordnungsplan und richtet sich

u. a. an die Vorhabenzulassung. In Genehmigungsverfahren werden jedoch regelmaRig ge-
bundene Entscheidungen getroffen, ohne hierbei die Ziele und Grundsatze der Raumord-
nung bericksichtigen zu kénnen. Wollte man den Bezug zur Vorhabenzulassung nicht, waren
im Satz 1 des Grundsatzes die Wérter ,und MaBnahmen” zu streichen. Dieser Grundsatz
enthalt keine inhaltlichen, sondern verfahrensrechtliche Vorgaben. Es ist zumindest fraglich,
ob die Vorgaben eines methodischen Vorgehens eine Festlegung der Raumordnung sein kén-
nen.

Die Festlegung kann nach Maligabe
des § 4 ROG auch in Vorhabenzulas-
sungsverfahren Bedeutung erlangen.
Soweit Vorhaben etwa im Wege der
Planfeststellung zugelassen werden,
findet hier regelmaRig eine umfas-
sende Abwagung statt. In Baugeneh-
migungsverfahren findet die Festle-
gung regelmaRig keine Anwendung
(mit Ausnahme bei der Zulassung von
raumbedeutsamen AulRenbereichsvor-
haben, vgl. § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB).

24d REGIONALVERBAND RUHR/ NRW:

In NRW ist der landeribergreifende Austausch und Abgleich von Planungen und MaRnahmen
auch ohne einen landeribergreifenden Raumordnungsplan fiir den Hochwasserschutz ge-
wabhrleistet.

Eine bundesweit einheitliche Regelung
ist vor dem Hintergrund zunehmender
und landeribergreifender Hochwasse-
rereignisse geboten.

24g Bezirksregierung Koln / NRW:
Die Festlegung ist ganz oder zumindest teilweise entbehrlich, weil bereits teilweise oder voll-
standig im Wasserrecht geregelt.

Die Festlegung wird nach nochmaliger
Prifung fir erforderlich gehalten.

37 SRL Vereinigung fiir Stadt--, Regional- und Landesplanung:

Wir begriiRen ausdriicklich den Vorrang der Hochwasser-Riickhaltung vor dem Bau von
Hochwasserschutzanlagen (lber die Ausfiihrungen dazu in der Begriindung hinaus), da dies
ein funktioneller Ersatz fur verlorengegangene, natiirliche Retentionsrdume (Fluss-Auen, Ma-
ander) ist, und da Retentionsrdume ohnehin weitgehend auf die urspriinglich vorhandenen
und mit historischen Karten gut nachweisbaren Flachen zugreifen missen. Dadurch ist auch
in der Offentlichkeit eine hohe Akzeptanz erreichbar, auch {iber Lindergrenzen hinweg.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

04 Bayerisches Staatsministerium fiir Landesentwicklung:

a) Es ist nicht klar, warum in einem Raumordnungsplan geregelt werden muss, was in Gebie-
ten, die nach dem WHG festgelegt sind, unzulassig oder nur in bestimmten Formen zuldssig
ist. Der Festlegung wird weiterhin widersprochen.

b) Unserer Bitte, dass Wort ,koordiniert" durch das Wort ,abgestimmt" zu ersetzen, wurde
nicht nachgekommen. Ziel war es klarzustellen, dass es keine koordinierende und damit fe-
derfiihrende/bestimmende Stelle gibt. Die Forderung nach Konkretisierung der geforderten
Koordinierung wird daher aufrechterhalten.

Zu a) Nach nochmaliger Priifung er-
scheint die Festlegung sachgerecht.
Sie ist komplementdr zum WHG und
orientiert sich an dessen Gebietskulis-
sen.

Zu b) Der Forderung wird auch nach
nochmaliger Priifung nicht entspro-
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chen. In der Begriindung ist klarge-
stellt, dass die "Koordinierung" nicht
gleichbedeutend ist mit dem formel-
len —im ROG geregelten — Abstim-
mungsverfahren im Rahmen der Auf-
stellung eines Raumordnungsplans.

16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:

Zur Begrindung:

Die in Absatz 2 Satz 4 benannte Koordination sollte sich auf oberste landesplanungs- und
Wasserbehorden im Bundesgebiet beschranken.

Die geforderte Beschrankung ware
nicht sachgerecht im Hinblick auf ei-
nen flussgebietseinheitsbezogenen
Hochwasserschutz.

19 Landesplanung Schleswig-Holstein:

a) Der Handlungsauftrag des Grundsatzes bleibt nebulés. Form und Inhalt der anzustreben-
den Koordination sind nicht erkennbar. Offen bleiben auch die Art und der Zweck der ange-
strebten Koordinierung. Auch Grundsatze der Raumordnung miissen aus raumordnungs-
rechtlicher Sicht ein Minimum an sachlicher Bestimmtheit erreichen. Dies ist durch den Plan-
geber nicht ausreichend gelungen.

b) Angesichts der GroRe der Flusseinheiten in Deutschland und der in diesen Rdumen aktiven
hohen Anzahl von Planungstragern diirfen nur die Adressaten fiir den Plansatz benannt wer-
den, von denen realistischer Weise eine Abstimmung in Flusseinheiten verlangt werden
kann. Fir einzelne Bauleitplanungen macht dies jedenfalls keinen Sinn (Problem der grofRen
Zahl).

c¢) Grundsatzlich sollte fiir den Kompetenztitel des Bundes (berpriift werden, ob der Bund
auch Planungstrager fir den Hochwasserschutz zu einer Koordinierung ihrer Fachplanungen
zwingen darf. Hier greift der Bund als Trager der Bundesraumordnung in fachgesetzliche Zu-
standigkeiten ein. Grundsatzlich ist es Sache der wasserwirtschaftlichen Fachplanungen bzw.
des Gesetzgebers flir das Fachrecht zu entscheiden, wie Fachplane fiir den Hochwasser-
schutz koordiniert und abgestimmt werden. Der Raumordnung ist es versagt, das Fachrecht
zu ersetzen oder sich an die Stelle des Fachrechts zu setzen.

d) Raumordnungsrechtlich kann der Bund maximal verlangen, dass Raumordnungspldne
nach Flusseinzugsgebieten im Hinblick auf ihre Festsetzungen zum Hochwasserschutz zwi-
schen Raumordnungstragern abgestimmt werden.

e) Es wird gefordert, die im Grundsatz vorgesehene Koordinierungs- und Abstimmungspflicht
raumbedeutsamer Planungen und MalRnahmen ausschlieBlich auf die Fachplanungen des
Hochwasserschutzes einzugrenzen.

Zu a) Es bestehen keine Bedenken der
hinreichenden Konkretisierung und
damit der Vollziehbarkeit des Grund-
satzes der Raumordnung. Eine wei-
terte Konkretisierung, auch der raum-
lichen Bestimmtheit, kann — soweit sie
erforderlich erachtet werden — auf
Ebene der Landes- und Regionalpla-
nung erfolgen.

Zu b) Eine Einschrankung des Adressa-
tenkreises wird nicht flir sachgerecht
gehalten. Eine Koordinierung braucht
sich nur auf das zu erstrecken, was
nach dem jeweiligen Detaillierungs-
grad und Umfang der Planung in ange-
messener Weise verlangt werden
kann.

Zu c) Der BRPH wurde komplementar
zu den Fachplanungen konzipiert und
ersetzt diese nicht. Bei 1.3 handelt es
sich um einen abwagbaren Grundsatz
der Raumordnung.

Zu d) Die Festlegung adressiert nicht
nur Raumordnungsplane.
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f) Anderung Satz 1: ,Raumbedeutsame Planungen und MaRnahmen zum Hochwasserschutz
sollen flussgebietseinheitsbezogen abgestimmt und deren Auswirkungen auf die Unterlieger
und die Oberlieger dabei beriicksichtigt werden.”

Zu e) Die festgelegte Koordinierungs-
pflicht erweist sich auch nach noch-
maliger Prifung als sachgerecht.

Zu f) Der Forderung wird aus Griinden
der VerhaltnismaRigkeit nicht gefolgt:
Es soll keine formliche Abstimmungs-
pflicht entsprechend § 7 ROG festge-
legt werden.

24a NRW Wirtschaftsministerium:

Der Grundsatz betrifft ausschliefllich raumbedeutsame Planungen und MalRnahmen zum
Hochwasserschutz, so dass eine Umsetzung auf fachplanerischer Ebene eher geboten ist und
eine Festlegung im Raumordnungsplan verzichtbar ist.

An der Festlegung wird auch nach
nochmaliger Priifung festgehalten. Sie
ist nicht zuletzt deshalb erforderlich,
da der Raumordnung ein tberfachli-
cher und gesamtraumlicher Koordinie-
rungsauftrag zukommt.

33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:

a) Satz 1 und 2: MaRRnahmen des Hochwasserschutzes sollten ausgenommen werden, da ins-
besondere Hochwasserschutzanlagen an Gewassern nach § 68 WHG der Planfeststellungs-
pflicht unterliegen. In diesem Zuge sind Auswirkungen auf Ober- und Unterlieger zu priifen.
b) Satz 3 ist entbehrlich, da nach § 67 WHG der Grundsatz zur Erhaltung von Riickhaltefla-
chen ebenso wie der Grundsatz, wonach das naturliche Abflussverhalten von Gewassern
nicht wesentlich verandert werden darf, gilt. Damit ist der wesentliche Inhalt von Satz 3 be-
reits normiert.

Zur Begriindung: Anderung Absatz 2 Satz 4:

,-..eine Abstimmung mit allen obersten Landesplanungs- und Wasserwirtschaftsbehorden...”

Auch nach nochmaliger Priifung er-
scheint die Festlegung fiir einen best-
moglichen Hochwasserschutz sachge-
recht.

14

Il. Schutz vor Hochwasser
ausgenommen Meeresuber-

flutungen

1. Einzugsgebiete nach § 3
Nummer 13 WHG

21j LK Liichow-Dannenberg / Landkreistag:

Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb als raumlicher Bezug fiir die nachfolgenden Regelungen
explizit die Einzugsgebiete nach § 3 Nr. 13 WHG aufgeflihrt sind, da dies das gesamte Bun-
desgebiet umfasst.

Der Geltungsbereich des BRPH um-
fasst das gesamte Bundesgebiet, so
dass es sachgerecht ist, auf die Ein-
zugsgebiete Bezug zu nehmen.

24a NRW Wirtschaftsministerium:

Die Festlegungen im Il. Abschnitt haben fiir NRW flachendeckende Wirkungen fiir Aspekte
der Bodennutzung sowie der Voraussetzung fiir die Ver- und Entsiegelung von Fldachen. Dies
wird abgelehnt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.
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24 h Bezirksregierung Miinster / NRW:
Als Adressaten der Festlegungen sollen ausschlieBlich die wasserwirtschaftlichen Fachbehor-
den benannt werden.

Eine Einschrankung des Adressaten-
kreises der Festlegungen ware nicht
sachgerecht.

15

11.1.1 (G) Bei raumbedeutsa-
men Planungen und Mal3nah-
men in Einzugsgebieten nach
§ 3 Nummer 13 WHG sollen
hochwasserminimierende As-
pekte bericksichtigt werden.
Auf eine weitere Verringerung
der Schadenspotentiale soll
auch dort, wo technische
Hochwasserschutzanlagen
schon vorhanden sind, hinge-
wirkt werden.

35 Ministerium fiir Landesentwicklung und Wohnen BW:

Es ist in der Begriindung klarzustellen, welche Einrichtungen des Wasserabflusses konkret ge-
meint sind. Zudem ist nicht konkretisiert welches hydrologische Ereignis als Bemessungs-
grundlage gewahlt werden soll. Insofern ist davon auszugehen, dass aufgrund der Unbe-
stimmtheit der Formulierungen die Regelung ins Leere lauft.

Nach nochmaliger Priifung erscheint
die Festlegung hinreichend konkret.

25 Niedersachsisches Ministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:
Zur Begrindung:

Formulierung ,,zu simulieren” in Absatz 2 dndern zu ,anzunehmen®, da nicht immer eine Si-
mulation zugrunde liegen muss.

Der Wortlaut wird in ,anzunehmen o-
der zu simulieren” gedandert.

17 Unternehmerverbdnde Niedersachsen:

Unklar ist, inwieweit weitere SchutzmalRnahmen an Anlagen zu erwarten und ob diese ver-
haltnismaRig sein dlrften, wenn bereits heute technische Hochwasserschutzanlagen vorhan-
den sind.

Bei Anwendung des Grundsatzes, der
ggf. im Rahmen der Abwéagung Gber-
wunden werden kann, wird auch die
VerhaltnismaRigkeit im Einzelfall zu
prifen sein.

22 Verband der Chemischen Industrie:

Unklar ist, inwieweit weitere Schutzmallnahmen an Anlagen zu erwarten sind und ob diese
verhaltnismaRig sein dirften, wenn bereits heute technische Hochwasserschutzanlagen vor-
handen sind.

Bei Anwendung des Grundsatzes, der
gef. im Rahmen der Abwéagung Gber-
wunden werden kann, wird auch die
VerhaltnismaRigkeit im Einzelfall zu
prifen sein.

24c Bauministerium NRW:

Hier liest sich der Plan eher wie ein Fachgesetz als ein Raumordnungsplan und richtet sich
u.a. an die Vorhabenzulassung. In Genehmigungsverfahren werden jedoch regelmaRig ge-
bundene Entscheidungen getroffen ohne hierbei die Ziele und Grundsatze der Raumordnung
bericksichtigen zu kénnen.

Wollte man den Bezug zur Vorhabenzulassung nicht, waren im Satz 1 des Grundsatzes die
Worter ,,und MaRRnahmen*“ zu streichen.

Die Festlegung kann nach Malgabe
des § 4 ROG auch in Vorhabenzulas-
sungsverfahren Bedeutung erlangen.
Soweit Vorhaben etwa im Wege der
Planfeststellung zugelassen werden,
findet hier regelmaRig eine umfas-
sende Abwagung statt. In Baugeneh-
migungsverfahren findet die Festle-
gung regelmalig keine Anwendung
(eine Ausnahme gilt fir raumbedeut-
same Aullenbereichsvorhaben nach §
35 Abs. 3 S. 2 BauGB).
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24g Bezirksregierung Koln / NRW:
Die Festlegung ist ganz oder zumindest teilweise entbehrlich, weil bereits teilweise oder voll-
standig im Wasserrecht geregelt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

26 Landesplanung Thiiringen:

Warum hier auf den Begriff Einzugsgebiet nach § 3 Nr. 13 WHG abgestellt wird, ist nicht
nachvollziehbar.

Die gemeindliche Ebene, welche Adressat dieser Festlegung zu sein scheint, wird aus syste-
matischen Griinden kritisch hinterfragt. Damit wiirden Landes- und Regionalplane als Stufen
der Planungshierarchie tbersprungen. Jegliche Vorgaben hinsichtlich der Landnutzung stel-
len einen Eingriff in betriebswirtschaftliche Strukturen und Eigentumsverhaltnisse und somit
in die Agrarstruktur dar ("hochwasserangepasste Art und Weise der Nutzung") und sind je-
weils nur im Einzelfall zu betrachten.

Der Geltungsbereich des BRPH umfasst
samte Bundesgebiet, so dass es sachger
auf die Einzugsgebiete Bezug zu nehmer
die Festlegung ,,raumbedeutsame Planu
MaRnahmen erfasst, richtet sie sich niq
vermutet wird — nur an die gemeindlich
siehe § 4 ROG.

36 Ministerium f. Wohnen, Bau u. Verkehr BY:

Nach der Praambel des Entwurfs soll der Raumordnungsplan komplementar zum Regelungs-
regime des Fachrechts, dem WHG, konzipiert sein. Unseres Erachtens wird das bisherige Re-
gelungsregime durch den Entwurf unklarer, da sich Bestimmungen zur Ausweisung neuer
Siedlungsgebiete und zum Bauen in den Gebietstypen des WHG nach Erlass des Raumord-
nungsplans sowohl aus dem Raumordnungsplan als auch aus dem WHG ergeben. Daher wird
um Prifung gebeten, ob der Plansatz beibehalten werden soll.

Bisher sind samtliche Regelungen im WHG zusammengefasst. Im Entwurf werden Anforde-
rungen an die Bauleitplanung in Einzugsgebieten nach § 3 Nr. 13 WHG gestellt. Solche Anfor-
derungen sind im WHG nicht vorgesehen. Das Gesetz sieht im Vergleich zum BauGB stren-
gere Anforderungen an die Bauleitplanung nur dann vor, wenn ein Uberschwemmungsgebiet
oder ein Risikogebiet vorliegt, nicht aber bei Einzugsgebieten nach § 3 Nr. 13 WHG. Die vor-
gesehenen Bestimmungen sollten, wenn diese als zweckmaRig erachtet werden, systema-
tisch unmittelbar im WHG aufgenommen werden.

Die Bedenken werden nicht geteilt.
Der BRPH orientiert sich an den Ge-
bietskategorien des WHG und greift
diese auf. Fiir eine Anderung des WHG
ware der Gesetzgeber zustandig.

16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:

Die Festlegung erscheint raumlich zu unbestimmt.

Zur Begrindung:

,Siedlungsentwicklung” sowie ,Land- und Forstwirtschaft” sind keine raumbedeutsamen Pla-
nungen oder MaBnahmen nach § 3 Abs. 1 Nr. 6 ROG. Vorschlag zur Umformulierung: ,,raum-
bedeutsame Vorhaben im Bereich der Siedlungsentwicklung sowie in den Bereichen der
Land- und Forstwirtschaft”.

Der Anregung — Anderung in der Be-
grindung — wird gefolgt.
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24a NRW Wirtschaftsministerium:

Der neu angefligte Satz 2 des Grundsatzes und die darauf bezogenen Ergdanzungen in der Be-
grindung sind unpassend, da sich diese inhaltlich nicht auf die gesamten Einzugsgebiete,
sondern nur auf Risikogebiete beziehen lassen.

Zur Begrindung:

Es sollte auf erlauternde, beispielhafte Hinweise zu multifunktionalen Nutzungsformen wie
der Schaffung von Hochwasserriickhalterdumen im Zusammenhang mit der oberflachenna-
hen Rohstoffgewinnung in der Nahe von Flissen und Vorflutern verzichtet werden, da das
Retentionspotential bei den hier lblicherweise anzutreffenden Nassabgrabungen vergleichs-
weise gering ist und Abgrabungen einen erheblichen Eingriff in die Auen darstellen kdnnen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Die Ausfiihrungen in der
Begriindung sind nicht abschlieRend
und haben lediglich erlduternden Cha-
rakter.

33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:

Unklar, was mit ,hochwassermindernden Aspekten” gemeint ist, daher:

Anderung Satz 1:

,Bei raumbedeutsamen Planungen und MaBnahmen in Einzugsgebieten nach § 3 Nr. 13
WHG sollen deren Wirkungen im Hinblick auf den Hochwasserabfluss iberprift werden.”
Zur Begriindung: Anderung Satz 2:

,Eine Reduzierung der Auswirkungen von Hochwasserereignissen kann je...”

Dem Anderungsvorschlag wird nicht
gefolgt; er wiirde nicht dem Rege-
lungszweck entsprechen.

38 Ministerium fiir Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:
Anstelle des Begriffes ,,hochwasserminimierend" sollte der in § 75 WHG fiir die HWRM-Plane
etablierte Begriff ,,hochwasserverringernd" oder ,,hochwassermindernd" verwendet werden.
In der Begriindung wird Ackerbau generell als hochwasserangepasste Nutzung der Landwirt-
schaft bezeichnet. Das ist unzutreffend aufgrund der Anfalligkeit der Boden fiir Erosion, der
geringeren abflussmindernden Wirkung und des mdglichen Schadstoffeintrags in Gewasser.
Extensives Griinland ist hochwasserangepasst.

In der Begriindung ist zudem formuliert, dass beim Hochwasserschutz ,,auch in durch techni-
sche Hochwasserschutzanlagen geschiitzten Bereichen anzusetzen ist", wobei im Folgenden
Bezug zur hochwasserangepassten Bauweise und Anpassung der Nutzung genommen wird.
Dabei handelt es sich um Hochwasservorsorge im Sinne von Flachenvorsorge/Bauvorsorge
und um Eigenvorsorge, nicht aber um Hochwasserschutz im klassischen Sinne (technisch).
Eine entsprechende Umformulierung wird empfohlen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

05 Wirtschaftsvereinigung Stahl:

Der Plansatz beschrankt die potenziellen Bau- und Erweiterungsmoglichkeiten der Unterneh-
men, da nun auch die Gebiete hinter den Deichen Planungsrestriktionen erfahren. Diese Re-
gel ist mit Blick auf die Niederlande unverhaltnismaRig.

Die pauschal vorgetragene Beschran-
kung potentieller Bau- und Erweite-
rungsmoglichkeiten von Unternehmen
kann der Festlegung nicht entnommen
werden. Im Ubrigen handelt es sich
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um einen der Abwagung zuganglichen
Grundsatz der Raumordnung.

16

11.1.2 (Z) In Einzugsgebieten
nach § 3 Nummer 13 WHG ist
hinter Hochwasserschutzanla-
gen der Raum, der aus was-
serwirtschaftlicher Sicht fiir
eine spater notwendige Ver-
starkung der Hochwasser-
schutzanlagen erforderlich
sein wird, von entgegenste-
henden Nutzungen und Funk-
tionen freizuhalten. Gleicher-
malen ist der aus wasserwirt-
schaftlicher Sicht notwendige
Raum fir Deichriickverlegun-
gen von entgegenstehenden
Nutzungen und Funktionen
freizuhalten. Die Satze 1 und 2
gelten nur fur den Fall, dass
den MaBnahmen des Hoch-
wasserschutzes keine uniber-
windbaren Rechte entgegen-
stehen.

06 Sachsisches Staatsministerium fiir Regionalentwicklung:

Dieser Plansatz erfiillt nicht die erforderlichen Voraussetzungen eines Zieles. Er ist weder
ausreichend sachlich und noch raumlich bestimmt und nicht abschlieRend abgewogen.
Aufgabe der Raumordnung ist, die Abwagung zwischen den unterschiedlichen Fachplanun-
gen vorzunehmen. Hier werden ausschlieBlich wasserwirtschaftliche Belange berticksichtigt.
Die Festlegung adressiert u. a. die Trager der Bauleitplanung. Fraglich ist, ob es auf Ebene der
Bundesraumordnung Giberhaupt ein Erfordernis fir diese stark in die kommunale Planungs-
hoheit eingreifende Festlegungen gibt, insbesondere, da die Wasserwirtschaft selbst liber In-
strumente fiir den Hochwasserschutz verfiigt.

Die Festlegung Zielcharakter gemaR §
3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Sie ist auf der
Ubergeordneten Ebene der Bundes-
raumordnung letztabgewogen; sie ist
sachgerecht und erforderlich, um den
lberragenden Gefahren und Schaden,
die Hochwasserereignisse hervorru-
fen, zu begegnen. Sie ist auch verhalt-
nismalig, da es um einen oOrtlich eng
umgrenzten Raum geht. Die nachfol-
genden Ebenen haben im Rahmen der
Konkretisierung und Umsetzung der
Festlegung durchaus einen Ermessens-
spielraum.

11 Freie und Hansestadt Hamburg:
Das Ziel soll als Grundsatz formuliert werden.

Nach nochmaliger Prifung wird an der
Festlegung als Ziel der Raumordnung
festgehalten.

15 Freie Hansestadt Bremen:
Die Festlegung hat keinen Zielcharakter.

Die Festlegung hat Zielcharakter ge-
maf § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Sie ist auf
der Ubergeordneten Ebene der Bun-
desraumordnung letztabgewogen.

27 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V.:

Das Ziel ist zu streichen, da die Nutzung hinter Hochwasserschutzanlagen maoglich bleiben
muss. Das Ziel ist ohne Ausnahmemaglichkeit ausgestaltet und in dieser Form nicht verhalt-
nismaRig.

Die Festlegung wird partiell gedndert.
Im Ubrigen ist eine riickwértige Nut-
zung moglich, soweit der Raum nicht
aus wasserwirtschaftlicher Sicht flr
die Verstarkung von Hochwasser-
schutzanlagen oder Deichverlegungen
erforderlich ist. In diesem rdumlich be-
grenzten Raum missen MaBnahmen
zum Hochwasserschutz uneinge-
schrankt moglich bleiben.
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35 Ministerium fiir Landesentwicklung und Wohnen BW:

Der Plansatz hat keinen Zielcharakter, da ausschlieRlich wasserwirtschaftliche Belange be-
ricksichtigt werden. Aufgabe der Raumordnung als tiberfachliche Gesamtplanung, mit ihrer
Funktion die verschiedenen Raumanspriiche aufeinander abzustimmen, ist hiermit nicht zu
erfillen. Insoweit ist nicht erkennbar, dass der Plansatz abschlieBend abgewogen sein kann.

Die Festlegung hat Zielcharakter ge-
maRk § 3 Abs.1 Nr. 2 ROG. Sie ist auf
der Ubergeordneten Ebene der Bun-
desraumordnung letztabgewogen; sie
ist sachgerecht und erforderlich, um
den Uberragenden Gefahren und
Schaden, die Hochwasserereignisse
hervorrufen, zu begegnen.

10 Deutscher Anwaltverein:

Es ist zweifelhaft, ob sich der fiir die Deichriickverlegung freizuhaltende Raum von den Ad-
ressaten hinreichend bestimmen lasst. Vor allem bei den privaten Vorhabentragern ist unsi-
cher, ob sie diese Flachen eindeutig identifizieren konnen. Angesichts der grundrechtsbeein-
trachtigenden Wirkung solcher Freihaltegebote kdnnte sich daraus ein rechtsstaatliches Defi-
zit ergeben.

Die Festlegung wird partiell gedndert.
In Satz 3 neu wird konkretisiert, wann
ein Raum als erforderlich im Sinne von
Satz 1 der Festlegung anzusehen ist.
Satz 5 neu regelt weitere Ausnahmen.
Insoweit wird dem Bestimmbarkeits-
erfordernis eines Ziels der Raumord-
nung — jedenfalls auf der (obersten)
Ebene der Bundesraumordnung — Ge-
nlge getan.

17 Unternehmerverbande Niedersachsen:

Unklar ist, ob die Vorgabe auch fiir Bestandsanlagen gilt bzw. wie damit umzugehen ist,
wenn bestehende Anlagen in derartigen Gebieten nachgebessert werden sollten. Es ist nicht
auszuschlielRen, dass bereits heute aus verschiedenen Griinden wichtige industrielle Anla-
gentypen (Transformation der Wirtschaft, Versorgung etc.) genau in diesen Arealen liegen.

Es gelten die allgemeinen Grundsatze
zum Bestandsschutz; der Bundes-
raumordnungsplan greift hier nicht
ein. Auf die Satze 4 und 5 neu der
Festlegung wird hingewiesen.

20 Verband der Landwirtschaftskammern:

Bei Deichriickverlegungen ist der Verlust der Nutzbarkeit von Ackerflachen in der Abwagung
zu berlcksichtigen.

Zu Begrindung: nach ,entgegenstehen” soll eingefligt werden: , Auf eingeschrankte Nutzbar-
keit von Ackerflachen in Uberschwemmungsgebieten ist zu achten.”

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen; eine Ergdnzung erscheint
nicht geboten.

21h LK Stade / Landkreistag:

a) Die Wahl des , Einzugsgebietes nach § 3 Nr. 13 WHG" ist als Gebietsspezifizierung fur die
Raumplanung ungeeignet, da ohne weitere raumliche Einschrankung das gesamte Bundesge-
biet unter dieses Planungsregime fallen wiirde (VerhaltnismaRigkeitsgebot von Zielen der
Raumordnung).

Zu a) und b) Die Frage, welcher Raum
im konkreten Fall erforderlich ist, kann
gemal’ der Festlegung unter wasser-
wirtschaftlichen Gesichtspunkten be-
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b) Das Ziel verbindet die raumliche Zuordnung eines ,Einzugsgebietes” mit der raumlichen
Zuordnung , hinter Hochwasserschutzanlagen”, um dann fiir diesen Raum Verstarkungsmal3-
nahmen einzufordern. Hierfir bedarf es aber lediglich einer vorhandenen Hochwasser-
schutzanlage; das Vorhandensein eines (und die zusatzliche Zuordnung zu einem) Einzugsge-
biet(es) ist dafiir unerheblich und tberflissig. Im Ubrigen diirfte I1.1.2 in Niedersachsen
durch die Bauverbotszone nach § 16 Abs. 1 NDG (50 m landseitig vom Deich) gesetzlich um-
gesetzt sein.

c) Bei dem Plansatz stellt sich dartiber hinaus die Frage, ob bei jeder Versiegelung (Errichtung
von Gebauden), die zu einer Verschlechterung des Wasserversickerungs- und Wasserriickhal-
tevermogens des Bodens flihrt, ein Zielabweichungsverfahren durchgefiihrt werden muss,
oder ob dieses gar nicht moglich ist.

stimmt werden, kann also durch An-
frage bei der jeweils zustandigen Was-
serbehorde ermittelt werden.

Zu c) Ob ein grundsatzlich mogliches
Zielabweichungsverfahren durchzu-
flhren ist, kann nur in der jeweils kon-
kreten Situation im Einzelfall beurteilt
werden.

22 Verband der Chemischen Industrie:

Unklar ist, ob die Vorgabe auch fiir Bestandsanlagen gilt bzw. wie damit umzugehen ist,
wenn bestehende Anlagen in derartigen Gebieten nachgebessert werden sollten. Es ist nicht
auszuschlielRen, dass bereits heute aus verschiedenen Griinden wichtige industrielle Anla-
gentypen (Transformation der Wirtschaft, Versorgung, Kiihlwasserversorgung etc.) genau in
diesen Arealen liegen.

Fiir Bestandsanlagen gelten die allge-
meinen Grundsatze zum Bestands-
schutz; der Bundesraumordnungsplan
greift hier nicht ein.

24c Bauministerium NRW:

Es ist zu beflirchten, dass auch die Bereiche hinter Hochwasserschutzanlagen, die bereits
baulich nicht fir den Hochwasserschutz genutzt werden oder die fiir eine andere Nutzung
vorgesehen sind, zurickgenommen werden mussen.

Darliber hinaus ist nicht ersichtlich, welche konkreten Flachen dafiir in welchem Umfang be-
notigt werden und welcher Planungsstand hierfiir zugrunde gelegt wird.

Bereiche hinter Hochwasserschutzan-
lagen, die bereits baulich genutzt wer-
den, genieRen grundsatzlich Bestands-
schutz.

Die Festlegung wird partiell gedndert
und ergdnzt: In Satz 3 neu wird kon-
kretisiert, wann ein Raum als erforder-
lich im Sinne von Satz 1 der Festlegung
anzusehen ist. Satz 5 neu regelt wei-
tere Ausnahmen. Die Frage, welcher
Raum im konkreten Fall erforderlich
ist, kann gemal der Festlegung unter
wasserwirtschaftlichen
Gesichtspunkten bestimmt bzw. durch
Anfrage bei der jeweils zustandigen
Wasserbehorde ermittelt werden.
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21d REGIONALVERBAND RUHR/ NRW:

Dieses Ziel kommt einem Versiegelungsverbot gleich. Die Begriffsdefinition des Einzugsgebie-
tes ist zu weit gefasst. Eine Ausgleichbarkeit des beeintrachtigten Wasserversickerungs- und
Wasserriickhaltevermégens des Bodens in einer angemessenen Frist und im raumlichen und
funktionalen Zusammenhang erscheint uns mit Hinweis auf die raumliche Besonderheit der
Risikogebiete innerhalb der Metropole Ruhr zu weitreichend und kaum umsetzbar. Wegen
der erheblichen Eingriffe in die Entwicklung von Industrie und Wirtschaft ist der Plansatz un-
verhaltnismaRig und nicht akzeptabel.

Die Festlegung wird partiell gedndert
und erganzt: In Satz 3 neu wird kon-
kretisiert, wann ein Raum als erforder-
lich im Sinne von Satz 1 der Festlegung
anzusehen ist. Satz 5 neu regelt wei-
tere Ausnahmen. Damit erweist sich
die Festlegung als verhaltnismaRig und
begriindet gerade kein Ver-
siegelungsgebot.

24g Bezirksregierung Koln / NRW:
Die Festlegung ist ganz oder zumindest teilweise entbehrlich, weil bereits teilweise oder voll-
standig im Wasserrecht geregelt.

Nach nochmaliger Prifung wird die
Festlegung als sachgerecht angesehen.
Sie ist mit den Regelungen des Was-
serhaushaltsgesetzes kompatibel.

26 Landesplanung Thiiringen:

Das Ziel ist in einen Grundsatz zu andern und zu konkretisieren oder zu streichen.
Begriindung: Es handelt sich nicht um ein Ziel der Raumordnung.

Mit der Festlegung werden weder verbindliche noch raumlich und sachlich bestimmbare
Vorgaben gemacht (vgl. § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG). Der aus wasserwirtschaftlicher Sicht notwen-
dige Raum sowie Art und Umfang von Deichverstarkungen lassen sich nicht so konkretisie-
ren, dass sie fiir nachfolgende Planungseben hinreichend bestimmbar waren. Gleiches gilt
fir den notwendigen Raum von Deichriickverlegungen. Zur Bestimmung waren jeweils ei-
gene aufwendige Fachplanungen notwendig. Was genau bei weiteren Planungen zu beach-
ten ist, ist somit unklar.

Die Festlegung hat Zielcharakter ge-
maR § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Im Ubrigen
wird die Festlegung partiell gedndert
und ergdnzt: So wird in Satz 3 neu
konkretisiert, wann ein Raum als er-
forderlich im Sinne von Satz 1 der
Festlegung anzusehen ist.

36 Ministerium f. Wohnen, Bau u. Verkehr BY:

Nach der Praambel des Entwurfs soll der Raumordnungsplan komplementar zum Regelungs-
regime des Fachrechts, dem WHG, konzipiert sein. Unseres Erachtens wird das bisherige Re-
gelungsregime durch den Entwurf unklarer, da sich Bestimmungen zur Ausweisung neuer
Siedlungsgebiete und zum Bauen in den Gebietstypen des WHG nach Erlass des Raumord-
nungsplans sowohl aus dem Raumordnungsplan als auch aus dem WHG ergeben. Daher wird
um Priifung gebeten, ob der Plansatz beibehalten werden sollte.

Bisher sind samtliche Regelungen im WHG zusammengefasst. Im Entwurf werden Anforde-
rungen an die Bauleitplanung in Einzugsgebieten nach § 3 Nr. 13 WHG gestellt. Solche Anfor-
derungen sind im WHG nicht vorgesehen. Das Gesetz sieht im Vergleich zum BauGB stren-
gere Anforderungen an die Bauleitplanung nur dann vor, wenn ein Uberschwemmungsgebiet

Die Bedenken werden nicht geteilt.
Der BRPH orientiert sich an den Ge-
bietskategorien des WHG.

Fiir eine Anderung des WHG wire der
Gesetzgeber zustandig.
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oder ein Risikogebiet vorliegt, nicht aber bei Einzugsgebieten nach § 3 Nr. 13 WHG. Die vor-
gesehenen Bestimmungen sollten, wenn diese als zweckmaRig erachtet werden, systema-
tisch unmittelbar im WHG aufgenommen werden.

37 SRL Vereinigung fiir Stadt--, Regional- und Landesplanung:

Der letzte Satz ,Die Satze 1 und 2 ... keine uniiberwindbaren Rechte entgegenstehen." ware
aus unserer Sicht zu streichen; er schwacht die davor stehenden Bestimmungen unnétig, und
im Fall von ,,uniberwindbaren Rechten” werden diese auch vorgetragen. Dem in der Begriin-
dung angefiihrten VerhaltnismaRigkeitsprinzip wird von einer gut arbeitenden Verwaltung
von sich aus Rechnung getragen.

Die aufgeflihrte Erganzung der Festle-
gung ist ein Abwagungsergebnis aus
dem Beteiligungsverfahren nach ROG
§§ 18, 9 Abs. 2 ROG und wird unter
VerhaltnismaRigkeitsgesichtspunkten
flir sachgerecht gehalten.

13 Verband Deutscher Verkehrsunternehmen:

Vorschlag zur Erganzung: ,Die Satze 1 und 2 gelten nicht, wenn zumutbare Alternativen, den
mit dem Projekt verfolgten Zweck an anderer Stelle ohne oder mit geringeren Beeintrachti-
gungen des Hochwasserschutzes zu erreichen, nicht gegeben sind.”

Die Erganzung wird abgelehnt, weil sie
den Regelungsinhalt der Festlegung
konterkarieren wiirde.

16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:

a) Die Festlegung sollte als Grundsatz der Raumordnung gekennzeichnet werden.

b) Die Festlegung erscheint rdumlich zu unbestimmt.

c) Es ist zu kldren, ob der Handlungsauftrag an die Bauleit- und Regionalplanung von der Er-
machtigungsgrundlage des § 17 Abs. 2 ROG gedeckt ist.

Zu a und b) Nach nochmaliger Priifung
wird an der Zielfestlegung festgehal-
ten. Zweifel an der notwenigen raum-
lichen Bestimmbarkeit sind nicht er-
sichtlich. Die Festlegung ist auf der
Ubergeordneten Ebene der Bundes-
raumordnung letztabgewogen.

Zu c) Die Festlegung ist nach hiesiger
Ansicht von der Kompetenz des § 17
Abs. 2 S. 1 ROG gedeckt.

19 Landesplanung Schleswig-Holstein:

a) Der Plansatz sollte in einen Grundsatz der Raumordnung umgewandelt werden, da das Ziel
nicht hinreichend konkretisiert ist.

b) Ziel darf nicht nur die Sicherung von Raum fiir zukinftig notwendige Verstarkungen sein,
sondern muss auch die bereits jetzt schon erforderlichen VerstarkungsmalRnahmen mit ab-
decken.

Zu a)

Die Festlegung hat Zielcharakter ge-
maf § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Die Festle-
gung ist auf der Ubergeordneten
Ebene der Bundesraumordnung be-
stimmbar gefasst und letztabgewo-
gen.

Zu b) Die Formulierung schlieRt auch
die aktuellen Erfordernisse fiir Ver-
starkungsmalRnahmen ein.
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24a NRW Wirtschaftsministerium:
Es bestehen Bedenken gegen die Festlegung als Ziel.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Am Charakter einer Ziel-
festlegung wird auch nach nochmali-
ger Priifung festgehalten.

30 Hessen Wirtschaftsministerium:

Es ist Aufgabe der Raumordnung als Gberértlicher und tGberfachlicher Gesamtplanung, die
unterschiedlichen Anspriiche an den Raum aufeinander und untereinander abzustimmen.
Eine allein auf die wasserwirtschaftliche Sicht abstellende Erforderlichkeit einer Flachensi-
cherung untergrabt den Planungsauftrag der Raumordnung. Zudem sollten Mindestanforde-
rungen an die aus wasserwirtschaftlicher Sicht erforderliche Flachensicherung formuliert
werden (z. B. an die Datenqualitat).

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Die Festlegung regelt ei-
nen eng umgrenzten Raum; fir diesen
ist der erforderliche Hochwasser-
schutz unabdingbar.

Eine allgemeinglltige Regelung zur
Datenqualitat wird fir nicht erforder-
lich angesehen; dies auch vor dem
Hintergrund, dass die Lander zum Teil
Uber unterschiedliche Daten verfiigen.

33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:
Die Festlegung ist radumlich und sachlich zu unbestimmt und sollte daher in einen Grundsatz
der Raumordnung umgewandelt werden.

Nach nochmaliger Prifung hat die
Festlegung Zielcharakter gemaR § 3
Abs. 1 Nr. 2 ROG. Der Bundesraum-
ordnungsplan ist als Teil einer Stufen-
planung auf Konkretisierung in den
nachfolgenden Ebenen angelegt. Die
Zielfestlegung ist der (ibergeordneten
Ebene der Bundesraumordnung ent-
sprechend in dem MaRe bestimmbar,
dass sie vom Planadressaten ohne gro-
Ren Aufwand konkretisiert und umge-
setzt werden kann. Sie genligt daher
den Anforderungen an ein Ziel der
Raumordnung.

06 Sachsisches Staatsministerium fiir Regionalentwicklung:

Dieser Plansatz erfiillt nicht die erforderlichen Voraussetzungen eines Zieles: Er ist weder
ausreichend sachlich und noch raumlich bestimmt und nicht abschlieRend abgewogen. Dem
Plansatz kommt lediglich Grundsatzqualitat zu.

Nach nochmaliger Priifung hat die
Festlegung Zielcharakter gemal § 3
Abs. 1 Nr. 2 ROG. Der Bundesraum-
ordnungsplan ist als Teil einer Stufen-
planung auf Konkretisierung in den
nachfolgenden Ebenen angelegt. Die
Zielfestlegung ist der (ibergeordneten
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Ebene der Bundesraumordnung ent-
sprechend in dem MaRe bestimmbar,
dass sie vom Planadressaten ohne gro-
Ren Aufwand konkretisiert und umge-
setzt werden kann. Sie genligt daher
den Anforderungen an ein Ziel der
Raumordnung.

17

11.1.3 (Z) Bei raumbedeutsa-

men Planungen und Mal3nah-

men in Einzugsgebieten nach

§ 3 Nummer 13 WHG ist das

natlrliche Wasserversicke-

rungs- und Wasser-riickhalte-
vermogen des Bodens, soweit
es hochwassermindernd wirkt
und Daten Uber das Wasser-
haltevermdgen des Bodens
bei 6ffentlichen Stellen ver-
flgbar sind, zu erhalten oder
zu verbessern. Einer Erhaltung

im Sinne von Satz 1 wird

gleichgesetzt:

1. Eine Beeintrachtigung des
Wasserversickerungs- und
Wasserrickhaltevermo-
gens des Bodens wird in
angemessener Frist in ei-
nem raumlichen und funk-
tionalen Zusammenhang
ausgeglichen.

2. Bei notwendigen Unter-

haltungsmaBnahmen so-
wie Ausbau- und Neubau-
vorhaben von Bundeswas-
serstrafen werden mehr

06 a Regionaler Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebirge:
Infolge des Plansatzes misste fiir jede Versiegelung ein Ausgleich erfolgen, entweder durch

Entsiegelung in der Umgebung oder durch technischen Riickhalt. Dies erscheint unrealistisch.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. lhre Schlussfolgerung
wird nicht geteilt.

25 Niedersachsisches Ministerium fiir Ernahrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:
Die Festlegungen 11.1.3 (Z) und I1.1.4 (G) werden kritisch gesehen, da sie rdumlich und/oder
sachlich das Gleiche betreffen. Dies hatte einen Regelungswiderspruch zur Folge. Denn die
Bindungswirkung eines Ziels ist strikt, die Wirkung eines abwagbaren Grundsatzes deutlich
schwacher. Der Planungstrager muss sich fir eine dieser Bindungswirkungen entscheiden,
damit eine hinreichende Bestimmtheit / Bestimmbarkeit gegeben ist. Es muss herausgear-
beitet werden, dass die Anwendungsbereiche sich unterscheiden. Nicht als Unterschied gel-
ten kann der Umstand, dass bei 11.1.3 Satz 1 als Adressat ausdriicklich die (Trager von) raum-
bedeutsamen Planungen und MaBnahmen genannt sind, wohingegen 11.1.4 Satz 1 sprachlich
offener ist und die Adressaten selbst nicht benennt.

AulRerdem wird die mit Satz 3 er6ffnete Ausnahmemaglichkeit ,,ausgehebelt”, wonach das
nattrliche Wasserversickerungs- und -rlickhaltevermdgen des Bodens zu erhalten ist, was
das nach hiesiger Auffassung einem Versiegelungsverbot gleichkommt.

Da die Einzugsgebiete die gesamte Landesflache lberlagern, wird die Festlegung als unver-
héltnismaRig angesehen. Es wird vorgeschlagen, die Festlegung nicht auf Einzugs-, sondern
auf die Uberschwemmungs- und Risikogebiete gemaR WHG zu beziehen.

Zur Begriindung:

Zu Nr. 2 der Festlegung gibt es keine Erlduterung in der Begriindung, sodass Sinn und Zweck
nicht erkennbar sind.

Die Festlegung 11.1.3 (Z) bezieht sich
auf die Erhaltung des Wasserversicke-
rungs- und Wasserriickhaltevermo-
gens von Béden im Zuge von Planun-
gen und MalBnahmen, und zwar dort,
wo dies hochwassermindernd wirkt.
Im Unterschied dazu regelt 11.1.4 (G)
den Erhalt und die Riickgewinnung
von Retentionsflachen.

Der Hinweis zur Situation in Niedersa-
chen wird zur Kenntnis genommen.
Der Vorschlag zur Begrenzung des
raumlichen Anwendungsbereichs
wirde den bezweckten Hochwasser-
schutz mindern.

11 Freie und Hansestadt Hamburg:
Die Festlegung ist als Grundsatz der Raumordnung vollig ausreichend. Als Ziel der Raumord-
nung wird die Gefahr einer Verhinderungsplanung gesehen.

Eine Verhinderungsplanung wird nicht
erkannt.

21c Landkreis Elbe Elster / Landkreistag:

Eine Konkretisierung auf Ebene der
Bundesraumordnungsplanung wird
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als nur geringfiigige Aus-
wirkungen auf den Hoch-
wasserschutz vermieden.

Die Vorgaben fiir die Art und Weise des Ausgleichs beeintrachtigter Bodenfunktionen sind zu
prazisieren.

nicht fur erforderlich gehalten. Wei-
tere Konkretisierungen muissen einzel-
fallbezogen oder auf nachgelagerten
Planungsebenen erfolgen.

24 h Bezirksregierung Miinster / NRW:
Der Adressat muss die untere Planungsebene (Bauleitplanung) sein, nicht die Regionalpla-
nung. Hier sollte eine entsprechende Klarstellung erfolgen.

Eine Einschrdankung des Adressaten-
kreises wird nicht fur sachdienlich er-
achtet.

35 Ministerium fiir Landesentwicklung und Wohnen BW:

Nummer 2 des Plansatzes sollte wie folgt umformuliert werden:

Der Zusatz ,mehr als nur geringfligig” ist zu streichen. Auch sollte hier, ebenso wie bei Num-
mer 1, ein Ausgleich erfolgen, wenn die Auswirkungen auf den Hochwasserschutz nicht ver-
mieden werden kdnnen.

Die Festlegung ist auf das Fachrecht
abgestimmt.

10 Deutscher Anwaltverein:
Es bestehen Zweifel an der Bestimmtheit der Festlegung, da private Vorhabentrager die Eig-
nung des Bodens fiir die Versickerung oder Riickhaltung nicht hinreichend bewerten kénnen.

Nach nochmaliger Prifung werden die
Zweifel an der Zielqualitdt gemal § 3
Abs. 1 Nr. 2 ROG nicht geteilt. Die an-
gesprochene Bewertung kann bei der
zustandigen Fachbehorde erfragt oder
von dieser vorgenommen werden.

21h LK Harz / Landkreistag:

Nach ,,des Bodens” im ersten Satz soll eingefligt werden: ,,insbesondere auch in bewaldeten
Gebieten” weil durch den Klimawandel beeinflusstes flaichendeckendes Waldsterben dazu
fihrt, dass durch den Wegfall der Interzeptions- und Transpirationsleitung der Waldbestande
die Gesamtverdunstungsmenge abnimmt und damit die Abflussmenge in die angrenzenden
Oberflachengewasser zunimmt.

Eine Erganzung der Festlegung wird
nicht fur erforderlich angesehen.

21h LK Stade / Landkreistag:

Die Wahl des , Einzugsgebietes nach § 3 Nr. 13 WHG" als Gebietsspezifizierung ist fir die
Raumplanung ungeeignet, da ohne weitere raumliche Einschrankung das gesamte Bundesge-
biet unter dieses Planungsregime fallen wiirde (VerhaltnismaRigkeitsgebot von Zielen der
Raumordnung).

Die Wahl des , Einzugsgebietes nach §
3 Nr. 13 WHG" als Gebietsspezifizie-
rung ist geboten, da auch aulRerhalb
von festgesetzten Uberschwem-
mungsgebieten und Risikogebieten
eine Betrachtung hochwasserminimie-
render Aspekte erfolgen soll.
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24c Bauministerium NRW:

Der Bezugsraum dieser Festlegung dirfte das gesamte Bundesgebiet sein. Jede Art der Be-
bauung vermindert das Wasserversickerungs- und Wasserriickhaltevermogen des Bodens. Es
ist zu beflirchten, dass jede Bebauung im Einzugsgebiet eines oberirdischen Gewassers ein-
geschrankt oder zumindest eine Versiegelungskompensation eingefiihrt wird.

Dieses Ziel stellt mehr eine Fachplanung mit Bezug zum Bodenrecht dar als eine Festlegung
des libergeordneten Raumordnungsrechts.

Die Festlegung bezieht sich nicht auf
einzelne bauliche Anlagen, sondern
auf raumbedeutsame Planungen und
Malnahmen. Eine generelle Versiege-
lungskompensation fiir bauliche Anla-
gen wird durch das Ziel nicht verlangt.

21d REGIONALVERBAND RUHR/ NRW:

Dieses Ziel kommt einem Versiegelungsverbot gleich. Die Begriffsdefinition des Einzugsgebie-
tes ist zu weit gefasst. Eine Ausgleichbarkeit des beeintrachtigten Wasserversickerungs- und
Wasserrickhaltevermogens des Bodens in einer angemessenen Frist und im rdumlichen und
funktionalen Zusammenhang erscheint uns mit Hinweis auf die raumliche Besonderheit der
Risikogebiete innerhalb der Metropole Ruhr zu weitreichend und kaum umsetzbar. Wegen
der erheblichen Eingriffe in die Entwicklung von Industrie und Wirtschaft ist der Plansatz un-
verhaltnismaRig und nicht akzeptabel.

Die Festlegung bezieht sich nicht auf
einzelne bauliche Anlagen, sondern
auf raumbedeutsame Planungen und
Malnahmen. Eine generelle Versiege-
lungskompensation fiir bauliche Anla-
gen wird durch das Ziel nicht verlangt.
Eine UnverhaltnismaRigkeit kann nicht
erkannt werden.

24g Bezirksregierung Koln / NRW:

Hinsichtlich dieser Festlegung bestehen ernste Bedenken. Das Ziel wird auf die gesamten Ein-
zugsgebiete nach § 13 WHG und auf die dort vorhandenen hochwassermindernd wirkenden
Boden bezogen. Samtliche Béden der Region Koln sind grundsatzlich einem Einzugsgebiet zu-
zuordnen, weisen ein bestimmtes Wasserriickhaltevermogen auf und tragen damit in gewis-
sem Male zur Hochwasserriickhaltung bei. Vor diesem Hintergrund bestehen Bedenken in
Bezug auf die Anwendbarkeit und Bestimmbarkeit des Ziels. Sofern es bei einer Zielformulie-
rung bleiben soll, ist eine fiir die Anwendung praktikable rdumliche und sachliche Konkreti-
sierung erforderlich. Dies gilt gleichermaRen auch fir die nun ergdnzten Regelungen, die auf
einen , Ausgleich in rdumlichen und funktionalen Zusammenhang in angemessener Frist“ ab-
zielen. Es ist nicht erkennbar, wie diese flir raumbedeutsame Planungen und MaRnahmen
vorgesehene verbindliche Vorgabe umgesetzt werden soll, bzw. wie es konkret ermaoglicht
werden kann, deren Einhaltung auf nachfolgenden Ebenen (z. B. Regionalplan, Flachennut-
zungsplan) ,in angemessener Frist” sicherzustellen. Sofern kiinftige Siedlungsentwicklungen
nur dann moglich sein sollen, wenn gleichzeitig bestehende Entwicklungen zum Ausgleich
aufgegeben werden, wird dies in der Region K&In nicht mit den landesplanerischen Vorgaben
zu einer bedarfsgerechten Siedlungsentwicklung in Einklang zu bringen sein. Sofern ander-
weitiger Ausgleich (z. B. durch Riickhalteeinrichtungen) vorzusehen ist, wird dies i. d. R. zu-
satzliche Flachen beanspruchen, die fiir anderen Nutzungen (z. B. Landwirtschaft) verloren
gehen und zu einer weiteren Verscharfung der hohen Flachennutzungskonkurrenzen in der
Region flihren.

Die Festlegung ist in Relation zur (iber-
geordneten Ebene der Bundesraum-
ordnung letztabgewogen und hinrei-
chend raumlich bestimmbar. Die Er-
haltung der Versickerungsfahigkeit
von Bbden erscheint fiir einen ada-
guaten Hochwasserschutz sachge-
recht und erforderlich.
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26 Landesplanung Thiiringen:

Das Ziel ist zu streichen. Begriindung: Es handelt sich nicht um ein Ziel der Raumordnung.
Mit der Festlegung werden weder verbindliche noch raumlich und sachlich bestimmbare
Vorgaben gemacht (vgl. § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG). Die Vorgaben lassen sich nicht so konkretisie-
ren, dass sie flr nachfolgende Planungseben hinreichend bestimmbar waren.

Die Zielrichtung dieser Festlegung wird aber auch ganz grundsatzlich als zu weitgehend ein-
geschétzt. Im Zweifel waren beispielsweise bauliche Nutzungen (Versiegelung) oder be-
stimmte landwirtschaftliche Tatigkeiten ohne Abweichungsmaoglichkeit groRraumig betrof-
fen. Dies ware insbesondere deshalb der Fall, weil nicht auf die konkrete Notwendigkeit ei-
nes bestimmten Wasserversickerungs- und Wasserriickhaltevermégens vor dem Hintergrund
tatsachlicher Hochwasserrisiken in einem bestimmten Raum abgestellt wird und der ver-
meintliche Zielcharakter eine strikte Beachtenspflicht auslésen soll.

Der Bundesraumordnungsplan ist als
Teil einer Stufenplanung auf Konkreti-
sierung in den nachfolgenden Ebenen
angelegt. Die Zielfestlegung ist der
libergeordneten Ebene der Bundes-
raumordnung entsprechend in dem
MaRe bestimmbar, dass sie vom Plan-
adressaten konkretisiert und umge-
setzt werden kann.

36 Ministerium f. Wohnen, Bau u. Verkehr BY:

Nach der Praambel des Entwurfs soll der Raumordnungsplan komplementar zum Regelungs-
regime des Fachrechts, dem WHG, konzipiert sein. Unseres Erachtens wird das bisherige Re-
gelungsregime durch den Entwurf unklarer, da sich Bestimmungen zur Ausweisung neuer
Siedlungsgebiete und zum Bauen in den Gebietstypen des WHG nach Erlass des Raumord-
nungsplans sowohl aus dem Raumordnungsplan als auch aus dem WHG ergeben. Daher wird
um Prifung gebeten, ob der Plansatz beibehalten werden sollte.

Bisher sind samtliche Regelungen im WHG zusammengefasst. Im Entwurf werden Anforde-
rungen an die Bauleitplanung in Einzugsgebieten nach § 3 Nr. 13 WHG gestellt. Solche Anfor-
derungen sind im WHG nicht vorgesehen. Das Gesetz sieht im Vergleich zum BauGB stren-
gere Anforderungen an die Bauleitplanung nur dann vor, wenn ein Uberschwemmungsgebiet
oder ein Risikogebiet vorliegt, nicht aber bei Einzugsgebieten nach § 3 Nr. 13 WHG. Die vor-
gesehenen Bestimmungen sollten, wenn diese als zweckmaRig erachtet werden, systema-
tisch unmittelbar im WHG aufgenommen werden.

Die Bedenken werden nicht geteilt.
Der BRPH orientiert sich an den Ge-
bietskategorien des WHG und greift
diese auf.

Fiir eine Anderung des WHG wire der
Gesetzgeber zustandig.

37 SRL Vereinigung fiir Stadt--, Regional- und Landesplanung:

Unter ,,2. Bei notwendigen UnterhaltungsmalRnahmen ..." ware u. E. zu prifen, ob der Begriff
,Bundeswasserstrallen" durch die Streichung von ,,Bundes" ggf. auch auf andere ,Wasser-
strallen" erweitert werden kann.

Die Festlegung in ihrer jetzigen Form
entspricht ihrem Regelungszweck.

Ministerium fiir Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz Landes Brandenburg:

Die Begriindung wird entsprechend
angepasst.
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Der in der Begriindung formulierte Satz ,So wird dies gegebenenfalls in Uberschwemmungs-
gebieten nach § 76 Absatz 2 und 3 WHG, wo im Uberschwemmungsfall ein schneller Wasser-
abfluss angezeigt ist, differenziert zu betrachten sein." sollte um den durchgestrichenen Satz-
teil gekiirzt werden. Die Begriindung dafiir ist, dass in Uberschwemmungsgebieten nach § 76
Absatz 2 und 3 WHG (die i. d. R. den Uberfluteten Flachen bei einem HQ100-Abfluss entspre-
chen) nicht grundsatzlich ein schneller Wasserabfluss zu begiinstigen ist, sondern in diesen
Gebieten fiir den Riickhalt relevante Flachen und Mallnahmen enthalten sind, die dem ggf.
sogar entgegenwirken. Die Aussage , differenziert zu betrachten sein" stiitzt dies.

16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:

a) Die Festlegung sollte als Grundsatz der Raumordnung gekennzeichnet werden.

b) Die Festlegung erscheint rdumlich zu unbestimmt.

Zur Begrindung:

a) Es wird nicht klar, was mit einer angemessenen Frist gemeint ist; somit scheint die ab-
schlielende Abgewogenheit fraglich.

b) Eine Erhohung und Verbreiterung von Deichen ist auf der MaRstabsebene der Landes- und
Regionalpldne nicht relevant.

Zu a) und b): Nach nochmaliger Pri-
fung bestehen keine Bedenken am
Zielcharakter der Festlegung gemal §
3 Abs. 2 Nr. 1 ROG.

Zur Begrindung: Fiir die Ebene der
Bundesraumordnung ist diese Formu-
lierung hinreichend konkret. Es han-
delt es sich um einen unbestimmten
Rechtsbegriff, der im jeweiligen Einzel-
fall zu konkretisieren ist.

19 Landesplanung Schleswig-Holstein:

a) Die Festlegung sollte als Grundsatz der Raumordnung gekennzeichnet werden.

b) Satz 2 Nr. 2 sollte umformuliert oder gestrichen werden. Der Zusammenhang zu Satz 1 ist
nicht erkennbar.

Nach nochmaliger Prifung wird eine
Festlegung als Ziel der Raumordnung
weiter flr sachgerecht gehalten. Auch
Satz 2 Nr. 2 erscheint sachgerecht.

24a NRW Wirtschaftsministerium:

a) Gegen die Festlegung als Ziel bestehen erhebliche rechtliche Bedenken. Es sollte gestri-
chen oder in einen Grundsatz umformuliert werden.

b) Da das Ziel sich grundsatzlich auf vergleichbare Sachverhalte wie der Grundsatz I1.1.1 be-
zieht, besteht zwischen beiden Festlegungen ein Regelungskonflikt.

c) Das Ziel macht die einschrankenden Regelungen davon abhangig, dass 6ffentliche Daten
Uber das Wasserrlickhaltevermogen des Bodens verfligbar sind. Aus nordrhein-westfalischer
Sicht wird die Wirkung des restriktiven Ziels damit aber nicht eingeschrankt, sondern eine
Benachteiligung zu den Raumen manifestiert, in denen moglicherweise entsprechende Daten
bislang nicht erhoben wurden. Bei einer die Bundeslander belastenden Festlegung im BRPH
ist vorauszusetzen, dass alle Rdume in gleicher Weise behandelt werden und die Wirkung

Zu a) Die Festlegung hat Zielcharakter
gemaR § 3 Abs. 2 Nr. 1 ROG.

Zu b) Ein Regelungskonflikt zwischen
I1.L1.1 und 11.1.3 ist nicht zu erkennen.
Zu c) Aufgrund der unterschiedlichen
Datenverfligbarkeiten in den Landern
wird der Begriff auf der Ebene der
Bundesraumordnung nicht weiter pra-
zisiert und es werden auch keine Stan-
dardkriterien festgelegt.

Zu d) Die Einschrankung ist sachge-
recht und aus Griinden der notwendi-
gen Bestimmbarkeit erforderlich.
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des Ziels nicht vom Zufall vorhandener Daten abhangig gemacht wird. Daher kann ein ent-
sprechendes Ziel erst nach Festlegung einheitlicher Kriterien fiir das gesamte Geltungsgebiet
des Plans ausreichend bestimmt und endabgewogen sein.

d) Der Begriff der ,hochwassermindernden Wirkung” bleibt im Ziel und der Begriindung un-
bestimmt. Die Beurteilung, ob das Hochwasser im konkreten Einzelfall tatsachlich gemindert
wird, bleibt laut der Begriindung zum Ziel der ortlich zustandigen Wasserwirtschaftsbehorde
vorbehalten. Das Ziel wiirde daher dazu fithren, dass die Raumentwicklungsplanung und die
kommunalen Bauleitplanungen teils groRflachig vom Votum bzw. Veto der jeweiligen Was-
serwirtschaftsbehorde abhangen wiirde. Dieses widerspricht dem Rechtsregime des § 7
Abs. 2 ROG fir Raumordnungspldne und des § 1 Abs. 7 BauGB fiir die Bauleitplanung.

e) Die Mehrzahl der raumbedeutsamen Planungen und MalRnahmen dienen der Siedlungs-
und Verkehrsentwicklung oder der Deckung von Versorgung und Entsorgung und sind daher
zwangslaufig auch mit der Inanspruchnahme von Boden verbunden. Die Erhaltung oder Ver-
besserung des natiirlichen Wasserversickerungs- und Wasserriickhaltevermoégens kann bei
diesen raumbedeutsamen Planungen und MalRnahmen naturgemal nicht erfiillt werden,
wird durch das Ziel allerdings zu einer ausnahmslosen Voraussetzung erhoben.

f) Es wurde erganzend festgelegt, dass eine Beeintrachtigung des Wasserversickerungs- und
Wasserriickhaltevermégens des Bodens auch in angemessener Frist in einem rdumlichen und
funktionalen Zusammenhang ausgeglichen werden kann. Die detaillierten, letztlich aber ab-
schlieBend durchdrungenen Darlegungen zu AusgleichsmalRnahmen lassen erkennen, dass
der Entwurf des Raumordnungsplans hier unangemessen weit in den Bereich der Fachpla-
nung eindringt.

g) § 78d Abs. 3 WHG enthalt bereits Regelungen zur vorrangigen Erhaltung der natirlichen
Wasserversickerungs- und Wasserriickhaltevermégen von Béden. Die Regelung des § 78d
Abs. 3 WHG wird allerdings auf sog. ,Hochwasserentstehungsgebiete” bezogen, welche al-
lein durch die Lander nach differenzierteren Kriterien (z. B. auch unter Einziehung der
Hangneigungen) erlassen werden konnen. Die Festlegung geht unangemessen pauschalie-
rend Uiber eine vorhandene Regelung in § 78d Abs. 3 WHG zur vorrangigen Erhaltung der na-
tlrlichen Wasserversickerungs- und Wasserriickhaltevermégen von Béden hinaus.

Zu e) Die Festlegung gilt nur fir Gege-
benheiten, in denen eine Minderung
von Hochwassern moglich ist; zudem
ist eine Ausgleichsmoglichkeit vorge-
sehen.

Zu f) Es ist nicht zu erkennen, dass der
BRPH seine raumordnerische Kompe-
tenz Giberschreiten wirde.

Zu g) Das WHG enthalt diesbeziglich
keine abschlieBenden Regelungen,
Uber die der Raumordnungsplan in un-
zuldssiger Weise hinausgehen wiirde.

30 Hessen Wirtschaftsministerium:

Die Festlegung erfiillt nicht die erforderlichen Voraussetzungen eines Ziels der Raumordnung
gemall § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG, da weder die hinreichende sachliche noch die raumliche Be-
stimmbarkeit gegeben ist. Grundsatzlich verfliigen Béden - in unterschiedlicher Weise - iber
ein natirliches Wasserversickerungs- und Wasserriickhaltevermégen. Warum nur Béden ge-
sichert werden sollen, soweit diese hochwassermindernd wirken, erschlieBt sich nicht.

Zur Begrindung:

Nach nochmaliger Priifung bestehen
keine Bedenken am Zielcharakter der
Festlegung gemaR § 3 Abs. 2 Nr. 1
ROG.

Die Kriterien, wann Bdden liber eine
hinreichende hochwassermindernde
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Die Begriindung enthalt keine Kriterien, wann Béden im Sinne der Planziffer 11.1.3 iber eine
hinreichende hochwassermindernde Wirkung verfiigen. Dem Hinweis auf den Bezugsraum,
der samtliche Einzugsgebiete nach § 3 Nr. 13 WHG umfasst, fehlt die raumliche Bestimmt-
heit. Zu beriicksichtigen ist zudem, dass die Erhaltung und Verbesserung des Wasserriickhal-
tevermogens nicht allein mit den Instrumenten der Raumordnung erhalten und verbessert
werden kann, vielmehr sind auch weitere Akteure zu adressieren (z. B. landwirtschaftliche
Bodennutzung).

Wirkung verfligen, sind von der ortli-
chen Situation abhangig; sie kénnen
durch die fiir die Wasserwirtschaft zu-
standige Behorde bestimmt werden.

08 Ministerium fiir Inneres, Bauen und Sport des Saarlandes:
Die Festlegung ist inhaltlich und im Hinblick auf die umsetzenden Stellen zu unspezifisch.

Die Festlegung erscheint auch nach
nochmaliger Prifung sachgerecht.

12 Vereinigung der Landesdenkmalpfleger:

Ergdnzung in der Begriindung:

,Beispielsweise kann, soweit dies die Regelungen zum Natur- und Denkmalschutz zulassen,
ein Ausgleich erfolgen durch die Errichtung technischer Regenriickhalteeinrichtungen an den
Bauwerken oder auf den jeweiligen Grundstiicken nach den anerkannten Regeln der Tech-
nik.”

Die Begriindung enthalt eine entspre-
chende Aussage.

18

11.1.4 (G) Die in Einzugsgebie-
ten nach § 3 Nummer 13
WHG als Abfluss- und Retenti-
onsraum wirksamen Bereiche
in und an Gewassern sollen in
ihrer Funktionsfahigkeit fir
den Hochwasserschutz erhal-
ten werden. Flachen, die zur-
zeit nicht als Riickhalteflachen
genutzt werden, aber fiir den
Wasserriickhalt geeignet und
erforderlich sind, sollen von
entgegenstehenden Nutzun-
gen freigehalten und als Re-
tentionsraum zuriickgewon-
nen werden; dies gilt insbe-
sondere fiur Flachen, die an
ausgebaute oder eingedeichte
Gewasser angrenzen. Auf Fla-
chen nach Satz 1 und Satz 2
sollen den Hochwasserabfluss

21c Landkreis Elbe Elster / Landkreistag:
Die Gebietskulisse der als Abfluss- und Retentionsraum wirksamen Bereiche ist zeitnah abzu-
stimmen und darzustellen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

25 Niedersachsisches Ministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:
a) Die Festlegung wiirde alle groReren Deichverbandsgebiete mit landwirtschaftlichen Fla-
chen im Deichhinterland betreffen. Fraglich ist daher, in wie weit auf der Grundlage des
BRPH Riickdeichungen oder vergleichbare MaRnahmen gefordert werden kdnnten.

b) Die Festlegungen 11.1.3 (Z) und 11.1.4 (G) werden kritisch gesehen, da diese raumlich
und/oder sachlich das Gleiche betreffen. Dies hitte einen Regelungswiderspruch zur Folge.
Denn die Bindungswirkung eines Ziels ist strikt, die Wirkung eines abwagbaren Grundsatzes
deutlich schwécher. Der Planungstrager muss sich fir eine dieser Bindungswirkungen ent-
scheiden, damit eine hinreichende Bestimmtheit/Bestimmbarkeit gegeben ist. Es muss her-
ausgearbeitet werden, dass die Anwendungsbereiche sich unterscheiden.

c) Es sollen bestehende bzw. geeignete Retentionsflachen erhalten bzw. von entgegenste-
henden Nutzungen freigehalten werden, daher wird nochmals darauf hingewiesen, dass
nach allgemeiner Systematik die Flachenidentifikation anhand der Legaldefinition des § 3 Nr.
13 WHG der jeweils tatigen 6ffentlichen Stelle obliegt. Dies sollte in der Begriindung zur Er-
leichterung der Rechtsanwendung klargestellt werden.

d) Der BRPH beriicksichtigt die herausragende Bedeutung des Waldes hinsichtlich seiner po-
sitiven Wirkung des Hochwasserschutzes nur unzureichend. In Bezug auf eine Umwandlung

Zu a): Es handelt sich um einen Grund-
satz der Raumordnung, der gemalt § 4
ROG ggf. beispielsweise in Zulassungs-
verfahren oder bei Planungen zu be-
ricksichtigen ist. Eine Erméachtigungs-
grundlage zum Riickbau wird damit
nicht geschaffen.

Zu b): Siehe dazu die Ausfihrungen
oben zu I1.1.3 (Z) zur identischen Stel-
lungnahme.

Zu c) Es ist offenkundig, dass die Iden-
tifikation der Flachen durch den
Rechtsanwender erfolgen muss.

d) Die Begriindung tragt der Bedeu-
tung des Waldes und der forstwirt-
schaftlichen Nutzung Rechnung.
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oder die Hochwasserriickhal-
tung beeintrachtigende Nut-
zungen nur ausnahmsweise
geplant oder zugelassen wer-
den, wenn liberwiegende
Grinde des 6ffentlichen Inte-
resses dies notwendig ma-
chen und ein zeit- und ortsna-
her Ausgleich des Retentions-
raumverlusts vorgesehen ist.
Satz 3 gilt nicht fir Malinah-

men des Hochwasserschutzes.

von bisher intensiv genutzten Griinlandflichen in Wald sollte die Anderung zur Begriindung
11.1.4 (G) zurickgenommen werden. Zudem sollten der Wald und die forstwirtschaftliche
Nutzung ausdriicklich als hochwasservertragliche Nutzungsform herausgestellt werden.

27 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V.:
Der Grundsatz ist zu streichen, da die Forderung einem Fortschritts- und Entwicklungsverbot
gleichkommt. Das Verbot steht in keinem Verhaltnis zu den angestrebten Zielen.

Der Grundsatz ist der Abwagung zu-
ganglich. Eine UnverhaltnismaRigkeit
kann nicht erkannt werden.

35 Ministerium fiir Landesentwicklung und Wohnen BW:

Es ist nicht ersichtlich ist, ob mit diesen Bereichen die Uberschwemmungsgebiete gemeint
sind. Zudem ist unklar, welche Planungen bzw. welche Bauvorhaben aus Griinden des 6ffent-
lichen Interesses dann kiinftig konkret zugelassen und realisiert werden kénnen.

Die Festlegung bezieht sich nach ih-
rem Wortlaut auf Einzugsgebiete ge-
mak § 3 Nr. 13 WHG. Ein Gberwiegen-
des offentliches Interesse ist im Einzel-
fall zu bestimmen.

05 Wirtschaftsvereinigung Stahl:

Dieser Plansatz hat das Potenzial, die Erweiterung von Anlagen oder die Standortfindung fir
Anlagen zu behindern bzw. zu verhindern (Neubau- und Anderungsverbot). Der Plansatz soll
insofern angepasst werden, dass Bereiche, die durch technische Hochwasserschutzanlagen
geschitzt sind, ausgenommen werden bzw. klare Regelungen geschaffen werden, unter wel-
chen Bedingungen Flachen nicht freigehalten werden mussen.

Die Festlegung erhalt mit den partiell
geanderten Satzen 3 und 4 genauere
Aussagen.

20 Verband der Landwirtschaftskammern:

a) Forderung: Es ist darauf hinzuwirken, dass fiir eine Rickhaltung zuriickgewonnene Flachen
regelmaRig als gesteuerte Polder/Anlagen hergestellt werden.

b) Zu Begriindung: Der positive Effekt der Umwandlung von intensiv genutzten zu extensiv
genutzten Griinflaichen wird angezweifelt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

21b LK Emsland / Landkreistag:

Die Erhaltung und Wiederherstellung von Abfluss- und Retentionsraumbereichen (insbeson-
dere an ausgebauten oder eingedeichten Gewassern) ist grundsatzlich als eine zielgerichtete
und nachhaltige MaBnahme des Hochwasserschutzes einzuordnen. Allerdings liegen in der
Regel die Informationen, welche Bereiche fiir den Wasserriickhalt geeignet und erforderlich
sind, nicht im Detail vor. Eine fachlich begriindete raumordnerische Sicherung der Bereiche
ist auf dieser Grundlage nicht méglich. Um die geeigneten und erforderlichen Bereiche zu be-
stimmen, waren aufwandige, kostenintensive hydraulische Ermittlungen erforderlich.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.
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21h LK Stade / Landkreistag:

Die genannten ,als Abfluss- und Retentionsraum wirksamen Bereiche in und an Gewassern”
liegen bisher nicht als bundesweit einheitlich abgegrenzte Daten vor. Dies erschwert die An-
wendung des Plansatzes.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Aufgrund der unter-
schiedlichen Datenverfligbarkeiten in
den Landern wird der Begriff auf der
Ebene der Bundesraumordnung nicht
weiter prazisiert. Anstelle von einheit-
lichen Vorgaben sollen Prazisierungs-
spielrdume fiir die nachgelagerten Pla-
nungsebenen belassen werden.

24c¢ Bauministerium NRW:

Das Verhaltnis zu 11.1.1, 11.1.2 und 11.1.3, bei denen nur von Einzugsgebieten nach § 3 Num-
mer 13 WHG und nicht von Einzugsgebieten nach § 3 Nummer 13 WHG als Abfluss- und Re-
tentionsraum gesprochen wird, ist nicht klar. Was bedeutet dies fiir die Bereiche, die bereits
baulich genutzt werden oder die fiir eine andere Nutzung vorgesehen sind? In Genehmi-
gungsverfahren werden jedoch regelmalig gebundene Entscheidungen getroffen, ohne hier-
bei die Ziele und Grundsatze der Raumordnung berlicksichtigen zu kénnen.

Im Unterschied zu den genannten
Festlegungen bezieht sich der Grund-
satz Il.1 4 auf die in Einzugsgebieten
nach § 3 Nr. 13 als Abfluss- und Re-
tentionsraum wirksamen Bereiche.
Der Bundesraumordnungsplan hat
keine unmittelbaren Auswirkungen
auf bestandsgeschitzte bauliche Anla-
gen.

26 Landesplanung Thiiringen:

Warum hier auf den Begriff Einzugsgebiet nach § 3 Nr. 13 WHG abgestellt wird, ist nicht
nachvollziehbar.

Bei der Riickgewinnung von Retentionsflachen z. B. durch "Deichriickverlegung und die Wie-
deranbindung von abgeschnittenen Auen", wie in der Begrindung zu 1.4 angefiihrt, wird
nicht unerheblich in die Agrarstruktur eingegriffen, es wird entsprechend auf die Entschadi-
gungsproblematik hingewiesen.

Die Uberflutungstoleranz von Waldflachen ist abhangig von ihrer Baumartenzusammenset-
zung. Die Baumarten der sog. Weichholzaue (Pappeln, Weiden, Erlen) kdnnen haufige und
lingere Uberflutungen gut Giberstehen, die Baumarten der sog. Hartholzaue (Stieleiche,
Ahorn, Ulme, Esche) kdnnen mit selteneren und kiirzeren Uberflutungen zurechtkommen.
Walder aus Baumarten, die hingegen nicht Gberflutungstolerant sind, kdnnen infolge von
ldngeren Hochwasserereignissen absterben. Der Aspekt der Uberflutungstoleranz des Wal-
des muss bei der Ausweitung von Uberflutungsflichen (Deichriickverlegungen etc.) mitbe-
ricksichtigt werden.

Die Festlegung ist beziiglich des Umgangs mit Bestandsgebieten nicht eindeutig.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Eine Entschadigungs-
pflicht wird durch den Raumordnungs-
plan nicht ausgel6st. Der Raumord-
nungsplan berthrt nicht den Be-
standsschutz.

36 Ministerium f. Wohnen, Bau u. Verkehr BY:
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Nach der Praambel des Entwurfs soll der Raumordnungsplan komplementar zum Regelungs-
regime des Fachrechts, dem WHG, konzipiert sein. Unseres Erachtens wird das bisherige Re-
gelungsregime durch den Entwurf unklarer, da sich Bestimmungen zur Ausweisung neuer
Siedlungsgebiete und zum Bauen in den Gebietstypen des WHG nach Erlass des Raumord-
nungsplans sowohl aus dem Raumordnungsplan als auch aus dem WHG ergeben. Daher wird
um Prifung gebeten, ob der Plansatz beibehalten werden sollte.

Bisher sind samtliche Regelungen im WHG zusammengefasst. Im Entwurf werden Anforde-
rungen an die Bauleitplanung in Einzugsgebieten nach § 3 Nr. 13 WHG gestellt. Solche Anfor-
derungen sind im WHG nicht vorgesehen. Das Gesetz sieht im Vergleich zum BauGB stren-
gere Anforderungen an die Bauleitplanung nur dann vor, wenn ein Uberschwemmungsgebiet
oder ein Risikogebiet vorliegt, nicht aber bei Einzugsgebieten nach § 3 Nr. 13 WHG. Die vor-
gesehenen Bestimmungen sollten, wenn diese als zweckmaRig erachtet werden, systema-
tisch unmittelbar im WHG aufgenommen werden.

Die Bedenken werden nicht geteilt.
Der BRPH orientiert sich an den Ge-
bietskategorien des WHG und greift
dies im Sinne

Fiir eine Anderung des WHG wire der
Gesetzgeber zustandig.

38 Ministerium fiir Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:

Das Verhaltnis dieser Festlegung zu § 77 WHG sollte gepriift werden. Hier sollte es zu keinen
widersprichlichen Regelungen kommen.

Es wird klargestellt, dass § 77 WHG
unberihrt bleibt.

02 Verband Privater Bauherren:

Angesichts bereits jetzt dicht besiedelter Gebiete in Flussndhe, die zugleich Bevolkerungs-
wachstum aufweisen, erscheint die MaRgabe, dass neben einem ausnahmsweise und erfor-
derlichen Uberwiegen 6ffentlicher Interessen zwingend noch ein zeit- und ortsnaher Aus-
gleich des Retentionsraumverlusts zusatzlich zu leisten ist, als in bestimmten Gegenden fak-
tisch nicht mehr erfillbar. Jedenfalls sollte ein Ausgleich auch darin bestehen kdnnen, dass
zusatzliche MaRnahmen des Hochwasserschutzes ergriffen werden.

Vor dem Hintergrund der zunehmen-
den Wahrscheinlichkeit von Hochwas-
serereignissen und der damit verbun-
denen Risiken in dicht besiedelten
Raumen, werden die beanstandeten
Voraussetzungen aufrechterhalten.
Hinsichtlich der Ausgleichsmoglichkei-
ten wird auf die Ausfiihrungen in der
Begriindung verwiesen.

16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:

a) Die Verwendung der Formulierung "Einzugsgebieten nach § 3 Nr. 13 WHG" ist raumlich zu
unbestimmt.

b) Der Grundsatz enthélt hinsichtlich der Freihaltung von Flachen einen planerischen Hand-
lungsauftrag u. a. an die Trager der Regionalplanung, Planungstrager auf kommunaler Ebene.
Fraglich ist, ob dieser Handlungsauftrag von der Ermachtigungsgrundlage des § 17 Absatz 2
ROG gedeckt ist.

Zu a) Der Begriff der Einzugsgebiete
nach § 3 Nr. 13 WHG ist nach wasser-
wirtschaftlichen Kriterien raumlich be-
stimmbar.

Zu b) Die Bedenken, dass der Auftrag
zur Freihaltung von Flachen nicht von
der Kompetenz des § 17 Abs. 2 S. 1
ROG gedeckt sein kénnte, werden
nicht geteilt.
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19 Landesplanung Schleswig-Holstein:

Anderung Satz 2: ,,... sollen von entgegenstehenden Nutzungen freigehalten werden und
dort, wo eine Eignung gegeben ist, durch VergroRerung und Riickgewinnung von Retentions-
raum in ihrer Hochwasserriickhaltekapazitat verbessert werden.”

Eine Regelung, die eine VergrolRerung
des Retentionsraums fordert, er-
scheint im Kontext nicht verhaltnisma-
Rig.

33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:

Ergdnzung Satz 1 um: ,,... Flachen, die auf der Grundlage von § 74 WHG als Hochwassergefah-
ren- oder Risikogebiet bzw. als nachrichtliches Uberflutungsgebiet ausgewiesen sind.”

Zur Begrindung:

Neuer Satz 2: ,Die im Rahmen der Umsetzung der Hochwasserrisikomanagementrichtlinie
veroffentlichten Hochwassergefahren- und -risikokarten einschliefSlich der Darstellung der
nachrichtlichen Uberflutungsgebiete (Gebiete zwischen zwei Risikogebieten) stellen Flichen
dar, die bei Hochwasser unterschiedlicher Intensitat tberflutet werden kénnen. Diese Fla-
chen sollen fiir den Wasserriickhalt erhalten bzw. vorrangig fiir MaRnahmen des Hochwas-
serriickhalts, ...

Die Festlegung erfasst bewusst auch
solche Gebiete, die lediglich als Ab-
fluss- und Retentionsraum geeignet
sind, aber noch nicht von den Ge-
bietskategorien des WHG erfasst wer-
den. Der Mehrwert der vorgeschlage-
nen Erganzung der Begriindung er-
schlieBt sich nicht.

21h LK Stade / Landkreistag:

Dieser Grundsatz der Raumordnung formuliert einen grundsatzlichen Planungsauftrag, der
aller Voraussicht nach haufige Anderungen der Planwerke der Raumordnung nach sich zie-
hen wird, da Gewasser relativ haufig ausgebaut werden. Dieser Auftrag passt nicht zum mit-
telfristigen Planungshorizont der Raumordnung. Im Zweifel wird dieser Grundsatz einen er-
hohten Begriindungsaufwand bei den Tragern der Raumordnung ausldsen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

19

11.1.5 (G) Werden im Zuge des
Aus- oder Umbaus von Ge-
wassern raumbedeutsame Re-
naturierungsmafinahmen ge-
plant, die das Hochwasserri-
siko senken, sollen diese auf
geeignete Weise raumlich ge-
sichert werden.

04 Bayerisches Staatsministerium fiir Landesentwicklung:

Nach hiesiger Auffassung sind planerische Handlungsauftrage an die Lander nicht von der Er-
machtigung in § 17 Abs. 2 ROG gedeckt. Die weiterhin bestehenden Festlegungen mit Hand-
lungsauftrag im Planentwurf werden abgelehnt.

An der Festlegung wird in modifizier-
ter Form festgehalten.

16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:
Es ist fraglich, ob der Handlungsauftrag an die Trager der Landes-, Regional- und Bauleitpla-
nung von der Ermachtigungsgrundlage des § 17 Abs. 2 ROG gedeckt ist.

An der Festlegung wird in modifizier-
ter Form festgehalten.

19 Landesplanung Schleswig-Holstein:
Anderungsvorschlag: ... geplant, die Hochwasser und Hochwasserrisiken senken, sollen
diese auf geeignete Weise raumlich gesichert werden.”

Die Formulierung der Festlegung wird
partiell gedndert.

24a NRW Wirtschaftsministerium:
Zur Begrindung:

Dem Anderungsvorschlag wird nicht
gefolgt; dieses Abwagungserfordernis
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Es sollte erganzend darauf hingewiesen werden, dass die rdumliche Sicherung von Renaturie-
rungsmaBnahmen mit anderen Zielen und Grundsatzen der Raumordnung vereinbar bzw.
abgewogen sein muss (vgl. § 7 Abs. 2 ROG).

versteht sich bei einem Grundsatz der
Raumordnung von selbst.

11 Freie und Hansestadt Hamburg:
Der Plansatz soll um die MaBnahmenlisten der Hochwasserrisikomanagementplane erganzt
werden.

Die vorgeschlagene Ergdnzung ist in-
haltlich in Festlegung 11.1.6 geregelt.

20

11.1.6 (G) Raumbedeutsame
Planungen und Mallnahmen
des Hochwasserschutzes sol-
len auf geeignete Weise
rdumlich gesichert werden,
soweit sie in der zum Zeit-
punkt der Sicherung gelten-
den MaBnahmenliste des Na-
tionalen Hochwasserschutz-
programms enthalten und
noch nicht in Bau oder Betrieb
sind.

15 Freie Hansestadt Bremen:

Die Beschrankung auf die MaBnahmenliste des Nationalen Hochwasserschutzprogramms ist
nicht nachvollziehbar. Es sollen auch MaRnahmen und Konzepte der Lander herangezogen
werden dirfen.

Die Bezugnahme auf die MalBnahmen-
liste des Nationalen Hochwasserschut-
zes im Bundesraumordnungsplan ist

im Sinne der Rechtssicherheit sachlich
gerechtfertigt und gewahrleistet einen
einheitlichen Planvollzug. Den Landern
ist es unbenommen in ihren Raumord-
nungsplanen ggf. weitergehende MaR-
nahmen und Konzepte heranzuziehen.

21h LK Stade / Landkreistag:

Fiir die Standorte der raumbedeutsamen Hochwasserschutzanlagen aus der MaBnahmen-
liste des Nationalen Hochwasserschutzprogrammes liegt nur eine unzureichende Datengrund-
lage (Punktdaten) vor, die die raumliche Ausdehnung dieser Vorhaben nicht wiedergibt. Eine
Umsetzung durch die Landes- und Regionalplanung ist somit erschwert.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Es wird darauf hingewie-
sen, dass bereits aufgrund der MalR-
stabs der Bundesraumplanung keine
parzellenscharfen Festlegungen ge-
troffen werden.

04 Bayerisches Staatsministerium fiir Landesentwicklung:

Nach hiesiger Auffassung sind planerische Handlungsauftrage an die Lander nicht von der Er-
machtigung in § 17 Abs. 2 ROG gedeckt. Die weiterhin bestehenden Festlegungen mit Hand-
lungsauftrag im Planentwurf werden abgelehnt.

An der Festlegung wird in modifizier-
ter Form festgehalten.

16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:
Es ist fraglich, ob der Handlungsauftrag an die Trager der Landes-, Regional- und Bauleitpla-
nung von der Ermachtigungsgrundlage des § 17 Abs. 2 ROG gedeckt ist.

An der Festlegung wird in modifizier-
ter Form festgehalten.

31 Bayern Umweltministerium:
Es wird angeregt, aufgrund der im Rahmen des Nationalen Hochwasserschutzprogramms be-
schlossenen MaRBnahmen an der urspriinglichen Formulierung des Grundsatzes festzuhalten.

Der Anregung wird nicht gefolgt. Die —
allerdings nochmals modifizierte — An-
derung gegenliiber der urspriinglichen
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Formulierung erfolgte aus Griinden
der Rechtssicherheit.

33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:

Ergdnzung um: ,,... Nationalen Hochwasserschutzprogramms oder eines Hochwasserschutz-
konzepts der Lander ...“

Zur Begrindung:

Anderung Absatz 2: ,,... HochwasserschutzmaBnahmen bilden das Nationale Hochwasser-
schutzprogramm und die wasserwirtschaftlichen Fachplanungen der Lander.”

Die Bezugnahme auf die MalBnahmen-
liste des Nationalen Hochwasserschut-
zes im Bundesraumordnungsplan ist

im Sinne der Rechtssicherheit sachlich
gerechtfertigt und gewahrleistet einen
einheitlichen Planvollzug. Den Landern
ist es unbenommen in ihren Raumord-
nungspldanen ggf. weitergehende Mal3-
nahmen und Konzepte heranzuziehen.

38 Ministerium fiir Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:

Die Festlegung ist aus Sicht des HWRM zu begriiRen. Allerdings ist die Formulierung gedndert
worden auf ,Raumbedeutsame Planungen und MaRnahmen des Hochwasserschutzes". Eine
raumliche Sicherung ist nur fiir MaRnahmen sinnvoll. Daher sollte der Begriff ,Planungen"
hier gestrichen werden.

Die Forderung wird Gibernommen.

21

11.1.7 (G) Negative Auswirkun-
gen von Hochwassern auf die
Trinkwasserversorgung, insbe-
sondere auf Anlagen der
Trinkwasserversorgung, sollen
vermieden werden.

24 h Bezirksregierung Miinster / NRW:

Der Regelungsgehalt ist eine fachrechtliche Aufgabe, die im Fachgesetz geregelt wird. Als Ad-
ressat ist daher die Raumplanung zu streichen, da auf der Ebene der Regionalplanung keine
entsprechende Umsetzung stattfinden kann.

Die Festlegungen des Raumordnungs-
plans richten allgemein an die in § 4
Abs. 1 ROG genannten Adressaten. Es
ist Aufgabe einer jeden Regionalpla-
nung zu priifen, inwieweit sie von die-
ser Festlegung betroffen ist und ggf.
Anderungs- oder Anpassungsbedarf
ausgelost wird.

11 Freie und Hansestadt Hamburg:

Die Festlegung soll verbindlicher formuliert werden:

»,Negative Auswirkungen von Hochwassern auf die Trinkwasserversorgung, insbesondere auf
Anlagen der Trinkwasserversorgung, sind zu vermeiden.”

Eine Zielfestlegung ware nicht sachge-
recht.

35 Ministerium fiir Landesentwicklung und Wohnen BW:
In der Begriindung ist der Begriff ,,Schadstoffeintrage” durch den libergeordneten Begriff
,Stoffeintrage” zu ersetzen.

Dem Anderungsvorschlag wird hin-
sichtlich der Begriffsanderung gefolgt.
Im Ubrigen wird die Stellungnahme
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Darlber hinaus wird angeregt, die Adressierung der Festlegung auf die Betreiber der Trink-
wasserversorgung, die ihre Anlagen schiitzen missen, zu beziehen.

zur Kenntnis genommen; die Adressa-
ten ergeben sich aus § 4 ROG.

20 Verband der Landwirtschaftskammern:

Ebenso sind die Anforderungen einer ordnungsgemalen Gewasserunterhaltung zu beachten.
Genehmigte und planfestgestellte Nutzungen wie Drainagen und Beregnungseinrichtungen
dirfen in ihrer Funktion nicht beeintrachtigt werden. MaRnahmen zum Hochwasserschutz in
den Auen haben regelmaRig einen positiven Effekt flir den Naturschutz und die Biodiversitat.
Daher ist auf weitergehende Kompensationsmallnahmen nach dem BNatschG grundsatzlich
zu verzichten.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

04 Bayerisches Staatsministerium fiir Landesentwicklung:

Es bestehen erhebliche Zweifel an der Erforderlichkeit dieser Festlegung. Der Schutz einzel-
ner Trinkwasserversorgungen mag lokal oder regional wichtig sein, kann aber nicht Gegen-
stand eines landeribergreifenden Raumordnungsplans fiir den Hochwasserschutz sein.

Auch nach nochmaliger Priifung wird
die Festlegung als erforderlich und an-
gemessen angesehen. Die Trinkwas-
serversorgung wird zunehmend vor
Herausforderungen gestellt, die tber-
regionaler Losungen bedirfen.

24a NRW Wirtschaftsministerium:

Es bestehen Zweifel an der Erforderlichkeit dieses Grundsatzes bzw. der begriindeten Ablei-
tung aus § 17 Abs. 2 ROG sowie am Mehrwert gegeniliber den bestehenden Regelungen des
WHG. Es wird nicht deutlich, welchen Beitrag die genannten Adressaten konkret zum Schutz
der Wasserschutzgebiete leisten bzw. welche ,Vorsorge zur Vermeidung einer Verschlechte-
rung” getroffen werden sollen.

Zur Begriindung:

Es wird kein Handlungserfordernis fiur die nordrhein-westfalische Landes- und Regionalpla-
nung abgeleitet, weshalb die Landes- und Regionalplanung in der Begriindung als Adressat zu
streichen ist.

Auch nach nochmaliger Prifung wird
die Festlegung als sachgerecht angese-
hen. Ebenso ist die Festlegung von der
Kompetenz des § 17 Abs. 2 S. 1 ROG
gedeckt.

38 Ministerium fiir Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:

Neben der Trinkwasserversorgung sollte auch das Abwasser (Abwasserbehandlungsanlagen)
mit einbezogen werden. Die Formulierung ist entsprechend anzupassen.

Der Hinweis auf die Abwasserbeseiti-
gung in der Begrindung wird als aus-
reichend erachtet.

22

2. Ergdnzende Festlegungen
fiir Uberschwemmungsge-
biete nach § 76 Absatz 2
und 3 WHG

24a NRW Wirtschaftsministerium:
Zu den Uberschwemmungsgebieten bestehen im WHG sowie in den nordrhein-westfilischen
Raumordnungsplanen (LEP NRW und Regionalplane) bereits umfangreiche Regelungen. Vor

Die Festlegungen erweisen sich insbe-
sondere im Lichte des liberortlichen
und fachiibergreifenden Koordinie-
rungsauftrages der Raumordnung als
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diesem Hintergrund wird aus nordrhein-westfalischer Sicht keine Erforderlichkeit fir ergan-
zende Festlegungen im BRPH zu Uberschwemmungsgebieten nach § 76 Absatz 2 und 3 WHG
gesehen. Soweit ein Handlungsbedarf fiir kritische Infrastrukturen oder Anlagen oder Be-
triebsbereiche, die unter die Richtlinie 2010/75/EU (Industrieemissionsrichtlinie) oder Richtli-
nie 2012/18/EU (SEVESO-IlI-Richtlinie) fallen, gesehen wird, konnten diese Aspekte durch
eine Anderung des § 78 WHG widerspruchsfrei und mit unmittelbarer Geltung gegeniiber
nachfolgenden Zulassungsvorhaben erfiillt werden.

sachgerechte Ergdanzung zu bestehen-
den fachgesetzlichen Regelungen. Eine
Anderung bzw. Ergdnzung des WHG
liegt nicht in der Zustandigkeit der
Bundesraumordnung.

23

11.2.1 (G) Uberschwemmungs-
gebiete nach § 76 Absatz 3
WHG, die noch nicht was-
serrechtlich vorlaufig gesi-
chert wurden, sollen auf
geeignete Weise raumlich
gesichert werden.

11 Freie und Hansestadt Hamburg:
Die Festlegung ist schwer umsetzbar, da fiir die raumliche Sicherung noch nicht vorlaufig ge-
sicherter USGs die rechtlichen Hiirden hoch sind

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

21i Region Hannover / Landkreistag:

Es wird angeregt die gestrichene Textpassage wiederaufzunehmen:

J11.2.1 (G) Festgesetzte oder vorldufig zu sichernde Uberschwemmungsgebiete nach § 76 Ab-
satz 2 und 3 WHG sollen in den regionalen Raumordnungspldanen durch Ziele der Raumord-
nung gesichert werden. In den Landern Bremen und Hamburg sowie in den kreisfreien Stad-
ten Niedersachsens gilt Satz 1 insoweit, als die dort genannten Gebiete im Flachennutzungs-
plan darzustellen sind, soweit es keinen regionalen Raumordnungsplan gibt.”

Der Forderung wird mit Verweis auf
die im Rahmen des Beteiligungsver-
fahrens nach §§ 18, 9 Abs. 2 ROG er-
folgte Abwagung nicht entsprochen.

24 h Bezirksregierung Miinster / NRW:

Der Grundsatz bleibt deutlich hinter dem raumordnerischen Ziel des LEP NRW zuriick. Es be-
steht die Gefahr, dass diese durch die Vorgabe des BRPH zukiinftig zu einem Grundsatz zu-
riickgestuft werden. Dies ginge mit einer deutlichen Schwichung des Schutzes der Uber-
schwemmungsgebiete einher.

Es ist den nachgelagerten Planungs-
ebenen unbenommen, ggf. restrikti-
vere raumordnerische Festlegungen
zu treffen. Diese Festlegungen werden
durch den BRPH nicht auRer Kraft ge-
setzt.

35 Ministerium fiir Landesentwicklung und Wohnen BW:

Aus wasserrechtlicher Sicht sollte zu § 76 WHG darauf hingewiesen werden, dass einige Lan-
der die Uberschwemmungsgebiete nicht durch Rechtsverordnung, sondern unmittelbar
durch Gesetz festsetzen. Eine Klarstellung in der Begriindung ist sinnvoll.

Eine Klarstellung wird nicht fur erfor-
derlich gehalten. Der BRPH orientiert
sich am Wortlaut des & 76 Abs. 2
WHG.

24c Bauministerium NRW:
Es gibt das wasserrechtliche Instrument der vorlaufigen Sicherung. Es ist nicht nachvollzieh-
bar, warum es eines raumordnerischen Grundsatzes bedarf.

Die Festlegung wird auch nach noch-
maliger Prifung als sachgerecht er-
achtet.
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21d REGIONALVERBAND RUHR/ NRW:

Der Adressat des Grundsatzes ist nicht mehr ausdricklich der Trager der Regionalplanung,
und der Grundsatz ist damit bei der Aufstellung oder Anderung von Regionalpldnen nicht
mehr eindeutig in die Abwagung einzustellen.

Der Adressatenkreis ergibt sich gene-
rell aus § 4 ROG.

04 Bayerisches Staatsministerium fiir Landesentwicklung:

Nach hiesiger Auffassung sind planerische Handlungsauftrage an die Lander nicht von der Er-
machtigung in § 17 Abs. 2 ROG gedeckt. Die weiterhin bestehenden Festlegungen mit Hand-
lungsauftrag im Planentwurf werden abgelehnt.

An der Festlegung wird festgehalten.

16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:
Es ist fraglich, ob der Handlungsauftrag an die Trager der Landes-, Regional- und Bauleitpla-
nung von der Ermachtigungsgrundlage des § 17 Abs. 2 ROG gedeckt ist.

An der Festlegung wird festgehalten.

24

11.2.2 (G) In Uberschwem-
mungsgebieten nach § 76 Ab-
satz 2 und 3 WHG sollen Sied-
lungen und raumbedeutsame
bauliche Anlagen entspre-
chend den Regelungen der §§
78, 78a WHG nicht erweitert
oder neu geplant, ausgewie-
sen oder errichtet werden.
Die Minimierung von Hoch-
wasserrisiken soll auch inso-
weit berlicksichtigt werden,
als Folgendes gepruft wird:

1. Riicknahme von in Flachen-
nutzungsplanen fir die Be-
bauung dargestellten Fla-
chen sowie von in landes-
weiten und regionalen
Raumordnungspldnen fir
die Bebauung festgelegten
Gebieten, wenn fiir sie noch

24 h Bezirksregierung Miinster / NRW:

Der Adressat zu Nr. 2 sollte eindeutig auf die nachfolgende Planungsebene ausgerichtet wer-
den. Es liegt nicht in der Kompetenz der Raumplanung zu kontrollieren, ob bestimmte Um-
bauten stattgefunden haben, daher sollte der Adressat bei den Fachbehorden vor Ort liegen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Eine Kontrollpflicht wird
durch die Festlegung nicht begriindet.

05 Wirtschaftsvereinigung Stahl:

a) ,keine ernsthaft in Betracht kommenden Standortalternativen”: Justiziabilitdt der Formu-
lierung wird als Kriterium fiir eine Dennoch-Genehmigung in Frage gestellt, auch weil Stand-
ortalternativen nicht raumlich beschrankt werden und die Begriindungslast beim Vorhaben-
trager liegt.

b) Die vorgesehene Ricknahme von Bauflachen aus Flachennutzungsplanen beschrankt die
potenziellen Erweiterungsmoglichkeiten der Unternehmen.

Zu a) In Nr. 1 der Festlegung wird aus-
geflihrt, dass es um Standortalternati-
ven in der jeweiligen Gemeinde geht
und nicht jedwede Standortalternati-
ven zu betrachten sind.

Zu b) Die Festlegung ist als der Abwa-
gung zuganglicher Grundsatz der
Raumordnung geboten und verhaltnis-
maRig.

20 Verband der Landwirtschaftskammern:
Die Entwicklungsfahigkeit landwirtschaftlicher Betriebe muss gewahrt bleiben.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

21h LK Stade / Landkreistag:

Dieser Grundsatz der Raumordnung stellt ebenfalls die Planungshoheit der Gemeinden in
Frage. Die Riicknahme bereits genehmigter Festlegungen und Darstellungen zur Siedlungs-
entwicklung in Uberschwemmungsgebieten, fiir die noch kein Bebauungsplan aufgestellt

Die Festlegung ist als Grundsatz der
Raumordnung verhaltnismaRig.
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kein Bebauungsplan oder
keine Satzung nach § 34 Ab-
satz 4 oder § 35 Absatz 6
BauGB aufgestellt wurde.
Dies gilt nicht, wenn in der
jeweiligen Gemeinde keine
ernsthaft in Betracht kom-
menden Standortalternati-
ven bestehen oder die
Ricknahme eine wirtschaft-
lich unzumutbare Belastung
fir die Gemeinde darstellen
wirde. In diesem Fall soll
bei baulichen Anlagen eine
Bauweise gewahlt werden,
die der fiir den jeweiligen
Standort im Uberflutungs-
fall prognostizierten Was-
sertiefe und FlieBgeschwin-
digkeit angepasst ist.

. Umplanung und Umbau
vorhandener Siedlungen
bzw. Siedlungsstrukturen in
einem mittelfristigen Zeit-
raum, soweit es die raumli-
che Situation in den be-
troffenen Gemeinden und
das Denkmalschutzrecht zu-
lassen und soweit dies lang-
fristig unter volkswirtschaft-
lichen Gesichtspunkten kos-
teneffizienter als ein Fla-
chen- oder Objektschutz ist.

worden ist, ist ein starker Eingriff in die kommunale Selbstverwaltung und lasst in der Fla-
chennutzungsplanung gefundene Kompromisse nichtig werden. Dariliber hinaus bedeutet die
in Satz 3 formulierte Ausnahme von der Regel einen groRen birokratischen Aufwand fiir die
jeweilige Gemeinde. Hier misste dann namlich der Nachweis der Alternativlosigkeit der Pla-
nung bzw. der wirtschaftlichen Unzumutbarkeit einer Rlicknahme der Flachen erbracht wer-
den. Erst nach diesem Begriindungsaufwand diirfte die geplante Siedlungsentwicklung an
dem jeweiligen Standort stattfinden, wiirde jedoch hohe Kosten durch eine hochwasseran-
gepasste Bauweise der Gebdude erzeugen. Insgesamt ist durch den Plangeber die Verhaltnis-
maRigkeit dieses Eingriffes in die Planungshoheit zu priifen und in der Begriindung darzule-
gen.

24c Bauministerium NRW:

Die Zuriicknahme von Bauflachen in Flachennutzungsplanen (FNP) verkennt die Tatsache,
dass fir viele im FNP dargestellten Bauflachen weder Bebauungsplane noch Satzungen nach
§§ 34 und 35 BauGB existieren, gleichwohl Baurechte nach § 34 BauGB bestehen. Fiir diese
Bereiche kann eine Riicknahme von Bauflachen im FNP weder gewollt sein, noch wiirde sie
an der planungsrechtlichen Zuldssigkeit nach § 34 BauGB etwas dndern, da Ziele und Grunds-
dtze bei der Prifung der Zulassigkeit nach § 34 BauGB nicht einschlagig sind. Wollte man Be-
reiche nach § 34 BauGB von der Riicknahmediberprifung aussparen, misste unter 1. eine
entsprechende Ergdnzung (,,oder sie kein Teil des ungeplanten Innenbereichsi. S. d. § 34
BauGB sind.”) vorgenommen werden.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Die Riicknahme von
Bauflachen in Flachennutzungsplanen
(FNP) wirkt sich nicht auf die Zulassig-
keit von Vorhaben im Bereich des un-
beplanten Innenbereichs nach § 34
BauGB aus. Eine Erganzung ist daher
nicht erforderlich.

21d REGIONALVERBAND RUHR/ NRW:

Der Grundsatz bleibt hinter den bereits getroffenen Regelungen in NRW zurlick. GemaR LPIG
DVO und LEP NRW sind Uberschwemmungsbereiche in Regionalpldnen, die sich auf festge-
setzte oder vorliufig zu sichernde Uberschwemmungsgebiete i. S. d. WHG stiitzen, als Vor-
ranggebiete und damit als Ziele der Raumordnung festzulegen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

24g Bezirksregierung Koln / NRW:
Die Festlegung ist ganz oder zumindest teilweise entbehrlich, weil bereits teilweise oder voll-
standig im Wasserrecht geregelt.

Die Festlegung wird nach wie vor fir
sachgerecht gehalten.

26 Landesplanung Thiiringen:

Der Umgang mit Bestandsbauten findet aus Denkmalschutzsicht keine ausreichende Beach-
tung: Dem Um- oder Riickbau von historischen Siedungsstrukturen kann nicht uneinge-
schrankt zugestimmt werden.

Da es sich um einen Grundsatz der
Raumordnung handelt, kann im Einzel-
fall geprift werden, ob etwa Belange
des Denkmalschutzes einer Anwen-
dung entgegenstehen.
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29 BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft:

a) Der BDEW macht darauf aufmerksam, dass der Grundsatz 11.2.2 in Satz 1 zwar "raumbe-
deutsame bauliche Anlagen" umfasst, jedoch sowohl im weiteren Verordnungstext als auch
in der Begriindung ausschlief8lich auf Siedlungsentwicklung zugeschnitten ist.

Gleichzeitig versteht der BDEW den Abschnitt G 11.2.2 als "Auffangregelung" fir alle raumbe-
deutsamen baulichen Anlagen des Ubertragungsnetzes, die nicht kritische Infrastrukturen im
Sinne von 11.2.3 sind. Diese Anlagen kdnnen Netzbetriebsmittel sein oder sonstige fiir den Be-
trieb notwendige Anlageni. S. d. § 43 Abs. 2 Nr. 1 EnWG und § 18 Abs. 2 NABEG, die aulRer-
halb des Planfeststellungsverfahrens, bspw. tiber eine Genehmigung nach §§ 10, 29 BImSchG
zugelassen werden und die Schwellenwerte der KritisVO unterschreiten. Gleichwohl sind
diese Anlagen fiir die Verwirklichung der Netzausbauvorhaben von zentraler Bedeutung.
Anderungsvorschlag:

Der BDEW regt deswegen an, den Anwendungsbereich und die Ausnahmen der Regelung ex-
plizit auf bauliche Anlagen auszuweiten, die aullerhalb von Flachennutzungsplanen oder lan-
desweiten und regionalen Raumordnungspldanen geplant werden, i. S. v. "sonstigen bauli-
chen Anlagen". Dies kdnnte erfolgen, indem eine Nummer 3 erganzt wird:

"[...] Die Minimierung von Hochwasserrisiken soll auch insoweit beriicksichtigt werden, als
Folgendes geprift wird

1.[..]

2. [...]

3. Sonstige bauliche Anlagen dirfen abweichend von Satz 1 nur aus Griinden eines Gberwie-
genden 6ffentlichen Interesses und in einer fiir den jeweiligen Standort im Uberflutungsfall
hochwasserangepassten Bauweise erweitert, neu geplant, ausgewiesen oder errichtet wer-
den, wobei die prognostizierte Wassertiefe und FlieRgeschwindigkeit einzubeziehen ist."
Diese Ergdnzung wiirde den Einbezug aller raumbedeutsamen baulichen Anlagen in den An-
wendungsbereich der Regelung klarstellen und die derzeit starke Fokussierung auf Siedlungs-
entwicklung relativieren. Die Bedeutung der Regelung sowie die Planungs- respektive Rechts-
sicherheit wiirden hierdurch gestarkt. Gleichzeitig sollte die Realisierung raumbedeutsamer
baulicher Anlagen in Uberschwemmungsgebieten nach § 76 Abs. 2 und 3 WHG — vergleich-
bar zur Regelung des Ziels 11.2.3 — nicht vollends ausgeschlossen werden, soweit ihre Uberflu-
tung kein spezifisches Risiko auslést. Deswegen ist hier eine Ausnahmeregelung erst recht
erforderlich, um den VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz zu wahren.

b) Zu Begriindung:

Gewdlinschte Erganzung:

"Die in Satz 2 Nummer 3 geregelte Ausnahme fiir sonstige raumbedeutsame bauliche Anla-
gen betrifft in Abgrenzung von Satz 2 Nummer 1 solche baulichen Anlagen, die auRerhalb
von Flachennutzungsplanen oder landesweiten und regionalen Raumordnungsplanen ge-
plant werden und gleichwohl raumbedeutsam sind. Diese sonstigen baulichen Anlagen sollen

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Es scheint ein Missver-
standnis vorzuliegen: Anlagen werden
grundsatzlich im Geltungsbereich von
Flachennutzungsplanen errichtet.

Im Ubrigen findet die Festlegung bzw.
ihr Regelungsinhalt vollstandig im Rah-
men der §§ 78, 78a WHG und damit
auch des geltenden Baurechts statt;
die Festlegung regelt in den Nummern
1 und 2 lediglich Konkretisierungen im
Hinblick auf eine entsprechende Pri-
fung. Es werden jedoch keine Uber das
WHG hinausgehenden Einschrankun-
gen geregelt, so dass auch keine Aus-
nahmen erforderlich sind.
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nur dann in Uberschwemmungsgebieten erweitert, neu geplant, ausgewiesen oder errichtet
werden, wenn liberwiegende Griinde des offentlichen Interesses ihre Realisierung notwen-
dig machen und sie in hochwasserangepasster Bauweise realisiert werden."

Die explizite Nennung wird zur Vereinheitlichung der behordlichen Praxis bei der Abwa-
gungsentscheidung und damit zur Rechtssicherheit und Beschleunigung der Genehmigung
von Netzausbauvorhaben beitragen.

c) Weitere Anregung:

Nach Satz 1 sollen u. a. raumbedeutsame bauliche Anlagen nicht erweitert, neu geplant, aus-
gewiesen oder errichtet werden. Eine speziell auf Energieleitungsvorhaben zugeschnittene
Ausnahmeregelung enthalt dieser Grundsatz nicht. Aufgrund des nicht gegebenen spezifi-
schen Risikos unserer Infrastruktur, insbesondere der fehlenden Beeintrichtigung der USG
(Retentionsraum wird nicht beeintrachtigt, Hochwasserfundamente, kaum Geschwemmsel-
Problematik) fordern wir eine explizite Ausnahmeregelung fiir unsere Infrastruktur. Der Ver-
weis auf die Ausnahmeregelungen gemall WHG ist zwar grundsatzlich zu begriRen, die Pla-
nungen werden jedoch erst zum Ende des Prozesses hin mit entsprechender Tiefe und Ver-
bindlichkeit erstellt, so dass zunachst erst mal einige Hiirden zu (iberwinden sind, die in den
Raumordnungsverfahren und Planfeststellungsverfahren fir entsprechende Diskussion sor-
gen dirften. Daher fordern wir die Einfligung einer expliziten Ausnahmeregelung, die wie
folgt lauten kdnnte:

,Satz 1 gilt nicht fiir Erweiterungen oder Anderungen von Energieleitungen, die bei Uberflu-
tungen kein spezifisches Risiko auslésen.”

32e Stadt Diisseldorf / Deutscher Stidtetag:

Vor dem Hintergrund der Lage diverser Stadtischer Entwicklungsgebiete und insbesondere
dem laufenden Planungsverfahren im Bereich des Disseldorfer Hafens stellt der Grundsatz
[1.2.2 eine unzulassige Einschrankung der kommunalen Planungshoheit dar. Durch diesen
Grundsatz wiirde die Siedlungsentwicklung im Disseldorfer Stadtgebiet, insbesondere im
Hafen, zu sehr einschrankt werden.

Dariiber hinaus soll gemaR Grundsatz gepriift werden, ob in Uberschwemmungsgebieten
nach § 76 Absatz 2 und 3 WHG die fiir die Bebauung im Flachennutzungsplan dargestellten
Flachen zuriickgenommen werden kdnnen, wenn fir sie noch kein Bebauungsplan oder
keine Satzung nach § 34 Absatz 4 oder § 35 Absatz 6 BauGB aufgestellt wurde.

Flr im Flachennutzungsplan dargestellte Siedlungsflachen, bei denen eine Bebauung bisher
nicht erfolgt ist, erscheint ein solcher Grundsatz sinnvoll. Eine erste Uberpriifung der Uberla-
gerung der festgesetzten Uberschwemmungsgebiete nach § 76 WHG mit dem Flachennut-
zungsplan der Landeshauptstadt Disseldorf hat jedoch ergeben, dass dieser Grundsatz zur
Uberpriifung in der Landeshauptstadt Diisseldorf wahrscheinlich ausschlieRlich Bereiche be-
trifft, die bereits vollstandig bebaut sind.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Die Riicknahme von Fla-
chen im Flachennutzungsplan lasst die
Anwendung des § 34 BauGB unbe-
rihrt und hat keinen Einfluss auf die
planungsrechtliche Beurteilung von im
Zusammenhang bebauten Ortsteilen.
Im Ubrigen greift fiir bestehende bau-
liche Anlagen der Bestandsschutz.

Im Ubrigen findet die als (iberwindba-
rer Grundsatz der Raumordnung for-
mulierte Festlegung bzw. ihr Rege-
lungsinhalt vollstandig im Rahmen der
§§ 78, 78a WHG und damit auch des
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Eine Anderung des Flichennutzungsplans fiir diese Teilflichen und die Riicknahme der Dar-
stellung als Bauflache wird in diesen Fallen als nicht zielfihrend erachtet, da auch ohne ent-
sprechende Darstellung im Flachennutzungsplan die (Neu-)Bebauung von Grundstiicken in-
nerhalb dieser Flachen durch den § 34 BauGB ermdoglicht wiirde. Aus diesem Grund wird
durch das Stadtplanungsamt der Landeshauptstadt Diisseldorf angeregt, den Grundsatz da-
hingehend zu erganzen, dass die Forderung nach einer Priifung der Riicknahme von in Fla-
chennutzungsplanen fiir die Bebauung dargestellten Flachen immer dann entfallt, wenn die
entsprechenden Flachen bereits zu einem lberwiegenden Teil oder vollstandig bebaut sind.
Oder aber dahingehend, dass bei entsprechend bebauten Flachen als Prifungsergebnis fest-
steht, dass eine Flachennutzungsplananderung nicht zielfihrend ist. Die im Entwurf unter
Nr. 1 vorhandene Erginzung und Klarstellung, dass eine Anderung des Flichennutzungsplans
nicht erforderlich ist, wenn es in der jeweiligen Gemeinde keine Standortalternativen gibt o-
der die Ricknahme eine wirtschaftlich unzumutbare Belastung fiir die Gemeinde darstellen
wiirde, greift hier zu kurz und deckt den hier beschriebenen Fall einer bereits vollstandig vor-
handenen Bebauung nicht vollstandig ab.

Flr die zu einem groRen Teil oder bereits vollstandig bebauten Flachen (mit einer groReren
Anzahl an Grundstilicken und Geb&uden) ist dariber hinaus anzumerken, dass die in Grund-
satz 11.2.2 Nr. 2 geforderte Uberpriifung einer Umplanung oder eines Umbaus vorhandener
Siedlungen bzw. Siedlungsstrukturen wahrscheinlich immer zu dem Ergebnis kommen wird,
dass ein Flachen- oder Objektschutz langfristig unter volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten
kosteneffizienter ist als eine Umplanung oder ein Umbau der vorhandenen Siedlung.

Ein entsprechender Flachen- und Objektschutz als MaRnahme zur Verbesserung des Hoch-
wasserschutzes kénnte unter anderem auch im Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens
rechtlich gesichert werden. Dafiir ist es jedoch erforderlich, dass der Bebauungsplan aus den
Darstellungen des Flachennutzungsplans entwickelt wird — ein weiteres Argument dafiir, den
Flachennutzungsplan bei bereits Gberwiegend oder vollstandig bebauten Flachen nicht zu
andern.

geltenden Baurechts statt; die Festle-
gung regelt in den Nummern 1 und 2
lediglich Konkretisierungen im Hinblick
auf eine entsprechende Priifung. Es
werden jedoch keine liber das WHG
hinausgehenden Beschrankungen ge-
regelt, so dass auch keine weiteren
Ausnahmen erforderlich sind.

37 SRL Vereinigung fiir Stadt--, Regional- und Landesplanung:

a) zu 1. Ricknahme von in Flachennutzungspldnen (FNP) fir die Bebauung dargestellten Fla-
chen: Die gefundene Regelung fiir Innenbereichssatzungen sollte beibehalten werden, da mit
ihnen ,,Baurecht" nach § 34 gilt und somit u. U. Entschadigungsforderungen auf die Gemein-
den zukommen. Bei Satzungen nach § 35 Abs. 6 BauGB (AuRenbereichssatzungen) handelt es
sich aber in der Regel nicht um Flichen, die im FNP als Baufldche/Baugebiet nach § 1 Abs. 1
bzw. 2 BauNVO dargestellt sind, sondern weit liberwiegend um ,,Flache fiir die Landwirt-
schaft" (Nicht-Baugebiet, auBerhalb der BauNVO); hier greift die Regelung also nicht. Fiir den
seltenen Fall einer FNP-Darstellung ,,Bauflache/Baugebiet” (§ 1 BauNVO) im Geltungsbereich
einer AuBenbereichssatzung (§ 35 Abs. 6 BauGB) wird dem Grundstlickseigentiimer kein

Bei der Festlegung handelt es sich um
einen Uberwindbaren Grundsatz der
Raumordnung, welcher im Ergebnis
keine Beschrdankungen enthilt, die
Uber §§ 78, 78a WHG hinausgehen.

Zu a) Die Stellungnahme wird zur
Kenntnis genommen. Auch wenn von
der Einbeziehung des § 35 Abs. 6
BauGB eher seltene Ausnahmefille er-
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,Baurecht" vermittelt, genauso, wie auch eine FNP-Darstellung ,,Bauflache/Baugebiet" al-
leine noch kein ,,Baurecht” vermittelt. Daher kann hier eine Bauflachen-Baugebietsauswei-
sung entschadigungslos durch die Gemeinde aufgehoben werden. An der Rechtsposition
,Bestandsschutz” im Satzungsbereich bzw. Notwendigkeit einer Priifung nach § 35 Abs. 2 bei
Bauantragen andert sich dadurch nichts; und die Nutzungsart neuer Vorhaben ist (unabhéan-
gig von einer FNP-Darstellung) satzungsabhangig auf ,,Wohnnutzung", ggf. , kleine Gewerbe-
betriebe" beschrankt; § 35 Abs. 6 Uberwindet die dann entgegenstehende FNP-Darstellung.
Die Passage ,oder § 35 Absatz 6 BauGB“ kann also gestrichen werden.

b) Das ist ein komplexes, mehrstufiges Verfahren im , Top-down-Modus". Zunachst brauchen
die Kommunen Forderungen zur Erstellung gesamtstadtischer Landschaftsplane, die die Vor-
gaben der Raumordnungspldane beriicksichtigen und MaRnahmen zum Klimaschutz und zur
Klimaanpassung im Siedlungsraum zur Regenriickhaltung und Versickerung im Siedlungsge-
biet vorsehen. Auf Basis der Landschaftspldne sind die Flachennutzungsplane anzupassen,
aus denen dann die Bebauungsplane zu entwickeln sind (§ 8 Abs. 2 BauGB). Erst mit den Be-
bauungspldnen (und den, je nach Land, selbststdndigen oder integrierten Griinordnungspla-
nen) besteht mit dem verbindlichen Baurecht die Moglichkeit, Gber die Instrumente zur Pla-
nungssicherung und Umsetzung einen Umbau vorhandener Siedlungsstrukturen zu betreiben
- und das gegen erheblichen Widerstand bereits bei Veranderungssperren, Umlegung usw.
Hierflr ist eine finanzielle Unterstiitzung flr Personalkosten, Planungskosten und bei der
Umsetzung notig. Ein Fordersystem fiir kommunale und private UmsetzungsmalBnahmen
kann motivieren, die Stadtebauférderung kann den Bedarf indes nicht abdecken. Eine Férde-
rung aus dem Bereich Klimaschutz und Klimaanpassung ware zielfihrender.

fasst werden und dadurch kein Bau-
recht geschaffen wird, wird die Einbe-
ziehung fur sachgerecht gehalten.

Zu b) Die Stellungnahme wird zur
Kenntnis genommen. Die Umsetzung
des Raumordnungsplanes wird mit ei-
nem Monitoring seitens der Bundes-
raumordnung einhergehen.

02 Verband Privater Bauherren:

Der Bedarf fiir die Ausnahme nach Nr. 1 (jedenfalls deren erster Satz) besteht schon grund-
satzlich und nicht erst bei der Streichung von Bauerwartungsland aus den Flachennutzungs-
planen. Auch die MaRgabe nach Nr. 2 ist ein Erfordernis, dass als genereller Vorbehalt zum
Tragen kommen misste. Ob bei einem Umbau bestehender Siedlungen das weitere Abstel-
len auf die volkswirtschaftlich glinstigere Variante ausreichend ist, begegnet ebenfalls Zwei-
feln. Art. 14 GG stellt an Enteignungen weitere Anforderungen als nur eine Entschadigung;
wenn der Denkmalschutz als Belang ausdriicklich Erwahnung findet, sollte auch Bestands-
schutz aufgenommen werden.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Die Festlegung regelt nur
innerhalb der §§ 78, 78a WHG; es wer-
den im Ergebnis keine weiterfihren-
den bzw. unverhaltnismaRigen Be-
schrankungen geregelt.

16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:

a) Umformulierung Satz 1: ,Es ist Sorge dafiir zu tragen, dass in Uberschwemmungsgebieten
nach § 76 Abs. 2 und 3 WHG Siedlungen...”

b) In Raumordnungsplénen des Landes Sachsen-Anhalt (landesweiten und regionalen Raum-
ordnungsplanen) werden keine Gebiete fiir die Bebauung im Sinne der BauNVO festgelegt.

Zu a) Die vorgeschlagene Umformulie-
rung wird nicht lbernommen, da sie
keinen Mehrwert erkennen l&sst.
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Die Festlegung lauft insoweit leer.
c) Es stellt sich die Frage nach der Regelungskompetenz des Bundes, Handlungsauftrdge an
nachgeordnete Behorden zu erteilen.

Zu b) Der Wortlaut der Festlegung
spricht von ,flr die Bebauung festge-
legten Gebieten” und stellt nicht expli-
zit auf die BauNVO ab. Damit werden
auch Siedlungsflachen erfasst, die ty-
pischer Weise auch in Raumordnungs-
planen ausgewiesen werden.

Zu c) An der Festlegung wird festge-
halten.

19 Landesplanung Schleswig-Holstein:
Es ist kein raumordnungsrechtlicher Kern erkennbar, und um raumordnungsrechtliche Bin-
dungswirkungen ausldsen zu kénnen, muss eine Anderung der Regelung erfolgen.

An der Festlegung als Grundsatz der
Raumordnung wird nach nochmaliger
Priifung festgehalten. Die Vorausset-
zungen fir die Festlegung als Ziel der
Raumordnung gemal § 3 Abs. 1 Nr. 2
ROG liegen nach hiesiger Einschatzung
nicht vor.

38 Ministerium fiir Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:

Wie in der Stellungnahme vom 05.11.2020 ausgefiihrt, bleiben die Anforderungen insbes.
des Satzes 1 und in Teilen des Satzes 2 als Soll-Vorschriften deutlich hinter den weit strenge-
ren fachgesetzlichen Anforderungen nach § 78 WHG zuriick und kénnten sich als wirkungslos
erweisen. Es gilt immer die strengere Vorschrift. Ein Bezug zu den Hochwasserrisikomanage-
mentpldnen (gemaR § 75 WHG) zumindest in der Begriindung wird vermisst. In welchem
Verhaltnis stehen die Anforderungen des Satzes 2 zu entsprechenden MaRnahmen in den
Hochwasserrisikomanagementpldanen? Diese Kritikpunkte bleiben bestehen, trotz der vorge-
nommenen textlichen Anderungen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

03 Mineral6lwirtschaftsverband:

Hochwasserschutz ist eine bestehende Betreiberpflicht. Zusatzliche Regulierungen fiir bereits
regulierte Industrieanlagen sind nicht erforderlich. Mit dem Entwurf werden zukinftige Er-
weiterungen und Neubau weitgehend unterbunden.

Weiterhin entstehen nachteilige Auswirkungen fiir den Neubau und die Umverlegung von
Rohrfernleitungen, da bestehende Leitungsanlagen in den meisten Fillen Gewdsser kreuzen.
Dies betrifft auch Rohrfernleitungen, Wasserstoffpipelines und Gasleitungen.

Es trifft nicht zu, dass generell Erwei-
terungen und Neubauten verhindert
werden. Ob und in welchem Umfang
Erweiterungen bzw. Neubauten zulas-
sig sind, muss im Einzelfall geprift
werden. Im Ubrigen wird darauf hin-
gewiesen, dass der — der Abwagung
unterliegende — Grundsatz der Raum-
ordnung seine Regelungen nur im
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Rahmen der §§ 78, 78a WHG trifft,
also keine weitergehenden Beschran-
kungen regelt.

25

11.2.3 (2) In Uberschwem-
mungsgebieten nach § 76 Ab-
satz 2 und 3 WHG sind fol-
gende raumbedeutsame Inf-
rastrukturen und Anlagen aus-
geschlossen, es sei denn, sie
kénnen nach § 78 Absatz 5 o-
der 7 oder § 78a Absatz 2
WHG zugelassen werden:

1. Kritische Infrastrukturen

mit ldnder- oder staats-
grenzeniberschreitender
Bedeutung; dies sind ins-
besondere Infrastrukturen
des Kernnetzes der euro-
paischen Verkehrsinfra-
struktur auRer Héfen und
WasserstraRen sowie die
Projects of Common Inte-
rest der europaischen
Energieinfrastruktur in der
jeweils geltenden Fassung
der Unionsliste der Vorha-
ben von gemeinschaftli-
cher Bedeutung,

2. weitere Kritische Infra-

strukturen, soweit sie von
der BSI-Kritisverordnung
erfasst sind,

08 Ministerium fiir Inneres, Bauen und Sport des Saarlandes:
Uber den Bestandschutz hinaus sind Ausnahmenregelungen fiir die Erweiterung und das Er-
setzen bestehender Leitungen festzuhalten und in der Begriindung aufzufihren.

Eine Ausnahme fir das Ersetzen be-
stehender Leitungen ist nicht erfor-

derlich. In diesem Fall greift schon §
78 Abs. 5, 6 oder 7 oder § 78a Abs. 2
WHG, in dessen Rahmen die Festle-

gung I1.2.3 wirkt.

25 Niedersachsisches Ministerium fiir Ernahrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:
a) Die Regelung wird abgelehnt und ist ersatzlos zu streichen. Anlagen oder Betriebsberei-
che, die unter die Industrieemissionsrichtlinie oder SEVESO-III Richtlinie fallen, unterliegen
dem immissionsschutzrechtlichen Zulassungsrecht. Raumordnungsrechtlicher Regelungen
bedarf es daher nicht.

b) Die Priifung der VerhaltnismaRigkeit dieser Regelung kann nicht nachvollzogen werden.
Eine Risikobeurteilung unter Heranziehung aufgetretener Schadensfille liegt nicht vor.

c) Der Hinweis zu Nr. 11.2.3 (Z) Nr. 3 des Entwurfes, dem VerhaltnismaRigkeitsprinzip wiirde
insofern Rechnung getragen, als die Regelung unter den Vorbehalt gestellt ist, dass sie keine
Anwendung auf Infrastrukturen findet, die nach § 78 Absatz 5 oder 7 oder § 78a Absatz 2
WHG zugelassen werden konnen, geht fehl: Zugelassen werden dort die Ausweisung von
Baugebieten oder sonstigen MaRnahmen, nicht aber immissionsschutzrechtliche Genehmi-
gungen.

d) Falls in Satz 2 die Nrn. 1 - 3 nicht gestrichen werden, ist nach Nr. 4 folgender Satz zu ergan-
zen: ,,Die in Satz 2 genannten raumbedeutsamen Infrastrukturen und Anlagen sollen in aus-
reichend geschiitzten Kiistengebieten in einer an ein Hochwasserrisikomanagement ange-
passten Form im Sinne von Abschnitt I.1 geplant und realisiert werden.”

e) Eine langjahrige Rechtsprechung des BVerwG besagt, dass raumordnerische Festlegungen
keine vom Fachrecht abweichenden Regelungen treffen diirfen. Soweit der Anwendungsbe-
reich von Verboten und Ausnahmen nach WHG (iber die in Nummer 1 - 3 genannten Fall-
gruppen hinausgeht, so dass durch Wasserrecht weitaus mehr als die hier genannten Vorha-
ben in Uberschwemmungsgebieten geregelt sind und nach Wasserrecht auch weitere, im
BRPH nicht genannte Vorhaben unzuldssig sein konnten, bediirfte es einer plausiblen Be-
grindung, warum im BRPH nur ein ,,Ausschnitt” aus dem wasserrechtlichen Gesamtspekt-
rum herausgegriffen wird.

Zuaundb)

Da von den in Uberschwemmungsge-
bieten geltenden Bauverboten nach
WHG bereits nach geltender Rechts-
lage die genannten Betriebe erfasst
werden, wird an der Festlegung 11.2.3
festgehalten.

Zucundd)

§ 78 Abs. 5,6 und 7 WHG und § 78a
Absatz 2 WHG enthalten ausdriicklich
Ausnahmen vom generellen Verbot
flr fir die Errichtung von baulichen
Anlagen; und zwar unabhéangig davon,
ob sie in einem Baugenehmigungsver-
fahren oder in einem sonstigen Zulas-
sungsverfahren (etwa einem Planfest-
stellungsvefahren) zugelassen werden.
Zue)

Die Regelungen erfolgen komplemen-
tar zum WHG und weichen von dessen
Regelungen nicht ab.
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Anlagen oder Betriebsbe-
reiche, die unter die In-
dustrieemissionsrichtlinie
oder die SEVESO-IlI-Richt-
linie fallen.

24 h Bezirksregierung Miinster / NRW:
Auf dieses Ziel soll verzichtet werden, da es bereits durch Regelungen des WHG abgedeckt
ist.

An der Festlegung wird festgehalten;
sie ist im Sinne eines Gberortlichen
Schutzes kritischer Infrastrukturen vor
Hochwasser sachgerecht.

27 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V.:

Das Ziel ist zu streichen, raumbedeutsame Infrastrukturen und Anlagen dirfen nicht ausge-
schlossen werden. Mit der aktuellen Formulierung wird eine Verscharfung der Rechtslage ge-
genliber der aktuellen Rechtslage im WHG herbeigefiihrt, ohne dass dies aus Griinden des
Hochwasserschutzes begriindet ist.

Die Regelungen der Festlegung gehen
nicht tber das WHG hinaus.

Im Ubrigen wird darauf hingewiesen,
dass die der Industrieemissionsrichtli-
nie und der SEVESO-III-RL unterfal-
lenden Betriebe aus dem Anwen-
dungsbereich der Festlegung 11.3 (G)
und lll. 5 (G) herausgenommen wer-
den. Da von den in Uberschwem-
mungsgebieten nach § 76 Absatz 1
WHG geltenden Bauverboten nach §
78 WHG bereits nach geltender
Rechtslage die genannten Betriebe er-
fasst werden, wird an der Festlegung
[1.2.3 (Z) festgehalten. Auf dieAusnah-
metatbestédnde aus dem WHG (§§ 78
Absatz 5, 6 und 7 sowie § 78a Absatz
2) wird hingewiesen.

Auch wird die erste Stufe des Zulas-
sungsverfahrens — die Bundesfachpla-
nung — von Energieleitungsvorhaben,
die dem Zulassungsregime des Netz-
ausbaubeschleunigungsgesetzes un-
terliegen, aus dem Anwendungsbe-
reich der Festlegung ausgenommen.
Auf der zweiten Stufe des Zulassungs-
verfahrens — der Planfeststellung — fin-
det die Festlegung hingegen Anwen-
dung.

35 Ministerium fiir Landesentwicklung und Wohnen BW:

Ein Verweis auf die Moglichkeit von Ausnahmegenehmigungen (§§ 78 Abs. 5, 78a Abs. 2
WHG) sollte mit Blick auf die Risikovorsorge und notwendige Verfligbarkeit dieser Einrichtun-
gen nicht erfolgen, da auch hier ein Hochwasserrisiko besteht.

Der Verweis auf die Ausnahmen (§78
Absatz 5, 6 und 7 sowie § 78a Absatz 2
WHG) nach ist ein Ergebnis aus dem
Beteiligungsverfahren nach §§ 18, 9
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Weiterhin soll eine Klarstellung fiir bestandsgeschiitzte Anlagen in den Plansatz aufgenom-
men werden: Die Formulierung ,,sind folgende ... Infrastrukturen und Anlagen ausgeschlos-
sen”ist durch ,,...Infrastrukturen und Anlagen weder geplant noch zugelassen werden...” zu
ersetzen.

Abs. 2 ROG und der Ressortabstim-
mung nach §§ 47, 62 GGO und soll
beibehalten werden.

Dem Formulierungsvorschlag zur Klar-
stellung wird gefolgt.

35a Arbeitsgemeinschaft der Regionalverbande BW:

Die direkte Koppelung der aufgefiihrten Ausnahmebedingungen an das Wasserrecht nimmt
dem Plansatz die raumordnerische Steuerungswirkung fir spezifisch kritische Infrastruktu-
ren. Daher wird eine Streichung angeregt. Alternativ wird angeregt, die Ausnahmen wie in
der Fassung vom September 2020 zu formulieren: , Folgende Infrastrukturen sind in Uber-
schwemmungsgebieten nach §76 Absatz 2 und 3 WHG ausgeschlossen: [...]“

Zudem ist der bloRe Verweis auf die genannten Verordnungen (BSI-KritisV, Industrieemissi-
onsrichtlinie und SEVESO-III-Richtlinie) als zentrale BezugsgréfRen nicht ausreichend. Es wird
um eine Scharfung bzw. Spezifizierung der Begriindung, auf welche Infrastruktur- und Be-
triebstypen der Plangeber im Einzelfall abzielt, gebeten.

Die Koppelung des Planentwurfs an
die Regelungen bzw. Gebietskulissen
des WHG ist ein Ergebnis des Beteili-
gungsverfahrens nach §§ 18, 9 Abs. 2
ROG und soll daher beibehalten wer-
den.

Der Verweis wird als ausreichend er-
achtet; erganzend wird auf das
Glossar verwiesen.

38 Ministerium fiir Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:

Es wird davon ausgegangen, dass die genannten Infrastrukturen bereits von den Regelungen
des § 78 WHG erfasst sind. Das gilt auch fur die Ausnahmebestimmungen nach Abs. 5 und
die Anforderungen nach Abs. 7. In diesem Ziel erfolgt lediglich eine Konkretisierung bzgl.
raumbedeutsamer Infrastrukturen. Zumindest konnte dies eine Signalwirkung entfalten

Die zutreffende Stellungnahme wird
zur Kenntnis genommen.

05 Wirtschaftsvereinigung Stahl:

Soweit unter Ziffer 11.2.3 des Planentwurfs Einschrankungen fiir die Errichtung kritischer Inf-
rastrukturen festgelegt werden, sind diese Festlegungen von der Ermachtigungsnorm des §
17 Abs. 2 ROG nicht gedeckt. Diese Norm erméchtigt zur Aufstellung von landeribergrei-
fende Raumordnungsplane fir den Hochwasserschutz. Der Begriff des Hochwasserschutzes
umfasst die Gewahrleistung von so weit wie moglich natirlichen und schadlosen Abflussver-
haltnissen an oberirdischen Gewassern und insbesondere Vorbeugung von nachteiligen
Hochwasserfolgen durch Riickhaltung des Wassers in der Flache vorzubeugen. Die Festle-
gung unter Ziffer 11.2.3 BRPH-E dient allerdings nicht dem Hochwasserschutz in diesem Sinne,
sondern dem Schutz von kritischen Infrastrukturen. Entsprechendes gilt hinsichtlich der ein-
geschrankten Zulassigkeit von IED-Anlagen.

Nach nochmaliger Prifung bestehen
keine Bedenken, dass die Festlegung
von der Ermachtigungsgrundlage des
§ 17 Abs. 2 S. 1 ROG gedeckt ist.

17 Unternehmerverbande Niedersachsen:

Die Begriindungs- und Darlegungslast diirfte beim Vorhabentrager liegen. Die Regelungen
dirften in der Praxis Uber die bestehenden stringenten Anforderungen zum Hochwasser-
schutz in Uberschwemmungsgebieten hinausgehen. Der Vollzug wiirde hier ein grundsatzli-

Die Festlegung wirkt entsprechend ih-
rem Wortlaut nur im Rahmen von §§
78, 78a WHG. Sie bewirkt also keine
zusatzlichen Beschrankungen.
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ches Bauverbot annehmen (miissen). Damit waren kiinftig wichtige Industriestandorte be-
troffen. Auch ist nicht klar, ob kiinftig nicht noch neue Risikogebiete dort ausgewiesen wer-
den, wo seit Jahrzehnten industriell genutzte Flachen liegen.

21h LK Stade / Landkreistag:

a) Es werden Abwagungsmangel darin gesehen, dass nicht aufgefiihrt wird, welche oder zu-
mindest wie viele Anlagen von der Festlegung betroffen sind (bspw. auch Biogasanlagen).
b) Im Plansatz werden bestimmte raumbedeutsame Infrastrukturen und Anlagen in Uber-
schwemmungsgebieten zunachst ausgeschlossen, um dann auf die Ausnahmegenehmigun-
gen nach §§ 78 und 78a WHG hinzuweisen. Im Prinzip wird hier nichts Anderes vorgeschrie-
ben, das nicht bereits im Fachrecht geregelt ist. Es stellt sich die Frage, ob es dieser pla-
nungsrechtlichen Vorgabe liberhaupt bedarf.

Durch die Formulierung von Nr. 1 bis
Nr. 3 wird hinreichend deutlich, wel-
che Vorhaben bzw. Anlagen erfasst
sind.

An der Festlegung wird festgehalten;
sie ist im Sinne eines lGberortlichen
Schutzes kritischer Infrastrukturen vor
Hochwasser sachgerecht.

22 Verband der Chemischen Industrie:

Dieser Plansatz geht liber die bestehenden stringenten Anforderungen zum Hochwasser-
schutz in Uberschwemmungsgebieten hinaus. Der Vollzug wiirde hier ein grundsatzliches
Bauverbot annehmen (missen). Damit waren kiinftig zahlreiche wichtige Industriestandorte
betroffen, so dass die Konsequenzen fiir deren Bestand und Weiterentwicklung nochmals
eingehend geprift werden mussten.

Die Festlegung wirkt entsprechend ih-
rem Wortlaut nur im Rahmen von §§
78, 78a WHG. Sie bewirkt also keine
zusatzlichen Beschrankungen. Auswir-
kungen auf den Bestandschutz erge-
ben sich auf der Festlegung nicht.

24c Bauministerium NRW:

Der Formulierung der Festlegungen zielt auch auf die Zulassungsebene eines Genehmigungs-
verfahrens. In Genehmigungsverfahren greifen Festlegungen in Raumordnungsplanen i. d. R.
nicht. Des Weiteren ist unklar, ob die Regelungen auch fir bestehende Anlagen gelten sollen
(Bestandsschutz). Auch bleibt offen, wie mit Anderungen oder Erweiterungen bestehender
Anlagen umzugehen ist.

Festlegungen in Raumordnungspldanen
kénnen insbesondere gemaR § 4 ROG
auch in Zulassungsverfahren wirksam
werden. Der Bestandsschutz wird
durch die Festlegung nicht einge-
schrankt.

24g Bezirksregierung Koln / NRW:
Die Festlegung ist ganz oder zumindest teilweise entbehrlich, weil bereits teilweise oder voll-
standig im Wasserrecht geregelt.

An der Festlegung wird festgehalten;
sie ist im Sinne eines Gberortlichen
Schutzes kritischer Infrastrukturen vor
Hochwasser sachgerecht.

26 Landesplanung Thiiringen:

Das Ziel ist in einen Grundsatz zu dndern und bezigliche der Adressaten weiter zu qualifizie-
ren. Begriindung: Es handelt sich nicht um ein Ziel der Raumordnung. Dies ergibt sich aus
der fehlenden Endabgewogenheit. Eine solche kann schon deshalb nicht bestehen, da durch
die Bezugnahme auf geltende Fassungen von Festlegungen Dritter der Plangeber auch die
inhaltliche Ausformung des Ziels auf einen Dritten delegiert. Die gemeindliche Ebene, welche

Die Festlegung hat Zielcharakter ge-
maf § 3 Abs. 2 Nr. 1 ROG. Das Raum-
ordnungsrecht ist gesetzlich als Stu-
fenplanung konzipiert, und héherstu-
fige Planungen sind von daher inhalt-
lich regelmaRig darauf ausgelegt, auf
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Adressat dieser Festlegung zu sein scheint, wird aus systematischen Griinden kritisch hinter-
fragt. Damit wiirden Landes- und Regionalplane als Stufen der Planungshierarchie tber-
sprungen.

nachfolgenden Ebenen weiter konkre-
tisiert und verdichtet zu werden.

29 BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft:

Die derzeitige Inbezugnahme der §§ 78, 78a, 78b WHG zur Regelung der Ausnahmevoraus-
setzungen fiir die Festlegungen in G 11.3 und Z.11.2.3 birgt fiir den Ausbau des Ubertragungs-
netzes ein nicht beherrschbares Planungsrisiko, denn die Festlegungen des BRPH fiir den
Hochwasserschutz missen bereits auf der Planungsebene der Bundesfachplanung beachtet
oder berticksichtigt werden. Die Ausnahmen des BRPH wiirden aber durch die Verfahrens-
konzentration der Planfeststellung erst mit der Zulassungsentscheidung, dem Planfeststel-
lungsbeschluss, erteilt. Die neue Formulierung bringt somit eine erhebliche Rechtsunsicher-
heit flr die Netzausbauprojekte mit sich.

Der BDEW macht darauf aufmerksam, dass sich die Bedeutung der energieinfrastrukturellen
PCI-Vorhaben und deren geringes/nicht existentes spezifisches Risiko im Uberflutungsfall
abermals nicht im Verordnungstext und in der Begriindung niedergeschlagen haben. Vor
dem Hintergrund, dass die Festlegung mit der Schutzbedirftigkeit der Infrastruktur begriin-
det wird, ware hier detaillierter zu ermitteln und festzustellen, welche Infrastrukturen
schutzbediirftig vor Hochwasserereignissen sind und daher unter die Festlegung fallen sollen
und welche nicht.

Bislang ist kein Fall bekannt, in dem es aufgrund eines Extremwetterereignisses zu einer er-
heblichen Gefdahrdung der Stromversorgungssicherheit gekommen ware. Insbesondere
groRe Energieleitungsvorhaben I8sen aufgrund ihrer Bauweise, v.a. ihrer Hohe, bei Uberflu-
tungen kein spezifisches Risiko aus. Daher unterfielen "insbesondere groRe Energieleitungen
bzw. Energieleitungsnetze" noch im ersten Entwurf des Verordnungstextes vom 28.09.2020
dem ersten Ausnahmefall im zweiten Satz von urspriinglichen Ziel 11.2.3 (Fehlen eines spezifi-
schen Risikos).

Mit der nun verfassten Regelung entfallt diese Privilegierung komplett. Die Neuregelung der
Ausnahme nach §§ 78 Abs. 5 oder 7, 78a Abs. 2 WHG kann diesen Wegfall der Ausnahme
nicht kompensieren. Die Inbezugnahme der §§ 78 Abs. 5 oder 7, 78a Abs. 2 WHG fiir die Aus-
nahmen von der Festlegung steht der rechtssicheren Realisierung von Netzausbauvorhaben
aus zwei Erwdgungen heraus entgegen.

1. Die fur Netzausbauvorhaben einschlagige wasserrechtliche Genehmigung gemals § 78 Abs.
5 WHG als Ausnahme zu den Festlegungen in Z I1.2.3 wiirde durch die Verfahrenskonzentra-
tion der Planfeststellung erst mit der Zulassungsentscheidung, dem Planfeststellungsbe-
schluss, erteilt. Gleichzeitig sind die Festlegungen in Z I1.2.3 aber bereits in der Bundesfach-
planung zu beachten. Fiir den Netzausbau bestiinde demnach keine Planungssicherheit, dass
am Ende des mehrjahrigen Planfeststellungsverfahrens tatsachlich eine Genehmigung erteilt

Der Stellungnahme wird insoweit ge-
folgt, als die erste Stufe des Zulas-
sungsverfahrens — die Bundesfachpla-
nung — von Energieleitungsvorhaben,
die dem Zulassungsregime des Netz-
ausbaubeschleunigungsgesetzes un-
terliegen, aus dem Anwendungsbe-
reich der Festlegung ausgenommen
wird.

Im Ubrigen wird darauf hingewiesen,
dass die Ausnahmemaoglichkeiten der
§§ 78, 78a WHG greifen.
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wird, miissten aber gleichzeitig bei der Planung der Vorhaben von der Erteilung ausgehen,
wenn sie Flachen in Uberschwemmungsgebieten in Anspruch nehmen wollen.

2. Selbst, wenn eine Ausnahme "nach § 78 Absatz 5 oder 7 oder § 78a Absatz 2 WHG zugelas-
sen werden" kann, erfasst keiner der dort definierten Falle Projects of Common Interest der
europdischen Energieinfrastruktur oder sonstige kritische Infrastrukturen des Stromnetzaus-
baus.

Die Ausnahme in § 78 Abs. 5 WHG steht in engem systematischen Zusammenhang mit der
Regelvorschrift § 78 Abs. 4 WHG, welche die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen
nach den §§ 30, 33, 34 und 35 BauGB untersagt. § 38 BauGB schlieRt die Anwendung der §§
29 bis 37 BauGB u.a. fiur Planfeststellungsverfahren aus. Entsprechend kann sich auch die
Ausnahmevorschrift § 78 Abs. 5 WHG nicht auf Vorhaben mit Planfeststellungserfordernis
beziehen. Dadurch werden jedenfalls Leitungsanlagen zum Elektrizitatstransport nicht er-
fasst. Denn diese werden gemal$ § 43 Abs. 1Nr. 1-4 EnWG und § 18 Abs. 1 NABEG obligato-
risch durch ein Planfeststellungsverfahren zugelassen. Auch auf Antrag gemaR § 43 Abs. 2 Nr.
1 EnWG oder § 18in die Planfeststellung einbezogene fiir den Betrieb von Energieleitungen
notwendigen Anlagen kdnnten dariber hinaus von diesem Ausschluss von der Privilegierung
durch § 78 Abs. 5 WHG i.V.m. §§ 30, 33, 34, 35 BauGB erfasst sein.

Im Ergebnis findet die Ausnahme nach § 78 Abs. 5 WHG i.V.m. §§ 30, 33, 34, 35 BauGB keine
Anwendung auf energieinfrastrukturelle PCI-Vorhaben oder sonstige kritische Infrastruktu-
ren des Stromnetzausbaus. Diese Vorhaben werden hierdurch deutlich schlechter gestellt,
als sonstige bauliche Anlagen, die nicht per Planfeststellungsverfahren zugelassen werden,
und beispielsweise Anlagen der Verkehrsinfrastruktur, die tiber § 78 Abs. 7 WHG explizit pri-
vilegiert werden.

Da der Verordnungstext und die Begriindung des Ziels keine generellen Ausnahmen fiir un-
terirdisch verlegte Leitungen oder Masten fir Freileitungen vorsehen, miissen zur Inan-
spruchnahme der Ausnahme aus § 78, 78a WHG im Rahmen der Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren gesonderte Priifungen zur Ubertragbarkeit der Ausnahmeregelungen ange-
stellt werden und sofern diese bejaht werden, gesonderte Alternativprifungen durchgefiihrt
werden. Insgesamt erhéht das den (Zeit)Aufwand im Rahmen der Verfahren. Ferner ist damit
zu rechnen, dass die Voraussetzungen der Ausnahmeregelung in den Festlegungen von den
verschiedenen fir die Planungs- und Genehmigungsverfahren zustiandigen Behoérden unter-
schiedlich bzw. uneinheitlich auslegt wird und unterschiedliche Anforderungen an die Darle-
gung der Ausnahmevoraussetzungen gestellt werden.

Die Festlegungen dirften auch zu zeitlichen Verzégerungen der Zulassungsverfahren fir die
Netzausbauvorhaben fiihren. So entsteht durch die Festlegungen, die keine allgemeinen Aus-
nahmen fir die Vorhaben vorsehen, Abstimmungsbedarf zur Gewichtung der raumordnungs-
rechtlichen Vorgaben in den Planungs- und Genehmigungsverfahren. Ferner kdnnen zeitliche

68




Verzogerungen in den Planungs- und Genehmigungsverfahren durch ggfs. erforderliche Ziel-
abweichungsverfahren nach § 19i.V.m. § 6 Abs. 2 ROG entstehen. Selbst wenn also die Aus-
nahme aus § 78 Abs. 5 WHG anwendbar ware, wiirde diese erst am Ende eines langjahrigen
Verfahrens erteilt. Gleichzeitig mlissen die Festlegungen des Raumordnungsplans bereits auf
der Ebene der Bundesfachplanung beriicksichtigt bzw. beachtet werden. Vorhaben mussten
demnach zahlreiche Phasen der Planung durchlaufen ohne die Rechtssicherheit dariiber,
dass sie schlieRlich tatsichlich im Uberschwemmungsgebiet verwirklicht werden diirfen.
Anderungsvorschlag:

Der BDEW vermisst eine hinreichende Berlicksichtigung dieser Tatsachen im vorliegenden
Entwurf des BRPH und fordern nachdriicklich die Aufnahme einer klar formulierten Aus-
nahme vom Ausschluss fiir PCI-Projekte. Diese Ausnahmeregelung kdnnte z.B. wie folgt aus-
gestaltet werden:

,(...) insbesondere Infrastrukturen des Kernnetzes der europdischen Verkehrsinfrastruktur
(auRer Hafen und WasserstraBen), ausgenommen sind alle Projects of Common Interest der
europaischen Energieinfrastruktur in der jeweils geltenden Fassung der Unionsliste der Vor-
haben von gemeinschaftlicher Bedeutung,”

Diese rechtlich und energiepolitisch fiir zwingend notwendig erachtete Ausnahmeregelung
erscheint aber keinesfalls ausreichend, um der Gefahr vorzubeugen, dass der BRPH sich zu
einem Bremsklotz der Energiewende entwickelt, weil es eine Vielzahl gréRerer Netzausbau-
vorhaben gibt, die nicht als PCI qualifiziert wurden, aber dennoch von enormer Bedeutung
fiir den geplanten, energiewendeangepassten Ubertragungsnetzausbau sind.

Die Komplexitdt und Dauer von Genehmigungsverfahren behindern seit jeher die dringend
notige Beschleunigung des Netzausbaus. Der BRPH in seiner derzeitigen Fassung fiihrt dazu,
dass wichtige Energieprojekte in festgesetzten Uberschwemmungsgebieten verboten sind
und nur ausnahmsweise genehmigt werden kdnnen und verkompliziert dadurch die ohnehin
komplexen Genehmigungsverfahren.

Abhilfe schaffen wiirde insoweit eine ausdriickliche und klar formulierte Ausnahmeregelung
im BRPH selbst. Der BDEW begriiSte daher die Ausnahmeregelung in Satz 2 der vorherigen
Fassung des Z.11.3 (Fehlen spezifischen Risikos). Weshalb diese Ausnahmeregelung zugunsten
eines Verweises auf das WHG gestrichen wurde, erschliel3t sich nicht. Die Ausnahme fir Inf-
rastrukturen, die im Hochwasserfall kein spezifisches Risiko ausldsen findet sich im derzeiti-
gen Entwurf nur noch in 1I1.5 (G) und damit in einem Grundsatz, dessen Anwendungsbereich
auf Kistengebiete begrenzt ist. Die explizite Ausnahmeregelung vereinfacht die Genehmi-
gung von wichtigen Netzausbauprojekten, indem keine aufwendige Einholung von wasser-
rechtlichen Einzelfallgenehmigungen mehr erforderlich ist. Daher fordern der BDEW ein-
dringlich, deren Streichung in 11.2.3 (Z) zu Gberdenken und — unter Beibehaltung des Verwei-
ses auf das WHG - erneut eine Ausnahmeregelung in einen Satz 2 der Vorschrift aufzuneh-
men, die wie folgt lauten kdnnte:
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,Satz 1 findet keine Anwendung auf Infrastrukturen, bei denen eine Uberflutung kein spezifi-
sches Risiko auslost oder die aufgrund besonderer An-Forderungen oder aufgrund des Feh-
lens ernsthaft in Betracht kommender Standort- oder Trassenalternativen im jeweiligen Ge-
meindegebiet nur in Uberschwemmungsgebieten nach § 76 Absatz 2 oder 3 WHG errichtet
werden kdénnen.”

Hinsichtlich der moéglichen Begriindung zu dieser Regelung wird auf die Anregungen zu lll. 5
(G) (siehe unten) verwiesen.

Hilfsweise

Schlagt der BDEW vor, den Wortlaut mit G 11.3 zu vereinheitlichen. Hier werden die Ausnah-
men nicht mehr "nach § 78b Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 WHG" fiir zuldssig erklart, sondern
sofern "die Voraussetzungen des § 78b Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 WHG" erflllt sind. Damit
ist klargestellt, dass die Ausnahmevoraussetzungen des § 78b Abs. 1 S. 2 Nr. 2 WHG unab-
hangig von der systematischen Einbindung der Norm im Geflige des Abschnitts 6 WHG zum
Hochwasserschutz gepriift werden sollen. Die 4 UNB regen deshalb eine ebensolche Heraus-
|6sung der fiir den Stromnetzausbau einschldagigen Ausnahmevorschrift des § 78 Abs. 5 WHG
aus dem systematischen Zusammenhang mit § 78 Abs. 4 WHG an: "In Uberschwemmungsge-
bieten nach § 76 Absatz 2 und 3 WHG sind folgende raumbedeutsame Infrastrukturen und
Anlagen ausgeschlossen, es sei denn, (sie kbnnen nach; streichen) sie erfiillen die Vorausset-
zungen des § 78 Absatz 5 oder 7 oder § 78a Absatz 2 WHG (zugelassen werden; streichen)

04 Bayerisches Staatsministerium fiir Regionalentwicklung:

Es ist nicht klar, warum in einem Raumordnungsplan geregelt werden muss, was in Gebieten,
die nach dem WHG festgelegt sind, unzuldssig oder nur in bestimmten Formen zulassig ist.
Der Festlegung wird weiterhin widersprochen.

An der Festlegung wird festgehalten;
sie ist im Sinne eines Uberortlichen
Schutzes kritischer Infrastrukturen vor
Hochwasser sachgerecht.

16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:

a) Aufgrund der dynamischen Zitation in Nr. 1 ist die Zielqualitat hier zu hinterfragen.

Zur Begriindung:

a) zu Ziffer 1: Infrastrukturen des Kernnetzes der europaischen Verkehrsinfrastruktur, Ver-
ordnung (EU)1315/2013 Absatz 2: Es sollten der Gegenstand und Geltungsbereich der Ver-
ordnung deutlicher herausgearbeitet werden. Insbesondere sollte dargestellt werden, wel-
che konkreten Verkehrsinfrastrukturen des Kernnetzes entsprechend der Verordnung dem
Anwendungsbereich der Ziffer 1 unterfallen (z. B. Schienen-, StraRen-, Luftverkehr, multimo-
daler Verkehr) und in welchen Kapiteln/Anhdngen der Verordnung hierzu Regelungen beste-
hen. Die bloRe Bezugnahme auf Infrastrukturen des Kernnetzes der europaischen Infrastruk-
tur gemaR Verordnung (EU) 1315/2013 ist insbesondere fiir Regionalplaner wenig anwender-
bzw. nutzerfreundlich, weil schwer verstandlich und damit auch schwer umsetzbar.

Es wird darauf hingewiesen, dass die
Festlegung und die Begriindung be-
reits im Anschluss an die Beteiligung
nach § 9 Abs. 2 ROG erganzt worden
sind; im Zusammenspiel mit den Erldu-
terungen im Glossar erscheint dies als
sachgerecht und ausreichend. Es
bleibt den Landern unbenommen, die
gewlinschten Prazisierungen und Kon-
kretisierungen ggf. auf ihrer Planungs-
ebene vorzunehmen. Auf der Ebene
der Bundesraumordnung werden sie

70




b) Projects of Common Interest (PCl) der europdischen Infrastruktur, Verordnung
(EU)2020/389 Absatz 3 Satz 3 sollte wie folgt inhaltlich ergénzt werden: "... Energieinfrastruk-
turgebiete (Realisierung intelligenter Netze, Stromautobahnen und grenziberschreitendes
Kohlendioxid) erforderlich sind.”

c) Zu Ziffer 2: Anlagen und Betriebsbereiche, die unter die Richtlinie 2010/75/EU (Industrie-
richtlinie) fallen:

Infolgedessen sollte in der Begriindung zum Plansatz der Gegenstand und Geltungsbereich
der Richtlinie deutlicher herausgearbeitet werden. Insbesondere sollte dargestellt werden,
welche konkreten Anlagen, Tatigkeiten entsprechend der Richtlinie dem Anwendungsbereich
der Ziffer 2 unterfallen und in welchen Kapiteln/Anhangen der Richtlinie hierzu Regelungen
bestehen. Gegenstand der Richtlinie ist gemaR Artikel 1 die integrierte Vermeidung und Ver-
minderung der Umweltverschmutzung infolge industrieller Tatigkeit. Entsprechend Artikel 2
Absatz 1 der Richtlinie gilt diese fiir die in den Kapiteln Il bis IV genannten industriellen Tatig-
keiten, die eine Umweltverschmutzung verursachen. Kapitel Il gilt fiir die in Anhang | der
Richtlinie aufgelisteten Tatigkeiten im Sinne des Artikels 10 in den Bereichen der Energiewirt-
schaft, der Herstellung und Verarbeitung von Metallen, der mineralverarbeitenden und der
chemischen Industrie, der Abfallbehandlung und sonstigen Tatigkeiten. Kapitel Ill gilt fir Feu-
erungsanlagen im Sinne des Artikels 28 der Richtlinie, deren Feuerungswarmeleistung 50
MW oder mehr betragt, unabhangig davon, welche Art von Brennstoff verwendet wird. Kapi-
tel IV gilt fur Abfallverbrennungsanlagen und Abfallmitverbrennungsanlagen im Sinne des Ar-
tikels 42 der Richtlinie, die feste oder fllissige Abfalle verbrennen oder mitverbrennen. Die
bloRe Bezugnahme auf Anlagen und Betriebsbereiche nach Richtlinie 2010/75/EU ist insbe-
sondere fiir die Regionalplaner wenig anwender- bzw. nutzerfreundlich, weil schwer ver-
standlich und damit auch schwer umsetzbar.

d) Anlagen und Betriebsbereiche, die unter die Richtlinie 2012/18/EU (SEVESO-IlI-Richtlinie)
fallen:

Im erwdahnten Dokument sollte in der Begriindung zum Plansatz der Gegenstand und Gel-
tungsbereich der Richtlinie deutlicher herausgearbeitet werden. Insbesondere sollte darge-
stellt werden, welche konkreten Anlagen oder Betriebsbereiche entsprechend der Richtlinie
dem Anwendungsbereich der Ziffer 2 unterfallen und in welchen Artikeln/ Anhdngen der
Richtlinie hierzu Regelungenbestehen. Gemald Artikel 1 legt die Richtlinie Bestimmungen fiir
die Verhiitung schwerer Unfalle mit gefahrlichen Stoffen und fiir die Begrenzung der Unfall-
folgen flir die menschliche Gesundheit und die Umwelt fest, um auf abgestimmte und wirk-
same Weise in der ganzen Union ein hohes Schutzniveau zu gewahrleisten. Artikel 2 legt den
Anwendungsbereich der Richtlinie fest. Diese gilt flir Betriebe im Sinne des Artikels 3 Nr. 1
der Richtlinie. In den Anwendungsbereich fallen z. B. an Land gelegene unterirdische Gas-
speicheranlagen in natirlichen Erdformationen, Grundwasserleiter, Salzkavernen und stillge-
legten Minen und chemische und thermische AufbereitungsmaBnahmen und die mit diesen

als nicht erforderlich bzw. nicht
zweckmalig bewertet.
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Malnahmen in Verbindung stehende Lagerung, die gefdhrliche Stoffe umfassen, sowie in Be-
trieb befindliche Bergebeseitigungseinrichtungen, einschliellich den Bergeteichen oder Ab-
setzbecken, die gefahrliche Stoffe enthalten etc. Die blofRe Bezugnahme auf Anlagen und Be-
triebsbereiche nach Richtlinie 2012/18/EU ist insbesondere fir die Regionalplaner wenig an-
wender- bzw. nutzerfreundlich, weil schwer verstandlich und damit auch schwer umsetzbar.

19 Landesplanung Schleswig-Holstein:

a) Es ist kein raumordnungsrechtlicher Kern erkennbar und um raumordnungsrechtliche Bin-
dungswirkungen ausldsen zu kénnen, muss eine Anderung der Regelung erfolgen.

b) Es werden sowohl die Bezugsrdume als auch die vom Bauverbot befreiten Ausnahmen
durch die Regelungen des WHG definiert. Die Regel-Ausnahme-Struktur des Plansatzes wird
dadurch primar durch geltende Regelungen des Fachrechts bestimmt. Es handelt sich daher
nicht mehr um eine eigenstiandige Festlegung der Raumordnung. Der Plansatz ist deshalb
raumordnungsrechtlich unwirksam.

c) Zu Pkt. 3: Ein genereller Ausschluss dieser Anlagen geht deutlich Gber die IE-Richtlinie bzw.
Seveso lll Richtlinie hinaus. Storfallanlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass durch
umgebungsbedingte Gefahrenquellen (also auch Hochwasser) keine Storfille ausgelost wer-
den. Hierzu gibt es auch technische Regelwerke (TRAS 310), die auch den Klimawandel mit-
beriicksichtigen. Bei Anlagen in Uberschwemmungsgebieten gelten deutlich héhere Anforde-
rungen an die Sicherheit und den Umweltschutz, dadurch gibt es fiir einen generellen Aus-
schluss keine Grundlage. Wenn durch die Uberschwemmung keine Umweltgefidhrdung oder
Storfall eintreten kann, ist die Anlage genehmigungsfahig.

d) Der Plansatz sollte als Grundsatz gekennzeichnet werden, da durch eine Zielfestlegung un-
verhaltnismaRige Erschwernisse bei der Umsetzung und Planung von Infrastrukturvorhaben
entstehen wiirden.

e) Anderung des Plansatzes: ,In Uberschwemmungsgebieten nach § 76 Absatz 2 und 3 WHG
sollen Kritische Infrastrukturen mit bundesweiter Bedeutung und Anlagen oder Betriebsbe-
reiche, die unter die Industrieemissionsrichtlinie oder die SEVESO-IlI-Richtlinie fallen, nur ge-
plant, gebaut oder erweitert werden, wenn eine ausreichend hochwasserangepasste Bau-
weise realisiert wird oder ihre Zulassung nach § 78 Absatz 5 oder 7 oder § 78a Absatz 2 WHG
moglich ist.”

An der Zielfestlegung wird festgehal-
ten; sie ist im Sinne eines Uberortli-
chen Schutzes kritischer Infrastruktu-
ren vor Hochwasser sachgerecht.

Die Festlegung wirkt entsprechend ih-
rem Wortlaut nur im Rahmen von §§
78, 78a WHG. Sie bewirkt also keine
unzuldssigen zusatzlichen Beschran-
kungen.

24a NRW Wirtschaftsministerium:

a) Gegen die Festlegung bestehen erhebliche Bedenken. Das Ziel sollte gestrichen werden.
Die Regelungen des Ziels beziehen sich ausschlieRlich auf bereits festgesetzte Uberschwem-
mungsgebiete nach § 76 Abs.2 und 3 WHG, zu denenin den §§ 78, 78 a und 78 ¢ WHG be-

An der Zielfestlegung wird festgehal-
ten; sie ist im Sinne eines Uberortli-
chen Schutzes kritischer Infrastruktu-
ren vor Hochwasser sachgerecht.
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reits Verbotsregelungen einschlieBlich differenzierter Ausnahmekriterien abschlieRend fest-
gelegt sind. § 78 a Abs. 7 WHG gestattet allein den Bundeslandern weitergehende Rechtsvor-
schriften.

b) Das Ziel I11.2.3 nimmt in seiner modifizierten Form auf einzelne Absatze des WHG Bezug,
stellt jedoch insgesamt eine unzuldssige Modifizierung der geltenden wasserrechtlichen Re-
gelungen und einen unzuldssigen Eingriff in die gesetzlich festgelegten Kompetenzen der
Bundeslander dar.

c) Soweit auf der Ebene des Bundes ein weitergehender Regelungsbedarf zu kritischen Infra-
strukturen oder auch den in Nr. 2 genannten Anlagen oder Betriebsbereichen besteht, kime
dafiir eine Anderung der fachgesetzlichen Regelungen (WHG) in Betracht. Damit wiirden so-
wohl rechtliche Unsicherheiten und Risiken in Bezug auf die Nebeneinanderstellung von
Fachrecht und raumordnerischen Festlegungen vermieden. Weiterhin kdnnte vermieden
werden, den BRPH bis auf die Ebene einzelner Bebauungsplane herunterbrechen zu missen,
um die gewlinschten raumordnerischen Ziele anlagenbezogen durchsetzen zu kénnen. Dies
wiirde zur Einsparung erheblicher Erfiillungsaufwande fir die Verwaltung fiihren. Ungeach-
tet der generellen Unzul3dssigkeit entsprechender Regelungen in einem Raumordnungsplan
des Bundes miussten fiir die unter 1. bis 3. aufgefiihrten Infrastrukturen und Anlagen auch
jeweils eigene Festlegungen geschaffen werden, da hier der Sache nach véllig unterschiedli-
che Sachverhalte und Schutzanspriiche adressiert werden.

d) Wahrend die unter 1. und 2. aufgefiihrten , kritischen Infrastrukturen” eine eigene
»Schutzwiirdigkeit” und ,,Schutzbedirftigkeit” haben, die im Fall einer Funktionsstérung in
der Regel aber kein Gefdhrdungspotential flir das Gewassersystem und Unterlieger haben,
steht bei den unter 3. genannten Anlagen eher die Schutzbedirftigkeit der umgebenden An-
lieger und der Unterlieger vor einer Umweltverschmutzung oder sonstigen Gefahrdung und
den daraus resultierenden wirtschaftlichen Schaden im Vordergrund des Schutzinteresses.
Diese fehlende Differenzierung dieser Schutzbelange macht die Festlegung insgesamt unver-
standlich und unscharf. Es bleibt unklar, wie die Ausnahme des § 78 Abs. 5 WHG, die insbe-
sondere Ausnahmen mit dem Ziel der Riickhaltung und der Abflussregelung festlegt, auf An-
lagen oder Betriebsbereiche, die unter die Industrieemissionsrichtlinie oder die SEVESO-III-
Richtlinie fallen, bezogen werden sollen.

Die Festlegung wirkt entsprechend ih-
rem Wortlaut nur im Rahmen von §§
78, 78a WHG. Sie bewirkt also keine
unzuldssigen zusatzlichen Beschran-
kungen.

Fiir eine Anderung des WHG wire der
Gesetzgeber zustandig.

26

3. Ergdnzende Festlegung fiir
Risikogebiete auBerhalb
von Uberschwemmungs-
gebieten nach § 78b WHG

03 Mineral6lwirtschaftsverband:

Hochwasserschutz ist eine bestehende Betreiberpflicht. Zusatzliche Regulierungen fiir bereits
regulierte Industrieanlagen sind nicht erforderlich. Mit dem Entwurf werden zukiinftige Er-
weiterungen und Neubau weitgehend unterbunden.

Weiterhin entstehen nachteilige Auswirkungen fiir den Neubau und die Umverlegung von
Rohrfernleitungen, da bestehende Leitungsanlagen in den meisten Fallen Gewasser kreuzen.
Dies betrifft auch Rohrfernleitungen, Wasserstoffpipelines und Gasleitungen.

Der der Abwagung zugangliche Grund-
satz der Raumordnung trifft seine Re-
gelungen nur im Rahmen der § 78b
WHG. Er regelt also keine weiterge-
henden Beschrankungen, insbeson-
dere keine generelle Verhinderung
von Erweiterungen und Neubauten.
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24a NRW Wirtschaftsministerium:
Die Streichung des urspriinglich vorgesehenen Grundsatzes 11.3.1 wird begriiRt. Gegen die
geplanten Festlegungen zu Risikogebieten bestehen grundsatzliche Bedenken.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

27

11.3 (G) In Risikogebieten au-
Rerhalb von Uberschwem-
mungsgebieten nach § 78b
WHG sollen folgende raumbe-
deutsame Infrastrukturen und
Anlagen weder geplant noch
zugelassen werden, es sei
denn, sie erfillen die Voraus-
setzungen des § 78b Absatz 1
Satz 2 Nummer 2 WHG:

1. Kritische Infrastrukturen
mit ldnder- oder staats-
grenzeniberschreitender
Bedeutung; dies sind ins-
besondere Infrastrukturen
des Kernnetzes der euro-
paischen Verkehrsinfra-
struktur auRer Héfen und
WasserstraRen sowie die
Projects of Common Inte-
rest der europaischen
Energieinfrastruktur in der
jeweils geltenden Fassung
der Unionsliste der Vorha-
ben von gemeinschaftli-
cher Bedeutung,

2. weitere Kritische Infra-
strukturen, soweit sie von
der BSI-Kritisverordnung
erfasst sind,

08 Ministerium fiir Inneres, Bauen und Sport des Saarlandes:
Uber den Bestandschutz hinaus sind Ausnahmenregelungen fiir die Erweiterung und das Er-
setzen bestehender Leitungen festzuhalten und in der Begriindung aufzufiihren.

Eine Ausnahme fir das Ersetzen be-
stehender Leitungen ist nicht erfor-
derlich. In diesem Fall greift schon §
78b WHG, in dessen Rahmen die Fest-
legung I1.2.3 wirkt.

25 Niedersachsisches Ministerium fiir Ernahrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:
Die Regelung wird abgelehnt und ist ersatzlos zu streichen. Anlagen oder Betriebsbereiche,
die unter die Industrieemissionsrichtlinie oder SEVESO-III Richtlinie fallen, unterliegen dem
immissionsschutzrechtlichen Zulassungsrecht. Raumordnungsrechtlicher Regelungen bedarf
es daher nicht.

Die Priifung der VerhaltnismaRigkeit dieser Regelung kann nicht nachvollzogen werden. Eine
Risikobeurteilung unter Heranziehung aufgetretener Schadensfille liegt nicht vor.

Es stellt sich nach wie vor die Frage, ob mit der Unzulassigkeit von Anlagen oder Betriebsbe-
reichen, die unter die Industrieemissionsrichtlinie oder SEVESO-IlI-Richtlinie fallen, in Uber-
schwemmungsgebieten nach § 76 Absatz 2 und 3 WHG (gemaR Nr. 11.2.3 (Z) Nr. 3 des Ent-
wurfes) eine Riickbauverpflichtung einhergehen soll.

Zur Begrindung: Die Klarstellung nur in der Begriindung, dass bestehende, rechtmaRig er-
baute Infrastrukturen und Anlagen Bestandsschutz genieRRen, wird nicht als hinreichend er-
achtet.

Der Forderung wird gefolgt. Die der In-
dustrieemissionsrichtlinie und der SE-
VESO-III-RL unterfallenden Betriebe
werden aus dem Anwendungsbereich
der Festlegung herausgenommen.

24 h Bezirksregierung Miinster / NRW:
Auf diesen Grundsatz soll verzichtet werden, da es bereits durch Regelungen des WHG abge-
deckt ist

An der Festlegung wird in modifizier-
ter Form festgehalten; sie ist im Sinne
eines Uberortlichen Schutzes kritischer
Infrastrukturen vor Hochwasser sach-
gerecht.

27 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V.:

Der Grundsatz ist zu streichen, da kein pauschaler Ausschluss von raumbedeutsamen Infra-
strukturen und Anlagen erfolgen soll. IED-Anlagen dirfen allenfalls erfasst werden, wenn es
sich um raumbedeutsame Vorhaben gemal} § 3 Absatz 1 Nr. 6 ROG handelt.

Die der Industrieemissionsrichtlinie
und der SEVESO-III-RL unterfallenden
Betriebe werden aus dem Anwen-
dungsbereich der Festlegung heraus-
genommen.
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3. Anlagen oder Betriebsbe-
reiche, die unter die In-
dustrieemissionsrichtlinie
oder die SEVESO-IlI-Richt-
linie fallen,

4. bauliche Anlagen, die ein
komplexes Evakuierungs-
management erfordern.

35a Arbeitsgemeinschaft der Regionalverbande BW:

Die direkte Koppelung der aufgefiihrten Ausnahmebedingungen an das Wasserrecht nimmt
dem Plansatz die raumordnerische Steuerungswirkung fiir spezifisch kritische Infrastruktu-
ren. Daher wird eine Streichung angeregt. Alternativ wird angeregt, die Ausnahmen wie in
der Fassung vom September 2020 zu formulieren. ,Folgende Infrastrukturen sind in Uber-
schwemmungsgebieten nach §76 Absatz 2 und 3 WHG ausgeschlossen: [...]“

Zudem ist der bloRe Verweis auf die genannten Verordnungen (BSI-KritisV, Industrieemissi-
onsrichtlinie und SEVESO-III-Richtlinie) als zentrale BezugsgrofRen nicht ausreichend. Es wird
um eine Scharfung bzw. Spezifizierung der Begriindung, auf welche Infrastruktur- und Be-
triebstypen der Plangeber im Einzelfall abzielt, gebeten.

Die Koppelung des Planentwurfs an
die Regelungen bzw. Gebietskulissen
des WHG ist ein Ergebnis des Beteili-
gungsverfahrens nach §§ 18, 9 Abs. 2
ROG und soll daher beibehalten wer-
den.

Der Verweis wird als ausreichend er-
achtet; erganzend wird auf das
Glossar verwiesen.

21b LK Emsland / Landkreistag:

In Risikogebieten auRerhalb von Uberschwemmungsgebieten nach § 78b WHG sollen u. a.
bauliche Anlagen, die ein komplexes Evakuierungsmanagement weder geplant noch zugelas-
sen werden. Dieses Verbot gilt jedoch dann nicht, wenn die Voraussetzung des § 78b Abs. 1
Satz 2 Nummer 2 WHG (, keine andere Moglichkeit der Siedlungsentwicklung”) erfiillt ist. Die
Festlegung, ob und unter welchen Randbedingungen dieses Tatbestandsmerkmal gegeben
ist, ist im praktischen Vollzug haufig problematisch und sollte daher ndher konkretisiert wer-
den.

Es wird auf die Begriindung sowie auf
die einschlagigen Fachkommentierun-
gen der Vorschrift des WHG verwie-
sen.

21h LK Stade / Landkreistag:

a) Es werden Abwagungsmangel darin gesehen, dass nicht aufgefiihrt wird, welche oder zu-
mindest wie viele Anlagen von der Festlegung betroffen sind (bspw. auch Biogasanlagen).

b) Es wird davon ausgegangen, dass die Festlegungen fiir die Sicherung von Risikogebieten
nach § 78b WHG in Il. 3 der Definition nach nicht auf das niedersachsische , Risikogebiet
Kiste” anwendbar sind, da dieses , Uberwiegend von den Gezeiten beeinflusst". Eine klarstel-
lende Definition dieser Gebietskulisse ist in der Begriindung darzulegen.

Zu a) Durch die Formulierung von Nr.
1 und 2 wird hinreichend deutlich,
welche Anlagen erfasst sind.

Zu b) Die Anwendungsgebiete ergeben
sich aus der wasserwirtschaftlichen
Gebietskulisse.

22 Verband der Chemischen Industrie:

Durch diese Regelung bzw. den Verweis auf die BSI-KritisVO ist eine Vielzahl der chemisch-
pharmazeutischen Anlagen erfasst, weil es dort Giberwiegend keine Mengenschwellen gibt (z.
B. ist bereits 1 Gramm Herstellung von Arzneimitteln oder Impfstoffen eine IE-Anlage). Zwar
soll das VerhaltnismaRigkeitsprinzip gewahrt sein, weil von diesem Grundsatz des Anlagenzu-
lassungsverbots abgewichen werden kann, wenn die Voraussetzungen des § 78b Abs. 1 S. 2
Nr. 2 WHG erfillt sind. Da hier auf ,,hochwasserangepasste Bauweise” und technische Regeln
verwiesen wird, diirfte hier die Begriindungs- und Darlegungslast beim Vorhabentrager lie-
gen, die von den Behorden eingehend zu priifen ist. Dies flhrt zu einer weiteren Planungsun-

An der Festlegung als Grundsatz der
Raumordnung wird auch noch noch-
maliger Prifung in Bezug auf die von
der BSI-Kritisverordnung festgehalten.
Sie ist im Sinne eines Gberortlichen
Schutzes kritischer Infrastrukturen vor
Hochwasser geboten und verhaltnis-
maRig. Die Festlegung wirkt im Rah-
men des § 78b WHG; sie bewirkt keine
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sicherheit, auch weil die technischen Regeln einem standigen Wandel unterliegen. Es ist un-
klar, ob und wenn ja wie die bestehenden MaRnahmen der Anlagenbetreiber (z. B. die vorlie-
genden organisatorischen Schutzkonzepte an den Standorten) nach geltendem Regelwerk
und dariiber hinaus (vgl. z. B. Umsetzung der Regelungen nach Stérfall-Verordnung und un-
tergesetzlichem Regelwerk) angemessen beriicksichtigt werden kénnen.

dariber hinausgehenden Beschran-
kungen.

Die der Industrieemissionsrichtlinie
und der SEVESO-III-RL unterfallenden
Betriebe werden aus dem Anwen-
dungsbereich der Festlegung heraus-
genommen.

24c Bauministerium NRW:

Der Formulierung der Festlegungen zielt auch auf die Zulassungsebene eines Genehmigungs-
verfahrens. In Genehmigungsverfahren greifen Festlegungen in Raumordnungsplanen i. d. R.
nicht. Des Weiteren ist unklar, ob die Regelungen auch fiir bestehende Anlagen gelten sollen
(Bestandsschutz). Auch bleibt offen, wie mit Anderungen oder Erweiterungen bestehender
Anlagen umzugehen ist.

Festlegungen in Raumordnungspldanen
kénnen gemaR § 4 ROG durchaus in
Zulassungsverfahren (etwa Planfest-
stellungsverfahren) Bedeutung haben.
Der Bestandsschutz wird durch die
Festlegung nicht eingeschrankt.

24g Bezirksregierung Koln / NRW:

Bedenken bestehen hinsichtlich dieser Festlegung. Sollte sie dennoch bestehen bleiben, so
ware sinnvollerweise die Ausnahmeregelung des WHG auch als Text einzufiigen: , Fiir Risiko-
gebiete auRerhalb von Uberschwemmungsgebieten gilt Folgendes: 2. auRerhalb der von
Nummer 1 erfassten Gebiete sollen bauliche Anlagen nur in einer dem jeweiligen Hochwas-
serrisiko angepassten Bauweise nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik errich-
tet oder wesentlich erweitert werden, soweit eine solche Bauweise nach Art und Funktion
der Anlage technisch moglich ist; bei den Anforderungen an die Bauweise sollen auch die
Lage des betroffenen Grundstiicks und die Héhe des moglichen Schadens angemessen be-
ricksichtigt werden.”

Die Bezugnahme auf § 78b WHG ist
ausreichend und hinreichend be-
stimmt.

26 Landesplanung Thiiringen:

Hinsichtlich der Nutzung von Kulturdenkmalen kdnnen sich aufgrund des Grundsatzes Kon-
fliktlagen mit den Zielstellungen der Denkmalpflege ergeben, die ggf. nicht ausreichend be-
rlcksichtigt wurden: Der Ausschluss der weiteren Nutzung denkmalgeschiitzter Bauten im
Hochwasserschutzgebiet ist problematisch. Insbesondere eine Vielzahl von Anlagen der Le-
bensmittelproduktion (Miihlen etc.) befindet sich aufgrund der historischen Entwicklung oft
in solchen Gebieten.

Die Regelung beriihrt nicht den Be-
standsschutz von Altanlagen.

Im Ubrigen handelt es sich um einen
im Rahmen er Abwagung Uberwindba-
ren Grundsatz der Raumordnung.

38 Ministerium fiir Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:

Der Forderung wird insoweit gefolgt,
als nunmehr auf § 78b Absatz 1 Satz 2
WHG verwiesen wird und die Be-
schrankung auf Nummer 2 entfallt.
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Es wird davon ausgegangen, dass die genannten Infrastrukturen bereits von den Regelungen
des § 78b WHG erfasst sind. Dariiber hinaus ist nicht nachvollziehbar, warum nur auf § 78b
Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 WHG verwiesen wird und nicht auch auf Nummer 1.

Die Erganzung unter Satz Nr. 4 zum Evakuierungsmanagement wird als sinnvoll angesehen.

29 BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft:

Die derzeitige Inbezugnahme der §§ 78, 78a, 78b WHG zur Regelung der Ausnahmevoraus-
setzungen fiir die Festlegungen in G 11.3 und Z.11.2.3 birgt fiir den Ausbau des Ubertragungs-
netzes ein nicht beherrschbares Planungsrisiko, denn die Festlegungen des BRPH fiir den
Hochwasserschutz missen bereits auf der Planungsebene der Bundesfachplanung beachtet
oder berticksichtigt werden. Die Ausnahmen des BRPH wiirden aber durch die Verfahrens-
konzentration der Planfeststellung erst mit der Zulassungsentscheidung, dem Planfeststel-
lungsbeschluss, erteilt. Die neue Formulierung bringt somit eine erhebliche Rechtsunsicher-
heit fur die Netzausbauprojekte mit sich.

Der BDEW begriiRt zwar, dass die Ausnahmeregelung in G 11.3 insofern abgedndert wurde,
dass Ausnahmen nicht mehr "nach § 78b Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 WHG zulassig" sind, son-
dern nunmehr "die Voraussetzungen des § 78b Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 WHG" erfiillen
miussen. Damit ist klargestellt, dass die Voraussetzungen des § 78b Abs. 1 S. 2 Nr. 2 WHG un-
abhangig der systematischen Einbindung der Norm im Geflige des Abschnitts 6 WHG zum
Hochwasserschutz gepriift werden sollen. Dennoch ist die Inbezugnahme der Regelungen
des WHG fir Ausnahmen zu den Festlegungen G 1.3 und Z 11.2.3 grundsatzlich abzulehnen.
Denn wie bei Z I1.2.3 aufgezeigt, geht damit flr dieses Ziel die Erforderlichkeit einer wasser-
rechtlichen Genehmigung einher. Dieses Erfordernis wiirde durch die Verfahrenskonzentra-
tion der Planfeststellung erst mit der Zulassungsentscheidung, dem Planfeststellungsbe-
schluss, erteilt. Gleichzeitig sind die Festlegungen in Z I1.2.3 aber bereits in der Bundesfach-
planung zu beachten. Fir den Netzausbau bestiinde demnach keine Planungssicherheit, dass
am Ende des mehrjahrigen Planfeststellungsverfahrens tatsachlich eine Genehmigung erteilt
wird, missten aber gleichzeitig bei der Planung der Vorhaben von der Erteilung ausgehen,
wenn sie Flachen in Uberschwemmungsgebieten in Anspruch nehmen wollen.
Anderungsvorschlag:

Anstatt nun fir jedes Ziel oder jeden Grundsatz, das bzw. der kritische Infrastrukturen regelt,
einen eigenen Regelungsansatz zu finden, sollten die Festlegungen vereinheitlicht werden.
Nachdem Energieleitungen bei Uberflutung kein spezifisches Risiko ausldsen, bietet sich eine
Vereinheitlichung mit den Ausnahmevoraussetzungen des G.III.5 an (siehe sogleich).

Danach sollten durch die Regelung solche Infrastrukturen privilegiert werden, deren Uberflu-
tung kein spezifisches Risiko auslost.

Hilfsweise:

Der Stellungnahme wird insoweit ge-
folgt, als die erste Stufe des Zulas-
sungsverfahrens — die Bundesfachpla-
nung — von Energieleitungsvorhaben,
die dem Zulassungsregime des Netz-
ausbaubeschleunigungsgesetzes un-
terliegen, aus dem Anwendungsbe-
reich der Festlegung ausgenommen
wird.

Des Weiteren werden die der Indust-
rieemissionsrichtlinie und der SEVESO-
[lI-RL unterfallenden Betriebe aus dem
Anwendungsbereich der Festlegung
herausgenommen.

Im Ubrigen wird darauf hingewiesen,
dass die Ausnahmemaoglichkeiten des
§ 78b WHG greifen.
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In der jetzigen Fassung enthalt der G I1.3 eine allgemeine Planungs- und Zulassungsbeein-
trachtigung fiir Vorhaben in Risikogebieten auRerhalb von Uberschwemmungsgebieten nach
§ 78b WHG. Damit ist er wesentlich restriktiver als § 78b WHG selbst, denn diese Vorschrift
enthalt GUberhaupt keine allgemeine Bauuntersagung, sondern stellt lediglich zu bericksichti-
gende Vorgaben fiir die Errichtung von baulichen Anlagen in bestimmten Risikogebieten au-
Rerhalb von Uberschwemmungsgebieten auf. Um wichtige Netzausbauprojekte in diesen Ge-
bieten nicht Gber Gebiihr zu erschweren, fordert der BDEW hilfsweise eine Anpassung dieser
Regelung im BRPH an § 78b WHG. Diese Anpassung kdnnte wie folgt lauten:

,In Risikogebieten auRerhalb von Uberschwemmungsgebieten nach § 78b WHG sollen fol-
gende raumbedeutsame Infrastrukturen und Anlagen nur nach MaRgabe von § 78b Absatz 1
Satz 2 Nummer 2 WHG errichtet werden: {...)"

32e Stadt Diisseldorf / Deutscher Stidtetag:

Auch die Grundsitze in II. 3, Ergdnzende Festlegung fiir Risikogebiete auerhalb von Uber-
schwemmungsgebieten nach §78b WHG" sind gegeniiber dem vorherigen Entwurf deutlich
reduziert worden. Durch die ersatzlose Streichung des vorherigen Punktes 11.3.1 und Umfor-
mulierung des vorherigen Punktes 11.3.2 zu 1.3 neu werden jetzt nur noch Grundsatze fiir be-
stimmte Infrastrukturen, Anlagen und Betriebsbereiche genannt und nicht mehr fiir raumbe-
deutende hochwasserempfindliche Nutzungen generell. Dies wird kritisch gesehen.

Die Umformulierung der Plansatze ist
ein Ergebnis der Abwagungen im Rah-
men des Beteiligungsverfahrens nach
§§ 18, 9 Abs. 2 ROG und der Ressort-
abstimmung nach §§ 50, 62 GGO.

13 Verband Deutscher Verkehrsunternehmen:
Forderung nach Herausnahme der Eisenbahninfrastrukturanlagen

Pauschale Ausnahmetatbestande oder
Sonderregelungen fiir Eisenbahninfra-
strukturen werden nicht als erforder-
lich angesehen.

16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:

Zur Begriindung:

a) zu Ziffer 1: Infrastrukturen des Kernnetzes der europaischen Verkehrsinfrastruktur, Ver-
ordnung (EU)1315/2013

Absatz 2: Es sollten der Gegenstand und Geltungsbereich der Verordnung deutlicher heraus-
gearbeitet werden. Insbesondere sollte dargestellt werden, welche konkreten Verkehrsinfra-
strukturen des Kernnetzes entsprechend der Verordnung dem Anwendungsbereich der Ziffer
1 unterfallen (z. B. Schienen-, StralRen-, Luftverkehr, multimodaler Verkehr) und in welchen
Kapiteln/Anhangen der Verordnung hierzu Regelungen bestehen. Die bloRe Bezugnahme auf
Infrastrukturen des Kernnetzes der européischen Infrastruktur gemaR Verordnung (EU)
1315/2013 ist insbesondere fiir Regionalplaner wenig anwender- bzw. nutzerfreundlich, weil
schwer verstandlich und damit auch schwer umsetzbar.

Es wird darauf hingewiesen, dass die
Festlegung und die Begriindung be-
reits im Anschluss an die Beteiligung
nach § 9 Abs. 2 ROG erganzt worden
sind; im Zusammenspiel mit den Erlau-
terungen im Glossar erscheint dies als
sachgerecht und ausreichend. Es
bleibt den Landern unbenommen, die
gewlinschten Prazisierungen und Kon-
kretisierungen ggf. auf ihrer Planungs-
ebene vorzunehmen. Auf der Ebene
der Bundesraumordnung werden sie
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b) Projects of Common Interest (PCl) der europdischen Infrastruktur, Verordnung
(EU)2020/389 Absatz 3 Satz 3 sollte wie folgt inhaltlich erganzt werden: "... Energieinfrastruk-
turgebiete (Realisierung intelligenter Netze, Stromautobahnen und grenziiberschreitendes
Kohlendioxid) erforderlich sind.”

c) Zu Ziffer 2: Anlagen und Betriebsbereiche, die unter die Richtlinie 2010/75/EU (Industrie-
richtlinie) fallen:

Infolgedessen sollte in der Begriindung zum Plansatz der Gegenstand und Geltungsbereich
der Richtlinie deutlicher herausgearbeitet werden. Insbesondere sollte dargestellt werden,
welche konkreten Anlagen, Tatigkeiten entsprechend der Richtlinie dem Anwendungsbereich
der Ziffer 2 unterfallen und in welchen Kapiteln/Anhangen der Richtlinie hierzu Regelungen
bestehen. Gegenstand der Richtlinie ist gemaR Artikel 1 die integrierte Vermeidung und Ver-
minderung der Umweltverschmutzung infolge industrieller Tatigkeit. Entsprechend Artikel 2
Absatz 1 der Richtlinie gilt diese fiir die in den Kapiteln Il bis IV genannten industriellen Tatig-
keiten, die eine Umweltverschmutzung verursachen. Kapitel Il gilt fur die in Anhang | der
Richtlinie aufgelisteten Tatigkeiten im Sinne des Artikels 10 in den Bereichen der Energiewirt-
schaft, der Herstellung und Verarbeitung von Metallen, der mineralverarbeitenden und der
chemischen Industrie, der Abfallbehandlung und sonstigen Tatigkeiten. Kapitel Il gilt fir Feu-
erungsanlagen im Sinne des Artikels 28 der Richtlinie, deren Feuerungswarmeleistung 50
MW oder mehr betragt, unabhangig davon, welche Art von Brennstoff verwendet wird. Kapi-
tel IV gilt fur Abfallverbrennungsanlagen und Abfallmitverbrennungsanlagen im Sinne des Ar-
tikels 42 der Richtlinie, die feste oder fllissige Abfalle verbrennen oder mitverbrennen. Die
bloRe Bezugnahme auf Anlagen und Betriebsbereiche nach Richtlinie 2010/75/EU ist insbe-
sondere fiir die Regionalplaner wenig anwender- bzw. nutzerfreundlich, weil schwer ver-
standlich und damit auch schwer umsetzbar.

d) Anlagen und Betriebsbereiche, die unter die Richtlinie 2012/18/EU (SEVESO-IlI-Richtlinie)
fallen:

Im erwdahnten Dokument sollte in der Begriindung zum Plansatz der Gegenstand und Gel-
tungsbereich der Richtlinie deutlicher herausgearbeitet werden. Insbesondere sollte darge-
stellt werden, welche konkreten Anlagen oder Betriebsbereiche entsprechend der Richtlinie
dem Anwendungsbereich der Ziffer 2 unterfallen und in welchen Artikeln/ Anhdngen der
Richtlinie hierzu Regelungenbestehen. Gemald Artikel 1 legt die Richtlinie Bestimmungen fiir
die Verhiitung schwerer Unfalle mit gefahrlichen Stoffen und fiir die Begrenzung der Unfall-
folgen flir die menschliche Gesundheit und die Umwelt fest, um auf abgestimmte und wirk-
same Weise in der ganzen Union ein hohes Schutzniveau zu gewahrleisten. Artikel 2 legt den
Anwendungsbereich der Richtlinie fest. Diese gilt fiir Betriebe im Sinne des Artikels 3 Nr. 1
der Richtlinie. In den Anwendungsbereich fallen z. B. an Land gelegene unterirdische Gas-
speicheranlagen in natirlichen Erdformationen, Grundwasserleiter, Salzkavernen und stillge-
legten Minen und chemische und thermische AufbereitungsmaBnahmen und die mit diesen

als nicht erforderlich bzw. nicht
zweckmalig bewertet.
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Malnahmen in Verbindung stehende Lagerung, die gefdhrliche Stoffe umfassen, sowie in Be-
trieb befindliche Bergebeseitigungseinrichtungen, einschlieRlich den Bergeteichen oder Ab-
setzbecken, die gefahrliche Stoffe enthalten etc. Die blofRe Bezugnahme auf Anlagen und Be-
triebsbereiche nach Richtlinie 2012/18/EU ist insbesondere fir die Regionalplaner wenig an-
wender- bzw. nutzerfreundlich, weil schwer verstandlich und damit auch schwer umsetzbar.

19 Landesplanung Schleswig-Holstein:
a) Es ist kein raumordnungsrechtlicher Kern erkennbar und um raumordnungsrechtliche Bin-
dungswirkungen ausldsen zu kénnen, muss eine Anderung der Regelung erfolgen.
b) Es werden sowohl die Bezugsrdaume als auch die vom Bauverbot befreiten Ausnahmen
durch die Regelungen des WHG definiert. Die Regel-Ausnahme-Struktur des Plansatzes wird
dadurch primar durch geltende Regelungen des Fachrechts bestimmt. In diesem Sinne han-
delt es sich nicht mehr um eine eigenstandige Festlegung der Raumordnung. Der Plansatz
wird dadurch raumordnungsrechtlich unwirksam.
¢) Um ein raumordnungsrechtlich bindendes Planungs- und Bauverbot festlegen zu kénnen,
bedarf es eines konkreten Bezuges auf durch einen Raumordnungsplan festgelegte Raum-
ordnungsgebiete.
d) In den Raumordnungsplanen der Linder werden Risikogebiete auBerhalb von Uber-
schwemmungsgebieten nach § 78b WHG maximal im Rahmen der Festlegung von Vorbe-
haltsgebieten integriert. In Vorbehaltsgebieten ist die Durchsetzung genereller Planungs-
und Bauverbote unverhaltnismaRig und daher raumordnungsrechtlich nicht moglich. In Vor-
behaltsgebieten kann nur an Planungstrager appelliert werden, auf die Planung und den Bau
von den genannten Infrastrukturen und Anlagen zu verzichten. Maximal kann gefordert wer-
den, wenn diese Infrastrukturen und Anlagen trotzdem geplant und gebaut werden sollen,
eine ausreichend hochwasserangepasste Bauweise vorzusehen.
e) Anderungsvorschlag:
Risikogebiete auRerhalb von Uberschwemmungsgebieten nach § 78b WHG sollen in Raum-
ordnungsplanen der Lander in Vorbehaltsgebiete fiir den Binnenhochwasserschutz integriert
werden. In diesen Gebieten sollen moglichst keine

e Kritischen Infrastrukturen mit lander- oder staatsgrenzeniberschreitender Bedeu-

tung,
e Anlagen oder Betriebsbereiche, die unter die Industrieemissionsrichtlinie oder die
SEVESO-IlI-Richtlinie fallen und

e baulichen Anlagen, die ein komplexes Evakuierungsmanagement erfordern,
geplant und gebaut werden, es sei denn, sie werden in ausreichend hochwasserangepasster
Bauweise errichtet oder sie erfiillen die Voraussetzungen des § 78b Absatz 1 Satz 2 Nummer
2 WHG.

An der Festlegung wird festgehalten;
sie ist im Sinne eines lberortlichen
Schutzes kritischer Infrastrukturen vor
Hochwasser sachgerecht.

Die Festlegung wirkt entsprechend ih-
rem Wortlaut nur im Rahmen von §

78b WHG. Sie bewirkt also keine unzu-
lassigen zusatzlichen Beschrankungen.
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24a NRW Wirtschaftsministerium:

Gegen die Festlegung bestehen Bedenken, weil die Beriicksichtigung entsprechender Risiken
in den Risikogebieten im WHG ausreichend und abschliefend geregelt ist und es allein den
Landern zusteht, weitergehende Rechtsvorschriften fir Risikogebiete nach § 78 b WHG zu
erlassen. Es wird angeregt, die Ausnahmeregelung des WHG unmittelbar in die Festlegung
des Grundsatzes aufzunehmen.

An der Festlegung wird festgehalten;
sie ist im Sinne eines Gberortlichen
Schutzes kritischer Infrastrukturen vor
Hochwasser sachgerecht.

33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:

Die festgelegten Ziele und Grundsatze haben erhebliche Auswirkungen auf die StralRenbau-
verwaltung und die Planfeststellungsbehdérde. Es sollte daher eine Ubergangsregelung fiir
laufende Planungen zu StralRenbauprojekten und anderen Infrastrukturvorhaben und -ein-
richtungen aufgenommen werden.

Eine Uberleitungsvorschrift wird nicht
far erforderlich erachtet.

28 | lll. Schutz vor Meeresiiberflu-
tungen

28 | lIl.1 (Z) Der Raum, der fir 11 Freie und Hansestadt Hamburg: Hinsichtlich Satz 1 wird an einer Fest-
eine aus wasserwirtschaftli- Der Plansatz ist als Grundsatz der Raumordnung ausreichend. Als Ziel der Raumordnung wird | legung als Ziel der Raumordnung fest-
cher Sicht spater notwendig die Gefahr einer Verhinderungsplanung gesehen, die durch Hamburg abgelehnt wird. gehalten; sie wird als erforderlich und
werdende, rechtlich mogliche | Die zweite Deichlinie ist raumlich zu sichern, wenn diese nicht durch das Fachrecht gesichert | in Anbetracht des begrenzten Raums,
Verstarkung von technischen | ist. der geregelt wird, auch als verhaltnis-
Anlagen zum Schutz vor Mee- maRig angesehen. Satz 2 wird in einen
restiberflutungen erforderlich Grundsatz der Raumordnung umge-
sein wird, ist binnenseitig von wandelt.
entgegenstehenden Nutzun- 25 Niedersachsisches Ministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: Hinsichtlich Satz 1 wird an einer Fest-
gen und Funktionen freizuhal- | Die Festlegung sollte von einem Ziel zu einem Grundsatz umdefiniert werden. Zudem sollte legung als Ziel der Raumordnung fest-
ten. Zweite Deichlinien, die der letzte Halbsatz ,und, soweit dies gemaR § 7 Absatz 4 ROG moglich ist, raumlich zu si- gehalten; sie wird als erforderlich und
Teil des geltenden wasser- chern” gestrichen werden und folgende Formulierung erganzt werden: ,Soweit erforderliche | in Anbetracht des begrenzten Raums,
wirtschaftlichen Kisten- Abstandsbereiche und zweite Deichlinien nicht durch das Fachrecht gesichert sind, sollen der geregelt wird, auch als verhaltnis-
schutzkonzeptes sind, sind zu | diese, soweit dieses gemaR § 7 Absatz 4 ROG moglich ist, raumlich gesichert werden.” mafig angesehen. Satz 2 wird in einen
erhalten und, soweit dies ge- Grundsatz der Raumordnung umge-
maRk § 7 Absatz 4 ROG mog- wandelt.
lich ist, raumlich zu sichern.

29 15 Freie Hansestadt Bremen: Hinsichtlich Satz 1 wird an einer Fest-

Die Festlegung ist zu unbestimmt und soll als Grundsatz ergehen.

legung als Ziel der Raumordnung fest-
gehalten. Satz 2 wird in einen Grund-
satz der Raumordnung umgewandelt.
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Der erforderliche Raum l3sst sich nach
wasserwirtschaftlichen Kriterien ge-
nau bestimmen. Die Festlegung ist
dementsprechend hinreichend raum-
lich und sachlich bestimmbar.

10 Deutscher Anwaltverein:

Als Ziel der Raumordnung, das auch private Vorhabentrager bindet, bestehen auch moglich-
erweise Bestimmtheitsdefizite, weil die freizuhaltenden Flachen vor Ort von Vorhabentra-
gern und Grundstlickseigentliimern mangels zeichnerischer Darstellung nicht klar zu definie-
ren sind.

Der erforderliche Raum lasst sich nach
wasserwirtschaftlichen Kriterien ge-
nau bestimmen. Die Festlegung ist
dementsprechend hinreichend raum-
lich und sachlich bestimmbar. Zudem
sind Raumordnungsplane aufgrund ih-
rer MaRstablichkeit im Allgemeinen
nicht geeignet, parzellenscharfe Infor-
mationen zu geben.

21h LK Stade / Landkreistag:

Es wird davon ausgegangen, dass das Ziel in lll.1. Satz 1 in Niedersachsen durch die Bauver-
botszone nach § 16 Abs. 1 Nieders. Deichgesetz (NDG) (50 m landseitig vom Deich) gesetzlich
umgesetzt ist, da kein Mal? fiir den aus wasserwirtschaftlicher Sicht notwendigen Raum ge-
nannt ist. Eine klarstellende Definition dieser Gebietskulisse ist in der Begriindung darzule-
gen.

Die Gebietskulisse lasst sich nach was-
serwirtschaftlichen Kriterien vor Ort
genau bestimmen und ist im Einzelfall
zu beurteilen. Eine klarstellende Defi-
nition ist auf Ebene der Bundesraum-
ordnung nicht fur jedes Land leistbar.

22 Verband der Chemischen Industrie:

Diese Regelungen lassen die notige Rechts- und Planungssicherheit flir Projekte an der Kiste
vermissen, denn zum jetzigen Zeitpunkt ist nicht klar, wie ,,spater notwendig werdend” in
der Praxis ausgelegt werden wird, es sei denn, man hélt die Kiiste insgesamt von industrieller
Nutzung frei.

Der erforderliche Raum kann von der
flr den wasserwirtschaftlichen Kis-
tenschutz vor Ort zustdndigen Be-
horde erfragt werden.

19 Landesplanung Schleswig-Holstein:

a) Der Plansatz ist nicht letztabgewogen und sollte als Grundsatz der Raumordnung umge-
wandelt werden.

b) Zweite Deichlinien und deren Erhalt stellen einen eigenstandigen kistenschutzfachlichen
Sachverhalt dar und sollten moglichst in einem eigenen Plansatz geregelt werden. Es wird
deshalb eine Aufteilung des Regelungsinhalts auf zwei Grundsatze empfohlen.

c) Vorschlag zur Anderung: ,,Der Raum, der aus wasserwirtschaftlicher Sicht fiir die Verstar-
kung von technischen Anlagen zum Schutz vor Meeresiberflutungen erforderlich ist bzw. zu-
kiinftig erforderlich sein wird, soll binnenseitig von entgegenstehenden Nutzungen und

Hinsichtlich Satz 1 wird an einer Fest-
legung als Ziel der Raumordnung fest-
gehalten. Satz 2 wird in einen Grund-
satz der Raumordnung umgewandelt.
Der erforderliche Raum lasst sich nach
wasserwirtschaftlichen Kriterien ge-
nau bestimmen. Die Festlegung ist
dementsprechend hinreichend raum-
lich und sachlich bestimmbar.
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Funktionen freigehalten werden. Zweite Deichlinien, die Teil des geltenden wasserwirtschaft-
lichen Konzeptes zum Schutz vor Meeresiberflutungen sind, sollen erhalten werden. Soweit
der erforderliche Raum und die zweiten Deichlinien nicht durch das Fachrecht gesichert sind,
sollen diese gemal § 7 Absatz 4 ROG raumlich gesichert werden.”

33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:

Satz 2 sollte ein eigenstandiger Plansatz werden mit folgender veranderter Formulierung:
»Zweite Deichlinien, die Teil des geltenden wasserwirtschaftlichen Konzepts zum Schutz vor
Meeresliberflutungen sind, sollen erhalten und, soweit dies gemalR § 7 Abs. 4 ROG mdglich
ist, raumlich gesichert werden.”

Die vorgeschlagene Formulierung von
Satz 2 wird in die Festlegung 1.3 neu
(hier Satz 2) aufgenommen.

21h LK Stade / Landkreistag:

Im Ziel wird erstmalig der Begriff des ,,geltenden wasserwirtschaftlichen Uberflutungskon-
zeptes” eingeflihrt und im Glossar nicht erldutert. Fraglich ist, ob dieses Konzept in Nieder-
sachsen durch den ,Generalplan Kiistenschutz” reprasentiert wird.

Der Begriff wird gedandert in ,Konzept
zum Schutz vor Meeresiberflutun-
gen”. Satz 2 wird in die Festlegung IIl.3
neu (hier Satz 2) aufgenommen.

30

111.2 (Z) Raumbedeutsame Pla-
nungen und Mallnahmen, die
den Schutz vor Meeresiber-
flutungen nicht nur unerheb-
lich beeintrachtigen, sind un-
zul3ssig. Seewarts der Schutz-
anlagen gelegenes Vorland ist
von entgegenstehenden Nut-
zungen freizuhalten, soweit es
Teil des geltenden wasser-
wirtschaftlichen Uberflutungs-
schutzkonzeptes ist.

29 BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft:

Im Plansatz zum Schutz vor Meeresiberflutungen bedarf es einer Klarstellung, dass die Ver-
legung von Seekabeln keine den Schutz vor Meeresiiberflutungen beeintrachtigende Nut-
zung des Raums darstellt, welcher seewarts der Schutzanlagen gelegen ist. Um dies zu ver-
deutlichen, schlagen wir vor, dass der Katalog der Ausnahmen in der Begriindung in Anleh-
nung an Z11.1.2, Z Ill.1 um Netzausbauvorhaben im Falle einer Seeerdverkabelung ergéanzt
wird.

Zu Begriindung:

Die Vertraglichkeit der Realisierung von Netzausbauvorhaben und des Schutzes von Meeres-
Gberflutungen hat sich abermals nicht im Verordnungstext und in der Begriindung zu Z 1.2
niedergeschlagen. Der BDEW betont, dass die Verlegung von Seekabeln keine dem Schutz
vor Meeresiberflutungen beeintrachtigende Nutzung des Raums darstellt, welcher seewarts
der Schutzanlagen gelegen ist.

Anderungsvorschlag: Um dies zu verdeutlichen, schlagen wir vor, dass der Katalog der Aus-
nahmen in der Begriindung in Anlehnung an Z 11.1.2, Z lll.1 wie folgt erganzt wird:

"Dem VerhaltnismaRigkeitsprinzip wird ferner dadurch Rechnung getragen, als neben beste-
henden Nutzungen auch zukiinftige Nutzungen, die ein geltendes wasserwirtschaftliches
Uberflutungsschutzkonzept weder faktisch noch rechtlich beeintrichtigen, zulassig bleiben.
Dies werden zum Beispiel Netzausbauvorhaben im Falle einer Seeerdverkabelung sein, die in
einer solchen Tiefe erfolgen, dass die Integritdt der Schutzanlage gegen Meeresiberflutun-
gen unberihrt bleibt, oder andere Netz-ausbauvorhaben, die so errichtet wird, dass der
Schutz vor Meeresiberflutungen nicht erheblich beeintrachtigt wird."

Die Begriindung wird entsprechend
durch die beispielhafte Nennung der
Seeerdverkabelung gedndert.

83




Die explizite Nennung wird wie im Fall der Ziele Z 11.1.2, Z 1.1 auch zur Vereinheitlichung der
behordlichen Praxis bei der Abwagungsentscheidung und damit zur Rechtssicherheit und Be-
schleunigung der Genehmigung von Netzausbauvorhaben beitragen.

19 Landesplanung Schleswig-Holstein:

a) Trennung der Satze 1 und 2 in zwei unterschiedliche Plansatze, wobei Satz 1 als Grundsatz
der Raumordnung umformuliert werden sollte.

b) Anderung von Satz 2: ,,...geltenden wasserwirtschaftlichen Konzeptes zum Schutz von
Meereslberflutungen ist.”

Die Forderungen werden Gbernom-
men.

15 Freie Hansestadt Bremen:
Satz 1 hat inhaltlich nichts mit Satz 2 zu tun, deshalb ist eine Unterteilung in zwei Grundsatze
besser.

Der Stellungnahme wird insoweit ent-
sprochen, als Satz 1 in der neuen Fest-
legung II1.3 als Grundsatz aufgenom-
men wird.

31

111.3 (G) Neues Vorland fur
den Schutz vor Meeresiber-
flutungen soll dort geplant
und raumlich gesichert wer-
den, wo dies aus wasserwirt-
schaftlicher Sicht sinnvoll und
naturvertraglich moglich ist.
Soweit hochwasserbedingte
Rickstaueffekte zur Beein-
trachtigung der Binnenent-
wasserung flihren kénnen und
es aus wasserwirtschaftlicher
Sicht geboten ist, sollen Spei-
cherflachen fiir den Riickstau
angelegt sowie raumlich gesi-
chert werden.

19 Landesplanung Schleswig-Holstein:

Erganzung um:

a) Satz 1: ,,soll dort geplant, entwickelt und rdumlich gesichert werden”

b) Satz 2: ,,sollen Speicherflaichen im Binnenland fiir den Riickstau”, dient der Klarstellung,
dass Speicherflachen nur hinter dem Deich, d.h. nicht im Deichvorland, angelegt werden sol-
len.

Zu a) Der Forderung wird nicht nach-
gekommen; ein Mehrwert ist nicht er-
kenntlich.

Zu b) der Forderung wird nachgekom-
men.

25 Niedersachsisches Ministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:
a) Ergdnzung in Satz 2: ,,...sollen Speicherflachen im Binnenland fiir den Riickstau...”

b) Aufgrund der jeweils hohen Bedeutung wird empfohlen, aus der Festlegung zwei Grunds-
dtze zu formulieren.

Zu a) Der Stellungnahme wird gefolgt.
Zu b) Eine Aufteilung in zwei selbstan-
dige Festlegungen wird nicht fir erfor-
derlich gehalten; allein dadurch wiirde
die Bedeutung der Festlegung nicht
erhoht.

33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:

Satz 2 sollte ein eigenstdndiger Plansatz werden und folgende Erganzung erhalten: , Soweit
hochwasserbedingte Riickstaueffekte zur Beeintrachtigung der Binnenentwasserung fiihren
kénnen und es aus wasserwirtschaftlicher Sicht geboten ist, sollen Speicherflachen im Bin-
nenland flr den Riickstau angelegt sowie raumlich gesichert werden.”

Zur Begriindung:

Anderung in Absatz 2:

,»-.. Binnenentwasserung, die insbesondere aufgrund von Kiistenhochwasser im Rickstaube-
reich von Binnengewassern entstehen kann, sollen...”

Die Forderung wird hinsichtlich des
vorgeschlagenen Wortlauts (ein-
schlieBlich Begriindung) Glbernommen.
Eine Aufteilung in zwei selbstandige
Festlegungen wird hingegen nicht fur
erforderlich gehalten; allein dadurch
wirde die Bedeutung der Festlegung
nicht erhoht.
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32

111.4 (Z) Siedlungen durfen nur
in ausreichend geschiitzten
Kistengebieten weiterentwi-
ckelt werden. Satz 1 findet
keine Anwendung, wenn die
Weiterentwicklung von Sied-
lungen den Schutz vor Meere-
siiberflutungen nicht beein-
trachtigt, und wenn liberwie-
gende Griinde des offentli-
chen Interesses die Weiter-
entwicklung notwendig ma-
chen; in diesem Fall ist fir die
baulichen Anlagen eine Bau-
weise zu wahlen, die der fir
den jeweiligen Standort im
Uberflutungsfall prognosti-
zierten Wassertiefe und hyd-
rodynamischen Belastung an-
gepasst ist.

11 Freie und Hansestadt Hamburg:

Die Festlegung soll wie folgt erganzt werden:

[...] die der fiir den jeweiligen Standort im Uberflutungsfall prognostizierten Wassertiefe und
hydrodynamischen Belastung angepasst ist oder eigene Schutzeinrichtungen vor Meeres-
Gberflutungen geplant und umgesetzt werden.

Die Forderung wird nicht ibernom-
men.

Allerdings wird die Festlegung in einen
Grundsatz der Raumordnung umge-
wandelt.

25 Niedersachsisches Ministerium fiir Ernahrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:
a) Anderung in Satz 2: ,,...Weiterentwicklung von Siedlungen mit dem Schutz vor Meeres-
Gberflutungen vereinbar ist...”

b) Ergdnzung Satz 2:,,...hydrodynamischen Belastung angepasst ist oder es sind eigene
Schutzeinrichtungen vor Meerestberflutungen zu planen und umzusetzen.”

Die Forderung wird nicht Gbernom-
men.

Allerdings wird die Festlegung in einen
Grundsatz der Raumordnung umge-
wandelt.

21h LK Stade / Landkreistag:

Das Ziel stellt die Siedlungstatigkeit unter den Vorbehalt der Lage in ,,ausreichend geschiitz-
ten Kistengebieten”. Die Definition des Begriffes im Glossar des zweiten Entwurfes wird
grundsatzlich begriiRt. Jedoch sollte klargestellt werden, dass die dort genannten Vorausset-
zungen (,,die den giiltigen Bemessungsgrundsatzen entsprechen”) auch wahrend der — teils
Jahrzehnte andauernden - laufenden Erh6hungsmaRnahmen an der Hochwasserschutzinfra-
struktur vorliegen. Ansonsten kann dieses Ziel zu einem Verbot der kommunalen Bauleitpla-
nung bzw. einer weitreichenden Einschrankung der Planungshoheit der Gemeinden in Kis-
tengebieten fiihren. Die Ausnahmeregelung biirdet den betroffenen, kiistennahen Kommu-
nen im besten Fall einen enormen Begriindungsaufwand im ,,alltdglichen Geschaft” der Bau-
leitplanung auf. Im schlechtesten Fall kommt dies einem Verbot der kommunalen Bauleitpla-
nung bzw. einer starken Einschrankung der Planungshoheit dieser Kommunen gleich (Selbst-
verwaltungsgarantie der Gemeinden gem. Artikel 28 Abs. 2 GG). Fiir den unwahrscheinlichen
Fall der Zulassung einer solchen Ausnahme wiirde die Siedlungsentwicklung aufgrund der ho-
hen Kosten fiir eine hochwasserangepasste Bauweise zumindest materiell zusatzlich er-
schwert werden

Eine Erganzung des Glossars wird nicht
fiir erforderlich erachtet.
Siedlungsentwicklungen sind unter
den in der Festlegung genannten Vo-
raussetzungen weiterhin zuldssig; eine
UnverhéltnismaRigkeit liegt auch in
Anbetracht der Ausnahmemaoglichkei-
ten nicht vor.

Die Festlegung wird in einen Grund-
satz der Raumordnung umgewandelt.

19 Landesplanung Schleswig-Holstein:
a) Die Raumordnung hat keinen rechtlichen Kompetenztitel um ein generelles Entwicklungs-
verbot fir den stadtebaulichen Bestand vorzugeben. Ein generelles Entwicklungsverbot

Der Begriff ,ausreichend geschitztes
Kistengebiet” ist im Glossar definiert.

85




wirde einen entschadigungspflichtigen Eingriff in bestehende Rechte darstellen und es wird
als unverhaltnismaRig abgelehnt.

b) Um die Rechtsqualitdt eines Ziels zu erreichen, bedarf es einer Konkretisierung, wann ein
ausreichend geschitztes Kiistengebiet vorliegt. Der Plansatz sollte deshalb als Grundsatz der
Raumordnung gekennzeichnet werden.

c) Siedlungsentwicklungen in nicht ausreichend geschiitzten Gebieten beeintrachtigen
grundsatzlich den Schutz vor Meerestberflutungen, da die Vulnerabilitat zunimmt und ein
erhohter Schutzaufwand (zur Verringerung der HW-Risiken) entsteht. Die Weiterentwicklung
kann trotzdem mit den Belangen des Schutzes vor Meereslberflutungen vereinbar sein,
wenn die im zweiten Satzteil geforderten MaRnahmen machbar sind und entsprechend bau-
planungsrechtlich festgelegt werden.

Anderung: ,Siedlungen diirfen nur in ausreichend geschiitzten Kiistengebieten erweitert
werden. Satz 1 findet keine Anwendung, wenn die Erweiterung von Siedlungen mit den Be-
langen des Schutzes vor Meeresiberflutungen vereinbar ist und [...] Belastung angepasst ist
oder fiir die Siedlungen eigene Schutzeinrichtungen vor Meeresuberflutungen geplant und
umgesetzt werden.”

Siedlungsentwicklungen bleiben nach
der Festlegung auch weiterhin mog-
lich. Sie sind unter den in der Festle-
gung genannten Voraussetzungen
weiterhin zuldssig. Einer Erweiterung
der Ausnahmemaoglichkeiten bedarf es
auch deshalb nicht, weil laut Aussagen
der Kistenlander die bestehenden
und geplanten Siedlungsbereiche re-
gelmaRig in ausreichend geschiitzten
Kistengebieten liegen.

Die Festlegung wird in einen Grund-
satz der Raumordnung umgewandelt.

33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:

a) Inwieweit Umfang und Tiefe der Festlegung zu dem geschatzten Erfullungsaufwand sowie
zu den bisher nicht betrachteten Mehrkosten insbesondere fiir Infrastrukturvorhaben und -
einrichtungen im Vergleich zum Nutzen des Mehrwerts fiir Raum- und Fachplanung in einem
angemessenen Verhiltnis zueinanderstehen, sollte noch einmal hinterfragt werden.

b) Anderung von Satz 2: ,,... wenn die Weiterentwicklung von Siedlungen mit dem Schutz vor
Meeresiiberflutungen vereinbar ist... hydrodynamischen Belastung angepasst ist oder eigene
Schutzeinrichtungen vor Meeresiiberflutungen geplant und umgesetzt werden.”

Zur Begriindung:

Absatz 1 Satz 2 neu: , Eine Siedlungsentwicklung im Sinne einer Verdichtung ist in den ausrei-
chend geschiitzten Gebieten daher regelmiRig méglich, ohne dass das Uberflutungsrisiko fiir
die vorhandene Bebauung steigt.”

Absatz 2 Satz 2 neu: ,,... hochwasserangepasste Bauweise zu wahlen ist oder Schutzeinrich-
tungen vor Meeresiiberflutungen geplant und umgesetzt werden.”

Siedlungsentwicklungen bleiben nach
der Festlegung auch weiterhin mog-
lich. Sie sind unter den in der Festle-
gung genannten Voraussetzungen
weiterhin zuldssig. Einer Erweiterung
der Ausnahmemoglichkeiten bedarf es
auch deshalb nicht, weil laut Aussagen
der Kistenlander die bestehenden
und geplanten Siedlungsbereiche re-
gelmaRig in ausreichend geschiitzten
Kiistengebieten liegen.

Die Festlegung wird in einen Grund-
satz der Raumordnung umgewandelt.

03 Mineral6lwirtschaftsverband:

Hochwasserschutz ist eine bestehende Betreiberpflicht. Zusatzliche Regulierungen fiir bereits
regulierte Industrieanlagen sind nicht erforderlich. Mit dem Entwurf werden zukiinftige Er-
weiterungen und Neubau weitgehend unterbunden.

Die Festlegung wird in einen Grund-
satz der Raumordnung umgewandelt.
Die Festlegung greift nicht in den
Bestand ein. Erweiterungen bleiben in
den ausreichend geschiitzten Kiisten-
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Weiterhin entstehen nachteilige Auswirkungen fiir den Neubau und die Umverlegung von
Rohrfernleitungen, da bestehende Leitungsanlagen in den meisten Fallen Gewasser kreuzen.
Dies betrifft auch Rohrfernleitungen, Wasserstoffpipelines und Gasleitungen.

gebieten umfassend und in den Gbri-
gen Bereichen aufgrund der
Ausnahmeregelung von Satz 2 Uber-
wiegend moglich.

33

11.5 (G) Die in Satz 2 genann-
ten raumbedeutsamen Infra-
strukturen und Anlagen sollen
sowohl in ausreichend ge-
schitzten als auch in nicht
ausreichend geschitzten Kiis-
tengebieten nur geplant und
zugelassen werden, wenn

1. ernsthaft in Betracht kom-
mende Standort- oder
Trassenalternativen, die
weniger Uberflutungsge-
fahrdet sind, fehlen, und
eine Bauweise gewahlt
wurde, die der fur den je-
weiligen Standort im
Uberflutungsfall prognos-
tizierten Wassertiefe und
hydrodynamischen Belas-
tung angepasst ist, oder

2. eine Uberflutung bei der
konkreten Infrastruktur
kein spezifisches Risiko
auslost.

Satz 1 gilt fiir die folgenden
Infrastrukturen:

11 Freie und Hansestadt Hamburg:

Fir die genannten Anlagen und Infrastrukturen soll die Geltungswirkung auf nicht ausrei-
chend geschiitzte Kiistenbereiche (auBer Hafen) beschrankt werden.

Die raumbedeutsamen Infrastrukturen und Anlagen sollen in ausreichend geschiitzten Kis-
tengebieten sowie in Hafen in einer an ein Hochwasserrisikomanagement angepassten Form
geplant und realisiert werden kdnnen.

Anlagen und Infrastrukturen in Hafen sind von der Regelungswirkung generell auszunehmen.

Den Forderungen wird partiell gefolgt.
Im Ubrigen wird darauf hingewiesen,
dass die Festlegung als Grundsatz der
Raumordnung im Einzelfall mittels ei-
ner Abwagung Giberwunden werden
kann.

25 Niedersachsisches Ministerium fiir Ernahrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:
Satz 1:,,sowohl in ausreichend geschiitzten als auch” soll gestrichen werden

Die in Satz 1 definierten Festlegungen miissen fiir die ausreichend geschiitzten Kiistenge-
biete entfallen. Der Schutzstandard im Kiistenschutz ist in Niedersachsen fiir diese Gebiete
deutlich héher als im Binnenhochwasserschutz und gewahrleistet Schutz auch bei Extremer-
eignissen unter Einbeziehung von zu erwartenden Auswirkungen des Klimawandels. Insofern
ist die hierzu angefiihrte Begriindung der ,,Ahnlichkeit” zum Hochwasserschutz im Binnenbe-
reich fachlich nicht belastbar und eine Differenzierung zu den Festlegungen in Abschnitt I1.3
zwingend erforderlich.

Satz 2 Nr. 3: Die Regelung wird abgelehnt und ist ersatzlos zu streichen. Anlagen oder Be-
triebsbereiche, die unter die Industrieemissionsrichtlinie oder SEVESO-III Richtlinie fallen, un-
terliegen dem immissionsschutzrechtlichen Zulassungsrecht. Raumordnungsrechtlicher Re-
gelungen bedarf es daher nicht.

Die Prifung der VerhaltnisméaRigkeit dieser Regelung kann nicht nachvollzogen werden. Eine
Risikobeurteilung unter Heranziehung aufgetretener Schadensfille liegt nicht vor. Die Rege-
lung wird abgelehnt und ist ersatzlos zu streichen.

Satz 1 wird partiell gedndert.

Die der Industrieemissionsrichtlinie
und der SEVESO-III-RL unterfallenden
Betriebe werden aus dem Anwen-
dungsbereich der Festlegung heraus-
genommen.

Im Ubrigen wird darauf hingewiesen,
dass die Festlegung als Grundsatz der
Raumordnung im Einzelfall mittels ei-
ner Abwagung iberwunden werden
kann.

15 Freie Hansestadt Bremen:

Die genannten raumbedeutsamen Infrastrukturen und Anlagen sollen in ausreichend ge-
schitzten Kiistengebieten in einer an ein Hochwasserrisikomanagement angepassten Form
im Sinne von Abschnitt 1 Nr. 1 geplant und realisiert werden.

Die Stellungnahme wird zu Kenntnis
genommen. Im Ubrigen wird darauf
hingewiesen, dass die Festlegung als
Grundsatz der Raumordnung im Ein-
zelfall mittels einer Abwagung liber-
wunden werden kann.
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. Kritische Infrastrukturen

mit lander- oder staats-
grenzeniberschreitender
Bedeutung; dies sind ins-
besondere Infrastrukturen
des Kernnetzes der euro-
paischen Verkehrsinfra-
struktur auRRer Hafen und
WasserstraRen sowie die
Projects of Common Inte-
rest der europaischen
Energieinfrastruktur in der
jeweils geltenden Fassung
der Unionsliste der Vorha-
ben von gemeinschaftli-
cher Bedeutung,

. weitere Kritische Infra-

strukturen, soweit sie von
der BSI-Kritisverordnung
erfasst sind,

. Anlagen oder Betriebsbe-
reiche, die unter die In-
dustrieemissionsrichtlinie
oder die SEVESO-III-Richt-
linie fallen,

. bauliche Anlagen, die ein
komplexes Evakuierungs-
management erfordern.

27 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V.:
Der Grundsatz ist zu streichen, da raumbedeutsame Infrastrukturen und Anlagen nicht pau-
schal ausgeschlossen werden diirfen.

Die Festlegung wurde partiell gean-
dert. Im Ubrigen ist sie als Grundsatz
der Raumordnung im Wege der Abwa-
gung Uberwindbar.

05 Wirtschaftsvereinigung Stahl:

a) Aus diesem Plansatz resultieren Beflirchtungen hinsichtlich der Rechtssicherheit von Anla-
gen, Projekten und Vorhaben. Stahlbetriebe sind historisch / anbindungstechnisch an Stand-
orte an Flissen gebunden, die Wahrscheinlichkeit der Genehmigung derartiger Anlagen wird
durch den BRPH erheblich reduziert (Neubau- und Anderungsverbot).

b) Bestandsschutz der bestehenden Anlagen soll in den Plansatz selbst integriert werden.

Der BRPH greift nicht in den Bestands-
schutz ein. Auf die Ausnahmen nach
Satz 1 wird hingewiesen. Im Ubrigen
ist die Festlegung als Grundsatz der
Raumordnung im Wege der Abwagung
Uberwindbar.

17 Unternehmerverbande Niedersachsen:

a) Dass IED- und Stérfallanlagen selbst in geschiitzten Kiistengebieten grundsatzlich ausge-
schlossen und nur mit Ausnahmeregelungen und liber die vorhandenen Sicherungen hinaus
zusatzliche technische SicherungsmaRnahmen zulassig sein sollen, ist nicht nachvollziehbar
und muss abgelehnt werden. Ausnahmeregelungen bei bestehenden B-Pldanen zu erhalten
birgt sicher groRere Risiken zu Lasten der Anlagenbetreiber. Die notwendige Planungssicher-
heit flr die Standortentwicklungen der Storfallanlagen ist damit nicht mehr gewahrleistet.
b) Da hier auf ,hochwasserangepasste Bauweise” und technische Regeln verwiesen wird,
dirfte hier die Begriindungs- und Darlegungslast beim Vorhabentrager liegen, was zu einer
weiteren Planungsunsicherheit fiihren dirfte, auch weil die technischen Regeln einem stan-
digen Wandel unterliegen. Auch ist unklar, ob und wenn ja wie die bestehenden MaRnah-
men der Anlagenbetreiber nach geltendem Regelwerk und dartber hinaus (vgl. z. B. Umset-
zung der Regelungen nach Storfall-Verordnung und untergesetzlichem Regelwerk) angemes-
sen bericksichtigt werden.

Die Festlegung wird partiell gedndert.
U. a. werden die der Industrieemissi-
onsrichtlinie und der SEVESO-III-RL un-
terfallenden Betriebe aus dem Anwen-
dungsbereich der neuen Festlegung
herausgenommen. Im Ubrigen ist die
Festlegung als Grundsatz der Raum-
ordnung im Wege der Abwagung
Uberwindbar.

20 Verband der Landwirtschaftskammern:

Anregung zur Aufnahme in die Begriindung: Sogenannte Sommerdeiche haben an vielen gro-
Ren und mittleren Gewdssern eine wichtige Riickhalte- und Schutzfunktion bei mittleren
Hochwadssern.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

21h LK Stade / Landkreistag:

a) Es werden Abwagungsmangel darin gesehen, dass nicht aufgefiihrt wird, welche oder zu-
mindest wie viele Anlagen von der Festlegung betroffen sind (bspw. auch Biogasanlagen).
Der Grundsatz ist kritisch zu sehen. Hier stellt sich explizit die Frage, welche Auswirkungen
dieser Grundsatz auf mogliche Erweiterungen und Neuansiedlungen von Industriebetrieben,
Verkehrstrassen etc. haben kdnnte. Besonders in Hinblick auf die immissionsschutzrechtliche

Zu a)

An der Festlegung wird im Kern fest-
gehalten. Sie wird jedoch partiell ge-
andert. U. a. werden die der Industrie-
emissionsrichtlinie und der SEVESO-III-
RL unterfallenden Betriebe aus dem
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Anpassungspflicht an den ,,Stand der Technik” kdnnten von dieser Regelung sogar beste-
hende Betriebe von Anpassungserfordernissen berihrt sein. Hier ist in der Begriindung die
Reichweite dieser Regelung zu bestimmen sowie das VerhaltnismaRigkeitsgebot zu prifen
und darzulegen.

b) Durch die Streichung des alten Grundsatzes Ill. 5 des vorherigen Entwurfs und die Integra-
tion der wesentlichen Inhalte in den ehemaligen Grundsatz Ill. 6 (im aktuellen Entwurf nun-
mehr die neue Nr. IIl. 5), entfallt auch die alte Begriindung zum ehemaligen Grundsatz 111.5,
wonach z. B. Grundschulen und Kitas weiterhin wohnortnah zuldssig sind. Dieser Hinweis
wurde nicht mehr in die Begriindung zum neuen lll. 5 aufgenommen, was eine deutliche Ver-
scharfung im Hinblick auf die Entwicklungsmoglichkeit der Kommunen in der Elbmarsch bei
Einrichtungen, die im Uberflutungsfall ein komplexes Evakuierungsmanagement erfordern,
bedeutet (auch Pflegeheime etc.). Zumal nach der aktuellen Begriindung hohe Anforderun-
gen an die Annahme zu stellen sind, dass keine ernsthaft in Betracht kommenden Alternati-
ven existieren. Diese starken Eingriffe in die kommunale Planungshoheit sind nicht verhalt-
nismaRig.

Anwendungsbereich der neuen Festle-
gung herausgenommen. Auf die Aus-
nahmen nach Satz 1 wird hingewiesen

Zu b) Die Festlegung gilt fir raumbe-
deutsame Infrastrukturen. Einzelne
Kitas und Grundschulen dirfte inso-
weit der erforderlich tberortliche
Raumbezug fehlen.

22 Verband der Chemischen Industrie:

Diese Bedingungen dirften Vorhabentradger vor einen erheblichen Begriindungsaufwand
stellen, die Behoérden vor umfangliche Prifanforderungen der vorgelegten Gutachten und
mogliche Klagerisiken gegen industrielle Projekte erhéhen.

Dass IED- und Storfallanlagen selbst in geschiitzten Kistengebieten nun grundsatzlich ausge-
schlossen und nur mit Ausnahmeregelungen (und weiteren zusatzlichen technischen Siche-
rungsmaBnahmen, die Gber den Stand der Technik hinausgehen diirften) zulassig sein dirf-
ten, ist daher nicht nachvollziehbar und wird abgelehnt. Ausnahmeregelungen Gber die Bau-
leitplanung zu erlangen, birgt hohe Planungsunsicherheiten und Risiken zu Lasten der Anla-
genbetreiber, zumal diese Verfahren viele Jahre in Anspruch nehmen. Die notwendige Pla-
nungssicherheit flr die Standortentwicklungen der Industrie- und Stérfallanlagen ist damit
nicht mehr gewabhrleistet.

Die Festlegung wird partiell gedndert.
U. a. werden die der Industrieemissi-
onsrichtlinie und der SEVESO-III-RL un-
terfallenden Betriebe aus dem Anwen-
dungsbereich der neuen Festlegung
herausgenommen. Im Ubrigen ist die
Festlegung als Grundsatz der Raum-
ordnung im Wege der Abwagung
Uberwindbar.

14 Deutscher Bund der verbandlichen Wasserwirtschaft:

Der Grundsatz ist in der Fassung von 9/2021 in Ganze abzulehnen.

Die Festlegungen sind politisch-moralisch sowie wirtschaftlich bedenklich, sachlich nicht
nachvollziehbar und mit wesentlichen wasserrechtlichen Vorgaben unvereinbar. Uber die
Raumordnung wird dadurch im Endeffekt ein gréRBerer zusammenhangender Bereich der
Bundesrepublik als Gebiet zweiter Klasse definiert und die wirtschaftliche Lebensgrundlage
von Millionen von Menschen in Frage stellt. Die Planung verstoRt damit gegen den Grundsatz
der Schaffung gleicher Lebensverhaltnisse in Deutschland. Sie konterkariert dabei jahrhun-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.
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dertealte Prinzipien des Kiistenschutzes. Dies alles erfolgt aufgrund einer sehr allgemein ge-
haltenen Rechtsgrundlage, mit deren Interpretation, bzw. Ausdehnung die Planer den Kom-
petenzbereich der verfligbaren Normen liberschritten haben. Sie setzen sich damit an die
Stelle der Legislative, weshalb der BRPH als verfassungswidrig zu betrachten ist.

29 BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft:

Der BDEW begriiRt, dass die Voraussetzungen in G II.5 weiterhin alternativ zu erfillen sind,
sodass Energieleitungen bzw. Energieleitungsnetze entsprechend der bisherigen Praxis wei-
terhin in ausreichend geschiitzten und in nicht ausreichend geschiitzten Kiistengebieten ge-
plant und zugelassen werden kénnen, sofern ihre Uberflutung kein spezifisches Risiko aus-
|Gst.

Damit tragt der Verordnungsgeber der Tatsache Rechnung, dass bislang kein Fall bekannt ist,
in dem es aufgrund eines Extremwetterereignisses zu einer erheblichen Gefdahrdung der
Stromversorgungssicherheit gekommen ware. Insbesondere groRe Energieleitungsvorhaben
I6sen aufgrund ihrer Bauweise (Hochwasserfundamente/Stahlgittermasten) bei Uberflutun-
gen keinerlei spezifisches Risiko aus. Das gilt auch fiir im Kiistenbereich verlaufende Erdkabel
etwa zur Anbindung von Offshore-Windparks. Daher unterfallen groRe Energieleitungsvorha-
ben eindeutig der Regelung in S. 1 Nr. 2 (Fehlen eines spezifischen Risikos).

Gleichzeitig erfasst der Verordnungsgeber damit nicht die sonstigen fiir den Betrieb notwen-
digen Anlagen i.S.d. §§ 43 Abs. 2 Nr. 1 EnWG und 18 Abs. 2 NABEG.

Anderungsvorschlag:

Die explizite Nennung wird zur Vereinheitlichung der behoérdlichen Praxis bei der Abwa-
gungsentscheidung und damit zur Rechtssicherheit und Beschleunigung der Genehmigung
von Netzausbauvorhaben beitragen.

Zu Begriindung:

In der Begriindung wird aber diesbezlglich leider nur festgestellt, dass diese Ausnahme auf
Energieleitungen und - netze zutreffen ,kann“. Zur Klarstellung sollte auf folgende Formulie-
rung im Begrindungsteil hingewirkt werden:

»Insbesondere Energieleitungen bzw. Energieleitungsnetze I16sen aufgrund ihrer Bauweise
kein spezifisches Risiko in Uberflutungsfillen aus.”

Ferner wird von Seiten der Ubertragungsnetzbetreiber kritisiert, dass der Anwendungsbe-
reich von S. 1 Nr. 1 (fehlende ernsthafte Alternative) durch die Begriindung tber Gebiihr ein-
geengt wird. Diese derzeitige Formulierung gibt eine enge Auslegung der Regelung vor und
koénnte u.a. vermeidbare Eingriffe in die Schutzgiiter Natur und Landschaft verursachen. Die
Begriindung passt hier eher zu einem Ziel der Raumordnung als zu einem Grundsatz, da sie
durch ihre Formulierung (, ist Folgendes zu beachten”) und die klare Vorgabe einer Engfiih-
rung des Alternativenbegriffes kaum noch Raum fiir die zwingend notwendige offene Abwa-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. In der Festlegung wird
nunmehr hinsichtlich der Erforder-
nisse einer hochwasserangepassten
Bauweise danach unterschieden, ob
es sich um ein bereits ausreichend ge-
schiitztes oder nicht ausreichend ge-
schiitztes Kistengebiet handelt.

Im Ubrigen wird darauf hingewiesen,
dass es sich um einen Grundsatz der
Raumordnung handelt, der ggf. abwa-
gend iberwunden werden kann.
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gung lasst. Bei strikter Beachtung der Begriindung missten die zustéandigen Planfeststel-
lungsbehdrden jede Alternative, die ein Uberschwemmungsgebiet quert, von vornherein
ausschlieBen, selbst wenn die einzige Trassenalternative mit erheblichen Eingriffen in Natur
und Landschaft verbunden waére. Dieses restriktive Verstandnis der Ausnahmeregelung
kénnte Um-weltverbandsklagen provozieren, zu erheblichen Kostensteigerungen fiihren und
erscheint mit Blick auf den entgegenstehenden Grundsatz der Raumordnung in § 2 Abs. 2 Nr.
8 ROG, wonach u.a. die raumlichen Voraussetzungen fiir ,,den Ausbau und die Gestaltung der
transeuropaischen Netze” zu gewahrleisten sind, nicht hinreichend begriindet. Die Engfiih-
rung der Alternativenpriifung hat das Potential erhebliche Planungsverzégerungen mit sich
zu bringen und entsprechende Widerstdande hervorzurufen. Durch das Gewicht, welches die
Kistengebiete dadurch erhalten, konnten andere Schutzgebiete oder der Wohnumfeldschutz
verhaltnismaRig geringer bewertet und damit ggf. starker belastet werden. Rein praktisch
kénnten dadurch emotionale Diskussionen der Trassenfindung in Planfeststellungsverfahren
befeuert werden, die voraussichtlich zu Blockadehaltungen und dadurch zu Verzégerungen
fihren werden. Ein restriktives Verstandnis der Ausnahmeregelung erscheint zudem nicht
erforderlich, um dem Zweck des effektiven Hochwasserschutzes gerecht zu werden. Ein ef-
fektiver Hochwasserschutz wird durch die abschliefende Vorgabe einer hochwasserrisikoan-
gepassten Bauweise bereits hinreichend gewahrleistet. Diese baufreiheitsbeschrankende
Vorgabe erscheint plausibel und verhaltnismaRig. Letzteres dirfte aber unter dem Vorbehalt
stehen, dass die Ausnahmeregelung nicht zu restriktiv ausgelegt wird. Eine enge Auslegung
konnte bei laufenden Verfahren einen Umplanungsbedarf mit Risiken fiir die Zeitplanung
hervorrufen und bei Riegelbildungen und Verbotsregelungen zu Planungshindernissen fiih-
ren, die nur per Zielabweichungsverfahren gem. § 19i. V. m. § 6 Abs. 2 ROG behoben wer-
den kénnten. Dies wiirde die Dauer der Zulassungsverfahren erhéhen, ein erhebliches Pla-
nungsrisiko mit sich bringen, den Netzausbau verlangsamen und dadurch die Versorgungssi-
cherheit gefahrden. Auch argumentativ tUberzeugt die Begriindung nicht. So ist die Schutz-
wirdigkeit kritischer Infrastrukturen keinesfalls ein Argument fiir den Hochwasserschutz,
sondern fir den Kritis-Schutz und kann daher auch nicht zur Begriindung einer strengen Aus-
legung hochwasserschiitzender MaBnahmen herangezogen werden.

Hingewirkt werden sollte daher auf eine Anderung der Begriindung. Diese kdnnte etwa wie
folgt angepasst werden:

»Soweit von der Regelung Infrastrukturen ausgenommen sind, bei denen es keine ernsthaft
in Betracht kommenden Standort- und Trassenalternativen gibt, ist Folgendes zu berlicksich-
tigen: Die Schutzwiirdigkeit der hier geregelten kritischen Infrastrukturen ist als hoch zu be-
werten. Diese Bewertung ist bei der Klarung der Frage, ob grundsatzlich mogliche Alternati-
ven ernsthaft in Betracht kommen, angemessen zu bericksichtigen.”
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13 Verband Deutscher Verkehrsunternehmen:
Forderung nach Herausnahme der Eisenbahninfrastrukturanlagen

Pauschale Ausnahmetatbestdnde oder
Sonderregelungen fiir Eisenbahninfra-
strukturen werden nicht als erforder-
lich angesehen.

19 Landesplanung Schleswig-Holstein:

a) ,sowohl in ausreichend geschitzten als auch” streichen, da die Gefahr einer Meeresiiber-
flutung in den ausreichend geschiitzten Kiistengebieten von Schleswig-Holstein so niedrig ist,
dass hier auch die angesprochenen raumbedeutsamen Planungen und MaBnahmen grund-
satzlich realisiert werden konnen. Ungleiche Sachverhalte dirfen nicht gleichbehandelt wer-
den, da dies gegen den Gleichheitsgrundsatz verstoRt.

b) Ergdnzung der Festlegung um:

,Die in Satz 2 genannten raumbedeutsamen Infrastrukturen und Anlagen sollen in ausrei-
chend geschiitzten Kiistengebieten moglichst in einer an der Wahrscheinlichkeit von Hoch-
wasser angepassten Bauweise im Sinne von Abschnitt 1 Nr. 1 geplant und realisiert werden.”
Trotz sehr hoher Schutzstandards besteht in den ausreichend geschiitzten Kiistengebieten in
Schleswig-Holstein eine extrem geringe Gefahr von Meeresuberflutungen.

Zur Begrindung:

Anderung/ Erganzung des Absatzes 2 wie folgt:

... sind einem — wenn auch geringerem — Uberflutungs- bzw. Hochwasserrisiko... Zur ange-
messenen Begegnung dieser extrem geringen Wahrscheinlichkeit einer Uberflutung sollen
die genannten Strukturen und Anlagen in ausreichend geschitzten Kiistengebieten moglichst
in einer hochwasserangepassten Bauweise geplant und realisiert werden.”

Dem Anliegen wird insoweit Rechnung
getragen, als nunmehr hinsichtlich des
Erfordernisses einer hochwasserange-
passten Bauweise danach unterschie-
den wird, ob es sich um ein bereits
ausreichend geschiitztes oder nicht
ausreichend geschiitztes Kiistengebiet
handelt.

Im Ubrigen wird darauf hingewiesen,
dass es sich um einen Grundsatz der
Raumordnung handelt, der ggf. abwa-
gend iberwunden werden kann.

33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:

a) Inwieweit Umfang und Tiefe der Festlegung zu dem geschatzten Erfullungsaufwand sowie
zu den bisher nicht betrachteten Mehrkosten insbesondere fiir Infrastrukturvorhaben und -
einrichtungen im Vergleich zum Nutzen des Mehrwerts fiir Raum- und Fachplanung in einem
angemessenen Verhialtnis zueinanderstehen, sollte noch einmal hinterfragt werden.

b) Neuer Satz 1:

»In ausreichend geschitzten Kiistengebieten sollen die in Satz 2 genannten raumbedeutsa-
men Infrastrukturen und Anlagen, sofern eine Uberflutung bei der konkreten Infrastruktur
kein spezifisches Risiko darstellt, in einer an ein Hochwasserrisikomanagement angepassten
Form und Bauweise nach Satz 1 Nr. 1 geplant und realisiert werden.”

Zur Begrindung:

Neuer Absatz 2: ,, Auch ausreichend geschitzte Kiistengebiete sind einer — wenn auch gerin-
gen — Uberflutungs- bzw. Hochwassergefahr ausgesetzt, so beispielsweise bei Extremereig-
nissen. Zur angemessenen Begegnung dieser sehr bzw. extrem geringen Uberflutungsgefahr

Zu a) Die Stellungnahme wird zur
Kenntnis genommen.

Zu b) Dem Anliegen wird insoweit
Rechnung getragen, als nunmehr hin-
sichtlich des Erfordernisses einer
hochwasserangepassten Bauweise da-
nach unterschieden wird, ob es sich
um ein bereits ausreichend geschiitz-
tes oder nicht ausreichend geschiitz-
tes Kiistengebiet handelt.

Im Ubrigen wird darauf hingewiesen,
dass es sich um einen Grundsatz der
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sollen die genannten Infrastrukturen und Anlagen in ausreichend geschiitzten Kiistengebie- Raumordnung handelt, der ggf. abwa-
ten moglichst in einer hochwasserangepassten Bauweise geplant und realisiert werden. Mit | gend Gberwunden werden kann.
dieser Festlegung werden die Uberflutungs- und Hochwasserrisiken an der Kiiste der Situa-
tion von Risikogebieten auBerhalb von Uberschwemmungsgebieten nach § 78b Abs. 2 Nr. 2
WHG bei FlieRgewdssern gleichgestellt.”
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Lfd. | Allgemeine Anmerkungen Stellungnahme (gekiirzt); Behérdenkiirzel vorangestellt Bewertung
Nr.
1 Zielsetzung; Erforderlichkeit | 05 Wirtschaftsvereinigung Stahl: Zur Erforderlichkeit wird auf die Aus-

Der Entwurf zum landeriibergreifenden Raumordnungsplan Hochwasserschutz wird in der
vorliegenden Detailtiefe als nicht erforderlich angesehen und daher abgelehnt. Er stellt einen
nationalen Alleingang dar, der die Wettbewerbsfiahigkeit der deutschen Industriestandorte
massiv schwaécht. [...] Der Entwurf wird somit sowohl beim Hochwasserschutz als auch beim
Umweltschutz in der geplanten Detailtiefe keinen adaquaten Mehrwert liefern und ist damit
erneut abzulehnen.

fihrungen insbesondere in der Pra-
ambel und in den Begriindungen zu
den einzelnen Festlegungen verwie-
sen.

06a Regionaler Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebirge:
Alternativ sollten die Handlungsempfehlungen der Ministerkonferenz aktualisiert und auf den
Bundesraumordnungsplan verzichtet werden.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. BloRRe Handlungsemp-
fehlungen werden zur Erreichung
der mit dem BRPH verfolgten Ziele
flr nicht ausreichend angesehen.

22 Verband der Chemischen Industrie:

Eigenstandige verbindliche Regelungen auf Bundesebene zum Hochwasserschutz in der vorlie-
genden Detailtiefe werden jedoch als nicht erforderlich und zielfiihrend angesehen und daher
abgelehnt. Bereits aktuell ist tiber die bisherige Gesetzgebung vieles reguliert. Es wird z. B.
Uber das BImSchG und das WHG ein sicherer Anlagenbetrieb gewdhrleistet. Die vorliegenden
Regelungen dirften hingegen Genehmigungsverfahren fir industrielle Projekte weiter er-
schweren und die Rechtssicherheit verringern, statt sie zu beschleunigen und Planungssicher-
heit zu schaffen. Soll Deutschland Hightech-Industriestandort bleiben, sollten derartige Rege-
lungen nicht in Kraft gesetzt werden.

Zur Erforderlichkeit wird auf die Aus-
fihrungen insbesondere in der Pra-
ambel und in den Begriindungen zu
den einzelnen Festlegungen verwie-
sen.

24d REGIONALVERBAND RUHR/ NRW:
Die im ROG normierte Erforderlichkeit erschlieRt sich nicht, da Hochwassergefahrenkarten
und Hochwasserrisikokarten gemaR EU Richtlinie ausreichend bericksichtigt werden.

Ein BRPH wiirde erhebliche Einschriankung fiir die Siedlungsentwicklung bedeuten. Waren
diese erheblichen Beschrankungen dem Plangeber bei der Aufstellung ersichtlich? Sie sind aus
Sicht des RVR unverhaltnismaRig und nicht akzeptabel.

Hinsichtlich der Erforderlichkeit wird
auf die Ausflihrungen insbesondere
in der Praambel und in den Begriin-
dungen zu den einzelnen Festlegun-
gen verwiesen.

Der BRPH untersagt nicht per se eine
Siedlungsentwicklung. Seine Festle-
gungen sind verhaltnismaRig.

21a LK Cuxhaven / Landkreistag:
Dem Entwurf ist keine Zeichnerische Darstellung beigefiigt. Diese ist jedoch notwendig, um
die Auswirkungen des Planwerks beurteilen zu kdnnen.

Festlegungen in Raumordnungspla-
nen konnen textlich und / oder
zeichnerisch erfolgen.
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Regelungskompetenz

21h LK Stade / Landkreistag:

Die getroffenen Regelungen gehen hinsichtlich ihres Detaillierungsgrads und Adressatenkrei-
ses deutlich Gber die dem landeribergreifenden Raumordnungsplan fiir den Hochwasser-
schutz zustehenden Kompetenzen hinaus.

Ein landeribergreifender Raumordnungsplan fiir den Hochwasserschutz wiirde die bestehen-
den und funktionierenden Strukturen aufbrechen und verkomplizieren, ohne dass er mit ei-
nem erkennbaren Mehrwert verbunden ware.

Unter rechtlichen und materiellen Gesichtspunkten scheinen die Folgen der Festlegungen
nicht abschlieBend bewertet worden zu sein. Hierdurch sind sowohl im aktuellen férmlichen
Aufstellungsverfahren zum landeribergreifenden Raumordnungsplan fir den Hochwasser-
schutz als auch bei der Umsetzung in den nachgeordneten Planungsebenen erhebliche rechtli-
che Schwierigkeiten zu erwarten.

In der inneren Logik geht der Entwurf immer zunachst vom Verbot aus. Es sollte vielmehr zu-
nachst auf Vorkehrungen gesetzt werden, durch die Schadensereignisse verhindert und Aus-
wirkungen minimiert werden kénnen. Ansiedlungsverbote und Siedlungsriickzug dirfen als
das weitreichendste Mittel auch erst in letzter Instanz herangezogen werden; namlich dann,
wenn alle andere Mittel ausgeschopft wurden.

Die Kompetenz des Bundes folgt aus
§ 17 Abs. 2 S. 1 ROG.

Die Erforderlichkeit des Plans ergibt
sich aus den Ausfiihrungen in der
Praambel und den Begriindungen zu
den einzelnen Festlegungen.

Der BRPH ist komplementar zu was-
serrechtlichen Regelungen konzipiert
und bricht keine vorhandenen Struk-
turen auf. Lediglich die Ebenen der
raumlichen Planung werden um den
BRPH erweitert. Fiir die nachgeord-
neten Planungsebenen kénnen Bin-
dungswirkungen gemal § 4 Abs. 1
ROG bestehen.

24c Bauministerium NRW:

Die Festlegungen richten sich u. a. an den Regionalplanungstrager und die Ebene der Bauleit-
planung. Einigen Festlegungen mangelt es jedoch an planerischer Konkretheit, so dass die
Zielqualitdt zumindest zweifelhaft sein diirfte. Es wird in einigen Festlegungen die Uberprii-
fung von bestehenden Bauleitplanen und die Beachtung von raumordnerischen Festlegungen
auf der Ebene der Vorhabenzulassung gefordert. In weiten Teilen liest sich der Plan eher wie
ein Fachgesetz als ein Raumordnungsplan und richtet sich auch an die Vorhabenzulassung. In
Genehmigungsverfahren werden jedoch regelmaRig gebundene Entscheidungen getroffen,
ohne hierbei die Ziele und Grundsatze der Raumordnung bericksichtigen zu kénnen.

Des Weiteren diirfte es zumindest fraglich sein, ob ein Raumordnungsplan letztabgewogen in
u. a. die kommunale Planungshoheit eingreift, ohne sich dariiber im Klaren zu sein, welche
Bereiche von seinen Festlegungen betroffen sind.

Nach nochmaliger Prifung entspre-
chen die Zielfestlegungen den Anfor-
derungen des § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG.

10 Deutscher Anwaltverein:

Fehlender Raumbezug einzelner Festlegungen: Der Planentwurf orientiert sich nicht an Fluss-
gebieten, die Landergrenzen Uberschreiten. Er hat deshalb mit Blick auf die festgesetzten
Ziele der Raumordnung keinen konkreten Raumbezug. Dieser ergibt sich allein aus der Bun-
deskompetenz fir das gesamte Bundesgebiet. Der Planentwurf enthalt ein Regelwerk, das

Der Raumordnungsplan hat im Hin-
blick auf seinen Geltungsbereich
(Gesamtraum der Bundesrepublik
Deutschland) einen hinreichenden
Raumbezug. Die Zielfestlegungen

95




nicht auf einer raumplanerischen Abwagung unter Beriicksichtigung der rdumlichen Gegeben-
heiten des Plangebiets zu beruhen scheint. Die in der Prdambel des Planentwurfs genannte
Zielsetzung, bundesweit ,,raumplanerische Standards zur besseren Koordinierung des Hoch-
wasserschutzes zu harmonisieren” |asst sich nicht mit Hilfe von Zielen der Raumordnung errei-
chen, die nicht auf einer hinreichend begriindeten raumplanerischen Abwagung beruhen. So-
weit in der Praambel auBerdem darauf hingewiesen wird, dass der Raumordnungsplan kom-
plementdr zum Regelungsregime des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) konzipiert sei, bestarkt
dies den Eindruck, dass ein ergdanzendes untergesetzliches Regelwerk des Wasserhaushaltsge-
setzes mit bundesweiter Geltung eingefiihrt werden soll, ohne die Rechtssystematik des ROG
hinreichend zu beriicksichtigen. Soweit der Raumordnungsplan Ziele der Raumordnung ohne
konkreten Raumbezug und ohne raumplanerische Abwagung als Ergdnzung des WHG vor-
sieht, ist auch die Einschatzung des Planentwurfs, dass der Raumordnungsplan die Planungs-
hoheit der Lander und Kommunen hinreichend wahrt, eher zweifelhaft.

Raumordnungsplane sind nach § 3 Abs. 1 Nr. 7 ROG zusammenfassende, iberértliche und
fachiibergreifende Plane nach den §§ 13, 17 ROG. Die Legaldefinition des § 3 Abs. 1 Nr. 7 ROG
knlpft an die in § 1 Abs. 1 ROG beschriebene Aufgabe der Raumordnung an, die unter ande-
rem durch die Raumordnungspldne zu erfillen ist (Kiimper, in: Kment, ROG, 2019, § 3 Rn. 130;
Runkel, in: Spannowsky/Runkel/Goppel, ROG, § 3 Rn. 127). Insoweit ist es nach § 1 Abs. 1S. 2
ROG Aufgabe eines Raumordnungsplans, unterschiedliche Anforderungen an den Raum aufei-
nander abzustimmen und die auf der jeweiligen Planungsebene auftretenden Konflikte auszu-
gleichen. Das geschieht jeweils auf der Grundlage einer planerischen Abwagung.

Zwar wird in der Praambel des Planentwurfs angesprochen, dass dem Raumordnungsplan ein
eigenstandiges gesamtraumliches Planungskonzept zugrunde liegt, das auf Unterstiitzung der
Fachplanung und der Landes-, Regional- und kommunalen Planung angelegt sei und diesen
Planungen einen ebenenspezifischen Konkretisierungsspielraum geben solle. Ziel des raum-
ordnerischen Planungskonzepts sei es, das Hochwasserrisiko in Deutschland zu minimieren
und durch Schadenspotenziale zu begrenzen, indem eine effektive raumplanerische Vorsorge
zur Anwendung komme. Eine planerische Abwéagung, auf deren Basis Ziele der Raumordnung
festgesetzt werden kdnnten, die erheblich auch in Rechte Privater eingreifen kdnnen, ergibt
sich daraus allerdings nicht. Dass eine solche planerische Abwagung unter Beriicksichtigung
konkreter Raumgegebenheiten, etwa im Bereich der landerlbergreifenden Flussgebietsein-
heiten, stattgefunden hat, ist auch nicht ersichtlich. Das als Raumordnungsplan entworfene
Regelwerk diirfte daher eher als untergesetzliche Verordnungsregelung, nicht aber als Raum-
ordnungsplan einzuordnen sein. Das befordert Zweifel, ob der Plan auf § 17 Abs. 2 ROG ge-
stitzt werden kann.

Hinzu kommt, dass das Vorliegen eines Raumordnungsplans entscheidende Voraussetzung fir
die Aufstellung eines Ziels der Raumordnung ist. Denn Ziele der Raumordnung kénnen nur in
Raumordnungsplanen aufgestellt werden (Kiimper, in: Kment, ROG, 2019, § 3 Rn. 129). Indem

sind hinreichend bestimmt und letzt-
abgewogen.
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§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG Ziele der Raumordnung als Festlegungen eines Raumordnungsplans defi-
niert, ist es ausgeschlossen, raumordnerische Aussagen auflerhalb von Raumordnungsplanen
als Raumordnungsziele zu qualifizieren (Kiimper, in: Kment, ROG, 2019, § 3 Rn. 26; Runkel, in:
Spannowsky/Runkel/Goppel, ROG, § 3 Rn. 45).

Fehlt es dementsprechend an einem konkreten Raumbezug, diirften Zweifel daran, dass das
Regelwerk ein Raumordnungsplan ist, in dem Ziele der Raumordnung formuliert werden
kénnten, in einem gerichtlichen Verfahren moglicherweise nur schwer auszurdaumen sein.
Fazit: Der Deutsche Anwaltverein gibt zu bedenken, ob die begriifenswerten Ziele eines ver-
besserten, landerilibergreifenden Hochwasserschutzes nicht rechtssicherer durch die Konkre-
tisierung einzelner Grundsatze der Raumordnung (insbesondere des § 2 Abs. 2 Nr. 6 S. 5 ROG)
in einem Raumordnungsplan nach § 17 Abs. 3 ROG zu erreichen sind.

Jedenfalls sollte der vorliegende Raumordnungsplan fiir den landertbergreifenden Hochwas-
serschutz nach § 17 Abs. 2 ROG auf Ziele der Raumordnung, die tatsachlich auf einer raumpla-
nerischen Abwagung beruhen und landeribergreifende Flussgebietseinheiten betreffen, be-
schrankt werden.

Es wird auBerdem angeraten, die differenzierende Kennzeichnung von Zielen der Raumord-
nung und Grundsatzen anhand der MaRstdbe des § 3 Abs. 1 ROG sowie mit Blick auf die Not-
wendigkeit einer hinreichenden Bestimmtheit im Einzelnen noch zu hinterfragen.

03 Mineralolwirtschaftsverband:

Die Festlegungen sind zu pauschal; der legislative Ansatz schieRt tiber das Ziel der Erreichung
eines zukiinftigen Hochwasserschutzes hinaus. Es ist kein Bedarf an einer zusatzlichen Regu-
lierung im Sinne des vorliegenden landeribergreifenden Raumordnungsplans Hochwasser-
schutz in der vorliegenden Detailtiefe zu erkennen.

Die Notwendigkeit fur den Plan wird
in der Praambel und in den Begriin-
dungen zu den einzelnen Festlegun-
gen ausfihrlich dargelegt.

06 Sachsisches Staatsministerium fiir Regionalentwicklung:

Es bestehen grundsatzliche Bedenken bezliglich der Normqualitdt und Umsetzbarkeit der
Festlegungen des BRPH. Dies betrifft insbesondere die mangelnde Zielqualitdt der Plansatze
durch unzureichende sachliche und raumliche Bestimmtheit, fehlende abschlieBende Abge-
wogenheit sowie das nicht erkennbare raumordnerische Regelungserfordernis (iber die Fach-
planung hinaus. Uber ein ,Ziel“ der Bundesraumordnung diirfen nicht pauschal Rechtsfolgen
fiir das gesamte Bundesgebiet festgelegt werden, fir die gemaR Wasserrecht umfangreiche
Verordnungsverfahren zur Festsetzung als Schutzgebiete erforderlich sind.

Die Ziel-Festlegungen wurden noch-
mals umfassend geprift; sie haben
Zielcharakter gemaR § 3 Abs. 1 Nr. 2
ROG.

Zielqualitat der Festlegun-
gen

25 Niedersachsisches Ministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:
Es bestehen Zweifel, ob die als Ziel formulierten Plansatze ausreichend konkret bzw. konkreti-
sierbar sind. Damit wird es im Zuge der spateren Anwendung zu Unsicherheiten kommen, da

Die Ziel-Festlegungen wurden noch-
mals umfassend geprift; sie haben
Zielcharakter gemaR § 3 Abs. 1 Nr. 2
ROG.
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Ziele der Raumordnung nach MaRgabe des ROG zu beachten sind und somit eine groRRe Bin-
dungswirkung entfalten.

Gleichzeitig wird nicht deutlich, dass die raumordnerischen Regelungen eine liber das Fach-
recht hinausgehende inhaltliche Steuerungswirkung entfalten werden.

10 Deutscher Anwaltverein:

a) Korrekte Bezeichnung der Festlegungen des Planentwurfs: Entsprechend der gesetzlichen
Verpflichtung nach § 7 S. 4 ROG hat der Verordnungsgeber seine textlichen Festlegungen als
Ziele der Raumordnung bzw. als Grundsatze der Raumordnung eingeordnet. Die Kennzeich-
nung durch den Plangeber ist allerdings nicht mehr als ein Indiz dafiir, welche Aussagen des
Plans als Ziele und welche als Grundsatze der Raumordnung einzuordnen sind (Runkel, in:
Spannowsky/Runkel/Goppel, ROG 2018, § 7 Rn. 27).

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts hdngt jedoch die Frage, ob eine
raumordnerische Vorgabe die Qualitat eines Ziels hat, nicht von der Bezeichnung des Plange-
bers ab, sondern richtet sich nach dem materiellen Gehalt der Planaussage selbst. Erfiillt eine
planerische Regelung die begrifflichen Voraussetzungen des & 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG, so entsteht
kraft der materiellen Aussage ein Ziel der Raumordnung unabhangig davon, ob dies dem Wil-
len des Planungstragers entspricht oder nicht. Ist den tatbestandlichen Vorgaben dieser Vor-
schrift hingegen nicht genlgt, so hat die Planaussage auch nicht die Rechtswirkungen eines
Raumordnungsziels (BVerwG, Beschluss vom 15.04.2003 — 4 BN 25/03, juris).

Aus dieser Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts ergibt sich fir den Raumord-
nungsplan des Bundes zum Hochwasserschutz das Risiko, dass eine falsche Kennzeichnung ei-
ner Planaussage als Ziel der Raumordnung zu einem Abwéagungsmangel von Raumordnungs-
und Bauleitpldanen sowie von Fachplanungen der Lander und Kommunen fiihren kann, bei de-
ren Aufstellung der Plangeber seinen planerischen Gestaltungsspielraum mit Blick auf die auf
eine entsprechende Bezeichnung im Plan gestiitzte, jedoch unzutreffende Annahme, dass es
sich bei der Planaussage des Bundesraumordnungsplans um ein Ziel handelt, verkannt hat.

Es wiirde den Rahmen dieser Stellungnahme sprengen, alle planerische Festlegungen, die im
Planentwurf als Ziel der Raumordnung bezeichnet werden, daraufhin zu bewerten, ob die Ein-
ordnung des Planentwurfs zutreffend ist.

Beispielhaft dafiir, dass dies jedenfalls nicht durchgdngig anzunehmen ist, sei auf die Planaus-
sage I.1.1 hingewiesen, die im Planentwurf als Ziel der Raumordnung eingeordnet wird. Nach
dieser Planaussage sind bei raumbedeutsamen Planungen und MaRnahmen einschlieflich der
Siedlungsentwicklung die Risiken von Hochwasser nach Maligabe der bei 6ffentlichen Stellen
verfligbaren Daten zu priifen. Die Planaussage ist zwar als zwingend zu beachtende Vorgabe
formuliert und entsprechend gekennzeichnet, was als Indiz auf ein Ziel der Raumordnung deu-
tet; sie enthalt jedoch keinen konkreten Raumbezug und beruht auch nicht auf einer hinrei-
chend begriindeten planerischen Abwagung.

Bei den Zielfestlegungen wird auch
nach nochmaliger Priifung ein
Zielcharakter gesehen; auch in mate-
rieller Hinsicht werden die Anforde-
rungen des § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG er-
fillt. Die Bedenken, dass die Zielfest-
legungen des Plans zu Abwagungs-
mangeln auf nachgelagerten Pla-
nungsebenen fihren konnten, wer-
den nicht geteilt.

Sowohl das Erfordernis der Be-
stimmtheit als auch der Letztabge-
wogenheit bedeutet nicht, dass ein
Ziel der Raumordnung auf der tber-
geordneten Planungsebene der Bun-
desraumordnung keinerlei Konkreti-
sierung auf nachgelagerten Ebenen
zugéanglich sein dirfte.

Und genau auf diese Planungshierar-
chie, die zu einer zunehmenden Kon-
kretisierung bei jeder weiteren Pla-
nungsebene fiihrt, sind die Festle-
gungen des Bundesraumordnungs-
plans in systematischer Hinsicht an-
gelegt. Diese ,Kaskade” hat jedoch
nicht zur Konsequenz, dass auf Bun-
desebene nur Grundsatze der Raum-
ordnung festgelegt werden dirften.
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Nichts anderes gilt z. B. auch fiir die Planaussage 1.2.1, die ebenfalls als Ziel der Raumordnung
gekennzeichnet ist, die jedoch allgemein dazu verpflichtet, Auswirkungen des Klimawandels
im Hinblick auf Hochwasserereignisse zu prifen. Auch eine solche Planaussage nimmt zwar
die Zielbeachtenspflicht in Anspruch, ohne allerdings ein planerisch endabgewogenes Ziel der
Raumordnung im Sinne von § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG zu sein.

Die Unterscheidung zwischen Zielen und Grundsatzen der Raumordnung ist im Planentwurf
moglicherweise nicht stets danach vorgenommen worden, inwieweit eine Planaussage als
raumliche und sachliche Konkretisierung der Entwicklung eines bestimmten Planungsraums
das Ergebnis einer raumplanerischen Abwagung und damit ein Ziel der Raumordnung ist
(siehe zu diesem Erfordernis BVerwG, Urteil vom 16.12.2010, 4 C 8/10, ZfBR 2011, 255; S&ch-
sisches Oberverwaltungsgericht, Urteil vom 20.01.2014 — 4 A 622/10 —, juris Rn. 52) oder als
Grundsatz der Raumordnung lediglich MaRstab einer nachfolgenden raumplanerischen Abwa-
gungs- oder Ermessensentscheidung sein soll.

Sinnvoll ware es deshalb aus Sicht des Deutschen Anwaltvereins, wenn der Plangeber hinter-
fragen wiirde, ob und inwieweit die Differenzierung mehr oder weniger ausschlielich an der
gewlinschten Rechtsfolge (Beachtenspflicht fiir Ziele der Raumordnung einerseits und Beriick-
sichtigungspflicht flr Grundsatze der Raumordnung andererseits) vorgenommen worden ist.
Das ware mit Blick darauf, dass die Beachtenspflicht fiir ein Ziel der Raumordnung ihre Recht-
fertigung ausschlieRlich aus einer umfassenden und abschlieBenden raumplanerischen Abwa-
gung der konkret von der Planung betroffenen Belange erhilt, nicht hinreichend.

b) Erforderliche Bestimmtheit von Zielen der Raumordnung: Ziele der Raumordnung miissen
aufgrund ihrer bindenden Wirkung dem rechtsstaatlichen Gebot hinreichender Bestimmtheit
genigen. Der Adressat eines Ziels der Raumordnung muss auf der Grundlage des Inhalts und
durch Auslegung erkennen kénnen, was er bei seinen raumbedeutsamen Planungen und
Maflnahmen als verbindliche Vorgaben der Raumordnung zu beachten hat. Fehlt es an einer
hinreichenden Bestimmtheit oder Bestimmbarkeit der Festlegung, dann handelt es sich nicht
um ein Ziel der Raumordnung (BVerwG, Urt. v. 18.09.2003 - 4 CN 20.02, BVerwGE 119, 54;
OVG Lineburg, Urteil vom 29.04.2020 — 1 KN 103/17 —, juris; Runkel, in: Spannowsky/Run-
kel/Goppel, ROG, 2018, § 3 Rn. 24).

Raumordnungspldane bestehen regelmaRig aus textlichen und zeichnerischen Darstellungen, in
denen die Grundziige der anzustrebenden rdumlichen Ordnung und Entwicklung durch Ziele
der Raumordnung festgelegt werden. Eine zeichnerische Darstellung ist allerdings nicht zwin-
gend erforderlich. Fehlt es daran, wie im Fall des Bundesraumordnungsplans Hochwasser-
schutz, steigen jedoch die Anforderungen zur hinreichenden Bestimmtheit der textlichen Dar-
stellung, insbesondere was den raumlichen Geltungsanspruch von Zielen der Raumordnung
angeht.
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Der Deutsche Anwaltverein gibt zu bedenken, ob tatsachlich alle Planaussagen, die im Plan-
entwurf als Ziel der Raumordnung bezeichnet werden, im vorgenannten Sinne hinreichend
bestimmt sind.

Abwiagungsdokumentation;
Verfahren

35 Ministerium fiir Landesentwicklung und Wohnen BW:

Aus den Ubersandten Unterlagen geht nicht hervor, wie mit den bisherigen Bedenken und An-
regungen der ersten Beteiligungsrunde gemall §§ 9 und 18 ROG umgegangen wurde. Der
Plangeber wird daher darum gebeten, eine Ubersicht zur Behandlung der Stellungnahmen so-
wie den wesentlichen Abwagungsiberlegungen zur Verfligung zu stellen. Weiterhin ist nicht
nachvollziehbar, warum der Umweltbericht nicht zur Verfligung gestellt wurde. Der Planent-
wurf sollte mit dem Umweltbericht bereitgestellt werden.

Im Rahmen der Beteiligung nach §§
9 und 18 ROG wurden die eigegan-
genen Belange gegeneinander und
untereinander abgewogen. Das Er-
gebnis der Umweltprifung nach § 8
wurde in der Abwagung bericksich-
tigt. Eine Synopse wird nach Ab-
schluss des Verfahrens veroffent-
licht.

26 Landesplanung Thiiringen:

a) Mangel im Beteiligungsverfahren: Im mit dem Verordnungsentwurf vorgelegten geander-
ten Planentwurf wurden keine grundsitzlichen Anderungen mehr vorgenommen. Inwiefern
Uberhaupt eine fundierte Auseinandersetzung mit der Stellungnahme des Freistaats zum ers-
ten Entwurf stattgefunden hat, kann nicht nachvollzogen werden. Es wurden weder entspre-
chende Unterlagen Gbermittelt, noch wurde der gednderte Planentwurf im zustandigen Fach-
ausschuss der Ministerkonferenz fir Raumordnung thematisiert.

Im Beteiligungsverfahren zum ersten Planentwurf wurden wesentliche in ihren Belangen be-
troffene Stellen nicht direkt auf die Bekanntmachung im Bundesanzeiger hingewiesen. Es ist
davon auszugehen, dass diese Stellen dadurch keine Gelegenheit hatten, sich mit dem ersten
Planentwurf auseinanderzusetzen. Flr Thiiringen waren in diesem Zusammenhang insbeson-
dere die Landkreise, die Stadte und Gemeinden und die Gewdasserunterhaltungsverbande zu
nennen. Die Gewasserunterhaltungsverbande Thiringen wurden trotz entsprechender Ein-
wendung auch im Rahmen der Lander- und Verbandeanhorung nicht direkt im Verfahren be-
teiligt, obwohl ihre Belange betroffen sind. Aufgrund der kurzen Fristsetzung war es zudem
nicht moglich, ihre Stellungnahme einzuholen.

Es wird daher bemangelt, dass fir den gedanderten Planentwurf kein erganzendes Beteili-
gungsverfahren nach § 9 Abs. 3 ROG erfolgen wird.

b) Hinweis Katastrophenschutz: Es wird erneut um Priifung gebeten, ob und wenn ja wie
Raum- und Flachenbedarfe der Gefahrenabwehr angemessen bericksichtigt werden kénnen.
Stellungnahme 11/2020: Bei der Abwehr von Hochwasserereignissen kommt es zum umfang-
reichen Einsatz von Einsatzkraften und Material. Hierfiir bedarf es geeigneter Flachen zur Zu-
sammenfihrung, Sammlung sowie kurz- oder langerfristigen Unterbringung von Einsatzein-

Zu a) Eine Ubersicht, aus der nach-
vollziehbar hervorgeht, wie Stellung-
nahmen im Verfahren nach § 9 Abs.
2 ROG im Rahmen der Abwagung be-
handelt wurden, wird nach Ab-
schluss des Verfahrens veroffent-
licht. Eine erneute Beteiligung nach
§§ 9 Abs. 3, 18 ROG war nicht erfor-
derlich, weil die Plandnderungen we-
der zu einer erstmaligen noch star-
keren Beriihrung von Belangen ge-
flhrt haben.

Zu b) Der BRPH regelt den Hochwas-
serschutz auf Bundesebene. Es ist
den Landern unbenommen zu pri-
fen, ob die in der Stellungnahme ge-
nannten Festlegungen erganzend in
deren Raumordnungs- und Regio-
nalplanen getroffen werden sollen.
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heiten (sogenannte Bereitstellungsraume). Diese Flachen sind moglichst auRerhalb von zu er-
wartenden Schadensgebieten auszuwahlen. Eine vorausschauende Berlicksichtigung des Ver-
wendungszwecks "Bereitstellungsraum fir Einsatzeinheiten im Einsatzfall" bei der Nutzungs-
zuweisung von Flachen kann hierbei die Ausarbeitung von Einsatzplanen unterstiitzen. Aus
Sicht der Planung von GefahrenabwehrmaBnahmen sind auRerdem geeignete Zuwegungen
zum Erreichen potentieller Einsatzorte (Deiche, Wehre, zu schiitzende Objekte kritischer Infra-
strukturen) vorzusehen.

36 Ministerium f. Wohnen, Bau u. Verkehr BY:

Keine abgestimmte Stellungnahme: Zudem gehen wir davon aus, dass der aktuellen Beteili-
gung offentlicher Stellen nach §§ 18, 9 Abs. 2 Raumordnungsgesetz (ROG) das Herstellen des
Benehmens mit den Landern nach § 17 Abs. 2 S. 5 ROG nachfolgen wird. Wir behalten uns
ausdriicklich vor, in diesem Rahmen eine abgestimmte Stellungnahme abzugeben.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:

Die Dokumentation der Abwagung des Beteiligungsverfahrens nach § 9 (2) ROG wurde den
Stellungnehmenden nicht zur Kenntnis gegeben. Es kann somit nicht nachvollzogen werden,
weshalb einige Hinweise in der Abwagung nicht beriicksichtigt wurden.

Eine Ubersicht, aus der nachvollzieh-
bar hervorgeht, wie die Stellungnah-
men im Rahmen der Abwagung be-
handelt wurden, wird nach Ab-
schluss des Verfahrens veroffent-
licht.

19 Landesplanung Schleswig-Holstein:

a) Die Kompetenz fir den Kistenhochwasserschutz liegt laut Grundgesetz bei den Kiistenlan-
dern.

b) Nichteinhaltung der Mindestbeteiligungsfrist von einem Monat laut § 9 ROG und daher
keine Méglichkeit der Abstimmung zwischen den Ressorts. AuRerdem keine Offentlichkeitsbe-
teiligung und keine ausreichende Beteiligung der Kommunen beim 2. Entwurf.

c) Keine Dokumentation tber die Abwagungsergebnisse der Stellungnahmen.

d) Auch der Bund wird durch das Gegenstromprinzip gebunden. Aus dem 2. Entwurf geht al-
lerdings nicht hervor, welche Festlegungen der Raumordnungspldne der Léander, insbesondere
der aktuell im Verfahren stehenden Entwiirfe, vom Bund tberhaupt bei der Aufstellung seines
Planes berticksichtigt worden sind.

e) Der vorliegende Entwurf enthélt keine verbindlichen Aussagen Uber das Verhaltnis seiner
Festlegungen zu Raumordnungspldanen der Lander, Fachplanungen und kommunale Bauleit-
planungen.

Zu a) Die Kompetenz des Bundes fir
die entsprechenden Festlegungen im
BRPH folgt aus § 17 Abs. 2S. 1. V.
mit § 2 Abs. 2 S. 6 ROG.

Zu b) Die Fristen nach § 9 Abs. 2 ROG
wurden eingehalten. Einer Beteili-
gung nach § 9 Abs. 3 ROG bedurfte
es nicht, weil die Plandanderungen zu
keiner erstmaligen oder starkeren
Beriihrung von Belangen gefiihrt ha-
ben.

Zu c) Eine Abwagungsdokumentation
wird nach Abschluss des Verfahrens
veroffentlicht.

Zu d) Es wurden die Regelungen aller
landesweiten und regionalen Raum-
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ordnungspldane zum Hochwasser-
schutz gepriift. Den Landern wurde
im Rahmen der Beteiligung nach §§
9 Abs. 2 und 18 ROG die Gelegenheit
gegeben, ihre Belange — auch betref-
fend die Festlegungen in ihren
Raumordnungspldanen — einzubrin-
gen.

Zu e) Die Bindungswirkung fir die
Festlegungen des BRPH ergeben sich
aus § 4 ROG und § 1 Abs. 4 BauGB.
Des Weiteren gelten die Raumord-
nungsklauseln der Fachgesetze.

33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:

a) Die Einbeziehung der Lander erfolgte liber die Landesvertretungen und informativ tber die
Mitglieder des Rechtsausschusses der MKRO. Diese Verdanderung im Vergleich zum ersten Be-
teiligungsverfahren fiihrte zum Zeitverzug in der Bearbeitung bei einer ohnehin knapp gesetz-
ten Frist.

b) Den vorgelegten Unterlagen lag keine Dokumentation der Abwagung aus dem Beteiligungs-
verfahren nach § 9 Abs. 2 ROG bei, was die Bearbeitung erschwerte.

c) Eine kurze Reflektion des Beteiligungsverfahrens (Anzahl der Stellungnahmen, Anteil der
Beteiligung 6ffentlicher Stellen und der Offentlichkeit) wire wiinschenswert gewesen.

d) Mégliche Anderungen im Umweltbericht wurden nicht angegeben.

Zu a) § 47 Abs. 1 der GGO der Bun-
desministerien sieht vor, die Vertre-
tungen der Lander im Rahmen der
Lander- und Verbdandeanhdérung zu
beteiligen.

Zu b), c) und d) Entsprechende Infor-
mationen werden nach Abschluss
des Verfahrens veroffentlicht.

37 SRL Vereinigung fiir Stadt--, Regional- und Landesplanung:

Des Weiteren sollten die teilweise fachlich wenig qualifizierten Kommunen durch ein Kompe-
tenzzentrum auf Landesebene unterstiitzt werden. (insbesondere in Bezug auf die Umsetzung
von G 11.2.2).

Hinweise zu einer BauGB-Anderung:

Unter Umstanden ware flankierend § 179 BauGB ,,Riickbau- und Entsiegelungsgebot” auf
MaRnahmen zum Hochwasserschutz (hier als Schadens-VermeidungsmaRnahme) zu erwei-
tern und zusatzlich ein Verbot wertsteigernder MaRBnahmen in Hochwasserschutzgebieten
usw. einzufiihren, um eine Absiedlung zu beschleunigen.

Zudem wiirden wir es begriiRen, wenn sich die kostenaufwendigen MalRnahmen im Hochwas-
serschutz, die zum Teil auch erhebliche Eingriffe in stadtische Raume und offene Landschaften
bedeuten, auf die bereits besiedelten Rdume beschrinken lieBen und vor allem Gemeinden
von der weiteren Bebauung gefdhrdeter Bereiche abgehalten werden konnten. Dazu wére

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

Fiir Anderungen des BauGB wiére der
Gesetzgeber zustandig.
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aber auch bei den in der Bauleitplanung zu berticksichtigenden Belangen (§ 1 Abs. 6 BauGB)
die Nr. ,12. Belange des Hochwasserschutzes" scharfer zu formulieren. Die Regelungin § 9
Abs. 6a BauGB (nachrichtliche Ubernahme von Uberschwemmungsgebieten) fiihrt erfah-
rungsgemaR noch nicht in jeder Gemeinde zum Ausschluss einer Bebauung. Da dies nicht Ge-
genstand der Bundesraumordnung ist, bitten wir Sie, hiertiber die zustandigen Abteilungen in
Ihrem Ministerium zu informieren.

Datenverfiigbarkeit

24e Bezirksregierung Detmold / NRW:

Es ist unklar, welche Daten fiir die Priifauftrage genau bereitgestellt werden sollen und wie
mit unterschiedlichen Daten und unterschiedlichen Prognosen, Untersuchungen, Studien um-
gegangen werden soll. Hier ist eine Vereinheitlichung dringend vorzugeben.

Die Homogenisierung der GIS-Daten
im Hochwasserbereich liegt im Zu-
standigkeitsbereich der Wasserwirt-
schaft der Lander. Die zustandige
Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft
Wasser (LAWA) arbeitet sowohl an
der Angleichung der Datengrundla-
gen als auch an deren Bereitstellung
fiir die relevanten Nutzergruppen.
Die besagten Daten kdnnen i. d. R.
von den zustandigen Fachbehérden
bestimmt bzw. bei diesen angefragt
werden.

Aufgrund der unterschiedlichen Da-
tenverfligbarkeiten in den Landern
findet auf Ebene der Bundesraum-
ordnung keine weitere Prazisierung
statt. Anstelle von einheitlichen Vor-
gaben sollen Prazisierungsspiel-
raume fir die nachgelagerten Pla-
nungsebenen belassen werden.
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25 Niedersachsisches Ministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Es stehen einige Ziele der Raumordnung unter dem Vorbehalt der Verfligbarkeit von Daten
bei 6ffentlichen Stellen. Mit dieser Formulierung werden Verantwortlichkeiten offen gelassen,
und die Anwendung wird mit Unsicherheiten behaftet sein.

Die Daten kénnen i. d. R. von den zu-
standigen Fachbehdrden bestimmt
bzw. bei diesen angefragt werden.
Aufgrund der unterschiedlichen Da-
tenverfligbarkeiten in den Landern
findet auf Ebene der Bundesraum-
ordnung keine weitere Prazisierung
statt.

Anstelle von einheitlichen Vorgaben
sollen Prazisierungsspielraume fiir
die nachgelagerten Planungsebenen
belassen werden.

21h LK Stade / Landkreistag:
Die Festlegungen nehmen vielfach Bezug auf raumliche Kulissen, die in dieser Form nicht bzw.
nicht einheitlich als (Geo-)Daten verfigbar sind.

Die Homogenisierung der GIS-Daten
im Hochwasserbereich liegt im Zu-
standigkeitsbereich der Wasserwirt-
schaft der Lander. Die zustandige
Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft
Wasser (LAWA) arbeitet sowohl an
der Angleichung der Datengrundla-
gen als auch an deren Bereitstellung
flr die relevanten Nutzergruppen.
Die besagten Daten kénnen i. d. R.
von den zustandigen Fachbehorden
bestimmt bzw. bei diesen angefragt
werden.

Glossar

11 Frei und Hansestadt Hamburg:

Die Begriffsbestimmung ,,Meeresiberflutungen” soll ergdanzt werden:

Hochwasser in Kiistengebieten mit Ausnahme von Uberschwemmungen durch oberirdische
Gewasser, die Uberwiegend tidebeeinflusst sind.

Die Begriffsbestimmung wird in eini-
gen Landeswassergesetzen (vgl.
etwa § 58 LWG SH) verwendet, so
dass eine Aufnahme in das Glossar
nicht notwendig erscheint.

13 Verband Deutscher Verkehrsunternehmen:
Neuaufnahme des Begriffs ,(raumbedeutsame) bauliche Anlage”: bauliche Anlagen sind bauli-
che Anlagen im Sinne des § 29 BauGB, nicht jedoch Anlagen der Verkehrsinfrastruktur.

Es wird darauf hingewiesen, dass die
Festlegungen des BRPH sich auf
raumbedeutsame Planungen und /
oder MaRnahmen beziehen.
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16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:

a) Starkregen: Erlauterung der Begriffe ,fluvial“ und ,pluvial”

b) Ergdnzung der Begriffe ,Ober- und Unterlieger”

c) Die Begriffsbestimmung der Infrastrukturen des Kernnetzes der europaischen Infrastruktur
ist wenig anwender- bzw. nutzerfreundlich.

Zu a) Die deutschen Bezeichnungen
werden erganzt.

Zu b) Eine Erlduterung wird als ent-
behrlich erachtet; es handelt sich um
einen wasserrechtlich anerkannten
Fachbegriff.

Zu c) Es wird auf die Ausfiihrungen
im Glossar verwiesen.

Umweltbericht

21h LK Stade / Landkreistag:

Im Entwurf des Umweltberichts zum 1. Planentwurf war fiir den Gutachter vielfach eine Ab-
schatzung der Umweltwirkungen der einzelnen Festlegungen nicht moglich, da jeweils keine
entsprechenden Datensatze verfligbar sind. Wenn die Bundesregierung entsprechende Auf-
trage an nachgeordnete Planungsebenen formuliert, muss diese auch die Bereitstellung ent-
sprechender Geodaten sicherstellen.

Die besagten Daten kénnen i. d. R.
von den zustandigen Fachbehorden
bestimmt bzw. bei diesen angefragt
werden.

24c Bauministerium NRW:

Rickbaumalnahmen von baulichen Anlagen (Begriindung in C. Il 1.1 BRPFI) kdnnen entgegen
der Aussage im Umweltbericht (Tab. 11, Priifbogen zu Grundsatz 1.1.3, Stufe 2 und Tab. 17,
Prifbogen zu Grundsatz 11.2.2, Stufe 1 und 2) auch historische wassertechnische Bauten wie
Wehre, Briicken, Damme, Kanale, Mihlen in Verbindung mit Mihlengraben (Mihlenteiche),
Grabenanlagen etc. sowie historische Kulturlandschaftsbereiche betreffen und diese substan-
ziell wie auch funktional und sensoriell beeintrachtigen. Denkmalgeschiitzte Parkanlagen, oft
in Verbindung mit Wasserburgen/ Wasserschlossern, kdnnen durch Flacheninanspruchnahme
fiir Retentionsrdume und die Entwicklung neuer Auenstrukturen betroffen sein. Diese Tatsa-
che fehlt ebenso in Tab. 35 (I.2.2 (G), S. 104 SUP-Bericht). Auch hier werden lediglich flr das
Schutzgut ,sonstige Sachgiiter negative Auswirkungen prognostiziert, nicht aber fiir das Kultu-
relle Erbe. Der Umweltbericht ist dahingehend zu ergdnzen.

Die genannten Wirkzusammenhange
kénnen nachvollzogen werden, sind
aber auf der eher abstrakten Ebene
der Bundesraumordnung nicht be-
lastbar zu bewerten. Deswegen wird
von einer diesbezliglichen Ergdnzung
des Umweltberichtes abgesehen. Zu-
dem wirde sich das Ergebnis der
Umweltprifung durch derartig allge-
meine Ergdnzungen nach hiesiger
Einschatzung nicht verdandern.

26 Landesplanung Thiiringen:

Im Rahmen der strategischen Umweltprifung wurden als deutschlandweit einheitliche Daten
nur Daten der UNESCO-Weltkulturerbe-Statten herangezogen. Kulturdenkmale sind dabei
Uber die Kategorie des UNESCO-Weltkulturerbes angemessen zu beriicksichtigen.

Eine SUP kann nur so konkret sein,
wie das zugrundeliegende Planwerk;
auf § 8 Abs. 1 S. 3 ROG wird hinge-
wiesen Eine vertiefende Strategische
Umweltprifung auf der Ebene der
konkretisierten landesplanerischen
Regelungen koénnte beispielsweise
weitere Denkmaler standortbezogen
in die Untersuchung einbeziehen.
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10 Deutscher Anwaltverein:

Die Sorge, dass es sich bei dem Regelwerk mangels eines konkreten Raumbezugs seiner Fest-
legungen nicht um einen Raumordnungsplan handelt und insoweit auch nicht auf die Ermach-
tigungsgrundlage des § 17 Abs. 2 ROG gestliitzt werden kann, wird durch den Umweltbericht
noch bestarkt, auf dem der Planentwurf aufbaut. Einleitend wird in diesem Bericht einge-
raumt, dass aufgrund des hohen Abstraktionsgrades der in dem Plan enthaltenen Festlegun-
gen die Prognose und Bewertung der damit verbundenen Umweltauswirkungen ,,eine beson-
dere Herausforderung” darstelle. Es konne nicht eindeutig bestimmt werden, welche umwelt-
relevanten Vorhaben oder Nutzungen aus den Festlegungen resultieren wiirden. Zum ande-
ren sei nicht bei allen Planfestlegungen eindeutig zu bestimmen, wo diese Vorhaben und Nut-
zungen realisiert werden kénnten. Infolge dessen kdnne auch nicht prognostiziert werden,
welche Rdume von Umweltauswirkungen des Plans betroffen sein kénnten bzw. werden (Um-
weltbericht mit Stand vom 28.09.2020 im Auftrag des Bundesministeriums des Innern, fiir Bau
und Heimat und des Bundesinstituts flr Bau-, Stadt- und Raumforschung, bearbeitet durch
das Biro Bosch und Partner, S. VIII)

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Eine SUP kann nur so
konkret sein wie das zugrundelie-
gende Planwerk; auf § 8 Abs. 1S. 3
ROG wird hingewiesen. Ein Raum-
ordnungsplan auf der Ebene des
Bundes muss naturgemaR einen ho-
heren Abstraktionsgrad aufweisen,
damit den nachgelagerten Planungs-
ebenen ein hinreichender Konkreti-
sierungsspielraum belassen bleibt.
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die Kosten für Ausweichfläche, Nachrüstarbeiten und Retentionsflächen weitaus höher.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schätzung in seiner Stellung�nahme nicht beanstandet.
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genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schätzung in seiner Stellung�nahme nicht beanstandet.
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	32a Stadt Duisburg / Deutscher Städtetag:


	32a Stadt Duisburg / Deutscher Städtetag:


	Es ist unklar, ob die geschätzte Anzahl an betroffenen Bauleitplänen sich ausschließlich auf

Flächennutzungspläne beziehen. Entsprechend der Formulierung ist darauf zu schließen, dass

auch Bebauungspläne umfasst sind. Des Weiteren scheinen die angenommenen Kosten zu ge�ring.
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	Bauleitpläne erfassen den Flächen�nutzungsplan und den Bebauungs�plan (§ 1 Abs. 2 BauGB).
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	Es wird nicht auf die immensen Kosten eingegangen, die der Wirtschaft aus dem BRPH – etwa

durch Umwidmung von Flächen – entstehen können.


	Es wird nicht auf die immensen Kosten eingegangen, die der Wirtschaft aus dem BRPH – etwa
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	01 Gemeinde- und Städtebund Thüringen:


	01 Gemeinde- und Städtebund Thüringen:


	Es fehlen Aussagen im Bereich der mittelbaren Kosten: Es sollten aus Klarstellungsgründen be�reits Hinweise zu den möglichen Kostenverteilungen im Rahmen der Konnexität erfolgen. Der

Aufwand für Bauherren sollte umfassender dargelegt werden, da diese aufgrund der Vorga�ben zu teureren Umplanungen oder gar zum Bauverzicht verpflichtet werden könnten.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schätzung in seiner Stellung�nahme nicht beanstandet.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schätzung in seiner Stellung�nahme nicht beanstandet.
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	26 Landesplanung Thüringen:


	26 Landesplanung Thüringen:


	Für die Prüfung und Anpassung der Raumordnungspläne wurden nur Stunden „Auswertung

Online Datenbank sowie Befragung von Landes- und Regionalbehörden“ angesetzt. In diesem

Zusammenhang wäre noch einmal zu prüfen, ob hierbei der Zeitaufwand für die eigentlichen

Änderungsverfahren enthalten ist.


	Im geänderten Entwurf werden strikte Prüfpflichten eingeführt und wesentliche weitere

Handlungsanweisungen sind an die Verfügbarkeit von Daten bei öffentlichen Stellen geknüpft.

Es ist davon auszugehen, dass es in diesem Zusammenhang zu nicht unerheblichen Abfragen

auf Datenverfügbarkeit bei diesen Stellen kommen wird. Weiterhin müssen Daten in der Re�gel aufgearbeitet werden und in GIS-Systeme eingepflegt werden, bevor sie für Planungspro�zesse sinnvoll genutzt werden können. Der Recherche- und Bearbeitungsaufwand sollte bzgl.

des Erfüllungsaufwand Berücksichtigung finden.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schätzung in seiner Stellung�nahme nicht beanstandet.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schätzung in seiner Stellung�nahme nicht beanstandet.
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	32b Stadt Hannover / Deutscher Städtetag:


	32b Stadt Hannover / Deutscher Städtetag:


	a) Eine generelle Überprüfung der vorhandenen Bebauungspläne hinsichtlich ihrer möglichen

Betroffenheit kann mit einem übersichtlichen, hier nicht weiter bezifferbaren Verwaltungs�aufwand erfolgen. Im Gegensatz dazu erfordert die vertiefende Betrachtung der Bebauungs�pläne einen erheblichen Verwaltungsaufwand, insbesondere, wenn im Einzelfall ein Ände�rungsverfahren notwendig ist.


	b) Die durch die Änderungsverfahren zum Flächennutzungsplan und zu Bebauungsplänen ent�stehenden Kosten lassen sich nicht beziffern.


	c) Aus der Überprüfung raumbezogener Pläne und Maßnahmen folgt ein hier nicht weiter be�zifferbarer erhöhter Aufwand.


	d) Durch raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen zum Hochwasserschutz entsteht ein

hier nicht bezifferbarer Aufwand für die Überprüfung des kommunalen Gewässerhochwasser�schutzplanes.


	e) Für Baugenehmigungsverfahren entsteht ein hier nicht weiter bezifferbarer Mehraufwand,

da auch für raumbedeutsame Anlagen in Risikogebieten ein Antrag auf Ausnahmegenehmi�gung erforderlich wird.



	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schätzung in seiner Stellung�nahme nicht beanstandet.
	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schätzung in seiner Stellung�nahme nicht beanstandet.
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	32e Stadt Düsseldorf / Deutscher Städtetag:


	32e Stadt Düsseldorf / Deutscher Städtetag:


	a) Der Zeitaufwand pro Verfahren für die Prüfung der Bauleitpläne (für die Landeshauptstadt

Düsseldorf betrifft dies den Flächennutzungsplan) wurde mit 1 Stunde pro Verfahren wahr�scheinlich richtig eingeschätzt.


	b) Nicht richtig eingeschätzt wurde nach Einschätzung des Stadtplanungsamtes der Zeitauf�wand, der bei einer Anpassung der Bauleitpläne anzusetzen wäre (für die Landeshauptstadt

Düsseldorf könnte dies im worst-case auf mehrere Teilbereiche des Flächennutzungsplans zu�treffen). Bei einer Rücknahme von Bebauungsdarstellungen im Flächennutzungsplan wäre mit

einer verstärkten Abgabe von Stellungnahmen der betroffenen Grundstückseigentümer im

Rahmen der Beteiligungen und damit - im Vergleich zu sonstigen FNP-Änderungsverfahren -

einem erhöhten Abwägungsbedarf zu rechnen. Auch ohne einen solchen erhöhten Abwä-

gungsbedarf wäre es schon nicht möglich, dass sich ein Änderungsverfahren von Beginn bis

Ende (mit allen erforderlichen Beteiligungsschritten gemäß BauGB und der erforderlichen Be�teiligung der politischen Gremien) innerhalb der seitens des BMI prognostizierten 133 Arbeits�stunden durchführen lässt.


	Leider ist es nicht möglich, eine bessere und verlässliche Schätzung des Stundenaufwandes

durchzuführen, da noch Unklarheit darüber besteht, wie viele und welche Flächen in der Lan�deshauptstadt Düsseldorf insgesamt tatsächlich von einer Flächennutzungsplanänderung be�troffen wären und die Komplexität eines solchen Änderungsverfahrens deshalb nicht im Vor�feld abgeschätzt werden kann.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schätzung in seiner Stellung�nahme nicht beanstandet.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schätzung in seiner Stellung�nahme nicht beanstandet.
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	21a LK Cuxhaven / Landkreistag


	21a LK Cuxhaven / Landkreistag


	Auswirkungen auf die Wirtschaft und den Verbraucher können durch die Ausweisung von

Überschwemmungs- bzw. potentiellen Hochwassergebieten entstehen bspw. durch Verände�rungen des Preisniveaus von betroffenen Grundstücken und Immobilien.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
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	07 Gesamtverband der deutschen Versicherungswirtschaft:


	07 Gesamtverband der deutschen Versicherungswirtschaft:


	Verordnungsentwurf, Begründung VI.2.:


	Zum Nachhaltigkeitsaspekt:


	Letzen Satz ergänzen: „Der Raumordnungsplan leistet damit einen Beitrag für den zukünftigen

Hochwasserschutz, auch im Sinne der Nachhaltigkeit der Städte und Gemeinden als ein UN�Nachhaltigkeitsziel.“


	Zum Erfüllungsaufwand:


	Die Festlegung nach § 7 Abs. 8 ROG sollte ergänzt werden um die Umsetzung der genannten

Aktion nach größeren Schadensereignissen.


	 

	Der Stellungnahme wird gefolgt.


	Der Stellungnahme wird gefolgt.


	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
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	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt: 
	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt: 

	Der Stellungnahme wird gefolgt.
	Der Stellungnahme wird gefolgt.
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	Verordnungsentwurf, Begründung VI.2.:


	Verordnungsentwurf, Begründung VI.2.:


	Abs. 1 Satz 3: Herausnahme des Begriffs Hochwasserentstehungsgebiete aus dem Klammerzu�satz, da diese Kategorie im Planentwurf nicht enthalten ist.
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	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	a) Für die Bürgerinnen und Bürger sind Änderungen des Erfüllungsaufwands zu erwarten. So�weit erhöhte Anforderungen an Bauten gefordert werden, hat das unmittelbar Kostenfolgen

für Bürger/innen, die durch den BRPH begründet werden. Folge-Rechtsakte selbst (Zulassun�gen) setzen das nur um.


	b) Der jährliche Erfüllungsaufwand ist mit 274.000 € zu niedrig angesetzt. Ein Zeitaufwand von

2 bis 8 Stunden pro Verfahren (durchschnittlich 5) erscheint realistischer.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schätzung in seiner Stellung�nahme nicht beanstandet.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schätzung in seiner Stellung�nahme nicht beanstandet.
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	21g LK Teltow-Fläming / Landkreistag:


	21g LK Teltow-Fläming / Landkreistag:


	Der einmalige Erfüllungsaufwand von 33,168 Mio. € sowie der jährliche Erfüllungsaufwand

von 274.000 € sind nachvollziehbar zu begründen, und Annahmen für die Ermittlung sind auf�zuzeigen.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schätzung in seiner Stellung�nahme nicht beanstandet.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schätzung in seiner Stellung�nahme nicht beanstandet.
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	24 NRW Wirtschaftsministerium:


	24 NRW Wirtschaftsministerium:


	Der einmalige Erfüllungsaufwand von 469 Stunden pro Verfahren wird als zu gering einge�schätzt. Die Prognose, dass nur etwa ein Drittel aller aktuell geltenden Bauleitpläne anzupas�sen sind, wird nicht geteilt, da eine Reihe von Festlegungen nicht auf die abgegrenzten festge�setzten Überschwemmungsgebiete beschränkt sind, sondern für die großflächigeren Risikoge�biete und die Einzugsgebiete der Gewässer Wirkungen entfalten.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schätzung in seiner Stellung�nahme nicht beanstandet.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schätzung in seiner Stellung�nahme nicht beanstandet.
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	32c Dresden / Städtetag:


	32c Dresden / Städtetag:


	Der Aufwand von 133 Stunden pro Verfahren scheint nicht zu gering bemessen. Genaue Anga�ben zum zeitlichen Aufwand der Anpassung eines Bauleitplans können nicht gemacht werden.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schätzung in seiner Stellung�nahme nicht beanstandet.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schätzung in seiner Stellung�nahme nicht beanstandet.
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	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	Die Angaben zum Erfüllungsaufwand können nicht nachvollzogen werden. Es wird davon aus�gegangen, dass sich im Zuge des weiteren Verfahrens detailliertere Erkenntnisse zu den finan�ziellen Auswirkungen auf das Land und eine Beteiligung des Bundes an entstehenden Lasten

bei Ländern und Kommunen ergeben. Eine spätere Umsetzung des BRPH kann nur im Rahmen

der begrenzten haushaltsrechtlichen Ermächtigungen bewältigt werden.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schätzung in seiner Stellung�nahme nicht beanstandet.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Der Normenkontrollrat

hat die Schätzung in seiner Stellung�nahme nicht beanstandet.




	TR
	Span
	 
	 
	 

	 
	 

	38 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:


	38 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:


	Der angegebene Zeitaufwand pro Verfahren von 1 Stunde ist etwas tief angesetzt.



	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Der Normenkontrollrat
	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Der Normenkontrollrat
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	hat die Schätzung in seiner Stellung�nahme nicht beanstandet.


	hat die Schätzung in seiner Stellung�nahme nicht beanstandet.
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	2 

	Übergangsvorschrift 
	Übergangsvorschrift 

	27 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V.:


	27 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V.:


	Der Verordnungsentwurf ist um eine Übergangsregelung zu ergänzen. Einige Regelungen im

BRPH betreffen laufende Vorhaben und Genehmigungsverfahren. Aus diesen Gründen ist zur

Vermeidung von Planungs- und Inbetriebnahmeverzögerungen sowie zur Vermeidung von

Mehrkosten aus Mehrfachplanungen eine Übergangsregelung zwingend vorzusehen.


	 

	Eine Übergangsregelung wird in An�betracht der Hochwassergefahren

für nicht adäquat erachtet.


	Eine Übergangsregelung wird in An�betracht der Hochwassergefahren

für nicht adäquat erachtet.
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	13 Verband Deutscher Verkehrsunternehmen:


	13 Verband Deutscher Verkehrsunternehmen:


	Ergänzen um folgende Übergangsregelung:


	(1) Die Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.


	(2) Diese Verordnung findet keine Anwendung auf die Zulassung von Vorhaben


	1. deren Zulassung bis zum Tag nach der Verkündung der Verordnung bei der zuständigen Be�hörde beantragt wurde,


	2. bei denen bis zum Tag nach der Verkündung folgende Verfahrensschritte vorgenommen

wurden:


	a) die Einleitung des Verfahrens zur Feststellung der UVP-Pflicht nach § 5 des Gesetzes über

die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010

(BGBl. I S. 94), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306)

geändert worden ist, oder nach entsprechenden Vorschriften des Landesrechts,


	b) die Einleitung des Verfahrens zur Unterrichtung über den Untersuchungsrahmen nach § 15

Absatz 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach entsprechenden

Vorschriften des Landesrechts,


	c) die Vorlage des UVP-Berichts durch den Vorhabenträger nach § 16 des Gesetzes über die

Umweltverträglichkeitsprüfung oder


	d) ein Raumordnungsverfahren oder ein Verfahrensschritt nach Abs. 3 durchgeführt wurde.

Entsprechendes gilt für die Änderung von Vorhaben im Sinne des Satzes 1 bis zu deren Fertig�stellung. Entsprechendes gilt auch für Vorhaben, die unter das Maßnahmengesetzvorberei�tungsgesetz vom 22. März 2020 (BGBl. I S. 640), geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom

8.8.2020, fallen. Maßgeblicher Antrag im Sinne des Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 ist hierbei der Antrag

auf Durchführung des vorbereitenden Verfahrens nach § 4 Abs. 1 Satz 2 MgvG.


	(3) Diese Verordnung findet keine Anwendung auf Raumordnungsverfahren,


	a) die bis zum Tag nach der Verkündung beantragt wurden,


	b) bei denen bis zum Tag nach der Verkündung eine Anzeige des Vorhabenträgers nach § 15

Abs. 5 Satz 2 ROG in der Fassung des Gesetzes zur Beschleunigung von Investitionen vom

03.12.2020 gestellt wurde,



	Eine Übergangsregelung wird in An�betracht der Hochwassergefahren

für nicht adäquat erachtet.
	Eine Übergangsregelung wird in An�betracht der Hochwassergefahren

für nicht adäquat erachtet.
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	c) bei denen bis zum Tag nach der Verkündung ein Antrag auf Abweichung nach § 16 Abs. 2

ROG gestellt wurde.


	c) bei denen bis zum Tag nach der Verkündung ein Antrag auf Abweichung nach § 16 Abs. 2

ROG gestellt wurde.


	(4) Diese Verordnung findet hinsichtlich der Vorgaben für Kritische Infrastrukturen auf die

Aufstellung landesweiter Raumordnungspläne, Regionalpläne und regionale Flächennutzungs�pläne keine Anwendung, wenn das Verfahren zur Aufstellung bis zum Tag nach der Verkün�dung bereits begonnen worden ist.
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	Lfd.

Nr.


	Lfd.

Nr.



	Planentwurf 
	Planentwurf 

	Stellungnahme (gekürzt); Einwenderkürzel sachbezogen zugeordnet 
	Stellungnahme (gekürzt); Einwenderkürzel sachbezogen zugeordnet 

	Bewertung


	Bewertung




	TR
	Span
	1 
	1 

	A. Präambel


	A. Präambel


	A. Präambel


	A. Präambel




	 
	Angesichts der großen Hoch�wasserschäden in den letzten

beiden Jahrzehnten und ange�sichts des aufgrund des Klima�wandels größer werdenden

Hochwasserrisikos – häufigere

Starkregenereignisse, Meeres�spiegelanstieg etc. – bedarf es

nach Ansicht der Bundesregie�rung eines verbesserten

Hochwasserschutzes in

Deutschland. Im Koalitions�vertrag vom 12.03.2018

wurde daher unter anderem

die Entwicklung eines länder-

übergreifenden Raumord�nungsplans für den Hochwas�serschutz beschlossen.



	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	a) Die Bindungswirkungen der Festlegungen gegenüber den Raumordnungsplänen der Län�der, den Fachplanungen und der kommunalen Bauleitplanung ist festzulegen.


	b) Klare Regelung, bis wann die Adressaten des Plans Zeit haben, um sich an die Vorgaben

des in Kraft gesetzten BRPH anzupassen.


	c) Die Erforderlichkeit eines länderübergreifenden Raumordnungsplans Hochwasser wird

weiterhin angezweifelt.


	 

	Zu a) Die Bindungswirkung für die

Festlegungen in Raumordnungsplänen

ergeben sich aus § 4 Abs. 1 ROG in

Verbindung mit § 1 Abs. 4 BauGB.

Weiterhin gelten ggf. Raumordnungs�klauseln der Fachgesetze.


	Zu a) Die Bindungswirkung für die

Festlegungen in Raumordnungsplänen

ergeben sich aus § 4 Abs. 1 ROG in

Verbindung mit § 1 Abs. 4 BauGB.

Weiterhin gelten ggf. Raumordnungs�klauseln der Fachgesetze.


	Zu b) Eine Anpassung der nachgeord�neten Planwerke hat nach Inkrafttre�ten des BRPH zu erfolgen.


	Zu c) Der BRPH ist aus länder- und

fachübergreifender Sicht sowie auf�grund der immensen volkswirtschaftli�chen Schäden, die Hochwasser verur�sachen, erforderlich.


	 


	TR
	TD
	TD
	Span
	24 NRW Wirtschaftsministerium:


	24 NRW Wirtschaftsministerium:


	Die Ansicht der Bundesregierung, dass es eines verbesserten Hochwasserschutzes in

Deutschland bedarf, stellt kein Erfordernis im Sinne des § 17 Abs. 2 ROG für einen BRPH dar.

Mögliche notwendige Verbesserungen können im Rahmen bestehender gesetzlicher Rege�lungen (z. B. WHG) aufgenommen werden.



	Hinsichtlich der Erforderlichkeit der

Regelungen wird insbesondere auf die

Ausführungen in der Präambel und er�gänzend auf die Begründungen zu den

einzelnen Festlegungen verwie�sen. Die Festlegungen erweisen sich

im Lichte des überörtlichen und fach-

übergreifenden Koordinierungsauftra�ges der Raumordnung als sachge�rechte Ergänzung bestehender fachge�setzlicher Regelungen.


	Hinsichtlich der Erforderlichkeit der

Regelungen wird insbesondere auf die

Ausführungen in der Präambel und er�gänzend auf die Begründungen zu den

einzelnen Festlegungen verwie�sen. Die Festlegungen erweisen sich

im Lichte des überörtlichen und fach-

übergreifenden Koordinierungsauftra�ges der Raumordnung als sachge�rechte Ergänzung bestehender fachge�setzlicher Regelungen.
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	2 

	§ 17 ROG konkretisiert die be�reits im Jahr 1954 vom Bun�desverfassungsgericht bejahte

(1 PBvV 2/52) raumordneri�sche Kompetenz des Bundes

kraft Natur der Sache für den

größten zu ordnenden und zu

gestaltenden Raum, nämlich


	§ 17 ROG konkretisiert die be�reits im Jahr 1954 vom Bun�desverfassungsgericht bejahte

(1 PBvV 2/52) raumordneri�sche Kompetenz des Bundes

kraft Natur der Sache für den

größten zu ordnenden und zu

gestaltenden Raum, nämlich



	03 Mineralölwirtschaftsverband:


	03 Mineralölwirtschaftsverband:


	Es ist kein Bedarf (Erforderlichkeit) an einer zusätzlichen Regulierung im Sinne des länder-

übergreifenden Raumordnungsplans Hochwasserschutz in der vorliegenden Detailtiefe zu er�kennen.


	 

	Hinsichtlich der Erforderlichkeit der

Regelungen wird insbesondere auf die

Ausführungen in der Präambel und er�gänzend auf die Begründungen zu den

einzelnen Festlegungen verwiesen.


	Hinsichtlich der Erforderlichkeit der

Regelungen wird insbesondere auf die

Ausführungen in der Präambel und er�gänzend auf die Begründungen zu den

einzelnen Festlegungen verwiesen.
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	27 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V.:


	27 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V.:


	Unter Berücksichtigung der bestehenden Maßnahmen zum Hochwasserschutz der Länder ist

die Erforderlichkeit des BRPH nicht dargelegt.



	Hinsichtlich der Erforderlichkeit der

Regelungen wird insbesondere auf die
	Hinsichtlich der Erforderlichkeit der

Regelungen wird insbesondere auf die
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	das gesamte Staatsgebiet: Ge�mäß § 17 Absatz 2 ROG kann

der Bund länderübergreifende

Raumordnungspläne für den

Hochwasserschutz aufstellen,

sofern sie aus nationalen oder

europäischen Gesichtspunk�ten erforderlich sind.


	das gesamte Staatsgebiet: Ge�mäß § 17 Absatz 2 ROG kann

der Bund länderübergreifende

Raumordnungspläne für den

Hochwasserschutz aufstellen,

sofern sie aus nationalen oder

europäischen Gesichtspunk�ten erforderlich sind.



	 
	 

	Ausführungen in der Präambel und er�gänzend auf die Begründungen zu den

einzelnen Festlegungen verwiesen.

Die Festlegungen erweisen sich im

Lichte des überörtlichen und fach-

übergreifenden Koordinierungsauftra�ges der Raumordnung als sachge�rechte Ergänzung bestehender fachge�setzlicher Regelungen.


	Ausführungen in der Präambel und er�gänzend auf die Begründungen zu den

einzelnen Festlegungen verwiesen.

Die Festlegungen erweisen sich im

Lichte des überörtlichen und fach-

übergreifenden Koordinierungsauftra�ges der Raumordnung als sachge�rechte Ergänzung bestehender fachge�setzlicher Regelungen.
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	10 Deutscher Anwaltverein:


	10 Deutscher Anwaltverein:


	a) Hinterfragung Ermächtigungsgrundlage: Der Verordnungsgeber beruft sich für den Raum�ordnungsplan auf die Ermächtigungsgrundlage des § 17 Abs. 2 S. 1 ROG. Danach kann der

Bundesverkehrsminister einen Raumordnungsplan für den Hochwasserschutz aufstellen. Zur

ablehnenden Reaktion des Bundesrats erwiderte die Bundesregierung im Gesetzgebungsver�fahren, der Bedarf für eine Bundesraumordnungsplanung ergebe sich daraus, dass die maß-

geblichen Flussgebiete nicht an Landesgrenzen Halt machten. Zudem ergäbe sich die Erfor�derlichkeit nach § 17 Abs. 2 S. 2 ROG nur dann, wenn der Hochwasserschutz für das in Frage

stehende Flussgebiet bislang noch nicht hinreichend geregelt sei (Erwiderung der Bundesre�gierung, BT-Drs. 18/10883, S. 72; siehe dazu Grigoleit in: Kment, Kommentar zum ROG, 2019,

§ 17 Rn. 68). Da die Pläne länderübergreifend angelegt sein müssen, sollen Raumordnungs�pläne, gestützt auf § 17 Abs. 2 ROG, insbesondere für die großen Flusssysteme von Rhein,

Donau, Elbe und Oder, jeweils mit ihren Nebenflüssen und Wassereinzugsbereichen, in Be�tracht kommen (Runkel, in: Spannowsky/Runkel/Goppel, § 17 Rn. 38). Auf die konkrete

räumliche Situation des Hochwasserschutzes in Flusssystemen, die Landesgrenzen über�schreiten, hebt der vorliegende Raumordnungsplan Hochwasserschutz jedoch nicht ab.


	Über weite Strecken entsteht der Eindruck, dass der Planentwurf sich darauf beschränkt, er�gänzende, abstrakt-generelle Regelungen zum Hochwasserschutz treffen und sie durch die

Differenzierung zwischen Zielen und Grundsätzen der Raumordnung mit einem unterschied�lichen Verbindlichkeitsgrad normieren zu wollen. Das ist kaum mit dem Begriff des Raumord�nungsplans nach § 3 Abs. 1 Nr. 7 ROG und dem des Raumordnungsziels nach § 3 Abs. 1 Nr. 2

ROG in Einklang zu bringen. Verschiedene als Ziele der Raumordnung gekennzeichnete Plan�aussagen dieses Raumordnungsplans des Bundes führen fachgesetzübergreifend zu ergän�zenden Zulassungsvoraussetzungen bzw. Zulassungsverboten für raumbedeutsame Vorha�ben unterschiedlichster Umweltfachgesetze. Das ist auf der Grundlage des § 17 Abs. 2 ROG

wohl nicht zulässig.



	Zu a)


	Zu a)


	Aus § 17 Abs. 2 ROG folgt nicht, dass

für die genannten Flussgebietseinhei�ten jeweils gesonderte Pläne aufge�stellt werden müssen.


	Hochwasser macht nicht an Landes�grenzen halt. Entsprechend bezweckt

der BRPH eine länderübergreifende

Betrachtung der Hochwasserrisiken.

Diese Gesamtbetrachtung erfolgt vor

dem Hintergrund der raumordneri�schen Leitvorstellung einer nachhalti�gen Entwicklung und Ordnung des Ge�samtraums des Bundesgebiets. Die

Voraussetzung der Erforderlichkeit für

die räumliche Entwicklung und Ord�nung des Bundesgebietes unter natio�nalen oder europäischen Gesichts�punkten ist damit gegeben.


	Für die Vorhabenzulässigkeit gelten

weiterhin die einschlägigen Fachge�setze. Eine Überschreitung der raum�ordnerischen Kompetenzen ist auch

nach nochmaliger Prüfung nicht er�kennbar.
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	Der Bund hätte stattdessen die Möglichkeit, für einen verbesserten Hochwasserschutz aus�schließlich Grundsätze der Raumordnung zu konkretisieren. § 17 Abs. 3 S. 1 ROG bietet dazu

eine spezielle Rechtsgrundlage.


	Der Bund hätte stattdessen die Möglichkeit, für einen verbesserten Hochwasserschutz aus�schließlich Grundsätze der Raumordnung zu konkretisieren. § 17 Abs. 3 S. 1 ROG bietet dazu

eine spezielle Rechtsgrundlage.


	b) zur Beachtlichkeit der Erforderlichkeitsklausel: Der Verordnungsgeber muss sich hinsicht�lich seines Raumordnungsplans an die Vorgaben des Raumordnungsgesetzes halten. Dem�entsprechend muss dem Plan nach § 7 Abs. 5 ROG eine Begründung hinzugefügt werden, aus

der sich unter anderem ergibt, ob und gegebenenfalls warum die Voraussetzungen für einen

solchen Plan nach § 17 Abs. 2 S. 2 ROG beachtet worden sind. Nach § 17 Abs. 2 ROG setzt die

Aufstellung eines solchen Raumordnungsplans voraus, dass er für die räumliche Entwicklung

und Ordnung des Bundesgebiets unter nationalen oder europäischen Gesichtspunkten erfor�derlich ist. Die Erforderlichkeitsklausel wird als bundesstaatlich motivierte Begründungs�pflicht verstanden (Grigoleit, in: Kment, ROG, § 17 Rn. 72).


	Der Bund muss sich auf wesentliche Koordinationsprobleme der Länderplanung berufen kön�nen, die entweder die Zielsetzung des Bundes oder der Europäischen Union gefährden. Die

Erforderlichkeit eines Raumordnungsplans des Bundes zusätzlich zur Landes- und Regional�planung stellt, wie in der Kommentierung zu § 17 Abs. 2 ROG klargestellt wird, keineswegs

eine Selbstverständlichkeit dar, sondern muss sorgfältig begründet werden, z. B. durch eine

Gegenüberstellung der von den einzelnen Ländern für diese Aufgabe bereits gesicherten Flä-

chen und der für einen effektiven vorbeugenden Hochwasserschutz erforderlichen Flächen

(so ausdrücklich Runkel, in: Spannowsky/Runkel/Goppel, ROG, 2018, § 17 Rn. 43).


	Dass eine solche Situation vorliegt, muss mit Blick auf die Planungskompetenz der Länder nä-

her erläutert werden. Das gibt die Begründung des Planentwurfs bislang aber nicht her. Al�lein der Verweis auf die Folgen des Klimawandels für den Hochwasserschutz reicht dafür e�her nicht.


	 

	Zu b) Die Festlegungen erweisen sich

insbesondere im Lichte des überörtli�chen und fachübergreifenden Koordi�nierungsauftrages der Raumordnung

als sachgerechte und erforderliche Er�gänzung zu bestehenden fachgesetzli�chen und landesplanerischen Regelun�gen. Weiteres ist insbesondere der

Präambel zu entnehmen.


	Zu b) Die Festlegungen erweisen sich

insbesondere im Lichte des überörtli�chen und fachübergreifenden Koordi�nierungsauftrages der Raumordnung

als sachgerechte und erforderliche Er�gänzung zu bestehenden fachgesetzli�chen und landesplanerischen Regelun�gen. Weiteres ist insbesondere der

Präambel zu entnehmen.
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	04 Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung:


	04 Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung:


	Es wird nicht ersichtlich, warum die Regelungen des WHG zum Hochwasserschutz nicht ge�nügen und deshalb neben den raumordnerischen Festlegungen auf Landes- und Regional�ebene noch solche auf Bundesebene erforderlich sind.


	 

	Hinsichtlich der Erforderlichkeit der

Regelungen wird insbesondere auf die

Ausführungen in der Präambel und er�gänzend auf die Begründungen zu den

einzelnen Festlegungen verwiesen.

Die Festlegungen erweisen sich im

Lichte des überörtlichen und fach-

übergreifenden Koordinierungsauftra�ges der Raumordnung als sachge�rechte Ergänzung bestehender fachge�setzlicher Regelungen.
	Hinsichtlich der Erforderlichkeit der

Regelungen wird insbesondere auf die

Ausführungen in der Präambel und er�gänzend auf die Begründungen zu den

einzelnen Festlegungen verwiesen.

Die Festlegungen erweisen sich im

Lichte des überörtlichen und fach-

übergreifenden Koordinierungsauftra�ges der Raumordnung als sachge�rechte Ergänzung bestehender fachge�setzlicher Regelungen.
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	21h LK Stade / Landkreistag:


	21h LK Stade / Landkreistag:


	Der Plan in der vorgelegten Fassung erfüllt nicht die Ermächtigungsvoraussetzungen des § 17

Abs. 2 ROG.


	 

	Hinsichtlich der Erforderlichkeit der

Regelungen wird insbesondere auf die

Ausführungen in der Präambel und er�gänzend auf die Begründungen zu den

einzelnen Festlegungen verwiesen.


	Hinsichtlich der Erforderlichkeit der

Regelungen wird insbesondere auf die

Ausführungen in der Präambel und er�gänzend auf die Begründungen zu den

einzelnen Festlegungen verwiesen.


	 


	TR
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	3 
	3 

	Hochwasser macht nicht an

Landesgrenzen halt. Entspre�chend bezweckt der Raum�ordnungsplan des Bundes

eine länderübergreifende Si�cherung im Hinblick auf Hoch�wasserrisiken vor dem Hinter�grund der raumordnerischen

Leitvorstellung einer nachhal�tigen Entwicklung und Ord�nung des Gesamtraums. Dem

Raumordnungsplan liegt ein

eigenständiges gesamträumli�ches Planungskonzept zu�grunde, das auf Unterstützung

der Fachplanung und der Lan�des-, Regional- und Kommu�nalplanung angelegt ist und

diesen Planungen einen ebe�nenspezifischen Konkretisie�rungsspielraum gibt. Daher

werden die Fachplanung für

den Hochwasserschutz (Was�serwirtschaft) und die räumli�che Planung auf Landes-, Regi�onal- und Kommunalebene

durch den Raumordnungsplan

weder ersetzt noch (lediglich)

nachgezeichnet. Vielmehr ist

es Ziel des raumordnerischen

Planungskonzeptes, das Hoch�wasserrisiko in Deutschland


	Hochwasser macht nicht an

Landesgrenzen halt. Entspre�chend bezweckt der Raum�ordnungsplan des Bundes

eine länderübergreifende Si�cherung im Hinblick auf Hoch�wasserrisiken vor dem Hinter�grund der raumordnerischen

Leitvorstellung einer nachhal�tigen Entwicklung und Ord�nung des Gesamtraums. Dem

Raumordnungsplan liegt ein

eigenständiges gesamträumli�ches Planungskonzept zu�grunde, das auf Unterstützung

der Fachplanung und der Lan�des-, Regional- und Kommu�nalplanung angelegt ist und

diesen Planungen einen ebe�nenspezifischen Konkretisie�rungsspielraum gibt. Daher

werden die Fachplanung für

den Hochwasserschutz (Was�serwirtschaft) und die räumli�che Planung auf Landes-, Regi�onal- und Kommunalebene

durch den Raumordnungsplan

weder ersetzt noch (lediglich)

nachgezeichnet. Vielmehr ist

es Ziel des raumordnerischen

Planungskonzeptes, das Hoch�wasserrisiko in Deutschland



	03 Mineralölwirtschaftsverband:


	03 Mineralölwirtschaftsverband:


	Raumordnungsrechtliche Belange der Standorte werden auf Ebene der Bundesländer bzw.

regional mit Raumordnungsbehörden umgesetzt. Der vorliegende Bundesraumordnungsplan

stellt somit eine Doppelregulierung dar.


	 

	Dem BRPH liegt ein eigenständiges ge�samträumliches Planungskonzept zu�grunde, das auf Unterstützung der

Fachplanung und der Landes-, Regio�nal- und Kommunalplanung angelegt

ist und diesen Planungen einen ebe�nenspezifischen Konkretisierungsspiel�raum gibt.


	Dem BRPH liegt ein eigenständiges ge�samträumliches Planungskonzept zu�grunde, das auf Unterstützung der

Fachplanung und der Landes-, Regio�nal- und Kommunalplanung angelegt

ist und diesen Planungen einen ebe�nenspezifischen Konkretisierungsspiel�raum gibt.
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	27 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V:


	27 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V:


	Es ist fraglich, ob die im BRPH enthaltenen „Ziele“ im Einklang mit der Entscheidungskompe�tenz von Behörden gemäß §§ 73 ff. WHG stehen.


	 

	Der Raumordnungsplan ist komple�mentär zum Regelungsregime des

Fachrechts (Wasserhaushaltsgesetz)

konzipiert.


	Der Raumordnungsplan ist komple�mentär zum Regelungsregime des

Fachrechts (Wasserhaushaltsgesetz)

konzipiert.
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	17 Unternehmerverbände Niedersachsen:


	17 Unternehmerverbände Niedersachsen:


	Welche (Rechts-)Folgen ergeben sich aus der Neu-Einführung „eines risikobasierten Ansatzes

in der Raumplanung zur Berücksichtigung differenzierter Aspekte (Empfindlichkeiten, Schutz�würdigkeiten)“? Bedarf es hier der Vorlage neuer Fachgutachten durch Vorhabenträger,

wenn Projekte in Risikogebieten geplant werden sollten oder in der Nähe liegen?


	 

	Welche Folgen sich für die Realisie�rung von raubedeutsamen Maßnah�men und Planungen ergeben, kann

nur im Einzelfall beurteilt werden.


	Welche Folgen sich für die Realisie�rung von raubedeutsamen Maßnah�men und Planungen ergeben, kann

nur im Einzelfall beurteilt werden.
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	22 Verband der Chemischen Industrie:


	22 Verband der Chemischen Industrie:


	Welche (Rechts-)Folgen ergeben sich aus der Neu-Einführung „eines risikobasierten Ansatzes

in der Raumplanung zur Berücksichtigung differenzierter Aspekte (Empfindlichkeiten, Schutz�würdigkeiten)“? Bedarf es hier der Vorlage neuer Fachgutachten durch Vorhabenträger,

wenn Projekte in Risikogebieten geplant werden sollten oder in der Nähe liegen?


	 

	Welche Folgen sich für die Realisie�rung von raubedeutsamen Maßnah�men und Planungen ergeben, kann

nur im Einzelfall beurteilt werden.


	Welche Folgen sich für die Realisie�rung von raubedeutsamen Maßnah�men und Planungen ergeben, kann

nur im Einzelfall beurteilt werden.
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	26 Landesplanung Thüringen:


	26 Landesplanung Thüringen:


	Grundsätzliche Zweifel an der Vollziehbarkeit der Festlegungen. Wegen des fehlenden Raum�bezugs und des hohen Abstraktionsgrades wird in Frage gestellt, ob überhaupt ein Raumord�nungsplan vorgelegt wurde. Regelungsabsichten sind nicht klar und nachvollziehbar formu�liert. Adressierte Planungsebenen und Regelungsspielräume werden nicht klar genug be�nannt.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Die Festlegungen wurden

nochmals insbesondere im Hinblick

auf § 3 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 3 ROG ge�prüft. Zweifel an der Vollziehbarkeit

sind nicht ersichtlich. Der BRPH hat ein
	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Die Festlegungen wurden

nochmals insbesondere im Hinblick

auf § 3 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 3 ROG ge�prüft. Zweifel an der Vollziehbarkeit

sind nicht ersichtlich. Der BRPH hat ein
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	zu minimieren und dadurch

Schadenspotenziale zu be�grenzen, indem eine effektive

raumplanerische Hochwasser�vorsorge insbesondere mit

den folgenden Aspekten zur

Anwendung kommt:


	zu minimieren und dadurch

Schadenspotenziale zu be�grenzen, indem eine effektive

raumplanerische Hochwasser�vorsorge insbesondere mit

den folgenden Aspekten zur

Anwendung kommt:


	 
	• Bundesweite Harmo�nisierung raumplane�rischer Standards zur

besseren Koordinie�rung des Hochwasser�schutzes sowie ein auf

die gesamte Flussge�biets-einheit bezoge�ner raumplanerischer

Ansatz (Unterlieger�schutz etc.),


	• Bundesweite Harmo�nisierung raumplane�rischer Standards zur

besseren Koordinie�rung des Hochwasser�schutzes sowie ein auf

die gesamte Flussge�biets-einheit bezoge�ner raumplanerischer

Ansatz (Unterlieger�schutz etc.),


	• Bundesweite Harmo�nisierung raumplane�rischer Standards zur

besseren Koordinie�rung des Hochwasser�schutzes sowie ein auf

die gesamte Flussge�biets-einheit bezoge�ner raumplanerischer

Ansatz (Unterlieger�schutz etc.),



	• Einführung eines risi�kobasierten Ansatzes

in der Raumplanung

zur Berücksichtigung

differenzierter As�pekte (Empfindlichkei�ten, Schutzwürdigkei�ten),


	• Einführung eines risi�kobasierten Ansatzes

in der Raumplanung

zur Berücksichtigung

differenzierter As�pekte (Empfindlichkei�ten, Schutzwürdigkei�ten),



	• Regelung „Kritischer

Infrastrukturen“ zur

Verbesserung des

Schutzes von Anlagen

von nationaler oder

europäischer Bedeu�tung.


	• Regelung „Kritischer

Infrastrukturen“ zur

Verbesserung des

Schutzes von Anlagen

von nationaler oder

europäischer Bedeu�tung.





	eigenständiges gesamträumliches Pla�nungskonzept, das auf Unterstützung

der Fachplanung und der Landes-, Re�gional- und Kommunalplanung ange�legt ist und diesen Planungen einen

ebenenspezifischen Konkretisierungs�spielraum gibt. Dementsprechend ist

der BRPH auf Konkretisierung der

nachgelagerten Planwerke angelegt.


	eigenständiges gesamträumliches Pla�nungskonzept, das auf Unterstützung

der Fachplanung und der Landes-, Re�gional- und Kommunalplanung ange�legt ist und diesen Planungen einen

ebenenspezifischen Konkretisierungs�spielraum gibt. Dementsprechend ist

der BRPH auf Konkretisierung der

nachgelagerten Planwerke angelegt.
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	14 Deutscher Bund der verbandlichen Wasserwirtschaft:


	14 Deutscher Bund der verbandlichen Wasserwirtschaft:


	Die vom Plan und insbesondere in Plansatz III. 6 (alt) vorgegebene Diskriminierung ist mit

Sachargumenten nicht begründbar. Der BRPH fußt im Wesentlichen auf dem nachvollziehba�ren Wunsch nach einem besseren Hochwasserschutz angesichts der großen Hochwasser�schäden der letzten Jahrzehnte und einem fortschreitenden Klimawandel. Uns sind allerdings

Hochwasserschäden infolge des Versagens von Küstenschutzeinrichtungen in den letzten

Jahrzehnten nicht bekannt. Diese sind auch nicht zu erwarten. Der Klimawandel ist bei der

Dimensionierung der Sturmflutdeiche seit längerem vorsorglich berücksichtigt. Die vollstän�dige Missachtung des erreichten Schutzniveaus der Küstendeiche durch die Interpretation

des Risikoansatzes im BRPH ist in diesem Zusammenhang daher nicht nachvollziehbar. We�der gibt es einen konkreten Anlass, den Küstenschutz fiktiv hinweg zudenken und einen rest�riktiven Risikoansatz hinter Deichen zu erfinden, noch wird es dazu in absehbarer Zeit, also

bis zum Ende dieses Jahrhunderts, Anlass geben.


	Damit verstößt der BRPH selbst gegen die Grundsätze der Raumordnung nach § 2 Abs. 2 Nr.

1 Satz 1 ROG, denn er führt zu einer faktischen Zementierung ungleicher Lebensverhältnisse,

obwohl ein sachlicher Grund für diese Ungleichbehandlung nicht besteht.


	Im Weiteren ist der Plan nicht mit den Vorgaben des Wasserrechts vereinbar. Die in der Prä-

ambel des BRPH behauptete Komplementarität zum Fachrecht ist insofern nicht vorhanden.

Sofern der Plan seinen risikobasierten Ansatz auf das Gebiet hinter den Küstenschutzdeichen

erstreckt, verlässt er die Grundlage des Wasserrechts. Für Überschwemmungsgebiete, bei

deren Festlegung nach § 76 Abs. 1 Satz 1 WHG die Existenz von Deichen zu berücksichtigen

ist, sieht § 78 WHG bauliche Vorschriften vor, um wasserbedingte Schäden zu verhindern o�der zu minimieren. Das durch Sturmflutdeiche geschützte Küstengebiet ist jedoch kein Über�schwemmungsgebiet, sondern allenfalls Risikogebiet nach § 78b Abs. 1 WHG, sofern Gefah�renkarten nach § 74 Abs. 2 WHG zu erstellen sind. § 78b Abs. 1 Satz 2 WHG sieht zwar Be�schränkungen für die bauliche Ausnutzung in solchen Risikogebieten vor, die Planungsvorga�ben des BRPH gehen darüber inhaltlich jedoch weit hinaus. Eine Planung, die die inhaltlichen



	Auch die Verbesserung des Küsten�schutzes ist ein wesentliches Rege�lungsziel des BRPH. Die Festlegungen

zum Küstenschutz wurden nochmals

überprüft und partiell geändert.


	Auch die Verbesserung des Küsten�schutzes ist ein wesentliches Rege�lungsziel des BRPH. Die Festlegungen

zum Küstenschutz wurden nochmals

überprüft und partiell geändert.


	 
	 
	 
	 
	.
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	Schranken aus dem Fachrecht übersteigt und über die Raumordnung mit eigenen weiterge�henden Beschränkungen von erheblichem Ausmaß und Tragweite ergänzt, setzt sich über die

Kompetenzordnung des Grundgesetzes hinweg, indem sie gesetzgeberisches Ermessen mit

eigenem exekutiven Ermessen ersetzt. Der BRPH ist insofern als verfassungswidrig zu be�trachten.


	Schranken aus dem Fachrecht übersteigt und über die Raumordnung mit eigenen weiterge�henden Beschränkungen von erheblichem Ausmaß und Tragweite ergänzt, setzt sich über die

Kompetenzordnung des Grundgesetzes hinweg, indem sie gesetzgeberisches Ermessen mit

eigenem exekutiven Ermessen ersetzt. Der BRPH ist insofern als verfassungswidrig zu be�trachten.
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	29 BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft:


	29 BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft:


	Die Festlegungen des Bundesraumordnungsplans Hochwasser (BRPH) haben insbesondere

auch Auswirkungen auf den Ausbau des Übertragungsnetzes. Die bisherigen Festlegungen

des Entwurfs für einen Länderübergreifenden Raumordnungsplan für den Hochwasserschutz

vom 30. April 2021 stellen ein erhebliches Risiko für die Netzausbaubeschleunigung dar. Der

BDEW weist ausdrücklich darauf hin, dass es für Netzausbauvorhaben explizite Ausnahmere�gelungen geben muss, um den Erfolg der Energiewende nicht zu gefährden.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Besondere Erschwernisse

für den Netzausbau sind in der finalen

Fassung des Plans nicht ersichtlich.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Besondere Erschwernisse

für den Netzausbau sind in der finalen

Fassung des Plans nicht ersichtlich.
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	37 SRL Vereinigung für Stadt-, Regional- und Landesplanung:


	37 SRL Vereinigung für Stadt-, Regional- und Landesplanung:


	Der Ansatz des BRPH sollte sich in einer europaweiten Zusammenarbeit fortsetzen, da vor

allem die Flussregime Oder, Elbe, Rhein und Inn zugunsten des Bundesgebietes eine Koope�ration im europäischen Rahmen erfordern. Diese ist aber nur dann glaubhaft, wenn Deutsch�land und seine Bundesländer zugunsten der europäischen Fluss- Unterlieger Maßnahmen zur

Hochwasser-Retention ergreifen, vor allem in den Flussregimen von Rhein und Donau. Die

Verordnung des Bundes für den länderübergreifenden Hochwasserschutz signalisiert den eu�ropäischen Nachbarn, dass die Partikularinteressen der Länder überwunden werden sollen.

Unter dem Gesichtspunkt der europäischen Zusammenarbeit sind die Bundesraumordnung

und die Verordnung hierzu hinsichtlich der Fluss-Unterlieger ggf. noch nachzuschärfen.


	 

	Die angrenzenden Nachbarstaaten

sind im Verfahren nach §§ 19, 7 ROG

beteiligt worden.


	Die angrenzenden Nachbarstaaten

sind im Verfahren nach §§ 19, 7 ROG

beteiligt worden.
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	07 Gesamtverband der deutschen Versicherungswirtschaft:


	07 Gesamtverband der deutschen Versicherungswirtschaft:


	Der Ausdruck ″eine länderübergreifende Sicherung im Hinblick auf Hochwasserrisikomanage�ment″ ist mehr zutreffend, was die Verbindung zur EU-Hochwasser-Risikomanagement�Richtlinie stärker sichtbar werden lässt.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
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	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	Ein eigenständiges Planungskonzept ist nicht erkennbar. Dem 2. Entwurf war kein Dokument

mit dem Charakter eines eigenständigen Planungskonzeptes beigefügt. Dieses ist nachzu�reichen bzw. in die vorhandenen Planunterlagen zu integrieren.


	 

	Das Planungskonzept ist insbesondere

aus der Präambel ersichtlich.
	Das Planungskonzept ist insbesondere

aus der Präambel ersichtlich.
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	4 
	4 

	Der Raumordnungsplan ist

komplementär zum Rege�lungsregime des Fachrechts,

dem Wasserhaushaltsgesetz,

konzipiert. Daher erfolgt zum

einen eine weitgehende Be�zugnahme auf die Definitio�nen und Gebietskulissen des

Fachrechts, zum anderen eine

verstärkte Berücksichtigung

von Flächen außerhalb von

wasserwirtschaftlich festge�setzten oder vorläufig gesi�cherten Überschwemmungs�gebieten. Die Flächen außer�halb dieser Gebiete weisen

statistisch ein zunehmendes

Schadenspotenzial auf.


	Der Raumordnungsplan ist

komplementär zum Rege�lungsregime des Fachrechts,

dem Wasserhaushaltsgesetz,

konzipiert. Daher erfolgt zum

einen eine weitgehende Be�zugnahme auf die Definitio�nen und Gebietskulissen des

Fachrechts, zum anderen eine

verstärkte Berücksichtigung

von Flächen außerhalb von

wasserwirtschaftlich festge�setzten oder vorläufig gesi�cherten Überschwemmungs�gebieten. Die Flächen außer�halb dieser Gebiete weisen

statistisch ein zunehmendes

Schadenspotenzial auf.



	17 Unternehmerverbände Niedersachsen:


	17 Unternehmerverbände Niedersachsen:


	Im Entwurf steht, die Regelungen seien „komplementär“ zum Regelungsregime des Fach�rechts. In den grundsätzlichen Aussagen dürften die vorliegenden Regelungen jedoch unmit�telbare Wirkung entfalten und dem Fachrecht vorgehen.


	 

	Die Regelungen des Bundesraumord�nungsplans ersetzen keine fachgesetz�lichen Regelungen, sondern sind kom�plementär anzuwenden.


	Die Regelungen des Bundesraumord�nungsplans ersetzen keine fachgesetz�lichen Regelungen, sondern sind kom�plementär anzuwenden.
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	22 Verband der Chemischen Industrie:


	22 Verband der Chemischen Industrie:


	Im Entwurf wird ausgeführt, dass die Regelungen „komplementär“ seien zum Regelungsre�gime des Fachrechts. In den grundsätzlichen Aussagen dürften im Vollzug jedoch so verstan�den werden, dass sie unmittelbare Wirkung entfalten und dem Fachrecht vorgehen.


	 

	Die Regelungen des Bundesraumord�nungsplans ersetzen keine fachgesetz�lichen Regelungen, sondern sind kom�plementär anzuwenden.


	Die Regelungen des Bundesraumord�nungsplans ersetzen keine fachgesetz�lichen Regelungen, sondern sind kom�plementär anzuwenden.
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	24g Bezirksregierung Köln / NRW:


	24g Bezirksregierung Köln / NRW:


	Es kann nicht erkannt werden, wie der BRPH die bestehenden wasserwirtschaftlichen und

landesplanerischen Instrumente unterstützen kann.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
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	32e Stadt Düsseldorf / Deutscher Städtetag:


	32e Stadt Düsseldorf / Deutscher Städtetag:


	Gemäß Präambel des Planentwurfs ist dieser komplementär zum Fachrecht, dem Regelungs�regime des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) konzipiert. In der Präambel wird insbesondere

dargelegt, dass in dem länderübergreifenden Raumordnungsplan eine verstärkte Berücksich�tigung von Flächen außerhalb von wasserwirtschaftlich festgesetzten bzw. vorläufig zu si�chernden Überschwemmungsgebieten erfolgt. Grund dafür ist, dass die Flächen außerhalb

dieser Gebiete statistisch ein zunehmendes Schadenspotenzial aufweisen.


	Dem wurde mit dem vorherigen Entwurf des Raumordnungsplans Rechnung getragen. Dies

wurde von der Unteren Umweltschutzbehörde ausdrücklich begrüßt.


	In dem nun vorliegenden Planentwurf ist dies jedoch an vielen Stellen nicht mehr umgesetzt.

Es wird dabei auch nicht nachvollziehbar dargestellt, welche fachlichen Gründe zu den Ände�rungen geführt haben.


	Zusammenfassend ist festzustellen, dass konkretisierende Vorgaben zum Hochwasserschutz

in Form eines länderübergreifenden Raumordnungsplanes seitens der Unteren Umwelt�schutzbehörde weiterhin als notwendig angesehen werden. Es wird jedoch bedauert, dass

der nun vorliegende zweite Entwurf deutlich hinter den Vorgaben des ersten Entwurfs zu�rückbleibt.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
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	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	Streichung des letzten Satzes, da er keinen Sinn ergibt.


	 

	Der Anregung wird nicht gefolgt; die

Ansicht wird nicht geteilt.


	Der Anregung wird nicht gefolgt; die

Ansicht wird nicht geteilt.
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	Der Raumordnungsplan wahrt

die verfassungsrechtliche Pla�nungshoheit der Länder und


	Der Raumordnungsplan wahrt

die verfassungsrechtliche Pla�nungshoheit der Länder und



	24e Bezirksregierung Detmold / NRW:


	24e Bezirksregierung Detmold / NRW:


	Festlegungen sollen vorrangig als Grundsatz und nicht als Ziel formuliert werden, damit der

Gestaltungsspielraum der Landes- und Bauleitplanung gewahrt bleibt.



	Die Festlegungen des Plans sind weit

überwiegend Grundsätze der Raum�ordnung. Auch die Zielfestlegungen
	Die Festlegungen des Plans sind weit

überwiegend Grundsätze der Raum�ordnung. Auch die Zielfestlegungen
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	Kommunen. Er ist in weiten

Bereichen auf eine Konkreti�sierung durch die landeswei�ten und regionalen Raumpla�nungen sowie durch die kom�munale Bauleitplanung ange�legt. Zudem lassen Regel-Aus�nahme-Festlegungen den er�forderlichen Spielraum für

passgenaue regional- und

kommunalspezifische Planun�gen und Maß-nahmen für den

Hochwasserschutz.


	Kommunen. Er ist in weiten

Bereichen auf eine Konkreti�sierung durch die landeswei�ten und regionalen Raumpla�nungen sowie durch die kom�munale Bauleitplanung ange�legt. Zudem lassen Regel-Aus�nahme-Festlegungen den er�forderlichen Spielraum für

passgenaue regional- und

kommunalspezifische Planun�gen und Maß-nahmen für den

Hochwasserschutz.



	 
	 

	des Plans lassen im zulässigen Rahmen

Konkretisierungsspielraum


	des Plans lassen im zulässigen Rahmen

Konkretisierungsspielraum
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	B. Festlegungsteil


	B. Festlegungsteil


	 
	Bei den mit „Z“ gekennzeich�neten Festlegungen handelt

es sich um Ziele der Raum�ordnung gemäß § 3 Absatz 1

Nummer 2 ROG, bei den mit

„G“ gekennzeichneten Festle�gungen um Grundsätze der

Raumordnung gemäß § 3 Ab�satz 1 Nummer 3 ROG.


	 

	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	Es wird gefordert, die Wasser- und Bodenverbände als Adressaten von Grundsätzen und Zie�len der Raumordnung zu ergänzen, da diese für die Aufgaben des Hochwasserschutzes ver�antwortlich sind.


	 

	Ziele und Grundsätze der Raumord�nung entfalten nah Maßgabe des § 4

Abs. 1 ROG Bindungswirkung gegen-

über den dort genannten Adressaten.

Dazu können ggf. auch Wasser- und

Bodenverbände gehören. Der Bund

hat keine Kompetenz, den Adressaten�kreis über § 4 ROG hinaus durch Fest�legungen im Raumordnungsplan zu er�gänzen.


	Ziele und Grundsätze der Raumord�nung entfalten nah Maßgabe des § 4

Abs. 1 ROG Bindungswirkung gegen-

über den dort genannten Adressaten.

Dazu können ggf. auch Wasser- und

Bodenverbände gehören. Der Bund

hat keine Kompetenz, den Adressaten�kreis über § 4 ROG hinaus durch Fest�legungen im Raumordnungsplan zu er�gänzen.
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	Span
	7 
	7 

	I. Allgemeines


	I. Allgemeines


	 
	1. Hochwasserrisikomanage�ment
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	Span
	8 
	8 

	I.1.1 (Z) Bei raumbedeutsa�men Planungen und Maßnah�men einschließlich der Sied�lungsentwicklung sind die Risi�ken von Hochwassern nach

Maßgabe der bei öffentlichen

Stellen verfügbaren Daten zu

prüfen; dies betrifft neben der


	I.1.1 (Z) Bei raumbedeutsa�men Planungen und Maßnah�men einschließlich der Sied�lungsentwicklung sind die Risi�ken von Hochwassern nach

Maßgabe der bei öffentlichen

Stellen verfügbaren Daten zu

prüfen; dies betrifft neben der



	06 Sächsisches Staatsministerium für Regionalentwicklung:


	06 Sächsisches Staatsministerium für Regionalentwicklung:


	Der Plansatz hat keine Zielqualität, da ausreichende Bestimmbarkeit und abschließende Ab�wägung fehlen. Ein „Prüfauftrag“ erfüllt nicht die Voraussetzungen eines Zieles.


	 

	Die Festlegung erfüllt die Anforderun�gen eines Ziels der Raumordnung nach

§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Der Prüfauftrag

ist verbindlich.


	Die Festlegung erfüllt die Anforderun�gen eines Ziels der Raumordnung nach

§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Der Prüfauftrag

ist verbindlich.
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	06 a Regionaler Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebirge:


	06 a Regionaler Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebirge:


	Die Prüfpflicht hat keine Auswirkungen auf die weitere Planung und ist dementsprechend

nicht förderlich.



	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen; die Begründung wurde

angepasst.
	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen; die Begründung wurde

angepasst.
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	Wahrscheinlichkeit des Ein�tritts eines Hochwasserereig�nisses und seinem räumlichen

und zeitlichen Ausmaß auch

die Wassertiefe und die Fließ-

geschwindigkeit. Ferner sind

die unterschiedlichen Emp�findlichkeiten und Schutzwür�digkeiten der einzelnen

Raumnutzungen und Raum�funktionen in die Prüfung von

Hochwasserrisiken einzube�ziehen.


	Wahrscheinlichkeit des Ein�tritts eines Hochwasserereig�nisses und seinem räumlichen

und zeitlichen Ausmaß auch

die Wassertiefe und die Fließ-

geschwindigkeit. Ferner sind

die unterschiedlichen Emp�findlichkeiten und Schutzwür�digkeiten der einzelnen

Raumnutzungen und Raum�funktionen in die Prüfung von

Hochwasserrisiken einzube�ziehen.



	Weiterhin stimmen Ziel und Begründung nicht mehr überein. In der Begründung werden als

zu prüfende Aspekte genannt: Wahrscheinlichkeit, zeitlicher und räumlicher Umgriff des

Hochwasserereignisses, die Wassertiefe und die Fließgeschwindigkeit. Die Empfindlichkeit

und die Schutzwürdigkeit sind als gelöscht markiert. Der Zieltext wurde jedoch nicht entspre�chend geändert.


	Weiterhin stimmen Ziel und Begründung nicht mehr überein. In der Begründung werden als

zu prüfende Aspekte genannt: Wahrscheinlichkeit, zeitlicher und räumlicher Umgriff des

Hochwasserereignisses, die Wassertiefe und die Fließgeschwindigkeit. Die Empfindlichkeit

und die Schutzwürdigkeit sind als gelöscht markiert. Der Zieltext wurde jedoch nicht entspre�chend geändert.
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	15 Freie Hansestadt Bremen:


	15 Freie Hansestadt Bremen:


	Die Festlegung hat keinen Zielcharakter.


	 

	Die Festlegung erfüllt die Anforderun�gen eines Ziels der Raumordnung nach

§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Der Prüfauftrag

ist verbindlich.


	Die Festlegung erfüllt die Anforderun�gen eines Ziels der Raumordnung nach

§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Der Prüfauftrag

ist verbindlich.
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	35 Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen BW:


	35 Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen BW:


	Da das Ergebnis des Prüfauftrags offen ist, sollte die Festlegung als Grundsatz der Raumord�nung formuliert werden. Es wird darum gebeten, im Plansatz und in seiner Begründung die

Einschränkung vorzusehen, dass von der Regelung nur raumbedeutsame Planungen und

Maßnahmen erfasst werden.


	 

	Die Festlegung erfüllt die Anforderun�gen eines Ziels der Raumordnung nach

§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Der Prüfauftrag

ist verbindlich. Die Raumordnung er�fasst generell nur raumbedeutsame

Planungen und Maßnahmen.


	Die Festlegung erfüllt die Anforderun�gen eines Ziels der Raumordnung nach

§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Der Prüfauftrag

ist verbindlich. Die Raumordnung er�fasst generell nur raumbedeutsame

Planungen und Maßnahmen.
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	38 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:


	38 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:


	a) Warum ist im vorliegenden Entwurf in Satz 1 die Gewerbegebietsentwicklung gestrichen

worden? Hierfür sollte das Ziel gleichermaßen relevant sein.


	b) Wiederaufnahme des Satzes 3 der Festlegung I.1.2 (G): „In überflutungsgefährdeten Berei�chen, besonders auch in solchen, die durch technische Hochwasserschutzanlagen geschützt

sind, soll auf eine Verringerung der Schadenspotentiale hingewirkt, mindestens aber eine Er�höhung der Schadenspotentiale hingewirkt werden.“


	 

	Zu a) Die Siedlungsentwicklung dient

hier als übergeordneter Begriff und

umfasst auch die Gewerbegebietsent�wicklung.


	Zu a) Die Siedlungsentwicklung dient

hier als übergeordneter Begriff und

umfasst auch die Gewerbegebietsent�wicklung.


	Zu b) Der Forderung wird nicht ge�folgt; die Regelung ist nunmehr z. T.

Bestandteil der Festlegung II.1.1.
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	05 Wirtschaftsvereinigung Stahl:


	05 Wirtschaftsvereinigung Stahl:


	Die Berücksichtigung von Wassertiefe und Fließgeschwindigkeit beim Hochwassermanage�ment führt zu erheblichen Rückwirkungen auf die Bewirtschaftung und Weiterentwicklung

des Flusses selbst und droht, notwendige Veränderungsvorhaben der Wasser- und Schiff�fahrtsverwaltung mit weiteren, schwer kalkulierbaren Risiken zu belasten.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. An der Auflistung der Pa�rameter wird festgehalten; eine Risi�koerhöhung kann nicht erkannt wer�den.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. An der Auflistung der Pa�rameter wird festgehalten; eine Risi�koerhöhung kann nicht erkannt wer�den.
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	21h LK Stade / Landkreistag:


	21h LK Stade / Landkreistag:


	Das Ziel sollte in einen Grundsatz umgewandelt werden, weil es zu allgemein und unbe�stimmt formuliert ist. Es wird nicht klar, wie genau die Risiken von Hochwassern zu beachten

sind. Es wird kein einheitlicher Schwellwert genannt, ab wann ein Hochwasserereignis so

wahrscheinlich ist, dass es zur Verhinderung einer raumbedeutsamen Planung führt. Somit



	Die Festlegung nur als Grundsatz der

Raumordnung wird als nicht ausrei�chend angesehen. Die Raumordnung

ist als Stufenplanung auf eine Konkre�tisierung auf den nachfolgenden Ebe�
	Die Festlegung nur als Grundsatz der

Raumordnung wird als nicht ausrei�chend angesehen. Die Raumordnung

ist als Stufenplanung auf eine Konkre�tisierung auf den nachfolgenden Ebe�




	Table
	TBody
	TR
	TD
	TD
	Span
	wird dies den nachfolgenden Planungs- und Genehmigungsebenen überlassen und führt in

der Folge wieder zu einem bundesweit uneinheitlichen Vorgehen.


	wird dies den nachfolgenden Planungs- und Genehmigungsebenen überlassen und führt in

der Folge wieder zu einem bundesweit uneinheitlichen Vorgehen.


	 

	nen ausgelegt. Auf der Ebene des Bun�desraumordnungsplanes ist die Festle�gung hinreichend bestimmt bzw. be�stimmbar.


	nen ausgelegt. Auf der Ebene des Bun�desraumordnungsplanes ist die Festle�gung hinreichend bestimmt bzw. be�stimmbar.
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	24c Bauministerium NRW:


	24c Bauministerium NRW:


	Dieses Ziel enthält keine inhaltlichen, sondern verfahrensrechtliche Vorgaben. Es ist zumin�dest fraglich, ob die Vorgaben eines methodischen Vorgehens ein Ziel der Raumordnung sein

können. Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind gem. § 1 Abs. 7 BauGB die öffentlichen und

privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. § 1 Abs. 6 BauGB

enthält einen nicht abschließenden Katalog an Belangen, die in der Bauleitplanung zu be�rücksichtigen sind. Es ist insofern nicht nachvollziehbar, über einen Raumordnungsplan As�pekte des Hochwasserschutzes als Prüfaspekt nachgeordneten Planungsebenen vorzugeben.


	 

	Die Festlegung erfüllt die Anforderun�gen eines Ziels der Raumordnung nach

§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Die Festlegung

erscheint hinreichend bestimmbar

und verhältnismäßig in Relation zur

übergeordneten Ebene der Bundes�raumordnung, die teils auf eine Kon�kretisierung auf nachfolgenden Ebe�nen angelegt ist.


	Die Festlegung erfüllt die Anforderun�gen eines Ziels der Raumordnung nach

§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Die Festlegung

erscheint hinreichend bestimmbar

und verhältnismäßig in Relation zur

übergeordneten Ebene der Bundes�raumordnung, die teils auf eine Kon�kretisierung auf nachfolgenden Ebe�nen angelegt ist.
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	24d REGIONALVERBAND RUHR/ NRW:


	24d REGIONALVERBAND RUHR/ NRW:


	Das Ziel verfehlt seine Steuerungswirkung, da es lediglich einen Prüfauftrag beinhaltet, ohne

festzulegen, wie mit bestimmten Prüfergebnissen umgegangen werden soll. Außerdem

bleibt es zu allgemein bei den formulierten Anforderungen. Daher wird die Endabgewogen�heit in Frage gestellt.


	 

	Die Festlegung erfüllt die Anforderun�gen eines Ziels der Raumordnung nach

§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Die Bundesraum�ordnung ist als Stufenplanung auf eine

Konkretisierung auf den nachfolgen�den Ebenen angelegt. Auf der Ebene

des Bundesraumordnungsplanes ist

die Festlegung hinreichend bestimmt

bzw. bestimmbar und endabgewogen.

Das Prüfergebnis wird der Abwägung

zugänglich gemacht.


	Die Festlegung erfüllt die Anforderun�gen eines Ziels der Raumordnung nach

§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Die Bundesraum�ordnung ist als Stufenplanung auf eine

Konkretisierung auf den nachfolgen�den Ebenen angelegt. Auf der Ebene

des Bundesraumordnungsplanes ist

die Festlegung hinreichend bestimmt

bzw. bestimmbar und endabgewogen.

Das Prüfergebnis wird der Abwägung

zugänglich gemacht.
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	26 Landesplanung Thüringen:


	26 Landesplanung Thüringen:


	Das Ziel ist in einen Grundsatz zu ändern und durch konkrete Kriterien für den risikobasierten

Ansatz zu untersetzen oder zu streichen. Begründung: Es handelt sich nicht um ein Ziel der

Raumordnung. Mit der Festlegung werden weder verbindliche noch räumlich und sachlich

bestimmbare Vorgaben gemacht (vgl. § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG). Der Plangeber gibt vielmehr eine

verfahrensmäßige Vorgabe vor, die ein bestimmtes methodisches Vorgehen bei der Bestim�mung der Risiken von Hochwasser, hier den risikobasierten Ansatz, zum Ziel hat. Ab wann

von einem zu beachtenden Hochwasserrisiko auszugehen ist, wird jedoch nicht näher be�stimmt. Auch lassen sich die zusätzlichen Parameter "Empfindlichkeit" und "Schutzwürdig�keit" nicht durch andere Festlegungen, anerkannte Regeln oder Standards so konkretisieren,

dass sie für nachfolgende Planungseben hinreichend bestimmbar wären. Was konkret bei



	Die Festlegung erfüllt die Anforderun�gen eines Ziels der Raumordnung nach

§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Der Prüfauftrag

ist verbindlich; die Bewertung des Er�gebnisses obliegt dem Einzelfall. Der

Bundesraumordnungsplan ist Teil ei�ner Stufenplanung und daher teils auf

die Konkretisierung auf nachfolgenden

Ebenen angelegt.


	Die Festlegung erfüllt die Anforderun�gen eines Ziels der Raumordnung nach

§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Der Prüfauftrag

ist verbindlich; die Bewertung des Er�gebnisses obliegt dem Einzelfall. Der

Bundesraumordnungsplan ist Teil ei�ner Stufenplanung und daher teils auf

die Konkretisierung auf nachfolgenden

Ebenen angelegt.


	Die angesprochene Festlegung erweist

sich in Relation zur übergeordneten
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	weiteren Planungen zu beachten ist, ist somit unklar. Die besondere Erwähnung der "Sied�lungs- und Gewerbegebietsentwicklung" ist nicht nachvollziehbar.


	weiteren Planungen zu beachten ist, ist somit unklar. Die besondere Erwähnung der "Sied�lungs- und Gewerbegebietsentwicklung" ist nicht nachvollziehbar.


	 

	Ebene der Bundesraumordnung als

hinreichend bestimmbar.


	Ebene der Bundesraumordnung als

hinreichend bestimmbar.
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	04 Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung:


	04 Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung:


	Die Begriffe „Risiko", „Empfindlichkeit" oder „Schutzwürdigkeit" sind inhaltlich wenig be�stimmt. Die geforderte Konkretisierung in der Begründung erfolgte nicht.


	 

	Erläuterungen finden sich in der Be�gründung und im Glossar.


	Erläuterungen finden sich in der Be�gründung und im Glossar.
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	07 Gesamtverband der deutschen Versicherungswirtschaft:


	07 Gesamtverband der deutschen Versicherungswirtschaft:


	Der Ausdruck ″Empfindlichkeiten″, der mehrfach verwendet wird, sollte durch ″Verletzbar�keiten gegenüber einer Überflutung″ ersetzt werden, um die Verbindung zu Anpassung an

den Klimawandel klar hervorzuheben. Demgemäß sollte das Glossar zudem mit der zugehöri�gen Erläuterung entsprechend ergänzt werden, wie für den Begriff ″Schutzwürdigkeit″.


	Zur Begründung: Ergänzung der Nutzen-Kosten-Analyse als transparentes Instrument zur Klä-

rung der Verhältnismäßigkeit im 3. Absatz.


	 

	Eine entsprechende Ergänzung wird in

der Begründung aufgenommen.


	Eine entsprechende Ergänzung wird in

der Begründung aufgenommen.
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	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	a) Der Handlungsauftrag des ersten Satzes ist nicht eindeutig formuliert. Sinnvoll ist es, für

raumbedeutsame Maßnahmen eine Betroffenheit durch Hochwasserrisiken zu prüfen.


	b) Die Festlegung wird als Ziel der Raumordnung abgelehnt und sollte in einen Grundsatz ab�gestuft werden. Die Vorgaben gehen deutlich über die des LEP-Entwurfs 2020 des Landes

Schleswig-Holstein hinaus. Für den festgelegten Prüfauftrag erfolgt keine genauere Vorgabe

durch den Plangeber.


	c) „Hochwassern“ ersetzen durch „Hochwasser“


	d) Die im Plansatz genannten Kriterien, auf deren Grundlage die verlangte Prüfung zu erfol�gen hat, können nur Empfehlungen darstellen. Eine Verpflichtung zur Berücksichtigung von

„Fließgeschwindigkeit“ ist nicht sinnvoll, da entsprechende Daten nicht standardmäßig mo�delliert werden.


	e) Im letzten Satz wird verlangt, dass „unterschiedliche Empfindlichkeiten und Schutzwürdig�keiten der einzelnen Raumnutzungen und Raumfunktionen in die Prüfung von Hochwasserri�siken einzubeziehen“ sind. Dieser Satz macht im Hinblick auf den Steuerungsgegenstand

„raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen“ bei der Prüfung von Hochwasserrisiken nur

eingeschränkt Sinn. Die Prüfung sollte klar auf die Empfindlichkeit und Schutzwürdigkeit der

im Rahmen von raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen vorgesehenen Nutzungen

und baulichen Anlagen beschränkt werden.


	 

	Zu a) Die Stellungnahme wird zur

Kenntnis genommen.


	Zu a) Die Stellungnahme wird zur

Kenntnis genommen.


	Zu b) Der Bundesraumordnungsplan

ist Teil einer Stufenplanung und daher

teils auf die Konkretisierung auf nach�folgenden Ebenen angelegt.

 
	Zu d) Die Berücksichtigung der Daten

hat nur zu erfolgen, soweit diese auch

vorliegen.


	Zu e) Die Stellungnahme wird zur

Kenntnis genommen.
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	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	Das Ziel sollte in einen Grundsatz umgewandelt werden. Es wird aus Rechtsgründen für prob�lematisch gehalten, Ziele mit Prüfaufträgen zu versehen. Außerdem soll das Ergebnis der



	Die Festlegung erfüllt die Anforderun�gen eines Ziels der Raumordnung nach

§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG; sie erweist sich
	Die Festlegung erfüllt die Anforderun�gen eines Ziels der Raumordnung nach

§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG; sie erweist sich
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	Prüfung laut Planbegründung keinen Einfluss auf die raumbedeutsame Planung oder Maß-

nahme selbst haben. Die geplante Festlegung des BRPH stellt auch materiell keinen Mehr�wert gegenüber den geltenden Regelungen zur Berücksichtigung der Belange des Hochwas�serschutzes dar und ist in Bezug auf die bundesweit einheitlich geltenden Regelungen des

WHG und des BauGB im Sinne des § 17 Abs. 2 ROG nicht erforderlich.


	Prüfung laut Planbegründung keinen Einfluss auf die raumbedeutsame Planung oder Maß-

nahme selbst haben. Die geplante Festlegung des BRPH stellt auch materiell keinen Mehr�wert gegenüber den geltenden Regelungen zur Berücksichtigung der Belange des Hochwas�serschutzes dar und ist in Bezug auf die bundesweit einheitlich geltenden Regelungen des

WHG und des BauGB im Sinne des § 17 Abs. 2 ROG nicht erforderlich.


	 

	auch nach nochmaliger Prüfung als

sachgerecht und erforderlich.


	auch nach nochmaliger Prüfung als

sachgerecht und erforderlich.




	TR
	TD
	TD
	Span
	30 Hessen Wirtschaftsministerium:


	30 Hessen Wirtschaftsministerium:


	Die Festlegung erfüllt nicht die erforderlichen Voraussetzungen eines Ziels der Raumordnung

gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG, da sie weder ausreichend sachlich und räumlich bestimmbar

noch abschließend abgewogen ist. Wird nun die geforderte strikte Prüfpflicht als ver�pflichtende Zielvorgabe der Raumordnung interpretiert, bleibt offen, wie mit dem Prüfergeb�nis umzugehen ist. Zumindest in der Planbegründung sollte klargestellt werden, nach wel�chen materiellen Maßstäben mit dem Ergebnis umzugehen ist.


	 

	Die Festlegung erfüllt die Anforderun�gen eines Ziels der Raumordnung nach

§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Die Bundesraum�ordnung ist als Stufenplanung auf eine

Konkretisierung auf den nachfolgen�den Ebenen ausgelegt. Auf der Ebene

des Bundesraumordnungsplanes ist

die Festlegung hinreichend bestimmt

bzw. bestimmbar.


	Die Festlegung erfüllt die Anforderun�gen eines Ziels der Raumordnung nach

§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Die Bundesraum�ordnung ist als Stufenplanung auf eine

Konkretisierung auf den nachfolgen�den Ebenen ausgelegt. Auf der Ebene

des Bundesraumordnungsplanes ist

die Festlegung hinreichend bestimmt

bzw. bestimmbar.
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	9 
	 

	I.1.2 (G) Bei raumbedeutsa�men Maßnahmen zum Hoch�wasserschutz sollen neben

den fachrechtlich erforderli�chen Belangen auch wasser�wirtschaftliche Erkenntnisse

aus vergangenen extremen

Hochwasserereignissen zu�grunde gelegt werden. Gleich�falls sollen die volkswirt�schaftlichen Auswirkungen

dieser Ereignisse zugrunde ge�legt werden, soweit diesbe�zügliche Daten und Bewer�tungskriterien bekannt oder

bei öffentlichen Stellen ver�fügbar sind.


	I.1.2 (G) Bei raumbedeutsa�men Maßnahmen zum Hoch�wasserschutz sollen neben

den fachrechtlich erforderli�chen Belangen auch wasser�wirtschaftliche Erkenntnisse

aus vergangenen extremen

Hochwasserereignissen zu�grunde gelegt werden. Gleich�falls sollen die volkswirt�schaftlichen Auswirkungen

dieser Ereignisse zugrunde ge�legt werden, soweit diesbe�zügliche Daten und Bewer�tungskriterien bekannt oder

bei öffentlichen Stellen ver�fügbar sind.



	08 Ministerium für Inneres, Bauen und Sport des Saarlandes:


	08 Ministerium für Inneres, Bauen und Sport des Saarlandes:


	Die Umsetzbarkeit der Festlegung wird in Bezug auf die Datengrundlagen hinterfragt.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
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	06 Sächsisches Staatsministerium für Regionalentwicklung:


	06 Sächsisches Staatsministerium für Regionalentwicklung:


	Es ist nicht deutlich, warum sich der Plansatz nur auf raumbedeutsame Maßnahmen, nicht

aber raumbedeutsame Planungen beziehen soll. Planungen sind gleichermaßen relevant.



	Die Festlegung ist auf nachhaltige

Maßnahmen zum Hochwasserschutz

bezogen ist und hat alle Vorhaben und

Projekte im Blick, die dem Hochwas�serschutz dienen sollen.


	Die Festlegung ist auf nachhaltige

Maßnahmen zum Hochwasserschutz

bezogen ist und hat alle Vorhaben und

Projekte im Blick, die dem Hochwas�serschutz dienen sollen.
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	15 Freie Hansestadt Bremen:


	15 Freie Hansestadt Bremen:


	Die Festlegung ist entbehrlich, da eine regelmäßige Prüfung im WHG normiert ist.


	 

	An der Festlegung wird nach nochma�liger Prüfung festgehalten.


	An der Festlegung wird nach nochma�liger Prüfung festgehalten.
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	24 h Bezirksregierung Münster / NRW:


	24 h Bezirksregierung Münster / NRW:


	Es soll eine Konkretisierung erfolgen, wie volkswirtschaftliche Auswirkungen auf Ebene der

Regionalplanung zu bewerten sind. Weiterhin soll konkretisiert werden, wie ein Nachweis

bei nicht vorhandenen Daten erfolgen kann.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Eine Änderung der Festle�gung wird nicht für erforderlich ange�sehen.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Eine Änderung der Festle�gung wird nicht für erforderlich ange�sehen.
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	TD
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	Span
	21h LK Stade / Landkreistag:


	21h LK Stade / Landkreistag:


	Bei der geforderten Kosten-Nutzen-Analyse für raumbedeutsame Maßnahmen des Hochwas�serschutzes stellt sich die Frage nach den zu betrachtenden Systemgrenzen dieser Analyse.

Eine „Unterbrechung von Lieferketten“ – wie in der Begründung genannt – ist aufgrund ihres

globalen Bezugsrahmens relativ schwer zu quantifizieren und somit einzubeziehen.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Eine Änderung der Festle�gung wird nicht für erforderlich ange�sehen.
	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Eine Änderung der Festle�gung wird nicht für erforderlich ange�sehen.
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	26 Landesplanung Thüringen:


	26 Landesplanung Thüringen:


	Der Grundsatz ist zu streichen. Begründung: Der vorbeugende Hochwasserschutz in der

Raumordnung erfolgt vor allem durch Sicherung oder Rückgewinnung von Auen, Rückhalte�flächen und Entlastungsflächen (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG). Dabei und auch bei der Sicherung von

Flächen für den technischen Hochwasserschutz erfolgt eine Abstimmung mit der Fachpla�nung. Es ist nicht erkennbar, mit welchem Ziel indirekte Folgekosten von Hochwasserschä-

den oder projektbezogene Kosten-Nutzen-Analysen einer raumordnerischen Bewertung un�terzogen werden sollen.


	 

	An der Festlegung wird nach nochma�liger Prüfung festgehalten. Es handelt

sich um einen Grundsatz der Raum�ordnung betreffend konkrete Maß-

nahmen – nicht Planungen wie Raum�ordnungspläne – für den Hochwasser�schutz. Insofern kann der Argumenta�tion der Stellungnahme nicht gefolgt

werden.


	An der Festlegung wird nach nochma�liger Prüfung festgehalten. Es handelt

sich um einen Grundsatz der Raum�ordnung betreffend konkrete Maß-

nahmen – nicht Planungen wie Raum�ordnungspläne – für den Hochwasser�schutz. Insofern kann der Argumenta�tion der Stellungnahme nicht gefolgt

werden.
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	37 SRL Vereinigung für Stadt--, Regional- und Landesplanung:


	37 SRL Vereinigung für Stadt--, Regional- und Landesplanung:


	Hier sollte im letzten Satz „bei öffentlichen Stellen verfügbar" ergänzt werden: „bei öffentli�chen Stellen sowie bei privaten, wie Versicherungswirtschaft, Um weltverbänden, Verbänden

wie der Binnenschifffahrt, Presse und Hinweisen Geschädigter verfügbar“.


	 

	Der Änderungsvorschlag wird, obwohl

von der Intention heraus nachvollzieh�bar, aus Gründen der Verhältnismä-

ßigkeit nicht übernommen.


	Der Änderungsvorschlag wird, obwohl

von der Intention heraus nachvollzieh�bar, aus Gründen der Verhältnismä-

ßigkeit nicht übernommen.
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	04 Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung:


	04 Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung:


	Inhalt von raumordnerischen Festlegungen können nicht reine Vorgaben zu materiellen Be�wertungskriterien in Fachplanungsprozessen oder zum dortigen fachlichen Vorgehen sein.


	 

	Die Festlegung erscheint auch nach

nochmaliger Prüfung sachgerecht.


	Die Festlegung erscheint auch nach

nochmaliger Prüfung sachgerecht.
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	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	Änderung in Satz 2: „Gleichfalls sollen der Planung von Hochwasserschutzmaßnahmen Kos�ten-Nutzen-Überlegungen zugrunde gelegt werden.“


	 

	Der Änderungsvorschlag wird nicht

übernommen; es wird kein Mehrwert

erkannt.


	Der Änderungsvorschlag wird nicht

übernommen; es wird kein Mehrwert

erkannt.
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	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	Gegen den Grundsatz bestehen Bedenken, da für diese Regelung keine Erforderlichkeit im

Sinne des § 17 Abs. 2 ROG besteht, der Aufgabenbereich der Raumordnung nicht betroffen

und ein Mehrwert zu bestehenden Regelungen des WHG nicht erkennbar ist. Der Grundsatz

sollte gestrichen werden.


	Der Grundsatz gilt allein für raumbedeutsame Maßnahmen zum Hochwasserschutz, bei de�nen bestimmte wasserwirtschaftliche Erkenntnisse und volkswirtschaftliche Auswirkungen

vergangener Hochwasserereignisse berücksichtigt werden sollen. Damit richtet er sich allein

an die wasserwirtschaftliche Fachplanung und die Träger entsprechender Maßnahmen. Inso�weit müsste mindestens der in der Begründung genannte Adressatenkreis korrigiert werden.


	 

	Die Festlegung wurde nochmals ge�prüft; es bestehen keine Bedenken an

der Erforderlichkeit des Grundsatzes.


	Die Festlegung wurde nochmals ge�prüft; es bestehen keine Bedenken an

der Erforderlichkeit des Grundsatzes.


	 
	Die Erläuterung des Adressatenkreises

in der Begründung wird modifiziert.
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	30 Hessen Wirtschaftsministerium:


	30 Hessen Wirtschaftsministerium:


	Im Vergleich zu I.3 bezieht sich diese Planziffer nicht auf raumbedeutsame Planungen, son�dern nur auf raumbedeutsame Maßnahmen, was nicht schlüssig ist.


	 

	Die Festlegung ist auf nachhaltige

Maßnahmen zum Hochwasserschutz

bezogen und hat alle Vorhaben und
	Die Festlegung ist auf nachhaltige

Maßnahmen zum Hochwasserschutz

bezogen und hat alle Vorhaben und
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	Projekte im Blick, die dem Hochwas�serschutz dienen sollen.


	Projekte im Blick, die dem Hochwas�serschutz dienen sollen.


	 


	TR
	TD
	TD
	Span
	31 Bayern Umweltministerium:


	31 Bayern Umweltministerium:


	Es sollten nicht nur die wasserwirtschaftlichen Erkenntnisse aus vergangenen extremen

Hochwasserereignissen zugrunde gelegt, sondern alle dokumentierten Ereignisse berücksich�tigt werden.


	 

	Der Forderung wird aus Gründen der

Verhältnismäßigkeit nicht gefolgt.


	Der Forderung wird aus Gründen der

Verhältnismäßigkeit nicht gefolgt.
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	9 
	9 

	2. Klimawandel und -anpas�sung


	2. Klimawandel und -anpas�sung
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	10 
	10 

	I.2.1 (Z) Die Auswirkungen des

Klimawandels im Hinblick auf

Hochwasserereignis-se durch

oberirdische Gewässer, durch

Starkregen oder durch in Küs�tengebiete eindringendes

Meerwasser sind bei raumbe�deutsamen Planungen und

Maßnahmen einschließlich

der Siedlungsentwicklung

nach Maßgabe der bei öffent�lichen Stellen verfügbaren Da�ten zu prüfen.


	I.2.1 (Z) Die Auswirkungen des

Klimawandels im Hinblick auf

Hochwasserereignis-se durch

oberirdische Gewässer, durch

Starkregen oder durch in Küs�tengebiete eindringendes

Meerwasser sind bei raumbe�deutsamen Planungen und

Maßnahmen einschließlich

der Siedlungsentwicklung

nach Maßgabe der bei öffent�lichen Stellen verfügbaren Da�ten zu prüfen.



	06 Sächsisches Staatsministerium für Regionalentwicklung:


	06 Sächsisches Staatsministerium für Regionalentwicklung:


	Es gelten die zu Plansatz I.1.1 gegebenen Hinweise zur mangelnden Zielqualität entspre�chend.


	 

	s. o.


	s. o.
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	06 a Regionaler Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebirge:


	06 a Regionaler Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebirge:


	Die Prüfpflicht hat keine Auswirkungen auf die weitere Planung und ist dementsprechend

nicht förderlich.


	Die Prüfung liegt nicht im Aufgabenbereich der Adressaten des Zieles und ist nicht leistbar.


	 

	Die Festlegung hat Zielcharakter und

kann somit Auswirkungen auch auf

weitere Planungen nach Maßgabe des

§ 4 ROG bzw. des § 1 Abs. 4 BauGB ha�ben.


	Die Festlegung hat Zielcharakter und

kann somit Auswirkungen auch auf

weitere Planungen nach Maßgabe des

§ 4 ROG bzw. des § 1 Abs. 4 BauGB ha�ben.
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	08 Ministerium für Inneres, Bauen und Sport des Saarlandes:


	08 Ministerium für Inneres, Bauen und Sport des Saarlandes:


	Es wird hinterfragt, ob eine nachvollziehbare Prüfung in der Planungspraxis möglich ist.


	 

	Konkretisierende Erläuterungen zum

Vorgehen bei der Prüfung finden sich

in der Begründung zur Festlegung.


	Konkretisierende Erläuterungen zum

Vorgehen bei der Prüfung finden sich

in der Begründung zur Festlegung.
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	24 h Bezirksregierung Münster / NRW:


	24 h Bezirksregierung Münster / NRW:


	Es fehlt eine Bewertungsmatrix, wie die Auswirkungen zu beachten sind. Es bleibt offen, wel�che Auswirkungen des Klimawandels seitens der Raumordnung konkret zu prüfen sind. In

diesem Sinne sollten weitere Konkretisierungen erfolgen.


	 

	Eine einheitliche Bewertungsmatrix

bezogen auf das gesamte Bundesge�biet ist schon deshalb nicht zielfüh�rend, weil eine Bewertung immer im

konkreten Einzelfall anhand der örtli�chen Gegebenheiten zu erfolgen hat.
	Eine einheitliche Bewertungsmatrix

bezogen auf das gesamte Bundesge�biet ist schon deshalb nicht zielfüh�rend, weil eine Bewertung immer im

konkreten Einzelfall anhand der örtli�chen Gegebenheiten zu erfolgen hat.
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	Im Übrigen finden sich konkretisie�rende Erläuterungen zum Vorgehen

bei der Prüfung in der Begründung zur

Festlegung.


	Im Übrigen finden sich konkretisie�rende Erläuterungen zum Vorgehen

bei der Prüfung in der Begründung zur

Festlegung.
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	35 Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen BW:


	35 Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen BW:


	Im Sinne der Normenklarheit sollte sowohl im Plansatz als auch in seiner Begründung auf die

„Auswirkungen des Klimawandels“ abgestellt werden.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
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	10 Deutscher Anwaltverein:


	10 Deutscher Anwaltverein:


	Die Festlegung adressiert auch private Vorhabenträger. Es ist zweifelhaft, ob diese zu derarti�gen Prüfungen in der Lage sind. Ohne konkretere Vorgaben, wie eine solche Prüfung und mit

Hilfe welcher Maßstäbe oder Kriterien diese geleistet werden soll, bestehen Zweifel an der

hinreichenden Bestimmtheit dieser mit Beachtenspflicht ausgestatteten Zielvorgabe.


	 

	Der Festlegung wird auch nach noch�maliger Prüfung ein Zielcharakter ge�mäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG zuerkannt.


	Der Festlegung wird auch nach noch�maliger Prüfung ein Zielcharakter ge�mäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG zuerkannt.


	In Relation zur übergeordneten Ebene

der Bundesraumordnung erweist sich

die Festlegung als hinreichend be�stimmbar. Konkretisierende Erläute�rungen zum Vorgehen bei der Prüfung

finden sich in der Begründung zur

Festlegung. Diese sollen zudem durch

die nachgelagerten Planungsebenen

ausdifferenziert werden, sodass auch

private Vorhabenträger, soweit sie

von § 4 ROG erfasst sind, in die Lage

versetzt werden, der auferlegten Prüf�pflicht in ausreichendem Maße nach�zukommen.
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	21h LK Stade / Landkreistag:


	21h LK Stade / Landkreistag:


	Das Ziel sollte in einen Grundsatz umgewandelt werden, weil es zu allgemein und unbe�stimmt formuliert ist. Es wird nicht klar, wie genau die „Auswirkungen des Klimawandels im

Hinblick auf Hochwasser- und Starkregenereignisse sowie Meeresspiegelanstieg" zu beach�ten sind, wenn entsprechende Daten verfügbar sind.


	 

	An der Festlegung als Ziel der Raum�ordnung wird nach nochmaliger Prü-

fung festgehalten. Die Festlegung er�weist sich - in Relation zur übergeord�neten Ebene der Bundesraumordnung

- als hinreichend bestimmbar. Konkre�tisierende Erläuterungen zum Vorge�hen bei der Prüfung finden sich in der

Begründung zur Festlegung.
	An der Festlegung als Ziel der Raum�ordnung wird nach nochmaliger Prü-

fung festgehalten. Die Festlegung er�weist sich - in Relation zur übergeord�neten Ebene der Bundesraumordnung

- als hinreichend bestimmbar. Konkre�tisierende Erläuterungen zum Vorge�hen bei der Prüfung finden sich in der

Begründung zur Festlegung.
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	24c Bauministerium NRW:


	24c Bauministerium NRW:


	Dieses Ziel enthält keine inhaltlichen, sondern verfahrensrechtliche Vorgaben. Es ist zumin�dest fraglich, ob die Vorgaben eines methodischen Vorgehens ein Ziel der Raumordnung sein

können. Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind gem. § 1 Abs. 7 BauGB die öffentlichen und

privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. § 1 Abs. 6 enthält

einen nicht abschließenden Katalog an Belangen, die in der Bauleitplanung zu berücksichti�gen sind. Es ist insofern nicht nachvollziehbar, Aspekte des Hochwasserschutzes als Prüfas�pekt über einen Raumordnungsplan nachgeordneten Planungsebenen vorzugeben.


	 

	Die Festlegung wurde nochmals ge�prüft; sie erfüllt die Anforderungen ei�nes Ziels der Raumordnung nach § 3

Abs. 1 Nr. 2 ROG. Die Festlegung er�scheint danach als - in Relation zur

übergeordneten Ebene der Bundes�raumordnung, die teils auf eine Kon�kretisierung auf nachfolgenden Ebe�nen angelegt ist - hinreichend be�stimmbar und verhältnismäßig.


	Die Festlegung wurde nochmals ge�prüft; sie erfüllt die Anforderungen ei�nes Ziels der Raumordnung nach § 3

Abs. 1 Nr. 2 ROG. Die Festlegung er�scheint danach als - in Relation zur

übergeordneten Ebene der Bundes�raumordnung, die teils auf eine Kon�kretisierung auf nachfolgenden Ebe�nen angelegt ist - hinreichend be�stimmbar und verhältnismäßig.
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	24d REGIONALVERBAND RUHR/ NRW:


	24d REGIONALVERBAND RUHR/ NRW:


	Es ist nicht ersichtlich, wie das Ziel zu einer verbesserten Steuerung auf nachfolgenden Pla�nungsebenen führen kann, weil nur eine Prüfpflicht besteht. Unbestimmte Begriffe verhin�dern eine klare Regulierung. Das Thema Starkregenereignisse kann nur effektiv auf der kom�munalen Ebene angegangen werden, da diese Ereignisse meist sehr begrenzt auftreten.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
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	26 Landesplanung Thüringen:


	26 Landesplanung Thüringen:


	a) Das Ziel ist in einen Grundsatz zu ändern und zu konkretisieren oder zu streichen. Begrün�dung: Es handelt sich nicht um ein Ziel der Raumordnung. Mit der Festlegung werden weder

verbindliche noch räumlich und sachlich bestimmbare Vorgaben gemacht (vgl. § 3 Abs. 1 Nr.

2 ROG). Der allgemeine Hinweis auf einen Anstieg von Starkregenereignissen ist viel zu un�präzise und auch ein klimainduzierter Anstieg der Hochwasserscheitel lässt sich nicht so kon�kretisieren, dass er für nachfolgende Planungsebenen hinreichend bestimmbar wäre. Was

genau bei weiteren Planungen zu beachten ist, ist somit unklar.

 
	b) Weiterhin wird auf den Schutz vor Hochwasser infolge des Anstieges unterirdischer Ge�wässer hingewiesen. Dauerhafte Starkregenereignisse können einen Anstieg unterirdischer

Gewässer zur Folge haben. Unterirdische Wasseradern könnten bis an die Oberfläche treten

oder der Grundwasserspiegel kann bis zum Austritt an der Oberfläche insbesondere in räum�lichen Senken steigen.


	 

	Zu a)


	Zu a)


	Die Festlegung erfüllt die Anforderun�gen eines Ziels der Raumordnung nach

§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Der Prüfauftrag

ist verbindlich; die Bewertung des Er�gebnisses obliegt dem Einzelfall. Der

Bundesraumordnungsplan ist Teil ei�ner Stufenplanung und daher teils auf

die Konkretisierung auf nachfolgenden

Ebenen angelegt.


	Die angesprochene Festlegung erweist

sich in Relation zur übergeordneten

Ebene der Bundesraumordnung als

hinreichend bestimmbar.


	Zu b) Eine entsprechende Erläuterung

wird in der Begründung aufgenom�men.
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	32e Stadt Düsseldorf / Deutscher Städtetag:


	32e Stadt Düsseldorf / Deutscher Städtetag:


	Weiterhin würde sich der Stadtentwässerungsbetrieb im Umgang mit den Folgen aus Stark�regen etwas mehr Gewicht wünschen. So ließe sich zum einen der Zusammenhang zwischen



	Ein Verweis auf das DWA Merkblatt

119 wird zusätzlich zum Merkblatt Nr.

553 in der Begründung aufgenommen.
	Ein Verweis auf das DWA Merkblatt

119 wird zusätzlich zum Merkblatt Nr.

553 in der Begründung aufgenommen.
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	Starkregen und Hochwasser besser darstellen und zum anderen eine engere Verknüpfung zu

den Werkzeugen und vorhandenen Datengrundlagen (z. B. Starkregengefahrenkarte) und

den Handlungsspielräumen herstellen. Für eine weitere Konkretisierung sollte auf das DWA

Merkblatt 119 hingewiesen werden. Ein Verweis auf das DWA Merkblatt 119 wird vom

Städtetag selbst aber nur insoweit unterstützt, als das dieses Merkblatt auch allgemein

(kostenfrei) zugänglich ist.


	Starkregen und Hochwasser besser darstellen und zum anderen eine engere Verknüpfung zu

den Werkzeugen und vorhandenen Datengrundlagen (z. B. Starkregengefahrenkarte) und

den Handlungsspielräumen herstellen. Für eine weitere Konkretisierung sollte auf das DWA

Merkblatt 119 hingewiesen werden. Ein Verweis auf das DWA Merkblatt 119 wird vom

Städtetag selbst aber nur insoweit unterstützt, als das dieses Merkblatt auch allgemein

(kostenfrei) zugänglich ist.
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	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	a) Die Festlegung sollte als Grundsatz der Raumordnung gekennzeichnet werden.


	b) Klarstellung des sachlichen Bezugs ist notwendig. In der Festlegung heißt es „raumbedeut�samen Planungen und Maßnahmen einschließlich der Siedlungsentwicklung“, während die

Begründung „Planungen und Maßnahmen zum Hochwasserschutz“ lautet.


	 
	Zur Begründung:


	a) Bezogen auf die in der Begründung beschriebene Erhöhung der Sturmflutrisiken insbeson�dere an der Nordseeküste erscheint der Verweis auf die Szenarien des IPCC nicht repräsenta�tiv.


	b) Es ist in die Begründung zum Plansatz aufzunehmen, welches die öffentlichen Stellen sind

(z. B. Wasserbehörden), die verfügbare Daten zu den Auswirkungen des Klimawandels im

Hinblick auf Hochwasserereignisse durch oberirdische Gewässer, durch Starkregen oder

durch in Küstengebiete eindringendes Meerwasser vorhalten.


	 

	Zu a) Nach nochmaliger Prüfung wird

an der Festlegung als Ziel der Raum�ordnung festgehalten. Der Prüfauftrag

ist verbindlich.


	Zu a) Nach nochmaliger Prüfung wird

an der Festlegung als Ziel der Raum�ordnung festgehalten. Der Prüfauftrag

ist verbindlich.


	Zu b) Im dritten Absatz der Begrün�dung werden die Wörter „zum Hoch�wasserschutz“ gestrichen.


	 
	Zur Begründung:


	Zu a) Die Modellierungen des IPPC

stellen eine wissenschaftlich valide

Grundlage dar, um etwaige Schadens�potentiale antizipieren zu können und

dadurch zu einer Risikoabwägung zu

gelangen.

  
	Zu b) Die Kompetenz für GIS-Daten im

Hochwasserbereich liegt im Wesentli�chen im Zuständigkeitsbereich der

Wasserwirtschaft der Länder. Eine

weitere Präzisierung kann aufgrund

der Heterogenität der Organisations�strukturen der Länderverwaltungen

nicht erfolgen.
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	07 Gesamtverband der deutschen Versicherungswirtschaft:


	07 Gesamtverband der deutschen Versicherungswirtschaft:


	Ergänzung um “Die Auswirkungen des Klimawandels ... sind ... wiederkehrend zu prüfen und

ggf. vorausschauend zu berücksichtigen.“


	 

	Der Formulierungsvorschlag wird zur

Kenntnis genommen. Das Wort „vo�rausschauend“ wird aufgenommen.
	Der Formulierungsvorschlag wird zur

Kenntnis genommen. Das Wort „vo�rausschauend“ wird aufgenommen.
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	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	a) Der Plansatz sollte als Grundsatz der Raumordnung gekennzeichnet werden.


	b) Die Einschränkung, dass Daten zum Klimawandel nur von öffentlichen Stellen einzuholen

sind, sollte zurückgenommen werden. Neue Erkenntnisse zum Klimawandel stammen in ers�ter Linie aus wissenschaftlichen Untersuchungen, deren Autoren in der Regel keine öffentli�che Stelle repräsentieren.


	 

	Zu a) An der Festlegung als Ziel der

Raumordnung festgehalten. Der Prüf�auftrag ist verbindlich. In Relation zur

übergeordneten Ebene der Bundes�raumordnung ist die Festlegung hin�reichend bestimmbar und letztabge�wogen; sie besitzt Zielcharakter.


	Zu a) An der Festlegung als Ziel der

Raumordnung festgehalten. Der Prüf�auftrag ist verbindlich. In Relation zur

übergeordneten Ebene der Bundes�raumordnung ist die Festlegung hin�reichend bestimmbar und letztabge�wogen; sie besitzt Zielcharakter.


	Zu b) Der Forderung wird aus Gründen

der Verhältnismäßigkeit nicht gefolgt.

Im Übrigen nehmen auch die öffentli�chen Stellen, vor allem die Wasser�wirtschaftsinstitutionen, die fortlau�fende Weiterentwicklung der Daten

auf Grundlage aktueller wissenschaft�licher Erkenntnisse vor.
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	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	Gegen die Festlegung bestehen Bedenken. Das Ziel sollte gestrichen oder zumindest in einen

Grundsatz umgewandelt werden. Es wird aus Rechtsgründen für problematisch gehalten,

Ziele mit Prüfaufträgen zu versehen. Die Festlegung bleibt als reine Verfahrensregelung un�bestimmt, weil zu Methodik und Prüftiefe keine Aussagen gemacht werden. Es bestehen

Zweifel an der erforderlichen Ableitung des Ziels aus § 17 Abs. 2 ROG und dem Mehrwert ge�genüber den geltenden Regelungen des WHG und des BauGB.


	Zur Begründung:


	Es wird darauf hingewiesen, dass die Begründung nach wie vor von einer Beachtenspflicht

ausgeht; dies müsste an den Inhalt der Festlegung angepasst werden. Die Festlegung bezieht

sich flächendeckend auf Nordrhein-Westfalen, trifft allerdings u. a. Regelungen für lokal be�grenzt auftretende Ereignisse wie Starkregen. Da sich derartige Auswirkungen des Klimawan�dels bzw. Ereignisse weder in Bezug auf ihre Intensität und Wirkung mit ausreichender Be�stimmtheit beschreiben oder räumlich prognostizieren lassen, fehlen im Planentwurf Hin�weise dazu, welche Beiträge Landesentwicklungspläne und Regionalpläne zur Umsetzung der

Festlegung leisten könnten.


	 

	Die Festlegung hat Zielcharakter ge�mäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. In Relation

zur übergeordneten Ebene der Bun�desraumordnung ist die Festlegung

hinreichend bestimmbar und letztab�gewogen; sie besitzt Zielcharakter.


	Die Festlegung hat Zielcharakter ge�mäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. In Relation

zur übergeordneten Ebene der Bun�desraumordnung ist die Festlegung

hinreichend bestimmbar und letztab�gewogen; sie besitzt Zielcharakter.


	Die Beachtenspflicht in der Begrün�dung steht im Einklang mit dem

Zielcharakter der Festlegung. Insge�samt wird den nachgeordneten Pla�nungsebenen bewusst ein entspre�chender Spielraum bei der Ausfor�mung der konkretisierenden Regelun�gen belassen.
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	30 Hessen Wirtschaftsministerium:


	30 Hessen Wirtschaftsministerium:


	Die Festlegung erfüllt nicht die erforderlichen Voraussetzungen eines Ziels der Raumordnung

gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG, da sie weder ausreichend sachlich und räumlich bestimmbar

noch abschließend abgewogen ist.



	Die Festlegung hat Zielcharakter ge�mäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Der Bundes�raumordnungsplan ist als Teil einer

Stufenplanung partiell auf Konkretisie�
	Die Festlegung hat Zielcharakter ge�mäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Der Bundes�raumordnungsplan ist als Teil einer

Stufenplanung partiell auf Konkretisie�
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	Wird nun die geforderte strikte Prüfpflicht als verpflichtende Zielvorgabe der Raumordnung

interpretiert, bleibt offen, wie mit dem Prüfergebnis umzugehen ist. Zumindest in der Plan�begründung sollte klargestellt werden, nach welchen materiellen Maßstäben mit dem Ergeb�nis umzugehen ist.


	Wird nun die geforderte strikte Prüfpflicht als verpflichtende Zielvorgabe der Raumordnung

interpretiert, bleibt offen, wie mit dem Prüfergebnis umzugehen ist. Zumindest in der Plan�begründung sollte klargestellt werden, nach welchen materiellen Maßstäben mit dem Ergeb�nis umzugehen ist.


	 

	rung auf nachfolgenden Ebenen ange�legt; dies steht einer Zielqualität nicht

zwingend entgegen. In Relation zur

übergeordneten Ebene der Bundes�raumordnung erweist sich die Festle�gung als hinreichend bestimmbar.


	rung auf nachfolgenden Ebenen ange�legt; dies steht einer Zielqualität nicht

zwingend entgegen. In Relation zur

übergeordneten Ebene der Bundes�raumordnung erweist sich die Festle�gung als hinreichend bestimmbar.
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	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	Zur Begründung:


	Erster Absatz Satz 4 („Ebenso ….) soll wie folgt geändert werden:


	„Dies kann dazu führen, dass insbesondere bei gleichzeitig in Binnengewässern auftretenden

Hochwasserereignissen die Wasserspiegel im Rückstaubereich ansteigen.“


	 

	Die Begründung wird entsprechend

ergänzt.


	Die Begründung wird entsprechend

ergänzt.
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	08 Ministerium für Inneres, Bauen und Sport des Saarlandes:


	08 Ministerium für Inneres, Bauen und Sport des Saarlandes:


	Die „Auswirkungen des Klimawandels“ sind in der Festlegung nicht hinreichend konkretisiert.


	 

	Die Erläuterungen in den Begründun�gen zu den Plansätzen I.2.1 und I.2.2

werden, vor dem Hintergrund der ge�botenen kaskadenartigen Anpassun�gen auf den nachgelagerten Planungs�ebenen, auch im Hinblick auf den Kli�mawandel als ausreichend konkret

eingestuft.


	Die Erläuterungen in den Begründun�gen zu den Plansätzen I.2.1 und I.2.2

werden, vor dem Hintergrund der ge�botenen kaskadenartigen Anpassun�gen auf den nachgelagerten Planungs�ebenen, auch im Hinblick auf den Kli�mawandel als ausreichend konkret

eingestuft.


	 


	TR
	Span
	 
	 

	 
	 

	38 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:


	38 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:


	Warum ist im vorliegenden Entwurf in Satz 1 die Gewerbegebietsentwicklung gestrichen

worden? Hierfür sollte das Ziel gleichermaßen relevant sein.


	 

	Die Siedlungsentwicklung dient hier

als übergeordneter Begriff und um�fasst auch die Gewerbegebietsent�wicklung.


	Die Siedlungsentwicklung dient hier

als übergeordneter Begriff und um�fasst auch die Gewerbegebietsent�wicklung.
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	11 

	I.2.2 (G) Raumbedeutsame

Planungen und Maßnahmen

zum Hochwasserschutz sollen

in mittelfristigen Zeiträumen

im Hinblick auf die Auswirkun�gen des Klimawandels über�prüft und gegebenenfalls an�gepasst werden.


	I.2.2 (G) Raumbedeutsame

Planungen und Maßnahmen

zum Hochwasserschutz sollen

in mittelfristigen Zeiträumen

im Hinblick auf die Auswirkun�gen des Klimawandels über�prüft und gegebenenfalls an�gepasst werden.



	11 Freie und Hansestadt Hamburg:


	11 Freie und Hansestadt Hamburg:


	Die Festlegung soll sich auf die vorbereitende Bauleitplanung beschränken.


	 

	Es wird nicht plausibel dargelegt, wa�rum die Festlegung nicht auch für die

Ebene der verbindlichen Bauleitpla�nung gelten soll. Denn gerade in Be�bauungsplänen können ggf. „parzel�lenscharf“ die erforderlichen Festset�zungen im Hinblick auf den Klimawan�del getroffen werden


	Es wird nicht plausibel dargelegt, wa�rum die Festlegung nicht auch für die

Ebene der verbindlichen Bauleitpla�nung gelten soll. Denn gerade in Be�bauungsplänen können ggf. „parzel�lenscharf“ die erforderlichen Festset�zungen im Hinblick auf den Klimawan�del getroffen werden
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	35 Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen BW: 
	35 Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen BW: 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. In der Begründung der
	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. In der Begründung der
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	Die regelmäßige Überprüfung bestehender Hochwasserschutzmaßnahmen ist durch Fachge�setze gewährleistet. Insoweit ist eine Festlegung auf einen Zeitraum von 18 Jahren nach der

Anpassung des BRPH nicht zielführend und sollte daher gestrichen werden.


	Die regelmäßige Überprüfung bestehender Hochwasserschutzmaßnahmen ist durch Fachge�setze gewährleistet. Insoweit ist eine Festlegung auf einen Zeitraum von 18 Jahren nach der

Anpassung des BRPH nicht zielführend und sollte daher gestrichen werden.


	 

	Festlegung finden sich hierzu Erläute�rungen. In der Festlegung selbst wird

kein Zeitraum von 18 Jahren genannt;

es ist vielmehr die Rede von „mittel�fristigen Zeiträumen“.


	Festlegung finden sich hierzu Erläute�rungen. In der Festlegung selbst wird

kein Zeitraum von 18 Jahren genannt;

es ist vielmehr die Rede von „mittel�fristigen Zeiträumen“.
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	38 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:


	38 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:


	a) Eine regelmäßige Überprüfung auf die Auswirkungen des Klimawandels in Bezug auf Pla�nungen und Maßnahmen des Hochwasserschutzes erfolgt auf einer flussgebietsbezogenen

Planungsebene nach Vorgabe der HWRM-RL und des WHG bereits regelmäßig alle sechs

Jahre. Daher wird die Erforderlichkeit dieser Festlegung in Frage gestellt und ihre Streichung

angeregt.


	b) Ferner ist eine zusätzliche Festlegung für Maßnahmen des Hochwasserschutzes kontrapro�duktiv, da es in den Fach- und Flussgebietsgremien der Wasserwirtschaft bereits abge�stimmte Mechanismen und Vorgehensweisen zur Berücksichtigung des Klimawandels gibt

oder diese in Diskussion sind. Für die raumbedeutsamen Maßnahmen des Nationalen Hoch�wasserschutzprogramms ist zudem angesichts der sehr langen Umsetzungszeiträume und

hohen Investitionskosten eine langfristige Konzeption erforderlich. Eine Überprüfung und

ggf. Anpassung in den vorgeschlagenen mittelfristigen Zeiträumen ist nicht zielführend.


	c) Mit einer Regelung für Maßnahmen des Hochwasserschutzes greift der Plangeber sehr

wohl in das Fachregime der Wasserwirtschaft ein. Das sollte wie auch in der Präambel sinn�gemäß formuliert unterbleiben.


	d) In der Begründung zum Grundsatz ist formuliert, dass „Planungen und Maßnahmen zum

Hochwasserschutz" alle Planungen und Maßnahmen, die dem Hochwasserschutz dienen sol�len, betreffen. Das ginge über die Bestimmung des Begriffes „raumbedeutsame Planungen

und Maßnahmen" in der Festlegung sogar noch hinaus. Es bleibt ferner unklar, wo die

Schwelle liegt, ab der eine HWS- Maßnahme als raumbedeutsam gilt.



	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Es wird darauf hingewie�sen, dass die in der Festlegung gere�gelte Koordinierung auf landesplaneri�scher Ebene noch nicht durchgängig

etabliert ist.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Es wird darauf hingewie�sen, dass die in der Festlegung gere�gelte Koordinierung auf landesplaneri�scher Ebene noch nicht durchgängig

etabliert ist.
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	05 Wirtschaftsvereinigung Stahl:


	05 Wirtschaftsvereinigung Stahl:


	Die Festlegung unter Ziffer I.2.2 (G) ist nicht von der Ermächtigungsnorm des § 17 Abs. 2 ROG

gedeckt. Diese Ermächtigungsnorm betrifft – anders als die Festlegung I.2.2 (G) BRPH-E –

nicht den Klimawandel, sondern den Hochwasserschutz.


	 

	Durch den Klimawandel vergrößert

sich auch das Hochwasserrisiko. Die

Auswirkungen des Klimawandels ste�hen somit in direkter Verbindung mit

den raumbedeutsamen Planungen

und den Maßnahmen zum Hochwas�serschutz.


	Durch den Klimawandel vergrößert

sich auch das Hochwasserrisiko. Die

Auswirkungen des Klimawandels ste�hen somit in direkter Verbindung mit

den raumbedeutsamen Planungen

und den Maßnahmen zum Hochwas�serschutz.
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	26 Landesplanung Thüringen:


	26 Landesplanung Thüringen:


	Der Grundsatz sollte gestrichen werden. Begründung: Gegenstand der Raumordnung ist die

räumliche Steuerung, die Gestaltung von Raumnutzungskonflikten, jedoch nicht die abstrakt�

	Auch nach nochmaliger Überprüfung

erweist sich die Festlegung als erfor�derlich und sachgerecht.
	Auch nach nochmaliger Überprüfung

erweist sich die Festlegung als erfor�derlich und sachgerecht.
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	generelle Normierung von Planungs- und Anpassungspflichten. Für Festlegungen in Raum�ordnungsplänen wird zudem regelmäßig ein mittelfristiger Zeitraum angesetzt (vgl. § 7 Abs. 1

Satz 1 ROG), die Festlegung ist insoweit entbehrlich.


	generelle Normierung von Planungs- und Anpassungspflichten. Für Festlegungen in Raum�ordnungsplänen wird zudem regelmäßig ein mittelfristiger Zeitraum angesetzt (vgl. § 7 Abs. 1

Satz 1 ROG), die Festlegung ist insoweit entbehrlich.
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	36 Ministerium f. Wohnen, Bau u. Verkehr BY:


	36 Ministerium f. Wohnen, Bau u. Verkehr BY:


	Kritisch gesehen wird weiterhin Ziffer I.2.2 des Entwurfs, der einen unmittelbaren Hand�lungsauftrag an die Gemeinden richtet. Demnach sollen Maßnahmen zum Hochwasserschutz

in mittelfristigen Zeiträumen im Hinblick auf die Auswirkungen des Klimawandels überprüft

und gegebenenfalls angepasst werden. Dies mag inhaltlich durchaus zweckmäßig sein, be�gegnet aber gesetzestechnischen Bedenken. Zwar darf die in Art. 28 Abs. 2 Grundgesetz (GG)

verbürgte kommunale Planungshoheit neben formellen Gesetzen durch Rechtsverordnungen

(BVerfGE 26, 228, 237; BVerfGE 56, 298, 309), insbesondere auch durch Raumordnungspro�gramme (BVerfGE 76, 107, 114) ausgestaltet werden. Wir bitten aber zu prüfen, ob der

grundgesetzliche Wesentlichkeitsvorbehalt für derartig weitgehende Handlungsaufträge an

die Gemeinden nicht eine Regelung im formellen Gesetz notwendig macht. Dem BauGB ist

gerade keine Pflicht zur regelmäßigen Überprüfung von Bauleitplänen zu entnehmen.


	 

	Die Festlegung erweist sich auch im

Hinblick auf die kommunale Planungs�hoheit - im Lichte des überörtlichen

und fachübergreifenden Koordinie�rungsauftrages der Raumordnung - als

verhältnismäßig im Hinblick auf die

verfassungsrechtlich garantierte kom�munale Planungshoheit. Im Übrigen

können Grundsätze der Raumordnung

im Rahmen einer sachgerechten Ab�wägung mit anderen öffentlichen und

privaten Belangen überwunden wer�den.


	Die Festlegung erweist sich auch im

Hinblick auf die kommunale Planungs�hoheit - im Lichte des überörtlichen

und fachübergreifenden Koordinie�rungsauftrages der Raumordnung - als

verhältnismäßig im Hinblick auf die

verfassungsrechtlich garantierte kom�munale Planungshoheit. Im Übrigen

können Grundsätze der Raumordnung

im Rahmen einer sachgerechten Ab�wägung mit anderen öffentlichen und

privaten Belangen überwunden wer�den.
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	04 Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung:


	04 Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung:


	Nach hiesiger Auffassung sind planerische Handlungsaufträge an die Länder nicht von der Er�mächtigung in § 17 Abs. 2 ROG gedeckt. Die weiterhin bestehenden Festlegungen mit Hand�lungsauftrag im Planentwurf werden abgelehnt.


	 

	Die Festlegung ist von der Kompetenz

des Bundes aus § 17 Abs. 2 ROG ge�deckt. Es handelt sich nicht um ein

Ziel, sondern um einen Grundsatz der

Raumordnung. Dieser erweist sich im

Hinblick auf den überörtlichen und

fachübergreifenden Koordinierungs�auftrag der Bundesraumordnung als

geboten und verhältnismäßig.


	Die Festlegung ist von der Kompetenz

des Bundes aus § 17 Abs. 2 ROG ge�deckt. Es handelt sich nicht um ein

Ziel, sondern um einen Grundsatz der

Raumordnung. Dieser erweist sich im

Hinblick auf den überörtlichen und

fachübergreifenden Koordinierungs�auftrag der Bundesraumordnung als

geboten und verhältnismäßig.
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	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	Auf welche sachlichen Bezugspunkte sollen die „Auswirkungen des Klimawandels“ überprüft

werden? Es wird um Klarstellung im Plansatz oder in der Begründung gebeten.


	 

	Die Erläuterungen in den Begründun�gen zu den Plansätzen I.2.1 und I.2.2

werden vor dem Hintergrund der ge�botenen kaskadenartigen Anpassun�gen auf den nachgelagerten Planungs�ebenen als ausreichend konkret einge�stuft.


	Die Erläuterungen in den Begründun�gen zu den Plansätzen I.2.1 und I.2.2

werden vor dem Hintergrund der ge�botenen kaskadenartigen Anpassun�gen auf den nachgelagerten Planungs�ebenen als ausreichend konkret einge�stuft.
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	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	a) Ergänzung des Plansatzes um bestehende Anlagen.



	Die Festlegung erfasst auch beste�hende raumbedeutsame Planungen
	Die Festlegung erfasst auch beste�hende raumbedeutsame Planungen




	Table
	TBody
	TR
	TD
	TD
	Span
	b) Fraglich bleibt, ob der Plangeber ausreichende Kompetenzen hat, um bestehende Anlagen

des Hochwasserschutzes zu prüfen. Dies muss dem Fachrecht überlassen bleiben.


	b) Fraglich bleibt, ob der Plangeber ausreichende Kompetenzen hat, um bestehende Anlagen

des Hochwasserschutzes zu prüfen. Dies muss dem Fachrecht überlassen bleiben.


	 

	und Maßnahmen. Dies ist sachge�recht, auch wenn entsprechende Anla�gen regelmäßig Bestandsschutz genie-

ßen.


	und Maßnahmen. Dies ist sachge�recht, auch wenn entsprechende Anla�gen regelmäßig Bestandsschutz genie-

ßen.
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	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	Maßnahmen des Hochwasserschutzes sollten ausgenommen bzw. es sollte ergänzt werden,

dass nach § 73 Abs. 6 WHG eine Überprüfung bereits im 6-Jahres-Rhythmus gesetzlich nor�miert ist.


	 

	Bei der nach § 73 Abs. 6 WHG vorge�sehenen Prüfung kann es sich auch um

die von der Festlegung geforderte mit�telfristige Prüfung handeln, so dass

den raumordnerischen Anforderungen

an die Festlegung insoweit Genüge ge�tan wird.


	Bei der nach § 73 Abs. 6 WHG vorge�sehenen Prüfung kann es sich auch um

die von der Festlegung geforderte mit�telfristige Prüfung handeln, so dass

den raumordnerischen Anforderungen

an die Festlegung insoweit Genüge ge�tan wird.


	 


	TR
	TD
	TD
	Span
	12 Vereinigung der Landesdenkmalpfleger:


	12 Vereinigung der Landesdenkmalpfleger:


	Änderung der Festlegung in: „Raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen, die dem Hoch�wasserschutz dienen oder ihn beeinflussen, sollen in mittelfristigen Zeiträumen im Hinblick

auf die Auswirkungen des Klimawandels überprüft und gegebenenfalls angepasst werden.“



	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
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	12 
	12 

	3. Grenzüberschreitende Ko�ordinierung


	3. Grenzüberschreitende Ko�ordinierung
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	13 

	I.3 (G) Raumbedeutsame Pla�nungen und Maßnahmen zum

Hochwasserschutz sollen

flussgebietseinheitsbezogen

in dem Umfang koordiniert

werden, wie es nach ihrem In�halt und Detaillierungsgrad

angemessenerweise verlangt

werden kann. Insbesondere

sollen die Auswirkungen der

Planungen und Maßnahmen

nach Satz 1 auf die Unterlie�ger und die Oberlieger be�rücksichtigt werden. Die Rück�haltung von Hochwässern soll

Vorrang vor dem Bau von

Hochwasserschutzanlagen in


	I.3 (G) Raumbedeutsame Pla�nungen und Maßnahmen zum

Hochwasserschutz sollen

flussgebietseinheitsbezogen

in dem Umfang koordiniert

werden, wie es nach ihrem In�halt und Detaillierungsgrad

angemessenerweise verlangt

werden kann. Insbesondere

sollen die Auswirkungen der

Planungen und Maßnahmen

nach Satz 1 auf die Unterlie�ger und die Oberlieger be�rücksichtigt werden. Die Rück�haltung von Hochwässern soll

Vorrang vor dem Bau von

Hochwasserschutzanlagen in



	11 Freie und Hansestadt Hamburg:


	11 Freie und Hansestadt Hamburg:


	Der Grundsatz soll entfallen, da bereits gesetzlich im WHG geregelt. Die Auswirkung auf

Ober- und Unterlieger wird bei Planfeststellungverfahren mit geprüft.


	 

	Die Festlegung wird nach nochmaliger

Prüfung für erforderlich erachtet.


	Die Festlegung wird nach nochmaliger

Prüfung für erforderlich erachtet.
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	15 Freie Hansestadt Bremen:


	15 Freie Hansestadt Bremen:


	Die Festlegung wird durch das WHG normiert und ist entbehrlich. Planungen im Hochwasser�schutz unterliegen der Planfeststellungspflicht. In dem Zuge sind bereits die Auswirkungen

auf Ober- und Unterlieger zu prüfen.


	 

	Die Festlegung wird nach nochmaliger

Prüfung für erforderlich erachtet.


	Die Festlegung wird nach nochmaliger

Prüfung für erforderlich erachtet.
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	21h LK Stade / Landkreistag:


	21h LK Stade / Landkreistag:


	Die geforderte flussgebietseinheitsbezogene Koordinierung von raumbedeutsamen Planun�gen und Maßnahmen zum Hochwasserschutz wird begrüßt. Allerdings würde die in der Be�gründung auf Seite 18 genannte Beteiligung der obersten Landesplanungs- und Wasserwirt�schaftsbehörden, die durch die jeweilige Flussgebietseinheit „berührt“ werden, für den Land�kreis Stade eine Beteiligung dieser Behörden entlang der gesamten Elbe bedeuten. Dies er�scheint nicht praktikabel und nicht alltagstauglich.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Eine Koordinierung, die

nicht flussgebietseinheitsbezogen er�folgt, wäre nicht sachgerecht.
	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Eine Koordinierung, die

nicht flussgebietseinheitsbezogen er�folgt, wäre nicht sachgerecht.
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	Fließ-richtung wie Deichen ha�ben, soweit dies mit dem in�tegralen Ansatz des wasser�wirtschaftlichen Hochwasser�risikomanagements – jeweils

angepasst an die örtliche Situ�ation – vereinbar ist.


	Fließ-richtung wie Deichen ha�ben, soweit dies mit dem in�tegralen Ansatz des wasser�wirtschaftlichen Hochwasser�risikomanagements – jeweils

angepasst an die örtliche Situ�ation – vereinbar ist.



	24c Bauministerium NRW:


	24c Bauministerium NRW:


	Hier liest sich der Plan eher wie ein Fachgesetz als ein Raumordnungsplan und richtet sich

u. a. an die Vorhabenzulassung. In Genehmigungsverfahren werden jedoch regelmäßig ge�bundene Entscheidungen getroffen, ohne hierbei die Ziele und Grundsätze der Raumord�nung berücksichtigen zu können. Wollte man den Bezug zur Vorhabenzulassung nicht, wären

im Satz 1 des Grundsatzes die Wörter „und Maßnahmen“ zu streichen. Dieser Grundsatz

enthält keine inhaltlichen, sondern verfahrensrechtliche Vorgaben. Es ist zumindest fraglich,

ob die Vorgaben eines methodischen Vorgehens eine Festlegung der Raumordnung sein kön�nen.


	 

	Die Festlegung kann nach Maßgabe

des § 4 ROG auch in Vorhabenzulas�sungsverfahren Bedeutung erlangen.

Soweit Vorhaben etwa im Wege der

Planfeststellung zugelassen werden,

findet hier regelmäßig eine umfas�sende Abwägung statt. In Baugeneh�migungsverfahren findet die Festle�gung regelmäßig keine Anwendung

(mit Ausnahme bei der Zulassung von

raumbedeutsamen Außenbereichsvor�haben, vgl. § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB).


	Die Festlegung kann nach Maßgabe

des § 4 ROG auch in Vorhabenzulas�sungsverfahren Bedeutung erlangen.

Soweit Vorhaben etwa im Wege der

Planfeststellung zugelassen werden,

findet hier regelmäßig eine umfas�sende Abwägung statt. In Baugeneh�migungsverfahren findet die Festle�gung regelmäßig keine Anwendung

(mit Ausnahme bei der Zulassung von

raumbedeutsamen Außenbereichsvor�haben, vgl. § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB).
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	24d REGIONALVERBAND RUHR/ NRW:


	24d REGIONALVERBAND RUHR/ NRW:


	In NRW ist der länderübergreifende Austausch und Abgleich von Planungen und Maßnahmen

auch ohne einen länderübergreifenden Raumordnungsplan für den Hochwasserschutz ge�währleistet.


	 

	Eine bundesweit einheitliche Regelung

ist vor dem Hintergrund zunehmender

und länderübergreifender Hochwasse�rereignisse geboten.


	Eine bundesweit einheitliche Regelung

ist vor dem Hintergrund zunehmender

und länderübergreifender Hochwasse�rereignisse geboten.
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	24g Bezirksregierung Köln / NRW:


	24g Bezirksregierung Köln / NRW:


	Die Festlegung ist ganz oder zumindest teilweise entbehrlich, weil bereits teilweise oder voll�ständig im Wasserrecht geregelt.


	 

	Die Festlegung wird nach nochmaliger

Prüfung für erforderlich gehalten.


	Die Festlegung wird nach nochmaliger

Prüfung für erforderlich gehalten.
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	37 SRL Vereinigung für Stadt--, Regional- und Landesplanung:


	37 SRL Vereinigung für Stadt--, Regional- und Landesplanung:


	Wir begrüßen ausdrücklich den Vorrang der Hochwasser-Rückhaltung vor dem Bau von

Hochwasserschutzanlagen (über die Ausführungen dazu in der Begründung hinaus), da dies

ein funktioneller Ersatz für verlorengegangene, natürliche Retentionsräume (Fluss-Auen, Mä-

ander) ist, und da Retentionsräume ohnehin weitgehend auf die ursprünglich vorhandenen

und mit historischen Karten gut nachweisbaren Flächen zugreifen müssen. Dadurch ist auch

in der Öffentlichkeit eine hohe Akzeptanz erreichbar, auch über Ländergrenzen hinweg.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
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	04 Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung:


	04 Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung:


	a) Es ist nicht klar, warum in einem Raumordnungsplan geregelt werden muss, was in Gebie�ten, die nach dem WHG festgelegt sind, unzulässig oder nur in bestimmten Formen zulässig

ist. Der Festlegung wird weiterhin widersprochen.


	b) Unserer Bitte, dass Wort „koordiniert" durch das Wort „abgestimmt" zu ersetzen, wurde

nicht nachgekommen. Ziel war es klarzustellen, dass es keine koordinierende und damit fe�derführende/bestimmende Stelle gibt. Die Forderung nach Konkretisierung der geforderten

Koordinierung wird daher aufrechterhalten.



	Zu a) Nach nochmaliger Prüfung er�scheint die Festlegung sachgerecht.

Sie ist komplementär zum WHG und

orientiert sich an dessen Gebietskulis�sen.


	Zu a) Nach nochmaliger Prüfung er�scheint die Festlegung sachgerecht.

Sie ist komplementär zum WHG und

orientiert sich an dessen Gebietskulis�sen.


	Zu b) Der Forderung wird auch nach

nochmaliger Prüfung nicht entspro�
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	chen. In der Begründung ist klarge�stellt, dass die "Koordinierung" nicht

gleichbedeutend ist mit dem formel�len – im ROG geregelten – Abstim�mungsverfahren im Rahmen der Auf�stellung eines Raumordnungsplans.


	chen. In der Begründung ist klarge�stellt, dass die "Koordinierung" nicht

gleichbedeutend ist mit dem formel�len – im ROG geregelten – Abstim�mungsverfahren im Rahmen der Auf�stellung eines Raumordnungsplans.
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	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	Zur Begründung:


	Die in Absatz 2 Satz 4 benannte Koordination sollte sich auf oberste landesplanungs- und

Wasserbehörden im Bundesgebiet beschränken.


	 

	Die geforderte Beschränkung wäre

nicht sachgerecht im Hinblick auf ei�nen flussgebietseinheitsbezogenen

Hochwasserschutz.


	Die geforderte Beschränkung wäre

nicht sachgerecht im Hinblick auf ei�nen flussgebietseinheitsbezogenen

Hochwasserschutz.
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	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	a) Der Handlungsauftrag des Grundsatzes bleibt nebulös. Form und Inhalt der anzustreben�den Koordination sind nicht erkennbar. Offen bleiben auch die Art und der Zweck der ange�strebten Koordinierung. Auch Grundsätze der Raumordnung müssen aus raumordnungs�rechtlicher Sicht ein Minimum an sachlicher Bestimmtheit erreichen. Dies ist durch den Plan�geber nicht ausreichend gelungen.


	b) Angesichts der Größe der Flusseinheiten in Deutschland und der in diesen Räumen aktiven

hohen Anzahl von Planungsträgern dürfen nur die Adressaten für den Plansatz benannt wer�den, von denen realistischer Weise eine Abstimmung in Flusseinheiten verlangt werden

kann. Für einzelne Bauleitplanungen macht dies jedenfalls keinen Sinn (Problem der großen

Zahl).


	c) Grundsätzlich sollte für den Kompetenztitel des Bundes überprüft werden, ob der Bund

auch Planungsträger für den Hochwasserschutz zu einer Koordinierung ihrer Fachplanungen

zwingen darf. Hier greift der Bund als Träger der Bundesraumordnung in fachgesetzliche Zu�ständigkeiten ein. Grundsätzlich ist es Sache der wasserwirtschaftlichen Fachplanungen bzw.

des Gesetzgebers für das Fachrecht zu entscheiden, wie Fachpläne für den Hochwasser�schutz koordiniert und abgestimmt werden. Der Raumordnung ist es versagt, das Fachrecht

zu ersetzen oder sich an die Stelle des Fachrechts zu setzen.


	d) Raumordnungsrechtlich kann der Bund maximal verlangen, dass Raumordnungspläne

nach Flusseinzugsgebieten im Hinblick auf ihre Festsetzungen zum Hochwasserschutz zwi�schen Raumordnungsträgern abgestimmt werden.


	e) Es wird gefordert, die im Grundsatz vorgesehene Koordinierungs- und Abstimmungspflicht

raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen ausschließlich auf die Fachplanungen des

Hochwasserschutzes einzugrenzen.



	Zu a) Es bestehen keine Bedenken der

hinreichenden Konkretisierung und

damit der Vollziehbarkeit des Grund�satzes der Raumordnung. Eine wei�terte Konkretisierung, auch der räum�lichen Bestimmtheit, kann – soweit sie

erforderlich erachtet werden – auf

Ebene der Landes- und Regionalpla�nung erfolgen.


	Zu a) Es bestehen keine Bedenken der

hinreichenden Konkretisierung und

damit der Vollziehbarkeit des Grund�satzes der Raumordnung. Eine wei�terte Konkretisierung, auch der räum�lichen Bestimmtheit, kann – soweit sie

erforderlich erachtet werden – auf

Ebene der Landes- und Regionalpla�nung erfolgen.


	Zu b) Eine Einschränkung des Adressa�tenkreises wird nicht für sachgerecht

gehalten. Eine Koordinierung braucht

sich nur auf das zu erstrecken, was

nach dem jeweiligen Detaillierungs�grad und Umfang der Planung in ange�messener Weise verlangt werden

kann.


	Zu c) Der BRPH wurde komplementär

zu den Fachplanungen konzipiert und

ersetzt diese nicht. Bei I.3 handelt es

sich um einen abwägbaren Grundsatz

der Raumordnung.


	Zu d) Die Festlegung adressiert nicht

nur Raumordnungspläne.
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	f) Änderung Satz 1: „Raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen zum Hochwasserschutz

sollen flussgebietseinheitsbezogen abgestimmt und deren Auswirkungen auf die Unterlieger

und die Oberlieger dabei berücksichtigt werden.“


	f) Änderung Satz 1: „Raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen zum Hochwasserschutz

sollen flussgebietseinheitsbezogen abgestimmt und deren Auswirkungen auf die Unterlieger

und die Oberlieger dabei berücksichtigt werden.“


	 

	Zu e) Die festgelegte Koordinierungs�pflicht erweist sich auch nach noch�maliger Prüfung als sachgerecht.


	Zu e) Die festgelegte Koordinierungs�pflicht erweist sich auch nach noch�maliger Prüfung als sachgerecht.


	Zu f) Der Forderung wird aus Gründen

der Verhältnismäßigkeit nicht gefolgt:

Es soll keine förmliche Abstimmungs�pflicht entsprechend § 7 ROG festge�legt werden.
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	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	Der Grundsatz betrifft ausschließlich raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen zum

Hochwasserschutz, so dass eine Umsetzung auf fachplanerischer Ebene eher geboten ist und

eine Festlegung im Raumordnungsplan verzichtbar ist.


	 

	An der Festlegung wird auch nach

nochmaliger Prüfung festgehalten. Sie

ist nicht zuletzt deshalb erforderlich,

da der Raumordnung ein überfachli�cher und gesamträumlicher Koordinie�rungsauftrag zukommt.


	An der Festlegung wird auch nach

nochmaliger Prüfung festgehalten. Sie

ist nicht zuletzt deshalb erforderlich,

da der Raumordnung ein überfachli�cher und gesamträumlicher Koordinie�rungsauftrag zukommt.
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	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	a) Satz 1 und 2: Maßnahmen des Hochwasserschutzes sollten ausgenommen werden, da ins�besondere Hochwasserschutzanlagen an Gewässern nach § 68 WHG der Planfeststellungs�pflicht unterliegen. In diesem Zuge sind Auswirkungen auf Ober- und Unterlieger zu prüfen.


	b) Satz 3 ist entbehrlich, da nach § 67 WHG der Grundsatz zur Erhaltung von Rückhalteflä-

chen ebenso wie der Grundsatz, wonach das natürliche Abflussverhalten von Gewässern

nicht wesentlich verändert werden darf, gilt. Damit ist der wesentliche Inhalt von Satz 3 be�reits normiert.


	Zur Begründung: Änderung Absatz 2 Satz 4:


	„…eine Abstimmung mit allen obersten Landesplanungs- und Wasserwirtschaftsbehörden…“


	 

	Auch nach nochmaliger Prüfung er�scheint die Festlegung für einen best�möglichen Hochwasserschutz sachge�recht.


	Auch nach nochmaliger Prüfung er�scheint die Festlegung für einen best�möglichen Hochwasserschutz sachge�recht.
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	II. Schutz vor Hochwasser

ausgenommen Meeresüber�flutungen


	II. Schutz vor Hochwasser

ausgenommen Meeresüber�flutungen


	 
	1. Einzugsgebiete nach § 3

Nummer 13 WHG


	 

	21j LK Lüchow-Dannenberg / Landkreistag:


	21j LK Lüchow-Dannenberg / Landkreistag:


	Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb als räumlicher Bezug für die nachfolgenden Regelungen

explizit die Einzugsgebiete nach § 3 Nr. 13 WHG aufgeführt sind, da dies das gesamte Bun�desgebiet umfasst.



	Der Geltungsbereich des BRPH um�fasst das gesamte Bundesgebiet, so

dass es sachgerecht ist, auf die Ein�zugsgebiete Bezug zu nehmen.


	Der Geltungsbereich des BRPH um�fasst das gesamte Bundesgebiet, so

dass es sachgerecht ist, auf die Ein�zugsgebiete Bezug zu nehmen.
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	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	Die Festlegungen im II. Abschnitt haben für NRW flächendeckende Wirkungen für Aspekte

der Bodennutzung sowie der Voraussetzung für die Ver- und Entsiegelung von Flächen. Dies

wird abgelehnt.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
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	24 h Bezirksregierung Münster / NRW:


	24 h Bezirksregierung Münster / NRW:


	Als Adressaten der Festlegungen sollen ausschließlich die wasserwirtschaftlichen Fachbehör�den benannt werden.


	 

	Eine Einschränkung des Adressaten�kreises der Festlegungen wäre nicht

sachgerecht.


	Eine Einschränkung des Adressaten�kreises der Festlegungen wäre nicht

sachgerecht.
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	II.1.1 (G) Bei raumbedeutsa�men Planungen und Maßnah�men in Einzugsgebieten nach

§ 3 Nummer 13 WHG sollen

hochwasserminimierende As�pekte berücksichtigt werden.

Auf eine weitere Verringerung

der Schadenspotentiale soll

auch dort, wo technische

Hochwasserschutzanlagen

schon vorhanden sind, hinge�wirkt werden.


	II.1.1 (G) Bei raumbedeutsa�men Planungen und Maßnah�men in Einzugsgebieten nach

§ 3 Nummer 13 WHG sollen

hochwasserminimierende As�pekte berücksichtigt werden.

Auf eine weitere Verringerung

der Schadenspotentiale soll

auch dort, wo technische

Hochwasserschutzanlagen

schon vorhanden sind, hinge�wirkt werden.



	35 Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen BW:


	35 Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen BW:


	Es ist in der Begründung klarzustellen, welche Einrichtungen des Wasserabflusses konkret ge�meint sind. Zudem ist nicht konkretisiert welches hydrologische Ereignis als Bemessungs�grundlage gewählt werden soll. Insofern ist davon auszugehen, dass aufgrund der Unbe�stimmtheit der Formulierungen die Regelung ins Leere läuft.


	 

	Nach nochmaliger Prüfung erscheint

die Festlegung hinreichend konkret.


	Nach nochmaliger Prüfung erscheint

die Festlegung hinreichend konkret.
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	25 Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:


	25 Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:


	Zur Begründung:


	Formulierung „zu simulieren“ in Absatz 2 ändern zu „anzunehmen“, da nicht immer eine Si�mulation zugrunde liegen muss.



	Der Wortlaut wird in „anzunehmen o�der zu simulieren“ geändert.


	Der Wortlaut wird in „anzunehmen o�der zu simulieren“ geändert.




	TR
	TD
	TD
	Span
	17 Unternehmerverbände Niedersachsen:


	17 Unternehmerverbände Niedersachsen:


	Unklar ist, inwieweit weitere Schutzmaßnahmen an Anlagen zu erwarten und ob diese ver�hältnismäßig sein dürften, wenn bereits heute technische Hochwasserschutzanlagen vorhan�den sind.


	 

	Bei Anwendung des Grundsatzes, der

ggf. im Rahmen der Abwägung über�wunden werden kann, wird auch die

Verhältnismäßigkeit im Einzelfall zu

prüfen sein.


	Bei Anwendung des Grundsatzes, der

ggf. im Rahmen der Abwägung über�wunden werden kann, wird auch die

Verhältnismäßigkeit im Einzelfall zu

prüfen sein.
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	22 Verband der Chemischen Industrie:


	22 Verband der Chemischen Industrie:


	Unklar ist, inwieweit weitere Schutzmaßnahmen an Anlagen zu erwarten sind und ob diese

verhältnismäßig sein dürften, wenn bereits heute technische Hochwasserschutzanlagen vor�handen sind.


	 

	Bei Anwendung des Grundsatzes, der

ggf. im Rahmen der Abwägung über�wunden werden kann, wird auch die

Verhältnismäßigkeit im Einzelfall zu

prüfen sein.


	Bei Anwendung des Grundsatzes, der

ggf. im Rahmen der Abwägung über�wunden werden kann, wird auch die

Verhältnismäßigkeit im Einzelfall zu

prüfen sein.
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	24c Bauministerium NRW:


	24c Bauministerium NRW:


	Hier liest sich der Plan eher wie ein Fachgesetz als ein Raumordnungsplan und richtet sich

u.a. an die Vorhabenzulassung. In Genehmigungsverfahren werden jedoch regelmäßig ge�bundene Entscheidungen getroffen ohne hierbei die Ziele und Grundsätze der Raumordnung

berücksichtigen zu können.


	Wollte man den Bezug zur Vorhabenzulassung nicht, wären im Satz 1 des Grundsatzes die

Wörter „und Maßnahmen“ zu streichen.


	 

	Die Festlegung kann nach Maßgabe

des § 4 ROG auch in Vorhabenzulas�sungsverfahren Bedeutung erlangen.

Soweit Vorhaben etwa im Wege der

Planfeststellung zugelassen werden,

findet hier regelmäßig eine umfas�sende Abwägung statt. In Baugeneh�migungsverfahren findet die Festle�gung regelmäßig keine Anwendung

(eine Ausnahme gilt für raumbedeut�same Außenbereichsvorhaben nach §

35 Abs. 3 S. 2 BauGB).
	Die Festlegung kann nach Maßgabe

des § 4 ROG auch in Vorhabenzulas�sungsverfahren Bedeutung erlangen.

Soweit Vorhaben etwa im Wege der

Planfeststellung zugelassen werden,

findet hier regelmäßig eine umfas�sende Abwägung statt. In Baugeneh�migungsverfahren findet die Festle�gung regelmäßig keine Anwendung

(eine Ausnahme gilt für raumbedeut�same Außenbereichsvorhaben nach §

35 Abs. 3 S. 2 BauGB).
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	24g Bezirksregierung Köln / NRW:


	24g Bezirksregierung Köln / NRW:


	Die Festlegung ist ganz oder zumindest teilweise entbehrlich, weil bereits teilweise oder voll�ständig im Wasserrecht geregelt.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
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	26 Landesplanung Thüringen:


	26 Landesplanung Thüringen:


	Warum hier auf den Begriff Einzugsgebiet nach § 3 Nr. 13 WHG abgestellt wird, ist nicht

nachvollziehbar.


	Die gemeindliche Ebene, welche Adressat dieser Festlegung zu sein scheint, wird aus syste�matischen Gründen kritisch hinterfragt. Damit würden Landes- und Regionalpläne als Stufen

der Planungshierarchie übersprungen. Jegliche Vorgaben hinsichtlich der Landnutzung stel�len einen Eingriff in betriebswirtschaftliche Strukturen und Eigentumsverhältnisse und somit

in die Agrarstruktur dar ("hochwasserangepasste Art und Weise der Nutzung") und sind je�weils nur im Einzelfall zu betrachten.


	 

	Der Geltungsbereich des BRPH umfasst das ge�samte Bundesgebiet, so dass es sachgerecht ist,

auf die Einzugsgebiete Bezug zu nehmen. Sowei

die Festlegung „raumbedeutsame Planungen un

Maßnahmen“ erfasst, richtet sie sich nicht – wie

vermutet wird – nur an die gemeindliche Ebene

siehe § 4 ROG.


	Der Geltungsbereich des BRPH umfasst das ge�samte Bundesgebiet, so dass es sachgerecht ist,

auf die Einzugsgebiete Bezug zu nehmen. Sowei

die Festlegung „raumbedeutsame Planungen un

Maßnahmen“ erfasst, richtet sie sich nicht – wie

vermutet wird – nur an die gemeindliche Ebene

siehe § 4 ROG.
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	36 Ministerium f. Wohnen, Bau u. Verkehr BY:


	36 Ministerium f. Wohnen, Bau u. Verkehr BY:


	Nach der Präambel des Entwurfs soll der Raumordnungsplan komplementär zum Regelungs�regime des Fachrechts, dem WHG, konzipiert sein. Unseres Erachtens wird das bisherige Re�gelungsregime durch den Entwurf unklarer, da sich Bestimmungen zur Ausweisung neuer

Siedlungsgebiete und zum Bauen in den Gebietstypen des WHG nach Erlass des Raumord�nungsplans sowohl aus dem Raumordnungsplan als auch aus dem WHG ergeben. Daher wird

um Prüfung gebeten, ob der Plansatz beibehalten werden soll.


	Bisher sind sämtliche Regelungen im WHG zusammengefasst. Im Entwurf werden Anforde�rungen an die Bauleitplanung in Einzugsgebieten nach § 3 Nr. 13 WHG gestellt. Solche Anfor�derungen sind im WHG nicht vorgesehen. Das Gesetz sieht im Vergleich zum BauGB stren�gere Anforderungen an die Bauleitplanung nur dann vor, wenn ein Überschwemmungsgebiet

oder ein Risikogebiet vorliegt, nicht aber bei Einzugsgebieten nach § 3 Nr. 13 WHG. Die vor�gesehenen Bestimmungen sollten, wenn diese als zweckmäßig erachtet werden, systema�tisch unmittelbar im WHG aufgenommen werden.


	 

	Die Bedenken werden nicht geteilt.

Der BRPH orientiert sich an den Ge�bietskategorien des WHG und greift

diese auf. Für eine Änderung des WHG

wäre der Gesetzgeber zuständig.


	Die Bedenken werden nicht geteilt.

Der BRPH orientiert sich an den Ge�bietskategorien des WHG und greift

diese auf. Für eine Änderung des WHG

wäre der Gesetzgeber zuständig.
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	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	Die Festlegung erscheint räumlich zu unbestimmt.


	Zur Begründung:


	„Siedlungsentwicklung“ sowie „Land- und Forstwirtschaft“ sind keine raumbedeutsamen Pla�nungen oder Maßnahmen nach § 3 Abs. 1 Nr. 6 ROG. Vorschlag zur Umformulierung: „raum�bedeutsame Vorhaben im Bereich der Siedlungsentwicklung sowie in den Bereichen der

Land- und Forstwirtschaft“.


	 

	Der Anregung – Änderung in der Be�gründung – wird gefolgt.
	Der Anregung – Änderung in der Be�gründung – wird gefolgt.
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	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	Der neu angefügte Satz 2 des Grundsatzes und die darauf bezogenen Ergänzungen in der Be�gründung sind unpassend, da sich diese inhaltlich nicht auf die gesamten Einzugsgebiete,

sondern nur auf Risikogebiete beziehen lassen.


	Zur Begründung:


	Es sollte auf erläuternde, beispielhafte Hinweise zu multifunktionalen Nutzungsformen wie

der Schaffung von Hochwasserrückhalteräumen im Zusammenhang mit der oberflächenna�hen Rohstoffgewinnung in der Nähe von Flüssen und Vorflutern verzichtet werden, da das

Retentionspotential bei den hier üblicherweise anzutreffenden Nassabgrabungen vergleichs�weise gering ist und Abgrabungen einen erheblichen Eingriff in die Auen darstellen können.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Die Ausführungen in der

Begründung sind nicht abschließend

und haben lediglich erläuternden Cha�rakter.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Die Ausführungen in der

Begründung sind nicht abschließend

und haben lediglich erläuternden Cha�rakter.
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	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	Unklar, was mit „hochwassermindernden Aspekten“ gemeint ist, daher:


	Änderung Satz 1:


	„Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen in Einzugsgebieten nach § 3 Nr. 13

WHG sollen deren Wirkungen im Hinblick auf den Hochwasserabfluss überprüft werden.“


	Zur Begründung: Änderung Satz 2:


	„Eine Reduzierung der Auswirkungen von Hochwasserereignissen kann je…“


	 

	Dem Änderungsvorschlag wird nicht

gefolgt; er würde nicht dem Rege�lungszweck entsprechen.


	Dem Änderungsvorschlag wird nicht

gefolgt; er würde nicht dem Rege�lungszweck entsprechen.
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	38 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:


	38 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:


	Anstelle des Begriffes „hochwasserminimierend" sollte der in § 75 WHG für die HWRM-Pläne

etablierte Begriff „hochwasserverringernd" oder „hochwassermindernd" verwendet werden.


	In der Begründung wird Ackerbau generell als hochwasserangepasste Nutzung der Landwirt�schaft bezeichnet. Das ist unzutreffend aufgrund der Anfälligkeit der Böden für Erosion, der

geringeren abflussmindernden Wirkung und des möglichen Schadstoffeintrags in Gewässer.

Extensives Grünland ist hochwasserangepasst.


	In der Begründung ist zudem formuliert, dass beim Hochwasserschutz „auch in durch techni�sche Hochwasserschutzanlagen geschützten Bereichen anzusetzen ist", wobei im Folgenden

Bezug zur hochwasserangepassten Bauweise und Anpassung der Nutzung genommen wird.

Dabei handelt es sich um Hochwasservorsorge im Sinne von Flächenvorsorge/Bauvorsorge

und um Eigenvorsorge, nicht aber um Hochwasserschutz im klassischen Sinne (technisch).

Eine entsprechende Umformulierung wird empfohlen.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
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	05 Wirtschaftsvereinigung Stahl:


	05 Wirtschaftsvereinigung Stahl:


	Der Plansatz beschränkt die potenziellen Bau- und Erweiterungsmöglichkeiten der Unterneh�men, da nun auch die Gebiete hinter den Deichen Planungsrestriktionen erfahren. Diese Re�gel ist mit Blick auf die Niederlande unverhältnismäßig.


	 

	Die pauschal vorgetragene Beschrän�kung potentieller Bau- und Erweite�rungsmöglichkeiten von Unternehmen

kann der Festlegung nicht entnommen

werden. Im Übrigen handelt es sich
	Die pauschal vorgetragene Beschrän�kung potentieller Bau- und Erweite�rungsmöglichkeiten von Unternehmen

kann der Festlegung nicht entnommen

werden. Im Übrigen handelt es sich
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	um einen der Abwägung zugänglichen

Grundsatz der Raumordnung.


	um einen der Abwägung zugänglichen

Grundsatz der Raumordnung.
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	16 
	16 

	II.1.2 (Z) In Einzugsgebieten

nach § 3 Nummer 13 WHG ist

hinter Hochwasserschutzanla�gen der Raum, der aus was�serwirtschaftlicher Sicht für

eine später notwendige Ver�stärkung der Hochwasser�schutzanlagen erforderlich

sein wird, von entgegenste�henden Nutzungen und Funk�tionen freizuhalten. Gleicher�maßen ist der aus wasserwirt�schaftlicher Sicht notwendige

Raum für Deichrückverlegun�gen von entgegenstehenden

Nutzungen und Funktionen

freizuhalten. Die Sätze 1 und 2

gelten nur für den Fall, dass

den Maßnahmen des Hoch�wasserschutzes keine unüber�windbaren Rechte entgegen�stehen.


	II.1.2 (Z) In Einzugsgebieten

nach § 3 Nummer 13 WHG ist

hinter Hochwasserschutzanla�gen der Raum, der aus was�serwirtschaftlicher Sicht für

eine später notwendige Ver�stärkung der Hochwasser�schutzanlagen erforderlich

sein wird, von entgegenste�henden Nutzungen und Funk�tionen freizuhalten. Gleicher�maßen ist der aus wasserwirt�schaftlicher Sicht notwendige

Raum für Deichrückverlegun�gen von entgegenstehenden

Nutzungen und Funktionen

freizuhalten. Die Sätze 1 und 2

gelten nur für den Fall, dass

den Maßnahmen des Hoch�wasserschutzes keine unüber�windbaren Rechte entgegen�stehen.



	06 Sächsisches Staatsministerium für Regionalentwicklung:


	06 Sächsisches Staatsministerium für Regionalentwicklung:


	Dieser Plansatz erfüllt nicht die erforderlichen Voraussetzungen eines Zieles. Er ist weder

ausreichend sachlich und noch räumlich bestimmt und nicht abschließend abgewogen.


	Aufgabe der Raumordnung ist, die Abwägung zwischen den unterschiedlichen Fachplanun�gen vorzunehmen. Hier werden ausschließlich wasserwirtschaftliche Belange berücksichtigt.


	Die Festlegung adressiert u. a. die Träger der Bauleitplanung. Fraglich ist, ob es auf Ebene der

Bundesraumordnung überhaupt ein Erfordernis für diese stark in die kommunale Planungs�hoheit eingreifende Festlegungen gibt, insbesondere, da die Wasserwirtschaft selbst über In�strumente für den Hochwasserschutz verfügt.


	 

	Die Festlegung Zielcharakter gemäß §

3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Sie ist auf der

übergeordneten Ebene der Bundes�raumordnung letztabgewogen; sie ist

sachgerecht und erforderlich, um den

überragenden Gefahren und Schäden,

die Hochwasserereignisse hervorru�fen, zu begegnen. Sie ist auch verhält�nismäßig, da es um einen örtlich eng

umgrenzten Raum geht. Die nachfol�genden Ebenen haben im Rahmen der

Konkretisierung und Umsetzung der

Festlegung durchaus einen Ermessens�spielraum.


	Die Festlegung Zielcharakter gemäß §

3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Sie ist auf der

übergeordneten Ebene der Bundes�raumordnung letztabgewogen; sie ist

sachgerecht und erforderlich, um den

überragenden Gefahren und Schäden,

die Hochwasserereignisse hervorru�fen, zu begegnen. Sie ist auch verhält�nismäßig, da es um einen örtlich eng

umgrenzten Raum geht. Die nachfol�genden Ebenen haben im Rahmen der

Konkretisierung und Umsetzung der

Festlegung durchaus einen Ermessens�spielraum.
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	11 Freie und Hansestadt Hamburg:


	11 Freie und Hansestadt Hamburg:


	Das Ziel soll als Grundsatz formuliert werden.


	 

	Nach nochmaliger Prüfung wird an der

Festlegung als Ziel der Raumordnung

festgehalten.


	Nach nochmaliger Prüfung wird an der

Festlegung als Ziel der Raumordnung

festgehalten.
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	15 Freie Hansestadt Bremen:


	15 Freie Hansestadt Bremen:


	Die Festlegung hat keinen Zielcharakter.


	 

	Die Festlegung hat Zielcharakter ge�mäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Sie ist auf

der übergeordneten Ebene der Bun�desraumordnung letztabgewogen.


	Die Festlegung hat Zielcharakter ge�mäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Sie ist auf

der übergeordneten Ebene der Bun�desraumordnung letztabgewogen.
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	27 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V.:


	27 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V.:


	Das Ziel ist zu streichen, da die Nutzung hinter Hochwasserschutzanlagen möglich bleiben

muss. Das Ziel ist ohne Ausnahmemöglichkeit ausgestaltet und in dieser Form nicht verhält�nismäßig.


	 

	Die Festlegung wird partiell geändert.


	Die Festlegung wird partiell geändert.


	Im Übrigen ist eine rückwärtige Nut�zung möglich, soweit der Raum nicht

aus wasserwirtschaftlicher Sicht für

die Verstärkung von Hochwasser�schutzanlagen oder Deichverlegungen

erforderlich ist. In diesem räumlich be�grenzten Raum müssen Maßnahmen

zum Hochwasserschutz uneinge�schränkt möglich bleiben.
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	35 Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen BW:


	35 Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen BW:


	Der Plansatz hat keinen Zielcharakter, da ausschließlich wasserwirtschaftliche Belange be�rücksichtigt werden. Aufgabe der Raumordnung als überfachliche Gesamtplanung, mit ihrer

Funktion die verschiedenen Raumansprüche aufeinander abzustimmen, ist hiermit nicht zu

erfüllen. Insoweit ist nicht erkennbar, dass der Plansatz abschließend abgewogen sein kann.


	 

	Die Festlegung hat Zielcharakter ge�mäß § 3 Abs.1 Nr. 2 ROG. Sie ist auf

der übergeordneten Ebene der Bun�desraumordnung letztabgewogen; sie

ist sachgerecht und erforderlich, um

den überragenden Gefahren und

Schäden, die Hochwasserereignisse

hervorrufen, zu begegnen.


	Die Festlegung hat Zielcharakter ge�mäß § 3 Abs.1 Nr. 2 ROG. Sie ist auf

der übergeordneten Ebene der Bun�desraumordnung letztabgewogen; sie

ist sachgerecht und erforderlich, um

den überragenden Gefahren und

Schäden, die Hochwasserereignisse

hervorrufen, zu begegnen.
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	10 Deutscher Anwaltverein:


	10 Deutscher Anwaltverein:


	Es ist zweifelhaft, ob sich der für die Deichrückverlegung freizuhaltende Raum von den Ad�ressaten hinreichend bestimmen lässt. Vor allem bei den privaten Vorhabenträgern ist unsi�cher, ob sie diese Flächen eindeutig identifizieren können. Angesichts der grundrechtsbeein�trächtigenden Wirkung solcher Freihaltegebote könnte sich daraus ein rechtsstaatliches Defi�zit ergeben.


	 

	Die Festlegung wird partiell geändert.


	Die Festlegung wird partiell geändert.


	In Satz 3 neu wird konkretisiert, wann

ein Raum als erforderlich im Sinne von

Satz 1 der Festlegung anzusehen ist.

Satz 5 neu regelt weitere Ausnahmen.


	Insoweit wird dem Bestimmbarkeits�erfordernis eines Ziels der Raumord�nung – jedenfalls auf der (obersten)

Ebene der Bundesraumordnung – Ge�nüge getan.
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	17 Unternehmerverbände Niedersachsen:


	17 Unternehmerverbände Niedersachsen:


	Unklar ist, ob die Vorgabe auch für Bestandsanlagen gilt bzw. wie damit umzugehen ist,

wenn bestehende Anlagen in derartigen Gebieten nachgebessert werden sollten. Es ist nicht

auszuschließen, dass bereits heute aus verschiedenen Gründen wichtige industrielle Anla�gentypen (Transformation der Wirtschaft, Versorgung etc.) genau in diesen Arealen liegen.


	 

	Es gelten die allgemeinen Grundsätze

zum Bestandsschutz; der Bundes�raumordnungsplan greift hier nicht

ein. Auf die Sätze 4 und 5 neu der

Festlegung wird hingewiesen.


	Es gelten die allgemeinen Grundsätze

zum Bestandsschutz; der Bundes�raumordnungsplan greift hier nicht

ein. Auf die Sätze 4 und 5 neu der

Festlegung wird hingewiesen.
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	20 Verband der Landwirtschaftskammern:


	20 Verband der Landwirtschaftskammern:


	Bei Deichrückverlegungen ist der Verlust der Nutzbarkeit von Ackerflächen in der Abwägung

zu berücksichtigen.


	Zu Begründung: nach „entgegenstehen“ soll eingefügt werden: „Auf eingeschränkte Nutzbar�keit von Ackerflächen in Überschwemmungsgebieten ist zu achten.“


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen; eine Ergänzung erscheint

nicht geboten.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen; eine Ergänzung erscheint

nicht geboten.
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	21h LK Stade / Landkreistag:


	21h LK Stade / Landkreistag:


	a) Die Wahl des „Einzugsgebietes nach § 3 Nr. 13 WHG“ ist als Gebietsspezifizierung für die

Raumplanung ungeeignet, da ohne weitere räumliche Einschränkung das gesamte Bundesge�biet unter dieses Planungsregime fallen würde (Verhältnismäßigkeitsgebot von Zielen der

Raumordnung).



	Zu a) und b) Die Frage, welcher Raum

im konkreten Fall erforderlich ist, kann

gemäß der Festlegung unter wasser�wirtschaftlichen Gesichtspunkten be�
	Zu a) und b) Die Frage, welcher Raum

im konkreten Fall erforderlich ist, kann

gemäß der Festlegung unter wasser�wirtschaftlichen Gesichtspunkten be�
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	b) Das Ziel verbindet die räumliche Zuordnung eines „Einzugsgebietes“ mit der räumlichen

Zuordnung „hinter Hochwasserschutzanlagen“, um dann für diesen Raum Verstärkungsmaß-

nahmen einzufordern. Hierfür bedarf es aber lediglich einer vorhandenen Hochwasser�schutzanlage; das Vorhandensein eines (und die zusätzliche Zuordnung zu einem) Einzugsge�biet(es) ist dafür unerheblich und überflüssig. Im Übrigen dürfte II.1.2 in Niedersachsen

durch die Bauverbotszone nach § 16 Abs. 1 NDG (50 m landseitig vom Deich) gesetzlich um�gesetzt sein.


	b) Das Ziel verbindet die räumliche Zuordnung eines „Einzugsgebietes“ mit der räumlichen

Zuordnung „hinter Hochwasserschutzanlagen“, um dann für diesen Raum Verstärkungsmaß-

nahmen einzufordern. Hierfür bedarf es aber lediglich einer vorhandenen Hochwasser�schutzanlage; das Vorhandensein eines (und die zusätzliche Zuordnung zu einem) Einzugsge�biet(es) ist dafür unerheblich und überflüssig. Im Übrigen dürfte II.1.2 in Niedersachsen

durch die Bauverbotszone nach § 16 Abs. 1 NDG (50 m landseitig vom Deich) gesetzlich um�gesetzt sein.


	c) Bei dem Plansatz stellt sich darüber hinaus die Frage, ob bei jeder Versiegelung (Errichtung

von Gebäuden), die zu einer Verschlechterung des Wasserversickerungs- und Wasserrückhal�tevermögens des Bodens führt, ein Zielabweichungsverfahren durchgeführt werden muss,

oder ob dieses gar nicht möglich ist.


	 

	stimmt werden, kann also durch An�frage bei der jeweils zuständigen Was�serbehörde ermittelt werden.


	stimmt werden, kann also durch An�frage bei der jeweils zuständigen Was�serbehörde ermittelt werden.


	Zu c) Ob ein grundsätzlich mögliches

Zielabweichungsverfahren durchzu�führen ist, kann nur in der jeweils kon�kreten Situation im Einzelfall beurteilt

werden.
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	22 Verband der Chemischen Industrie:


	22 Verband der Chemischen Industrie:


	Unklar ist, ob die Vorgabe auch für Bestandsanlagen gilt bzw. wie damit umzugehen ist,

wenn bestehende Anlagen in derartigen Gebieten nachgebessert werden sollten. Es ist nicht

auszuschließen, dass bereits heute aus verschiedenen Gründen wichtige industrielle Anla�gentypen (Transformation der Wirtschaft, Versorgung, Kühlwasserversorgung etc.) genau in

diesen Arealen liegen.


	 

	Für Bestandsanlagen gelten die allge�meinen Grundsätze zum Bestands�schutz; der Bundesraumordnungsplan

greift hier nicht ein.


	Für Bestandsanlagen gelten die allge�meinen Grundsätze zum Bestands�schutz; der Bundesraumordnungsplan

greift hier nicht ein.
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	24c Bauministerium NRW:


	24c Bauministerium NRW:


	Es ist zu befürchten, dass auch die Bereiche hinter Hochwasserschutzanlagen, die bereits

baulich nicht für den Hochwasserschutz genutzt werden oder die für eine andere Nutzung

vorgesehen sind, zurückgenommen werden müssen.


	Darüber hinaus ist nicht ersichtlich, welche konkreten Flächen dafür in welchem Umfang be�nötigt werden und welcher Planungsstand hierfür zugrunde gelegt wird.


	 

	Bereiche hinter Hochwasserschutzan�lagen, die bereits baulich genutzt wer�den, genießen grundsätzlich Bestands�schutz.


	Bereiche hinter Hochwasserschutzan�lagen, die bereits baulich genutzt wer�den, genießen grundsätzlich Bestands�schutz.


	Die Festlegung wird partiell geändert

und ergänzt: In Satz 3 neu wird kon�kretisiert, wann ein Raum als erforder�lich im Sinne von Satz 1 der Festlegung

anzusehen ist. Satz 5 neu regelt wei�tere Ausnahmen. Die Frage, welcher

Raum im konkreten Fall erforderlich

ist, kann gemäß der Festlegung unter

wasserwirtschaftlichen

Gesichtspunkten bestimmt bzw. durch

Anfrage bei der jeweils zuständigen

Wasserbehörde ermittelt werden. 
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	21d REGIONALVERBAND RUHR/ NRW:


	21d REGIONALVERBAND RUHR/ NRW:


	Dieses Ziel kommt einem Versiegelungsverbot gleich. Die Begriffsdefinition des Einzugsgebie�tes ist zu weit gefasst. Eine Ausgleichbarkeit des beeinträchtigten Wasserversickerungs- und

Wasserrückhaltevermögens des Bodens in einer angemessenen Frist und im räumlichen und

funktionalen Zusammenhang erscheint uns mit Hinweis auf die räumliche Besonderheit der

Risikogebiete innerhalb der Metropole Ruhr zu weitreichend und kaum umsetzbar. Wegen

der erheblichen Eingriffe in die Entwicklung von Industrie und Wirtschaft ist der Plansatz un�verhältnismäßig und nicht akzeptabel.


	 

	Die Festlegung wird partiell geändert

und ergänzt: In Satz 3 neu wird kon�kretisiert, wann ein Raum als erforder�lich im Sinne von Satz 1 der Festlegung

anzusehen ist. Satz 5 neu regelt wei�tere Ausnahmen. Damit erweist sich

die Festlegung als verhältnismäßig  und

begründet gerade kein Ver�siegelungsgebot.

 
	Die Festlegung wird partiell geändert

und ergänzt: In Satz 3 neu wird kon�kretisiert, wann ein Raum als erforder�lich im Sinne von Satz 1 der Festlegung

anzusehen ist. Satz 5 neu regelt wei�tere Ausnahmen. Damit erweist sich

die Festlegung als verhältnismäßig  und

begründet gerade kein Ver�siegelungsgebot.
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	24g Bezirksregierung Köln / NRW:


	24g Bezirksregierung Köln / NRW:


	Die Festlegung ist ganz oder zumindest teilweise entbehrlich, weil bereits teilweise oder voll�ständig im Wasserrecht geregelt.


	 

	Nach nochmaliger Prüfung wird die

Festlegung als sachgerecht angesehen.

Sie ist mit den Regelungen des Was�serhaushaltsgesetzes kompatibel.


	Nach nochmaliger Prüfung wird die

Festlegung als sachgerecht angesehen.

Sie ist mit den Regelungen des Was�serhaushaltsgesetzes kompatibel.
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	26 Landesplanung Thüringen:


	26 Landesplanung Thüringen:


	Das Ziel ist in einen Grundsatz zu ändern und zu konkretisieren oder zu streichen.


	Begründung: Es handelt sich nicht um ein Ziel der Raumordnung.


	Mit der Festlegung werden weder verbindliche noch räumlich und sachlich bestimmbare

Vorgaben gemacht (vgl. § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG). Der aus wasserwirtschaftlicher Sicht notwen�dige Raum sowie Art und Umfang von Deichverstärkungen lassen sich nicht so konkretisie�ren, dass sie für nachfolgende Planungseben hinreichend  bestimmbar wären. Gleiches gilt

für den notwendigen Raum von Deichrückverlegungen. Zur Bestimmung wären jeweils ei�gene aufwendige Fachplanungen notwendig. Was genau bei weiteren Planungen zu beach�ten ist, ist somit unklar.

 
	 

	Die Festlegung hat Zielcharakter ge�mäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Im Übrigen

wird die Festlegung partiell geändert

und ergänzt: So wird in Satz 3 neu

konkretisiert, wann ein Raum als er�forderlich im Sinne von Satz 1 der

Festlegung anzusehen ist.


	Die Festlegung hat Zielcharakter ge�mäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Im Übrigen

wird die Festlegung partiell geändert

und ergänzt: So wird in Satz 3 neu

konkretisiert, wann ein Raum als er�forderlich im Sinne von Satz 1 der

Festlegung anzusehen ist.
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	36 Ministerium f. Wohnen, Bau u. Verkehr BY:


	36 Ministerium f. Wohnen, Bau u. Verkehr BY:


	Nach der Präambel des Entwurfs soll der Raumordnungsplan komplementär zum Regelungs�regime des Fachrechts, dem WHG, konzipiert sein. Unseres Erachtens wird das bisherige Re�gelungsregime durch den Entwurf unklarer, da sich Bestimmungen zur Ausweisung neuer

Siedlungsgebiete und zum Bauen in den Gebietstypen des WHG nach Erlass des Raumord�nungsplans sowohl aus dem Raumordnungsplan als auch aus dem WHG ergeben. Daher wird

um Prüfung gebeten, ob der Plansatz beibehalten werden sollte.


	Bisher sind sämtliche Regelungen im WHG zusammengefasst. Im Entwurf werden Anforde�rungen an die Bauleitplanung in Einzugsgebieten nach § 3 Nr. 13 WHG gestellt. Solche Anfor�derungen sind im WHG nicht vorgesehen. Das Gesetz sieht im Vergleich zum BauGB stren�gere Anforderungen an die Bauleitplanung nur dann vor, wenn ein Überschwemmungsgebiet



	Die Bedenken werden nicht geteilt.


	Die Bedenken werden nicht geteilt.


	Der BRPH orientiert sich an den Ge�bietskategorien des WHG.


	 
	Für eine Änderung des WHG wäre der

Gesetzgeber zuständig.
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	oder ein Risikogebiet vorliegt, nicht aber bei Einzugsgebieten nach § 3 Nr. 13 WHG. Die vor�gesehenen Bestimmungen sollten, wenn diese als zweckmäßig erachtet werden, systema�tisch unmittelbar im WHG aufgenommen werden.


	oder ein Risikogebiet vorliegt, nicht aber bei Einzugsgebieten nach § 3 Nr. 13 WHG. Die vor�gesehenen Bestimmungen sollten, wenn diese als zweckmäßig erachtet werden, systema�tisch unmittelbar im WHG aufgenommen werden.
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	37 SRL Vereinigung für Stadt--, Regional- und Landesplanung:


	37 SRL Vereinigung für Stadt--, Regional- und Landesplanung:


	Der letzte Satz „Die Sätze 1 und 2 ... keine unüberwindbaren Rechte entgegenstehen." wäre

aus unserer Sicht zu streichen; er schwächt die davor stehenden Bestimmungen unnötig, und

im Fall von „unüberwindbaren Rechten“ werden diese auch vorgetragen. Dem in der Begrün�dung angeführten Verhältnismäßigkeitsprinzip wird von einer gut arbeitenden Verwaltung

von sich aus Rechnung getragen.


	 

	Die aufgeführte Ergänzung der Festle�gung ist ein Abwägungsergebnis aus

dem Beteiligungsverfahren nach ROG

§§ 18, 9 Abs. 2 ROG und wird unter

Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkten

für sachgerecht gehalten.


	Die aufgeführte Ergänzung der Festle�gung ist ein Abwägungsergebnis aus

dem Beteiligungsverfahren nach ROG

§§ 18, 9 Abs. 2 ROG und wird unter

Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkten

für sachgerecht gehalten.
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	13 Verband Deutscher Verkehrsunternehmen:


	13 Verband Deutscher Verkehrsunternehmen:


	Vorschlag zur Ergänzung: „Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn zumutbare Alternativen, den

mit dem Projekt verfolgten Zweck an anderer Stelle ohne oder mit geringeren Beeinträchti�gungen des Hochwasserschutzes zu erreichen, nicht gegeben sind.“


	 

	Die Ergänzung wird abgelehnt, weil sie

den Regelungsinhalt der Festlegung

konterkarieren würde.


	Die Ergänzung wird abgelehnt, weil sie

den Regelungsinhalt der Festlegung

konterkarieren würde.
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	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	a) Die Festlegung sollte als Grundsatz der Raumordnung gekennzeichnet werden.


	b) Die Festlegung erscheint räumlich zu unbestimmt.


	c) Es ist zu klären, ob der Handlungsauftrag an die Bauleit- und Regionalplanung von der Er�mächtigungsgrundlage des § 17 Abs. 2 ROG gedeckt ist.


	 

	Zu a und b) Nach nochmaliger Prüfung

wird an der Zielfestlegung festgehal�ten. Zweifel an der notwenigen räum�lichen Bestimmbarkeit sind nicht er�sichtlich. Die Festlegung ist auf der

übergeordneten Ebene der Bundes�raumordnung letztabgewogen.


	Zu a und b) Nach nochmaliger Prüfung

wird an der Zielfestlegung festgehal�ten. Zweifel an der notwenigen räum�lichen Bestimmbarkeit sind nicht er�sichtlich. Die Festlegung ist auf der

übergeordneten Ebene der Bundes�raumordnung letztabgewogen.


	Zu c) Die Festlegung ist nach hiesiger

Ansicht von der Kompetenz des § 17

Abs. 2 S. 1 ROG gedeckt.
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	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	a) Der Plansatz sollte in einen Grundsatz der Raumordnung umgewandelt werden, da das Ziel

nicht hinreichend konkretisiert ist.


	b) Ziel darf nicht nur die Sicherung von Raum für zukünftig notwendige Verstärkungen sein,

sondern muss auch die bereits jetzt schon erforderlichen Verstärkungsmaßnahmen mit ab�decken.


	 

	Zu a)


	Zu a)


	Die Festlegung hat Zielcharakter ge�mäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG. Die Festle�gung ist auf der übergeordneten

Ebene der Bundesraumordnung be�stimmbar gefasst und letztabgewo�gen.


	Zu b) Die Formulierung schließt auch

die aktuellen Erfordernisse für Ver�stärkungsmaßnahmen ein.
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	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	Es bestehen Bedenken gegen die Festlegung als Ziel.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Am Charakter einer Ziel�festlegung wird auch nach nochmali�ger Prüfung festgehalten.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Am Charakter einer Ziel�festlegung wird auch nach nochmali�ger Prüfung festgehalten.
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	30 Hessen Wirtschaftsministerium:


	30 Hessen Wirtschaftsministerium:


	Es ist Aufgabe der Raumordnung als überörtlicher und überfachlicher Gesamtplanung, die

unterschiedlichen Ansprüche an den Raum aufeinander und untereinander abzustimmen.

Eine allein auf die wasserwirtschaftliche Sicht abstellende Erforderlichkeit einer Flächensi�cherung untergräbt den Planungsauftrag der Raumordnung. Zudem sollten Mindestanforde�rungen an die aus wasserwirtschaftlicher Sicht erforderliche Flächensicherung formuliert

werden (z. B. an die Datenqualität).


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Die Festlegung regelt ei�nen eng umgrenzten Raum; für diesen

ist der erforderliche Hochwasser�schutz unabdingbar.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Die Festlegung regelt ei�nen eng umgrenzten Raum; für diesen

ist der erforderliche Hochwasser�schutz unabdingbar.


	Eine allgemeingültige Regelung zur

Datenqualität wird für nicht erforder�lich angesehen; dies auch vor dem

Hintergrund, dass die Länder zum Teil

über unterschiedliche Daten verfügen.
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	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	Die Festlegung ist räumlich und sachlich zu unbestimmt und sollte daher in einen Grundsatz

der Raumordnung umgewandelt werden.


	 

	Nach nochmaliger Prüfung hat die

Festlegung Zielcharakter gemäß § 3

Abs. 1 Nr. 2 ROG. Der Bundesraum�ordnungsplan ist als Teil einer Stufen�planung auf Konkretisierung in den

nachfolgenden Ebenen angelegt. Die

Zielfestlegung ist der übergeordneten

Ebene der Bundesraumordnung ent�sprechend in dem Maße bestimmbar,

dass sie vom Planadressaten ohne gro-

ßen Aufwand konkretisiert und umge�setzt werden kann. Sie genügt daher

den Anforderungen an ein Ziel der

Raumordnung.


	Nach nochmaliger Prüfung hat die

Festlegung Zielcharakter gemäß § 3

Abs. 1 Nr. 2 ROG. Der Bundesraum�ordnungsplan ist als Teil einer Stufen�planung auf Konkretisierung in den

nachfolgenden Ebenen angelegt. Die

Zielfestlegung ist der übergeordneten

Ebene der Bundesraumordnung ent�sprechend in dem Maße bestimmbar,

dass sie vom Planadressaten ohne gro-

ßen Aufwand konkretisiert und umge�setzt werden kann. Sie genügt daher

den Anforderungen an ein Ziel der

Raumordnung.
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	06 Sächsisches Staatsministerium für Regionalentwicklung:


	06 Sächsisches Staatsministerium für Regionalentwicklung:


	Dieser Plansatz erfüllt nicht die erforderlichen Voraussetzungen eines Zieles: Er ist weder

ausreichend sachlich und noch räumlich bestimmt und nicht abschließend abgewogen. Dem

Plansatz kommt lediglich Grundsatzqualität zu.


	 

	Nach nochmaliger Prüfung hat die

Festlegung Zielcharakter gemäß § 3

Abs. 1 Nr. 2 ROG. Der Bundesraum�ordnungsplan ist als Teil einer Stufen�planung auf Konkretisierung in den

nachfolgenden Ebenen angelegt. Die

Zielfestlegung ist der übergeordneten
	Nach nochmaliger Prüfung hat die

Festlegung Zielcharakter gemäß § 3

Abs. 1 Nr. 2 ROG. Der Bundesraum�ordnungsplan ist als Teil einer Stufen�planung auf Konkretisierung in den

nachfolgenden Ebenen angelegt. Die

Zielfestlegung ist der übergeordneten
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	Ebene der Bundesraumordnung ent�sprechend in dem Maße bestimmbar,

dass sie vom Planadressaten ohne gro-

ßen Aufwand konkretisiert und umge�setzt werden kann. Sie genügt daher

den Anforderungen an ein Ziel der

Raumordnung.


	Ebene der Bundesraumordnung ent�sprechend in dem Maße bestimmbar,

dass sie vom Planadressaten ohne gro-

ßen Aufwand konkretisiert und umge�setzt werden kann. Sie genügt daher

den Anforderungen an ein Ziel der

Raumordnung.
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	17 
	17 

	II.1.3 (Z) Bei raumbedeutsa�men Planungen und Maßnah�men in Einzugsgebieten nach

§ 3 Nummer 13 WHG ist das

natürliche Wasserversicke�rungs- und Wasser-rückhalte�vermögen des Bodens, soweit

es hochwassermindernd wirkt

und Daten über das Wasser�haltevermögen des Bodens

bei öffentlichen Stellen ver�fügbar sind, zu erhalten oder

zu verbessern. Einer Erhaltung

im Sinne von Satz 1 wird

gleichgesetzt:


	II.1.3 (Z) Bei raumbedeutsa�men Planungen und Maßnah�men in Einzugsgebieten nach

§ 3 Nummer 13 WHG ist das

natürliche Wasserversicke�rungs- und Wasser-rückhalte�vermögen des Bodens, soweit

es hochwassermindernd wirkt

und Daten über das Wasser�haltevermögen des Bodens

bei öffentlichen Stellen ver�fügbar sind, zu erhalten oder

zu verbessern. Einer Erhaltung

im Sinne von Satz 1 wird

gleichgesetzt:


	1. Eine Beeinträchtigung des

Wasserversickerungs- und

Wasserrückhaltevermö-

gens des Bodens wird in

angemessener Frist in ei�nem räumlichen und funk�tionalen Zusammenhang

ausgeglichen.


	1. Eine Beeinträchtigung des

Wasserversickerungs- und

Wasserrückhaltevermö-

gens des Bodens wird in

angemessener Frist in ei�nem räumlichen und funk�tionalen Zusammenhang

ausgeglichen.


	1. Eine Beeinträchtigung des

Wasserversickerungs- und

Wasserrückhaltevermö-

gens des Bodens wird in

angemessener Frist in ei�nem räumlichen und funk�tionalen Zusammenhang

ausgeglichen.



	2. Bei notwendigen Unter�haltungsmaßnahmen so�wie Ausbau- und Neubau�vorhaben von Bundeswas�serstraßen werden mehr


	2. Bei notwendigen Unter�haltungsmaßnahmen so�wie Ausbau- und Neubau�vorhaben von Bundeswas�serstraßen werden mehr





	06 a Regionaler Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebirge:


	06 a Regionaler Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebirge:


	Infolge des Plansatzes müsste für jede Versiegelung ein Ausgleich erfolgen, entweder durch

Entsiegelung in der Umgebung oder durch technischen Rückhalt. Dies erscheint unrealistisch.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Ihre Schlussfolgerung

wird nicht geteilt.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Ihre Schlussfolgerung

wird nicht geteilt.
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	25 Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:


	25 Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:


	Die Festlegungen II.1.3 (Z) und II.1.4 (G) werden kritisch gesehen, da sie räumlich und/oder

sachlich das Gleiche betreffen. Dies hätte einen Regelungswiderspruch zur Folge. Denn die

Bindungswirkung eines Ziels ist strikt, die Wirkung eines abwägbaren Grundsatzes deutlich

schwächer. Der Planungsträger muss sich für eine dieser Bindungswirkungen entscheiden,

damit eine hinreichende Bestimmtheit / Bestimmbarkeit gegeben ist. Es muss herausgear�beitet werden, dass die Anwendungsbereiche sich unterscheiden. Nicht als Unterschied gel�ten kann der Umstand, dass bei II.1.3 Satz 1 als Adressat ausdrücklich die (Träger von) raum�bedeutsamen Planungen und Maßnahmen genannt sind, wohingegen II.1.4 Satz 1 sprachlich

offener ist und die Adressaten selbst nicht benennt.


	Außerdem wird die mit Satz 3 eröffnete Ausnahmemöglichkeit „ausgehebelt“, wonach das

natürliche Wasserversickerungs- und -rückhaltevermögen des Bodens zu erhalten ist, was

das nach hiesiger Auffassung einem Versiegelungsverbot gleichkommt.


	Da die Einzugsgebiete die gesamte Landesfläche überlagern, wird die Festlegung als unver�hältnismäßig angesehen. Es wird vorgeschlagen, die Festlegung nicht auf Einzugs-, sondern

auf die Überschwemmungs- und Risikogebiete gemäß WHG zu beziehen.


	Zur Begründung:


	Zu Nr. 2 der Festlegung gibt es keine Erläuterung in der Begründung, sodass Sinn und Zweck

nicht erkennbar sind.


	 

	Die Festlegung II.1.3 (Z) bezieht sich

auf die Erhaltung des Wasserversicke�rungs- und Wasserrückhaltevermö-

gens von Böden im Zuge von Planun�gen und Maßnahmen, und zwar dort,

wo dies hochwassermindernd wirkt.


	Die Festlegung II.1.3 (Z) bezieht sich

auf die Erhaltung des Wasserversicke�rungs- und Wasserrückhaltevermö-

gens von Böden im Zuge von Planun�gen und Maßnahmen, und zwar dort,

wo dies hochwassermindernd wirkt.


	Im Unterschied dazu regelt II.1.4 (G)

den Erhalt und die Rückgewinnung

von Retentionsflächen.


	 
	Der Hinweis zur Situation in Niedersa�chen wird zur Kenntnis genommen.

Der Vorschlag zur Begrenzung des

räumlichen Anwendungsbereichs

würde den bezweckten Hochwasser�schutz mindern.
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	11 Freie und Hansestadt Hamburg:


	11 Freie und Hansestadt Hamburg:


	Die Festlegung ist als Grundsatz der Raumordnung völlig ausreichend. Als Ziel der Raumord�nung wird die Gefahr einer Verhinderungsplanung gesehen.


	 

	 
	 
	Eine Verhinderungsplanung wird nicht

erkannt.
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	21c Landkreis Elbe Elster / Landkreistag: 
	21c Landkreis Elbe Elster / Landkreistag: 

	Eine Konkretisierung auf Ebene der

Bundesraumordnungsplanung wird
	Eine Konkretisierung auf Ebene der

Bundesraumordnungsplanung wird
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	als nur geringfügige Aus�wirkungen auf den Hoch�wasserschutz vermieden.


	als nur geringfügige Aus�wirkungen auf den Hoch�wasserschutz vermieden.


	als nur geringfügige Aus�wirkungen auf den Hoch�wasserschutz vermieden.


	als nur geringfügige Aus�wirkungen auf den Hoch�wasserschutz vermieden.





	Die Vorgaben für die Art und Weise des Ausgleichs beeinträchtigter Bodenfunktionen sind zu

präzisieren.


	Die Vorgaben für die Art und Weise des Ausgleichs beeinträchtigter Bodenfunktionen sind zu

präzisieren.


	 

	nicht für erforderlich gehalten. Wei�tere Konkretisierungen müssen einzel�fallbezogen oder auf nachgelagerten

Planungsebenen erfolgen.


	nicht für erforderlich gehalten. Wei�tere Konkretisierungen müssen einzel�fallbezogen oder auf nachgelagerten

Planungsebenen erfolgen.


	 


	TR
	TD
	TD
	Span
	24 h Bezirksregierung Münster / NRW:


	24 h Bezirksregierung Münster / NRW:


	Der Adressat muss die untere Planungsebene (Bauleitplanung) sein, nicht die Regionalpla�nung. Hier sollte eine entsprechende Klarstellung erfolgen.


	 

	Eine Einschränkung des Adressaten�kreises wird nicht für sachdienlich er�achtet.


	Eine Einschränkung des Adressaten�kreises wird nicht für sachdienlich er�achtet.
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	35 Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen BW:


	35 Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen BW:


	Nummer 2 des Plansatzes sollte wie folgt umformuliert werden:


	Der Zusatz „mehr als nur geringfügig“ ist zu streichen. Auch sollte hier, ebenso wie bei Num�mer 1, ein Ausgleich erfolgen, wenn die Auswirkungen auf den Hochwasserschutz nicht ver�mieden werden können.


	 

	Die Festlegung ist auf das Fachrecht

abgestimmt.


	Die Festlegung ist auf das Fachrecht

abgestimmt.
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	10 Deutscher Anwaltverein:


	10 Deutscher Anwaltverein:


	Es bestehen Zweifel an der Bestimmtheit der Festlegung, da private Vorhabenträger die Eig�nung des Bodens für die Versickerung oder Rückhaltung nicht hinreichend bewerten können.


	 

	Nach nochmaliger Prüfung werden die

Zweifel an der Zielqualität gemäß § 3

Abs. 1 Nr. 2 ROG nicht geteilt. Die an�gesprochene Bewertung kann bei der

zuständigen Fachbehörde erfragt oder

von dieser vorgenommen werden.


	Nach nochmaliger Prüfung werden die

Zweifel an der Zielqualität gemäß § 3

Abs. 1 Nr. 2 ROG nicht geteilt. Die an�gesprochene Bewertung kann bei der

zuständigen Fachbehörde erfragt oder

von dieser vorgenommen werden.
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	21h LK Harz / Landkreistag:


	21h LK Harz / Landkreistag:


	Nach „des Bodens“ im ersten Satz soll eingefügt werden: „insbesondere auch in bewaldeten

Gebieten“ weil durch den Klimawandel beeinflusstes flächendeckendes Waldsterben dazu

führt, dass durch den Wegfall der Interzeptions- und Transpirationsleitung der Waldbestände

die Gesamtverdunstungsmenge abnimmt und damit die Abflussmenge in die angrenzenden

Oberflächengewässer zunimmt.


	 

	Eine Ergänzung der Festlegung wird

nicht für erforderlich angesehen.


	Eine Ergänzung der Festlegung wird

nicht für erforderlich angesehen.
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	21h LK Stade / Landkreistag:


	21h LK Stade / Landkreistag:


	Die Wahl des „Einzugsgebietes nach § 3 Nr. 13 WHG“ als Gebietsspezifizierung ist für die

Raumplanung ungeeignet, da ohne weitere räumliche Einschränkung das gesamte Bundesge�biet unter dieses Planungsregime fallen würde (Verhältnismäßigkeitsgebot von Zielen der

Raumordnung).


	 

	Die Wahl des „Einzugsgebietes nach §

3 Nr. 13 WHG“ als Gebietsspezifizie�rung ist geboten, da auch außerhalb

von festgesetzten Überschwem�mungsgebieten und Risikogebieten

eine Betrachtung hochwasserminimie�render Aspekte erfolgen soll.
	Die Wahl des „Einzugsgebietes nach §

3 Nr. 13 WHG“ als Gebietsspezifizie�rung ist geboten, da auch außerhalb

von festgesetzten Überschwem�mungsgebieten und Risikogebieten

eine Betrachtung hochwasserminimie�render Aspekte erfolgen soll.
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	24c Bauministerium NRW:


	24c Bauministerium NRW:


	Der Bezugsraum dieser Festlegung dürfte das gesamte Bundesgebiet sein. Jede Art der Be�bauung vermindert das Wasserversickerungs- und Wasserrückhaltevermögen des Bodens. Es

ist zu befürchten, dass jede Bebauung im Einzugsgebiet eines oberirdischen Gewässers ein�geschränkt oder zumindest eine Versiegelungskompensation eingeführt wird.


	Dieses Ziel stellt mehr eine Fachplanung mit Bezug zum Bodenrecht dar als eine Festlegung

des übergeordneten Raumordnungsrechts.


	 

	Die Festlegung bezieht sich nicht auf

einzelne bauliche Anlagen, sondern

auf raumbedeutsame Planungen und

Maßnahmen. Eine generelle Versiege�lungskompensation für bauliche Anla�gen wird durch das Ziel nicht verlangt.


	Die Festlegung bezieht sich nicht auf

einzelne bauliche Anlagen, sondern

auf raumbedeutsame Planungen und

Maßnahmen. Eine generelle Versiege�lungskompensation für bauliche Anla�gen wird durch das Ziel nicht verlangt.
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	21d REGIONALVERBAND RUHR/ NRW:


	21d REGIONALVERBAND RUHR/ NRW:


	Dieses Ziel kommt einem Versiegelungsverbot gleich. Die Begriffsdefinition des Einzugsgebie�tes ist zu weit gefasst. Eine Ausgleichbarkeit des beeinträchtigten Wasserversickerungs- und

Wasserrückhaltevermögens des Bodens in einer angemessenen Frist und im räumlichen und

funktionalen Zusammenhang erscheint uns mit Hinweis auf die räumliche Besonderheit der

Risikogebiete innerhalb der Metropole Ruhr zu weitreichend und kaum umsetzbar. Wegen

der erheblichen Eingriffe in die Entwicklung von Industrie und Wirtschaft ist der Plansatz un�verhältnismäßig und nicht akzeptabel.


	 

	Die Festlegung bezieht sich nicht auf

einzelne bauliche Anlagen, sondern

auf raumbedeutsame Planungen und

Maßnahmen. Eine generelle Versiege�lungskompensation für bauliche Anla�gen wird durch das Ziel nicht verlangt.


	Die Festlegung bezieht sich nicht auf

einzelne bauliche Anlagen, sondern

auf raumbedeutsame Planungen und

Maßnahmen. Eine generelle Versiege�lungskompensation für bauliche Anla�gen wird durch das Ziel nicht verlangt.


	Eine Unverhältnismäßigkeit kann nicht

erkannt werden.
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	24g Bezirksregierung Köln / NRW:


	24g Bezirksregierung Köln / NRW:


	Hinsichtlich dieser Festlegung bestehen ernste Bedenken. Das Ziel wird auf die gesamten Ein�zugsgebiete nach § 13 WHG und auf die dort vorhandenen hochwassermindernd wirkenden

Böden bezogen. Sämtliche Böden der Region Köln sind grundsätzlich einem Einzugsgebiet zu�zuordnen, weisen ein bestimmtes Wasserrückhaltevermögen auf und tragen damit in gewis�sem Maße zur Hochwasserrückhaltung bei. Vor diesem Hintergrund bestehen Bedenken in

Bezug auf die Anwendbarkeit und Bestimmbarkeit des Ziels. Sofern es bei einer Zielformulie�rung bleiben soll, ist eine für die Anwendung praktikable räumliche und sachliche Konkreti�sierung erforderlich. Dies gilt gleichermaßen auch für die nun ergänzten Regelungen, die auf

einen „Ausgleich in räumlichen und funktionalen Zusammenhang in angemessener Frist“ ab�zielen. Es ist nicht erkennbar, wie diese für raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen

vorgesehene verbindliche Vorgabe umgesetzt werden soll, bzw. wie es konkret ermöglicht

werden kann, deren Einhaltung auf nachfolgenden Ebenen (z. B. Regionalplan, Flächennut�zungsplan) „in angemessener Frist“ sicherzustellen. Sofern künftige Siedlungsentwicklungen

nur dann möglich sein sollen, wenn gleichzeitig bestehende Entwicklungen zum Ausgleich

aufgegeben werden, wird dies in der Region Köln nicht mit den landesplanerischen Vorgaben

zu einer bedarfsgerechten Siedlungsentwicklung in Einklang zu bringen sein. Sofern ander�weitiger Ausgleich (z. B. durch Rückhalteeinrichtungen) vorzusehen ist, wird dies i. d. R. zu�sätzliche Flächen beanspruchen, die für anderen Nutzungen (z. B. Landwirtschaft) verloren

gehen und zu einer weiteren Verschärfung der hohen Flächennutzungskonkurrenzen in der

Region führen.



	 
	 
	Die Festlegung ist in Relation zur über�geordneten Ebene der Bundesraum�ordnung letztabgewogen und hinrei�chend räumlich bestimmbar. Die Er�haltung der Versickerungsfähigkeit

von Böden erscheint für einen adä-

quaten Hochwasserschutz sachge�recht und erforderlich.
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	26 Landesplanung Thüringen:


	26 Landesplanung Thüringen:


	Das Ziel ist zu streichen. Begründung: Es handelt sich nicht um ein Ziel der Raumordnung.

Mit der Festlegung werden weder verbindliche noch räumlich und sachlich bestimmbare

Vorgaben gemacht (vgl. § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG). Die Vorgaben lassen sich nicht so konkretisie�ren, dass sie für nachfolgende Planungseben hinreichend bestimmbar wären.


	Die Zielrichtung dieser Festlegung wird aber auch ganz grundsätzlich als zu weitgehend ein�geschätzt. Im Zweifel wären beispielsweise bauliche Nutzungen (Versiegelung) oder be�stimmte landwirtschaftliche Tätigkeiten ohne Abweichungsmöglichkeit großräumig betrof�fen. Dies wäre insbesondere deshalb der Fall, weil nicht auf die konkrete Notwendigkeit ei�nes bestimmten Wasserversickerungs- und Wasserrückhaltevermögens vor dem Hintergrund

tatsächlicher Hochwasserrisiken in einem bestimmten Raum abgestellt wird und der ver�meintliche Zielcharakter eine strikte Beachtenspflicht auslösen soll.


	 

	Der Bundesraumordnungsplan ist als

Teil einer Stufenplanung auf Konkreti�sierung in den nachfolgenden Ebenen

angelegt. Die Zielfestlegung ist der

übergeordneten Ebene der Bundes�raumordnung entsprechend in dem

Maße bestimmbar, dass sie vom Plan�adressaten konkretisiert und umge�setzt werden kann.


	Der Bundesraumordnungsplan ist als

Teil einer Stufenplanung auf Konkreti�sierung in den nachfolgenden Ebenen

angelegt. Die Zielfestlegung ist der

übergeordneten Ebene der Bundes�raumordnung entsprechend in dem

Maße bestimmbar, dass sie vom Plan�adressaten konkretisiert und umge�setzt werden kann.
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	36 Ministerium f. Wohnen, Bau u. Verkehr BY:


	36 Ministerium f. Wohnen, Bau u. Verkehr BY:


	Nach der Präambel des Entwurfs soll der Raumordnungsplan komplementär zum Regelungs�regime des Fachrechts, dem WHG, konzipiert sein. Unseres Erachtens wird das bisherige Re�gelungsregime durch den Entwurf unklarer, da sich Bestimmungen zur Ausweisung neuer

Siedlungsgebiete und zum Bauen in den Gebietstypen des WHG nach Erlass des Raumord�nungsplans sowohl aus dem Raumordnungsplan als auch aus dem WHG ergeben. Daher wird

um Prüfung gebeten, ob der Plansatz beibehalten werden sollte.


	Bisher sind sämtliche Regelungen im WHG zusammengefasst. Im Entwurf werden Anforde�rungen an die Bauleitplanung in Einzugsgebieten nach § 3 Nr. 13 WHG gestellt. Solche Anfor�derungen sind im WHG nicht vorgesehen. Das Gesetz sieht im Vergleich zum BauGB stren�gere Anforderungen an die Bauleitplanung nur dann vor, wenn ein Überschwemmungsgebiet

oder ein Risikogebiet vorliegt, nicht aber bei Einzugsgebieten nach § 3 Nr. 13 WHG. Die vor�gesehenen Bestimmungen sollten, wenn diese als zweckmäßig erachtet werden, systema�tisch unmittelbar im WHG aufgenommen werden.


	 

	Die Bedenken werden nicht geteilt.


	Die Bedenken werden nicht geteilt.


	Der BRPH orientiert sich an den Ge�bietskategorien des WHG und greift

diese auf.


	 
	Für eine Änderung des WHG wäre der

Gesetzgeber zuständig.
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	37 SRL Vereinigung für Stadt--, Regional- und Landesplanung:


	37 SRL Vereinigung für Stadt--, Regional- und Landesplanung:


	Unter „2. Bei notwendigen Unterhaltungsmaßnahmen ..." wäre u. E. zu prüfen, ob der Begriff

„Bundeswasserstraßen" durch die Streichung von „Bundes" ggf. auch auf andere „Wasser�straßen" erweitert werden kann.


	 

	Die Festlegung in ihrer jetzigen Form

entspricht ihrem Regelungszweck.


	Die Festlegung in ihrer jetzigen Form

entspricht ihrem Regelungszweck.
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	Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz Landes Brandenburg: 
	Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz Landes Brandenburg: 

	Die Begründung wird entsprechend

angepasst.
	Die Begründung wird entsprechend

angepasst.




	Table
	TBody
	TR
	TD
	TD
	TD
	Span
	Der in der Begründung formulierte Satz „So wird dies gegebenenfalls in Überschwemmungs�gebieten nach § 76 Absatz 2 und 3 WHG, wo im Überschwemmungsfall ein schneller Wasser�abfluss angezeigt ist, differenziert zu betrachten sein." sollte um den durchgestrichenen Satz�teil gekürzt werden. Die Begründung dafür ist, dass in Überschwemmungsgebieten nach § 76

Absatz 2 und 3 WHG (die i. d. R. den überfluteten Flächen bei einem HQ100-Abfluss entspre�chen) nicht grundsätzlich ein schneller Wasserabfluss zu begünstigen ist, sondern in diesen

Gebieten für den Rückhalt relevante Flächen und Maßnahmen enthalten sind, die dem ggf.

sogar entgegenwirken. Die Aussage „differenziert zu betrachten sein" stützt dies.


	Der in der Begründung formulierte Satz „So wird dies gegebenenfalls in Überschwemmungs�gebieten nach § 76 Absatz 2 und 3 WHG, wo im Überschwemmungsfall ein schneller Wasser�abfluss angezeigt ist, differenziert zu betrachten sein." sollte um den durchgestrichenen Satz�teil gekürzt werden. Die Begründung dafür ist, dass in Überschwemmungsgebieten nach § 76

Absatz 2 und 3 WHG (die i. d. R. den überfluteten Flächen bei einem HQ100-Abfluss entspre�chen) nicht grundsätzlich ein schneller Wasserabfluss zu begünstigen ist, sondern in diesen

Gebieten für den Rückhalt relevante Flächen und Maßnahmen enthalten sind, die dem ggf.

sogar entgegenwirken. Die Aussage „differenziert zu betrachten sein" stützt dies.
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	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	a) Die Festlegung sollte als Grundsatz der Raumordnung gekennzeichnet werden.


	b) Die Festlegung erscheint räumlich zu unbestimmt.


	Zur Begründung:


	a) Es wird nicht klar, was mit einer angemessenen Frist gemeint ist; somit scheint die ab�schließende Abgewogenheit fraglich.


	b) Eine Erhöhung und Verbreiterung von Deichen ist auf der Maßstabsebene der Landes- und

Regionalpläne nicht relevant.


	 

	Zu a) und b): Nach nochmaliger Prü-

fung bestehen keine Bedenken am

Zielcharakter der Festlegung gemäß §

3 Abs. 2 Nr. 1 ROG.


	Zu a) und b): Nach nochmaliger Prü-

fung bestehen keine Bedenken am

Zielcharakter der Festlegung gemäß §

3 Abs. 2 Nr. 1 ROG.


	Zur Begründung: Für die Ebene der

Bundesraumordnung ist diese Formu�lierung hinreichend konkret. Es han�delt es sich um einen unbestimmten

Rechtsbegriff, der im jeweiligen Einzel�fall zu konkretisieren ist.
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	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	a) Die Festlegung sollte als Grundsatz der Raumordnung gekennzeichnet werden.


	b) Satz 2 Nr. 2 sollte umformuliert oder gestrichen werden. Der Zusammenhang zu Satz 1 ist

nicht erkennbar.


	 

	Nach nochmaliger Prüfung wird eine

Festlegung als Ziel der Raumordnung

weiter für sachgerecht gehalten. Auch

Satz 2 Nr. 2 erscheint sachgerecht.


	Nach nochmaliger Prüfung wird eine

Festlegung als Ziel der Raumordnung

weiter für sachgerecht gehalten. Auch

Satz 2 Nr. 2 erscheint sachgerecht.
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	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	a) Gegen die Festlegung als Ziel bestehen erhebliche rechtliche Bedenken. Es sollte gestri�chen oder in einen Grundsatz umformuliert werden.


	b) Da das Ziel sich grundsätzlich auf vergleichbare Sachverhalte wie der Grundsatz II.1.1 be�zieht, besteht zwischen beiden Festlegungen ein Regelungskonflikt.


	c) Das Ziel macht die einschränkenden Regelungen davon abhängig, dass öffentliche Daten

über das Wasserrückhaltevermögen des Bodens verfügbar sind. Aus nordrhein-westfälischer

Sicht wird die Wirkung des restriktiven Ziels damit aber nicht eingeschränkt, sondern eine

Benachteiligung zu den Räumen manifestiert, in denen möglicherweise entsprechende Daten

bislang nicht erhoben wurden. Bei einer die Bundesländer belastenden Festlegung im BRPH

ist vorauszusetzen, dass alle Räume in gleicher Weise behandelt werden und die Wirkung



	Zu a) Die Festlegung hat Zielcharakter

gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 1 ROG.


	Zu a) Die Festlegung hat Zielcharakter

gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 1 ROG.


	Zu b) Ein Regelungskonflikt zwischen

II.1.1 und II.1.3 ist nicht zu erkennen.


	Zu c) Aufgrund der unterschiedlichen

Datenverfügbarkeiten in den Ländern

wird der Begriff auf der Ebene der

Bundesraumordnung nicht weiter prä-

zisiert und es werden auch keine Stan�dardkriterien festgelegt.


	Zu d) Die Einschränkung ist sachge�recht und aus Gründen der notwendi�gen Bestimmbarkeit erforderlich.
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	des Ziels nicht vom Zufall vorhandener Daten abhängig gemacht wird. Daher kann ein ent�sprechendes Ziel erst nach Festlegung einheitlicher Kriterien für das gesamte Geltungsgebiet

des Plans ausreichend bestimmt und endabgewogen sein.


	des Ziels nicht vom Zufall vorhandener Daten abhängig gemacht wird. Daher kann ein ent�sprechendes Ziel erst nach Festlegung einheitlicher Kriterien für das gesamte Geltungsgebiet

des Plans ausreichend bestimmt und endabgewogen sein.


	d) Der Begriff der „hochwassermindernden Wirkung“ bleibt im Ziel und der Begründung un�bestimmt. Die Beurteilung, ob das Hochwasser im konkreten Einzelfall tatsächlich gemindert

wird, bleibt laut der Begründung zum Ziel der örtlich zuständigen Wasserwirtschaftsbehörde

vorbehalten. Das Ziel würde daher dazu führen, dass die Raumentwicklungsplanung und die

kommunalen Bauleitplanungen teils großflächig vom Votum bzw. Veto der jeweiligen Was�serwirtschaftsbehörde abhängen würde. Dieses widerspricht dem Rechtsregime des § 7

Abs. 2 ROG für Raumordnungspläne und des § 1 Abs. 7 BauGB für die Bauleitplanung.


	e) Die Mehrzahl der raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen dienen der Siedlungs�und Verkehrsentwicklung oder der Deckung von Versorgung und Entsorgung und sind daher

zwangsläufig auch mit der Inanspruchnahme von Böden verbunden. Die Erhaltung oder Ver�besserung des natürlichen Wasserversickerungs- und Wasserrückhaltevermögens kann bei

diesen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen naturgemäß nicht erfüllt werden,

wird durch das Ziel allerdings zu einer ausnahmslosen Voraussetzung erhoben.


	f) Es wurde ergänzend festgelegt, dass eine Beeinträchtigung des Wasserversickerungs- und

Wasserrückhaltevermögens des Bodens auch in angemessener Frist in einem räumlichen und

funktionalen Zusammenhang ausgeglichen werden kann. Die detaillierten, letztlich aber ab�schließend durchdrungenen Darlegungen zu Ausgleichsmaßnahmen lassen erkennen, dass

der Entwurf des Raumordnungsplans hier unangemessen weit in den Bereich der Fachpla�nung eindringt.


	g) § 78d Abs. 3 WHG enthält bereits Regelungen zur vorrangigen Erhaltung der natürlichen

Wasserversickerungs- und Wasserrückhaltevermögen von Böden. Die Regelung des § 78d

Abs. 3 WHG wird allerdings auf sog. „Hochwasserentstehungsgebiete“ bezogen, welche al�lein durch die Länder nach differenzierteren Kriterien (z. B. auch unter Einziehung der

Hangneigungen) erlassen werden können. Die Festlegung geht unangemessen pauschalie�rend über eine vorhandene Regelung in § 78d Abs. 3 WHG zur vorrangigen Erhaltung der na�türlichen Wasserversickerungs- und Wasserrückhaltevermögen von Böden hinaus.


	 

	Zu e) Die Festlegung gilt nur für Gege�benheiten, in denen eine Minderung

von Hochwassern möglich ist; zudem

ist eine Ausgleichsmöglichkeit vorge�sehen.


	Zu e) Die Festlegung gilt nur für Gege�benheiten, in denen eine Minderung

von Hochwassern möglich ist; zudem

ist eine Ausgleichsmöglichkeit vorge�sehen.


	Zu f) Es ist nicht zu erkennen, dass der

BRPH seine raumordnerische Kompe�tenz überschreiten würde.


	Zu g) Das WHG enthält diesbezüglich

keine abschließenden Regelungen,

über die der Raumordnungsplan in un�zulässiger Weise hinausgehen würde.
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	30 Hessen Wirtschaftsministerium:


	30 Hessen Wirtschaftsministerium:


	Die Festlegung erfüllt nicht die erforderlichen Voraussetzungen eines Ziels der Raumordnung

gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG, da weder die hinreichende sachliche noch die räumliche Be�stimmbarkeit gegeben ist. Grundsätzlich verfügen Böden - in unterschiedlicher Weise - über

ein natürliches Wasserversickerungs- und Wasserrückhaltevermögen. Warum nur Böden ge�sichert werden sollen, soweit diese hochwassermindernd wirken, erschließt sich nicht.


	Zur Begründung:



	Nach nochmaliger Prüfung bestehen

keine Bedenken am Zielcharakter der

Festlegung gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 1

ROG.


	Nach nochmaliger Prüfung bestehen

keine Bedenken am Zielcharakter der

Festlegung gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 1

ROG.


	 
	Die Kriterien, wann Böden über eine

hinreichende hochwassermindernde
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	Die Begründung enthält keine Kriterien, wann Böden im Sinne der Planziffer II.1.3 über eine

hinreichende hochwassermindernde Wirkung verfügen. Dem Hinweis auf den Bezugsraum,

der sämtliche Einzugsgebiete nach § 3 Nr. 13 WHG umfasst, fehlt die räumliche Bestimmt�heit. Zu berücksichtigen ist zudem, dass die Erhaltung und Verbesserung des Wasserrückhal�tevermögens nicht allein mit den Instrumenten der Raumordnung erhalten und verbessert

werden kann, vielmehr sind auch weitere Akteure zu adressieren (z. B. landwirtschaftliche

Bodennutzung).


	Die Begründung enthält keine Kriterien, wann Böden im Sinne der Planziffer II.1.3 über eine

hinreichende hochwassermindernde Wirkung verfügen. Dem Hinweis auf den Bezugsraum,

der sämtliche Einzugsgebiete nach § 3 Nr. 13 WHG umfasst, fehlt die räumliche Bestimmt�heit. Zu berücksichtigen ist zudem, dass die Erhaltung und Verbesserung des Wasserrückhal�tevermögens nicht allein mit den Instrumenten der Raumordnung erhalten und verbessert

werden kann, vielmehr sind auch weitere Akteure zu adressieren (z. B. landwirtschaftliche

Bodennutzung).


	 

	Wirkung verfügen, sind von der örtli�chen Situation abhängig; sie können

durch die für die Wasserwirtschaft zu�ständige Behörde bestimmt werden.


	Wirkung verfügen, sind von der örtli�chen Situation abhängig; sie können

durch die für die Wasserwirtschaft zu�ständige Behörde bestimmt werden.
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	08 Ministerium für Inneres, Bauen und Sport des Saarlandes:


	08 Ministerium für Inneres, Bauen und Sport des Saarlandes:


	Die Festlegung ist inhaltlich und im Hinblick auf die umsetzenden Stellen zu unspezifisch.


	 

	Die Festlegung erscheint auch nach

nochmaliger Prüfung sachgerecht.


	Die Festlegung erscheint auch nach

nochmaliger Prüfung sachgerecht.
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	12 Vereinigung der Landesdenkmalpfleger:


	12 Vereinigung der Landesdenkmalpfleger:


	Ergänzung in der Begründung:


	„Beispielsweise kann, soweit dies die Regelungen zum Natur- und Denkmalschutz zulassen,

ein Ausgleich erfolgen durch die Errichtung technischer Regenrückhalteeinrichtungen an den

Bauwerken oder auf den jeweiligen Grundstücken nach den anerkannten Regeln der Tech�nik.“



	Die Begründung enthält eine entspre�chende Aussage.


	Die Begründung enthält eine entspre�chende Aussage.
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	18 
	18 

	II.1.4 (G) Die in Einzugsgebie�ten nach § 3 Nummer 13

WHG als Abfluss- und Retenti�onsraum wirksamen Bereiche

in und an Gewässern sollen in

ihrer Funktionsfähigkeit für

den Hochwasserschutz erhal�ten werden. Flächen, die zur�zeit nicht als Rückhalteflächen

genutzt werden, aber für den

Wasserrückhalt geeignet und

erforderlich sind, sollen von

entgegenstehenden Nutzun�gen freigehalten und als Re�tentionsraum zurückgewon�nen werden; dies gilt insbe�sondere für Flächen, die an

ausgebaute oder eingedeichte

Gewässer angrenzen. Auf Flä-

chen nach Satz 1 und Satz 2

sollen den Hochwasserabfluss


	II.1.4 (G) Die in Einzugsgebie�ten nach § 3 Nummer 13

WHG als Abfluss- und Retenti�onsraum wirksamen Bereiche

in und an Gewässern sollen in

ihrer Funktionsfähigkeit für

den Hochwasserschutz erhal�ten werden. Flächen, die zur�zeit nicht als Rückhalteflächen

genutzt werden, aber für den

Wasserrückhalt geeignet und

erforderlich sind, sollen von

entgegenstehenden Nutzun�gen freigehalten und als Re�tentionsraum zurückgewon�nen werden; dies gilt insbe�sondere für Flächen, die an

ausgebaute oder eingedeichte

Gewässer angrenzen. Auf Flä-

chen nach Satz 1 und Satz 2

sollen den Hochwasserabfluss



	21c Landkreis Elbe Elster / Landkreistag:


	21c Landkreis Elbe Elster / Landkreistag:


	Die Gebietskulisse der als Abfluss- und Retentionsraum wirksamen Bereiche ist zeitnah abzu�stimmen und darzustellen.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
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	25 Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:


	25 Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:


	a) Die Festlegung würde alle größeren Deichverbandsgebiete mit landwirtschaftlichen Flä-

chen im Deichhinterland betreffen. Fraglich ist daher, in wie weit auf der Grundlage des

BRPH Rückdeichungen oder vergleichbare Maßnahmen gefordert werden könnten.


	b) Die Festlegungen II.1.3 (Z) und II.1.4 (G) werden kritisch gesehen, da diese räumlich

und/oder sachlich das Gleiche betreffen. Dies hätte einen Regelungswiderspruch zur Folge.

Denn die Bindungswirkung eines Ziels ist strikt, die Wirkung eines abwägbaren Grundsatzes

deutlich schwächer. Der Planungsträger muss sich für eine dieser Bindungswirkungen ent�scheiden, damit eine hinreichende Bestimmtheit/Bestimmbarkeit gegeben ist. Es muss her�ausgearbeitet werden, dass die Anwendungsbereiche sich unterscheiden.


	c) Es sollen bestehende bzw. geeignete Retentionsflächen erhalten bzw. von entgegenste�henden Nutzungen freigehalten werden, daher wird nochmals darauf hingewiesen, dass

nach allgemeiner Systematik die Flächenidentifikation anhand der Legaldefinition des § 3 Nr.

13 WHG der jeweils tätigen öffentlichen Stelle obliegt. Dies sollte in der Begründung zur Er�leichterung der Rechtsanwendung klargestellt werden.


	d) Der BRPH berücksichtigt die herausragende Bedeutung des Waldes hinsichtlich seiner po�sitiven Wirkung des Hochwasserschutzes nur unzureichend. In Bezug auf eine Umwandlung



	Zu a): Es handelt sich um einen Grund�satz der Raumordnung, der gemäß § 4

ROG ggf. beispielsweise in Zulassungs�verfahren oder bei Planungen zu be�rücksichtigen ist. Eine Ermächtigungs�grundlage zum Rückbau wird damit

nicht geschaffen.


	Zu a): Es handelt sich um einen Grund�satz der Raumordnung, der gemäß § 4

ROG ggf. beispielsweise in Zulassungs�verfahren oder bei Planungen zu be�rücksichtigen ist. Eine Ermächtigungs�grundlage zum Rückbau wird damit

nicht geschaffen.


	Zu b): Siehe dazu die Ausführungen

oben zu II.1.3 (Z) zur identischen Stel�lungnahme.


	Zu c) Es ist offenkundig, dass die Iden�tifikation der Flächen durch den

Rechtsanwender erfolgen muss.


	d) Die Begründung trägt der Bedeu�tung des Waldes und der forstwirt�schaftlichen Nutzung Rechnung.
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	oder die Hochwasserrückhal�tung beeinträchtigende Nut�zungen nur ausnahmsweise

geplant oder zugelassen wer�den, wenn überwiegende

Gründe des öffentlichen Inte�resses dies notwendig ma�chen und ein zeit- und ortsna�her Ausgleich des Retentions�raumverlusts vorgesehen ist.

Satz 3 gilt nicht für Maßnah�men des Hochwasserschutzes.


	oder die Hochwasserrückhal�tung beeinträchtigende Nut�zungen nur ausnahmsweise

geplant oder zugelassen wer�den, wenn überwiegende

Gründe des öffentlichen Inte�resses dies notwendig ma�chen und ein zeit- und ortsna�her Ausgleich des Retentions�raumverlusts vorgesehen ist.

Satz 3 gilt nicht für Maßnah�men des Hochwasserschutzes.



	von bisher intensiv genutzten Grünlandflächen in Wald sollte die Änderung zur Begründung

II.1.4 (G) zurückgenommen werden. Zudem sollten der Wald und die forstwirtschaftliche

Nutzung ausdrücklich als hochwasserverträgliche Nutzungsform herausgestellt werden.


	von bisher intensiv genutzten Grünlandflächen in Wald sollte die Änderung zur Begründung

II.1.4 (G) zurückgenommen werden. Zudem sollten der Wald und die forstwirtschaftliche

Nutzung ausdrücklich als hochwasserverträgliche Nutzungsform herausgestellt werden.
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	27 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V.:


	27 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V.:


	Der Grundsatz ist zu streichen, da die Forderung einem Fortschritts- und Entwicklungsverbot

gleichkommt. Das Verbot steht in keinem Verhältnis zu den angestrebten Zielen.


	 

	Der Grundsatz ist der Abwägung zu�gänglich. Eine Unverhältnismäßigkeit

kann nicht erkannt werden.


	Der Grundsatz ist der Abwägung zu�gänglich. Eine Unverhältnismäßigkeit

kann nicht erkannt werden.
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	35 Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen BW:


	35 Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen BW:


	Es ist nicht ersichtlich ist, ob mit diesen Bereichen die Überschwemmungsgebiete gemeint

sind. Zudem ist unklar, welche Planungen bzw. welche Bauvorhaben aus Gründen des öffent�lichen Interesses dann künftig konkret zugelassen und realisiert werden können.


	 

	Die Festlegung bezieht sich nach ih�rem Wortlaut auf Einzugsgebiete ge�mäß § 3 Nr. 13 WHG. Ein überwiegen�des öffentliches Interesse ist im Einzel�fall zu bestimmen.


	Die Festlegung bezieht sich nach ih�rem Wortlaut auf Einzugsgebiete ge�mäß § 3 Nr. 13 WHG. Ein überwiegen�des öffentliches Interesse ist im Einzel�fall zu bestimmen.
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	05 Wirtschaftsvereinigung Stahl:


	05 Wirtschaftsvereinigung Stahl:


	Dieser Plansatz hat das Potenzial, die Erweiterung von Anlagen oder die Standortfindung für

Anlagen zu behindern bzw. zu verhindern (Neubau- und Änderungsverbot). Der Plansatz soll

insofern angepasst werden, dass Bereiche, die durch technische Hochwasserschutzanlagen

geschützt sind, ausgenommen werden bzw. klare Regelungen geschaffen werden, unter wel�chen Bedingungen Flächen nicht freigehalten werden müssen.


	 

	Die Festlegung erhält mit den partiell

geänderten Sätzen 3 und 4 genauere

Aussagen.


	Die Festlegung erhält mit den partiell

geänderten Sätzen 3 und 4 genauere

Aussagen.
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	20 Verband der Landwirtschaftskammern:


	20 Verband der Landwirtschaftskammern:


	a) Forderung: Es ist darauf hinzuwirken, dass für eine Rückhaltung zurückgewonnene Flächen

regelmäßig als gesteuerte Polder/Anlagen hergestellt werden.


	b) Zu Begründung: Der positive Effekt der Umwandlung von intensiv genutzten zu extensiv

genutzten Grünflächen wird angezweifelt.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
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	21b LK Emsland / Landkreistag:


	21b LK Emsland / Landkreistag:


	Die Erhaltung und Wiederherstellung von Abfluss- und Retentionsraumbereichen (insbeson�dere an ausgebauten oder eingedeichten Gewässern) ist grundsätzlich als eine zielgerichtete

und nachhaltige Maßnahme des Hochwasserschutzes einzuordnen. Allerdings liegen in der

Regel die Informationen, welche Bereiche für den Wasserrückhalt geeignet und erforderlich

sind, nicht im Detail vor. Eine fachlich begründete raumordnerische Sicherung der Bereiche

ist auf dieser Grundlage nicht möglich. Um die geeigneten und erforderlichen Bereiche zu be�stimmen, wären aufwändige, kostenintensive hydraulische Ermittlungen erforderlich.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
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	21h LK Stade / Landkreistag:


	21h LK Stade / Landkreistag:


	Die genannten „als Abfluss- und Retentionsraum wirksamen Bereiche in und an Gewässern“

liegen bisher nicht als bundesweit einheitlich abgegrenzte Daten vor. Dies erschwert die An�wendung des Plansatzes.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Aufgrund der unter�schiedlichen Datenverfügbarkeiten in

den Ländern wird der Begriff auf der

Ebene der Bundesraumordnung nicht

weiter präzisiert. Anstelle von einheit�lichen Vorgaben sollen Präzisierungs�spielräume für die nachgelagerten Pla�nungsebenen belassen werden.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Aufgrund der unter�schiedlichen Datenverfügbarkeiten in

den Ländern wird der Begriff auf der

Ebene der Bundesraumordnung nicht

weiter präzisiert. Anstelle von einheit�lichen Vorgaben sollen Präzisierungs�spielräume für die nachgelagerten Pla�nungsebenen belassen werden.
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	24c Bauministerium NRW:


	24c Bauministerium NRW:


	Das Verhältnis zu II.1.1, II.1.2 und II.1.3, bei denen nur von Einzugsgebieten nach § 3 Num�mer 13 WHG und nicht von Einzugsgebieten nach § 3 Nummer 13 WHG als Abfluss- und Re�tentionsraum gesprochen wird, ist nicht klar. Was bedeutet dies für die Bereiche, die bereits

baulich genutzt werden oder die für eine andere Nutzung vorgesehen sind? In Genehmi�gungsverfahren werden jedoch regelmäßig gebundene Entscheidungen getroffen, ohne hier�bei die Ziele und Grundsätze der Raumordnung berücksichtigen zu können.


	 

	Im Unterschied zu den genannten

Festlegungen bezieht sich der Grund�satz II.1 4 auf die in Einzugsgebieten

nach § 3 Nr. 13 als Abfluss- und Re�tentionsraum wirksamen Bereiche.


	Im Unterschied zu den genannten

Festlegungen bezieht sich der Grund�satz II.1 4 auf die in Einzugsgebieten

nach § 3 Nr. 13 als Abfluss- und Re�tentionsraum wirksamen Bereiche.


	Der Bundesraumordnungsplan hat

keine unmittelbaren Auswirkungen

auf bestandsgeschützte bauliche Anla�gen.
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	26 Landesplanung Thüringen:


	26 Landesplanung Thüringen:


	Warum hier auf den Begriff Einzugsgebiet nach § 3 Nr. 13 WHG abgestellt wird, ist nicht

nachvollziehbar.


	Bei der Rückgewinnung von Retentionsflächen z. B. durch "Deichrückverlegung und die Wie�deranbindung von abgeschnittenen Auen", wie in der Begründung zu 1.4 angeführt, wird

nicht unerheblich in die Agrarstruktur eingegriffen, es wird entsprechend auf die Entschädi�gungsproblematik hingewiesen.


	Die Überflutungstoleranz von Waldflächen ist abhängig von ihrer Baumartenzusammenset�zung. Die Baumarten der sog. Weichholzaue (Pappeln, Weiden, Erlen) können häufige und

längere Überflutungen gut überstehen, die Baumarten der sog. Hartholzaue (Stieleiche,

Ahorn, Ulme, Esche) können mit selteneren und kürzeren Überflutungen zurechtkommen.

Wälder aus Baumarten, die hingegen nicht überflutungstolerant sind, können infolge von

längeren Hochwasserereignissen absterben. Der Aspekt der Überflutungstoleranz des Wal�des muss bei der Ausweitung von Überflutungsflächen (Deichrückverlegungen etc.) mitbe�rücksichtigt werden.


	Die Festlegung ist bezüglich des Umgangs mit Bestandsgebieten nicht eindeutig.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Eine Entschädigungs�pflicht wird durch den Raumordnungs�plan nicht ausgelöst. Der Raumord�nungsplan berührt nicht den Be�standsschutz.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Eine Entschädigungs�pflicht wird durch den Raumordnungs�plan nicht ausgelöst. Der Raumord�nungsplan berührt nicht den Be�standsschutz.
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	36 Ministerium f. Wohnen, Bau u. Verkehr BY:
	36 Ministerium f. Wohnen, Bau u. Verkehr BY:
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	Nach der Präambel des Entwurfs soll der Raumordnungsplan komplementär zum Regelungs�regime des Fachrechts, dem WHG, konzipiert sein. Unseres Erachtens wird das bisherige Re�gelungsregime durch den Entwurf unklarer, da sich Bestimmungen zur Ausweisung neuer

Siedlungsgebiete und zum Bauen in den Gebietstypen des WHG nach Erlass des Raumord�nungsplans sowohl aus dem Raumordnungsplan als auch aus dem WHG ergeben. Daher wird

um Prüfung gebeten, ob der Plansatz beibehalten werden sollte.


	Nach der Präambel des Entwurfs soll der Raumordnungsplan komplementär zum Regelungs�regime des Fachrechts, dem WHG, konzipiert sein. Unseres Erachtens wird das bisherige Re�gelungsregime durch den Entwurf unklarer, da sich Bestimmungen zur Ausweisung neuer

Siedlungsgebiete und zum Bauen in den Gebietstypen des WHG nach Erlass des Raumord�nungsplans sowohl aus dem Raumordnungsplan als auch aus dem WHG ergeben. Daher wird

um Prüfung gebeten, ob der Plansatz beibehalten werden sollte.


	Bisher sind sämtliche Regelungen im WHG zusammengefasst. Im Entwurf werden Anforde�rungen an die Bauleitplanung in Einzugsgebieten nach § 3 Nr. 13 WHG gestellt. Solche Anfor�derungen sind im WHG nicht vorgesehen. Das Gesetz sieht im Vergleich zum BauGB stren�gere Anforderungen an die Bauleitplanung nur dann vor, wenn ein Überschwemmungsgebiet

oder ein Risikogebiet vorliegt, nicht aber bei Einzugsgebieten nach § 3 Nr. 13 WHG. Die vor�gesehenen Bestimmungen sollten, wenn diese als zweckmäßig erachtet werden, systema�tisch unmittelbar im WHG aufgenommen werden.


	 

	Die Bedenken werden nicht geteilt.


	Die Bedenken werden nicht geteilt.


	Der BRPH orientiert sich an den Ge�bietskategorien des WHG und greift

dies im Sinne


	 
	Für eine Änderung des WHG wäre der

Gesetzgeber zuständig.


	 


	TR
	TD
	TD
	Span
	38 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:


	38 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:


	Das Verhältnis dieser Festlegung zu § 77 WHG sollte geprüft werden. Hier sollte es zu keinen

widersprüchlichen Regelungen kommen.



	Es wird klargestellt, dass § 77 WHG

unberührt bleibt.


	Es wird klargestellt, dass § 77 WHG

unberührt bleibt.
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	02 Verband Privater Bauherren:


	02 Verband Privater Bauherren:


	Angesichts bereits jetzt dicht besiedelter Gebiete in Flussnähe, die zugleich Bevölkerungs�wachstum aufweisen, erscheint die Maßgabe, dass neben einem ausnahmsweise und erfor�derlichen Überwiegen öffentlicher Interessen zwingend noch ein zeit- und ortsnaher Aus�gleich des Retentionsraumverlusts zusätzlich zu leisten ist, als in bestimmten Gegenden fak�tisch nicht mehr erfüllbar. Jedenfalls sollte ein Ausgleich auch darin bestehen können, dass

zusätzliche Maßnahmen des Hochwasserschutzes ergriffen werden.


	 

	Vor dem Hintergrund der zunehmen�den Wahrscheinlichkeit von Hochwas�serereignissen und der damit verbun�denen Risiken in dicht besiedelten

Räumen, werden die beanstandeten

Voraussetzungen aufrechterhalten.


	Vor dem Hintergrund der zunehmen�den Wahrscheinlichkeit von Hochwas�serereignissen und der damit verbun�denen Risiken in dicht besiedelten

Räumen, werden die beanstandeten

Voraussetzungen aufrechterhalten.


	Hinsichtlich der Ausgleichsmöglichkei�ten wird auf die Ausführungen in der

Begründung verwiesen.
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	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	a) Die Verwendung der Formulierung "Einzugsgebieten nach § 3 Nr. 13 WHG" ist räumlich zu

unbestimmt.

b) Der Grundsatz enthält hinsichtlich der Freihaltung von Flächen einen planerischen Hand�lungsauftrag u. a. an die Träger der Regionalplanung, Planungsträger auf kommunaler Ebene.

Fraglich ist, ob dieser Handlungsauftrag von der Ermächtigungsgrundlage des § 17 Absatz 2

ROG gedeckt ist.


	 

	Zu a) Der Begriff der Einzugsgebiete

nach § 3 Nr. 13 WHG ist nach wasser�wirtschaftlichen Kriterien räumlich be�stimmbar.


	Zu a) Der Begriff der Einzugsgebiete

nach § 3 Nr. 13 WHG ist nach wasser�wirtschaftlichen Kriterien räumlich be�stimmbar.


	Zu b) Die Bedenken, dass der Auftrag

zur Freihaltung von Flächen nicht von

der Kompetenz des § 17 Abs. 2 S. 1

ROG gedeckt sein könnte, werden

nicht geteilt.
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	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	Änderung Satz 2: „… sollen von entgegenstehenden Nutzungen freigehalten werden und

dort, wo eine Eignung gegeben ist, durch Vergrößerung und Rückgewinnung von Retentions�raum in ihrer Hochwasserrückhaltekapazität verbessert werden.“


	 

	Eine Regelung, die eine Vergrößerung

des Retentionsraums fordert, er�scheint im Kontext nicht verhältnismä-

ßig.


	Eine Regelung, die eine Vergrößerung

des Retentionsraums fordert, er�scheint im Kontext nicht verhältnismä-

ßig.
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	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	Ergänzung Satz 1 um: „… Flächen, die auf der Grundlage von § 74 WHG als Hochwassergefah�ren- oder Risikogebiet bzw. als nachrichtliches Überflutungsgebiet ausgewiesen sind.“


	Zur Begründung:


	Neuer Satz 2: „Die im Rahmen der Umsetzung der Hochwasserrisikomanagementrichtlinie

veröffentlichten Hochwassergefahren- und -risikokarten einschließlich der Darstellung der

nachrichtlichen Überflutungsgebiete (Gebiete zwischen zwei Risikogebieten) stellen Flächen

dar, die bei Hochwasser unterschiedlicher Intensität überflutet werden können. Diese Flä-

chen sollen für den Wasserrückhalt erhalten bzw. vorrangig für Maßnahmen des Hochwas�serrückhalts, …“


	 

	Die Festlegung erfasst bewusst auch

solche Gebiete, die lediglich als Ab�fluss- und Retentionsraum geeignet

sind, aber noch nicht von den Ge�bietskategorien des WHG erfasst wer�den. Der Mehrwert der vorgeschlage�nen Ergänzung der Begründung er�schließt sich nicht.


	Die Festlegung erfasst bewusst auch

solche Gebiete, die lediglich als Ab�fluss- und Retentionsraum geeignet

sind, aber noch nicht von den Ge�bietskategorien des WHG erfasst wer�den. Der Mehrwert der vorgeschlage�nen Ergänzung der Begründung er�schließt sich nicht.
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	21h LK Stade / Landkreistag:


	21h LK Stade / Landkreistag:


	Dieser Grundsatz der Raumordnung formuliert einen grundsätzlichen Planungsauftrag, der

aller Voraussicht nach häufige Änderungen der Planwerke der Raumordnung nach sich zie�hen wird, da Gewässer relativ häufig ausgebaut werden. Dieser Auftrag passt nicht zum mit�telfristigen Planungshorizont der Raumordnung. Im Zweifel wird dieser Grundsatz einen er�höhten Begründungsaufwand bei den Trägern der Raumordnung auslösen.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
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	19 
	19 

	II.1.5 (G) Werden im Zuge des

Aus- oder Umbaus von Ge�wässern raumbedeutsame Re�naturierungsmaßnahmen ge�plant, die das Hochwasserri�siko senken, sollen diese auf

geeignete Weise räumlich ge�sichert werden.


	II.1.5 (G) Werden im Zuge des

Aus- oder Umbaus von Ge�wässern raumbedeutsame Re�naturierungsmaßnahmen ge�plant, die das Hochwasserri�siko senken, sollen diese auf

geeignete Weise räumlich ge�sichert werden.



	04 Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung:


	04 Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung:


	Nach hiesiger Auffassung sind planerische Handlungsaufträge an die Länder nicht von der Er�mächtigung in § 17 Abs. 2 ROG gedeckt. Die weiterhin bestehenden Festlegungen mit Hand�lungsauftrag im Planentwurf werden abgelehnt.


	 

	An der Festlegung wird in modifizier�ter Form festgehalten.


	An der Festlegung wird in modifizier�ter Form festgehalten.
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	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	Es ist fraglich, ob der Handlungsauftrag an die Träger der Landes-, Regional- und Bauleitpla�nung von der Ermächtigungsgrundlage des § 17 Abs. 2 ROG gedeckt ist.


	 

	An der Festlegung wird in modifizier�ter Form festgehalten.


	An der Festlegung wird in modifizier�ter Form festgehalten.
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	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	Änderungsvorschlag: „… geplant, die Hochwasser und Hochwasserrisiken senken, sollen

diese auf geeignete Weise räumlich gesichert werden.“


	 

	Die Formulierung der Festlegung wird

partiell geändert.


	Die Formulierung der Festlegung wird

partiell geändert.
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	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	Zur Begründung:



	Dem Änderungsvorschlag wird nicht

gefolgt; dieses Abwägungserfordernis
	Dem Änderungsvorschlag wird nicht

gefolgt; dieses Abwägungserfordernis
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	Es sollte ergänzend darauf hingewiesen werden, dass die räumliche Sicherung von Renaturie�rungsmaßnahmen mit anderen Zielen und Grundsätzen der Raumordnung vereinbar bzw.

abgewogen sein muss (vgl. § 7 Abs. 2 ROG).


	Es sollte ergänzend darauf hingewiesen werden, dass die räumliche Sicherung von Renaturie�rungsmaßnahmen mit anderen Zielen und Grundsätzen der Raumordnung vereinbar bzw.

abgewogen sein muss (vgl. § 7 Abs. 2 ROG).


	 

	versteht sich bei einem Grundsatz der

Raumordnung von selbst.


	versteht sich bei einem Grundsatz der

Raumordnung von selbst.
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	11 Freie und Hansestadt Hamburg:


	11 Freie und Hansestadt Hamburg:


	Der Plansatz soll um die Maßnahmenlisten der Hochwasserrisikomanagementpläne ergänzt

werden.


	 

	Die vorgeschlagene Ergänzung ist in�haltlich in Festlegung II.1.6 geregelt.


	Die vorgeschlagene Ergänzung ist in�haltlich in Festlegung II.1.6 geregelt.
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	20 
	20 

	II.1.6 (G) Raumbedeutsame

Planungen und Maßnahmen

des Hochwasserschutzes sol�len auf geeignete Weise

räumlich gesichert werden,

soweit sie in der zum Zeit�punkt der Sicherung gelten�den Maßnahmenliste des Na�tionalen Hochwasserschutz�programms enthalten und

noch nicht in Bau oder Betrieb

sind.


	II.1.6 (G) Raumbedeutsame

Planungen und Maßnahmen

des Hochwasserschutzes sol�len auf geeignete Weise

räumlich gesichert werden,

soweit sie in der zum Zeit�punkt der Sicherung gelten�den Maßnahmenliste des Na�tionalen Hochwasserschutz�programms enthalten und

noch nicht in Bau oder Betrieb

sind.



	15 Freie Hansestadt Bremen:


	15 Freie Hansestadt Bremen:


	Die Beschränkung auf die Maßnahmenliste des Nationalen Hochwasserschutzprogramms ist

nicht nachvollziehbar. Es sollen auch Maßnahmen und Konzepte der Länder herangezogen

werden dürfen.


	 

	Die Bezugnahme auf die Maßnahmen�liste des Nationalen Hochwasserschut�zes im Bundesraumordnungsplan ist

im Sinne der Rechtssicherheit sachlich

gerechtfertigt und gewährleistet einen

einheitlichen Planvollzug. Den Ländern

ist es unbenommen in ihren Raumord�nungsplänen ggf. weitergehende Maß-

nahmen und Konzepte heranzuziehen.


	Die Bezugnahme auf die Maßnahmen�liste des Nationalen Hochwasserschut�zes im Bundesraumordnungsplan ist

im Sinne der Rechtssicherheit sachlich

gerechtfertigt und gewährleistet einen

einheitlichen Planvollzug. Den Ländern

ist es unbenommen in ihren Raumord�nungsplänen ggf. weitergehende Maß-

nahmen und Konzepte heranzuziehen.
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	21h LK Stade / Landkreistag:


	21h LK Stade / Landkreistag:


	Für die Standorte der raumbedeutsamen Hochwasserschutzanlagen aus der Maßnahmen�liste des Nationalen Hochwasserschutzprogramms liegt nur eine unzureichende Datengrund�lage (Punktdaten) vor, die die räumliche Ausdehnung dieser Vorhaben nicht wiedergibt. Eine

Umsetzung durch die Landes- und Regionalplanung ist somit erschwert.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Es wird darauf hingewie�sen, dass bereits aufgrund der Maß-

stabs der Bundesraumplanung keine

parzellenscharfen Festlegungen ge�troffen werden.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Es wird darauf hingewie�sen, dass bereits aufgrund der Maß-

stabs der Bundesraumplanung keine

parzellenscharfen Festlegungen ge�troffen werden.
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	04 Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung:


	04 Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung:


	Nach hiesiger Auffassung sind planerische Handlungsaufträge an die Länder nicht von der Er�mächtigung in § 17 Abs. 2 ROG gedeckt. Die weiterhin bestehenden Festlegungen mit Hand�lungsauftrag im Planentwurf werden abgelehnt.


	 

	An der Festlegung wird in modifizier�ter Form festgehalten.


	An der Festlegung wird in modifizier�ter Form festgehalten.
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	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	Es ist fraglich, ob der Handlungsauftrag an die Träger der Landes-, Regional- und Bauleitpla�nung von der Ermächtigungsgrundlage des § 17 Abs. 2 ROG gedeckt ist.


	 

	An der Festlegung wird in modifizier�ter Form festgehalten.


	An der Festlegung wird in modifizier�ter Form festgehalten.


	 


	TR
	TD
	TD
	Span
	31 Bayern Umweltministerium:


	31 Bayern Umweltministerium:


	Es wird angeregt, aufgrund der im Rahmen des Nationalen Hochwasserschutzprogramms be�schlossenen Maßnahmen an der ursprünglichen Formulierung des Grundsatzes festzuhalten.


	 

	Der Anregung wird nicht gefolgt. Die –

allerdings nochmals modifizierte – Än�derung gegenüber der ursprünglichen
	Der Anregung wird nicht gefolgt. Die –

allerdings nochmals modifizierte – Än�derung gegenüber der ursprünglichen
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	Formulierung erfolgte aus Gründen

der Rechtssicherheit.


	Formulierung erfolgte aus Gründen

der Rechtssicherheit.
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	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	Ergänzung um: „… Nationalen Hochwasserschutzprogramms oder eines Hochwasserschutz�konzepts der Länder …“


	Zur Begründung:


	Änderung Absatz 2: „… Hochwasserschutzmaßnahmen bilden das Nationale Hochwasser�schutzprogramm und die wasserwirtschaftlichen Fachplanungen der Länder.“


	 

	Die Bezugnahme auf die Maßnahmen�liste des Nationalen Hochwasserschut�zes im Bundesraumordnungsplan ist

im Sinne der Rechtssicherheit sachlich

gerechtfertigt und gewährleistet einen

einheitlichen Planvollzug. Den Ländern

ist es unbenommen in ihren Raumord�nungsplänen ggf. weitergehende Maß-

nahmen und Konzepte heranzuziehen.


	Die Bezugnahme auf die Maßnahmen�liste des Nationalen Hochwasserschut�zes im Bundesraumordnungsplan ist

im Sinne der Rechtssicherheit sachlich

gerechtfertigt und gewährleistet einen

einheitlichen Planvollzug. Den Ländern

ist es unbenommen in ihren Raumord�nungsplänen ggf. weitergehende Maß-

nahmen und Konzepte heranzuziehen.


	 


	TR
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	38 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:


	38 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:


	Die Festlegung ist aus Sicht des HWRM zu begrüßen. Allerdings ist die Formulierung geändert

worden auf „Raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen des Hochwasserschutzes". Eine

räumliche Sicherung ist nur für Maßnahmen sinnvoll. Daher sollte der Begriff „Planungen"

hier gestrichen werden.


	 

	Die Forderung wird übernommen.


	Die Forderung wird übernommen.
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	II.1.7 (G) Negative Auswirkun�gen von Hochwassern auf die

Trinkwasserversorgung, insbe�sondere auf Anlagen der

Trinkwasserversorgung, sollen

vermieden werden.


	II.1.7 (G) Negative Auswirkun�gen von Hochwassern auf die

Trinkwasserversorgung, insbe�sondere auf Anlagen der

Trinkwasserversorgung, sollen

vermieden werden.



	24 h Bezirksregierung Münster / NRW:


	24 h Bezirksregierung Münster / NRW:


	Der Regelungsgehalt ist eine fachrechtliche Aufgabe, die im Fachgesetz geregelt wird. Als Ad�ressat ist daher die Raumplanung zu streichen, da auf der Ebene der Regionalplanung keine

entsprechende Umsetzung stattfinden kann.


	 

	Die Festlegungen des Raumordnungs�plans richten allgemein an die in § 4

Abs. 1 ROG genannten Adressaten. Es

ist Aufgabe einer jeden Regionalpla�nung zu prüfen, inwieweit sie von die�ser Festlegung betroffen ist und ggf.

Änderungs- oder Anpassungsbedarf

ausgelöst wird.


	Die Festlegungen des Raumordnungs�plans richten allgemein an die in § 4

Abs. 1 ROG genannten Adressaten. Es

ist Aufgabe einer jeden Regionalpla�nung zu prüfen, inwieweit sie von die�ser Festlegung betroffen ist und ggf.

Änderungs- oder Anpassungsbedarf

ausgelöst wird.
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	11 Freie und Hansestadt Hamburg:


	11 Freie und Hansestadt Hamburg:


	Die Festlegung soll verbindlicher formuliert werden:


	„Negative Auswirkungen von Hochwassern auf die Trinkwasserversorgung, insbesondere auf

Anlagen der Trinkwasserversorgung, sind zu vermeiden.“


	 
	 

	Eine Zielfestlegung wäre nicht sachge�recht.


	Eine Zielfestlegung wäre nicht sachge�recht.
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	35 Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen BW:


	35 Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen BW:


	In der Begründung ist der Begriff „Schadstoffeinträge“ durch den übergeordneten Begriff

„Stoffeinträge“ zu ersetzen.



	Dem Änderungsvorschlag wird hin�sichtlich der Begriffsänderung gefolgt.

Im Übrigen wird die Stellungnahme
	Dem Änderungsvorschlag wird hin�sichtlich der Begriffsänderung gefolgt.

Im Übrigen wird die Stellungnahme
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	Darüber hinaus wird angeregt, die Adressierung der Festlegung auf die Betreiber der Trink�wasserversorgung, die ihre Anlagen schützen müssen, zu beziehen.


	Darüber hinaus wird angeregt, die Adressierung der Festlegung auf die Betreiber der Trink�wasserversorgung, die ihre Anlagen schützen müssen, zu beziehen.


	 

	zur Kenntnis genommen; die Adressa�ten ergeben sich aus § 4 ROG.


	zur Kenntnis genommen; die Adressa�ten ergeben sich aus § 4 ROG.
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	20 Verband der Landwirtschaftskammern:


	20 Verband der Landwirtschaftskammern:


	Ebenso sind die Anforderungen einer ordnungsgemäßen Gewässerunterhaltung zu beachten.

Genehmigte und planfestgestellte Nutzungen wie Drainagen und Beregnungseinrichtungen

dürfen in ihrer Funktion nicht beeinträchtigt werden. Maßnahmen zum Hochwasserschutz in

den Auen haben regelmäßig einen positiven Effekt für den Naturschutz und die Biodiversität.

Daher ist auf weitergehende Kompensationsmaßnahmen nach dem BNatschG grundsätzlich

zu verzichten.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
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	04 Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung:


	04 Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung:


	Es bestehen erhebliche Zweifel an der Erforderlichkeit dieser Festlegung. Der Schutz einzel�ner Trinkwasserversorgungen mag lokal oder regional wichtig sein, kann aber nicht Gegen�stand eines länderübergreifenden Raumordnungsplans für den Hochwasserschutz sein.


	 

	Auch nach nochmaliger Prüfung wird

die Festlegung als erforderlich und an�gemessen angesehen. Die Trinkwas�serversorgung wird zunehmend vor

Herausforderungen gestellt, die über�regionaler Lösungen bedürfen.


	Auch nach nochmaliger Prüfung wird

die Festlegung als erforderlich und an�gemessen angesehen. Die Trinkwas�serversorgung wird zunehmend vor

Herausforderungen gestellt, die über�regionaler Lösungen bedürfen.
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	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	Es bestehen Zweifel an der Erforderlichkeit dieses Grundsatzes bzw. der begründeten Ablei�tung aus § 17 Abs. 2 ROG sowie am Mehrwert gegenüber den bestehenden Regelungen des

WHG. Es wird nicht deutlich, welchen Beitrag die genannten Adressaten konkret zum Schutz

der Wasserschutzgebiete leisten bzw. welche „Vorsorge zur Vermeidung einer Verschlechte�rung“ getroffen werden sollen.


	Zur Begründung:


	Es wird kein Handlungserfordernis für die nordrhein-westfälische Landes- und Regionalpla�nung abgeleitet, weshalb die Landes- und Regionalplanung in der Begründung als Adressat zu

streichen ist.


	 

	Auch nach nochmaliger Prüfung wird

die Festlegung als sachgerecht angese�hen. Ebenso ist die Festlegung von der

Kompetenz des § 17 Abs. 2 S. 1 ROG

gedeckt.


	Auch nach nochmaliger Prüfung wird

die Festlegung als sachgerecht angese�hen. Ebenso ist die Festlegung von der

Kompetenz des § 17 Abs. 2 S. 1 ROG

gedeckt.
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	38 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:


	38 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:


	Neben der Trinkwasserversorgung sollte auch das Abwasser (Abwasserbehandlungsanlagen)

mit einbezogen werden. Die Formulierung ist entsprechend anzupassen.



	Der Hinweis auf die Abwasserbeseiti�gung in der Begründung wird als aus�reichend erachtet.


	Der Hinweis auf die Abwasserbeseiti�gung in der Begründung wird als aus�reichend erachtet.
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	22 
	22 

	2. Ergänzende Festlegungen

für Überschwemmungsge�biete nach § 76 Absatz 2

und 3 WHG


	2. Ergänzende Festlegungen

für Überschwemmungsge�biete nach § 76 Absatz 2

und 3 WHG



	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	Zu den Überschwemmungsgebieten bestehen im WHG sowie in den nordrhein-westfälischen

Raumordnungsplänen (LEP NRW und Regionalpläne) bereits umfangreiche Regelungen. Vor



	Die Festlegungen erweisen sich insbe�sondere im Lichte des überörtlichen

und fachübergreifenden Koordinie�rungsauftrages der Raumordnung als
	Die Festlegungen erweisen sich insbe�sondere im Lichte des überörtlichen

und fachübergreifenden Koordinie�rungsauftrages der Raumordnung als




	Table
	TBody
	TR
	TD
	Span
	 
	 

	diesem Hintergrund wird aus nordrhein-westfälischer Sicht keine Erforderlichkeit für ergän�zende Festlegungen im BRPH zu Überschwemmungsgebieten nach § 76 Absatz 2 und 3 WHG

gesehen. Soweit ein Handlungsbedarf für kritische Infrastrukturen oder Anlagen oder Be�triebsbereiche, die unter die Richtlinie 2010/75/EU (Industrieemissionsrichtlinie) oder Richtli�nie 2012/18/EU (SEVESO-III-Richtlinie) fallen, gesehen wird, könnten diese Aspekte durch

eine Änderung des § 78 WHG widerspruchsfrei und mit unmittelbarer Geltung gegenüber

nachfolgenden Zulassungsvorhaben erfüllt werden.


	diesem Hintergrund wird aus nordrhein-westfälischer Sicht keine Erforderlichkeit für ergän�zende Festlegungen im BRPH zu Überschwemmungsgebieten nach § 76 Absatz 2 und 3 WHG

gesehen. Soweit ein Handlungsbedarf für kritische Infrastrukturen oder Anlagen oder Be�triebsbereiche, die unter die Richtlinie 2010/75/EU (Industrieemissionsrichtlinie) oder Richtli�nie 2012/18/EU (SEVESO-III-Richtlinie) fallen, gesehen wird, könnten diese Aspekte durch

eine Änderung des § 78 WHG widerspruchsfrei und mit unmittelbarer Geltung gegenüber

nachfolgenden Zulassungsvorhaben erfüllt werden.


	 

	sachgerechte Ergänzung zu bestehen�den fachgesetzlichen Regelungen. Eine

Änderung bzw. Ergänzung des WHG

liegt nicht in der Zuständigkeit der

Bundesraumordnung.


	sachgerechte Ergänzung zu bestehen�den fachgesetzlichen Regelungen. Eine

Änderung bzw. Ergänzung des WHG

liegt nicht in der Zuständigkeit der

Bundesraumordnung.
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	23 

	II.2.1 (G) Überschwemmungs�gebiete nach § 76 Absatz 3

WHG, die noch nicht was�serrechtlich vorläufig gesi�chert wurden, sollen auf

geeignete Weise räumlich

gesichert werden.


	II.2.1 (G) Überschwemmungs�gebiete nach § 76 Absatz 3

WHG, die noch nicht was�serrechtlich vorläufig gesi�chert wurden, sollen auf

geeignete Weise räumlich

gesichert werden.



	11 Freie und Hansestadt Hamburg:


	11 Freie und Hansestadt Hamburg:


	Die Festlegung ist schwer umsetzbar, da für die räumliche Sicherung noch nicht vorläufig ge�sicherter ÜSGs die rechtlichen Hürden hoch sind



	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
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	21i Region Hannover / Landkreistag:


	21i Region Hannover / Landkreistag:


	Es wird angeregt die gestrichene Textpassage wiederaufzunehmen:


	„II.2.1 (G) Festgesetzte oder vorläufig zu sichernde Überschwemmungsgebiete nach § 76 Ab�satz 2 und 3 WHG sollen in den regionalen Raumordnungsplänen durch Ziele der Raumord�nung gesichert werden. In den Ländern Bremen und Hamburg sowie in den kreisfreien Städ�ten Niedersachsens gilt Satz 1 insoweit, als die dort genannten Gebiete im Flächennutzungs�plan darzustellen sind, soweit es keinen regionalen Raumordnungsplan gibt.“


	 

	Der Forderung wird mit Verweis auf

die im Rahmen des Beteiligungsver�fahrens nach §§ 18, 9 Abs. 2 ROG er�folgte Abwägung nicht entsprochen.


	Der Forderung wird mit Verweis auf

die im Rahmen des Beteiligungsver�fahrens nach §§ 18, 9 Abs. 2 ROG er�folgte Abwägung nicht entsprochen.
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	24 h Bezirksregierung Münster / NRW:


	24 h Bezirksregierung Münster / NRW:


	Der Grundsatz bleibt deutlich hinter dem raumordnerischen Ziel des LEP NRW zurück. Es be�steht die Gefahr, dass diese durch die Vorgabe des BRPH zukünftig zu einem Grundsatz zu�rückgestuft werden. Dies ginge mit einer deutlichen Schwächung des Schutzes der Über�schwemmungsgebiete einher.


	 

	Es ist den nachgelagerten Planungs�ebenen unbenommen, ggf. restrikti�vere raumordnerische Festlegungen

zu treffen. Diese Festlegungen werden

durch den BRPH nicht außer Kraft ge�setzt.


	Es ist den nachgelagerten Planungs�ebenen unbenommen, ggf. restrikti�vere raumordnerische Festlegungen

zu treffen. Diese Festlegungen werden

durch den BRPH nicht außer Kraft ge�setzt.
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	35 Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen BW:


	35 Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen BW:


	Aus wasserrechtlicher Sicht sollte zu § 76 WHG darauf hingewiesen werden, dass einige Län�der die Überschwemmungsgebiete nicht durch Rechtsverordnung, sondern unmittelbar

durch Gesetz festsetzen. Eine Klarstellung in der Begründung ist sinnvoll.


	 

	Eine Klarstellung wird nicht für erfor�derlich gehalten. Der BRPH orientiert

sich am Wortlaut des § 76 Abs. 2

WHG.


	Eine Klarstellung wird nicht für erfor�derlich gehalten. Der BRPH orientiert

sich am Wortlaut des § 76 Abs. 2

WHG.
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	24c Bauministerium NRW:


	24c Bauministerium NRW:


	Es gibt das wasserrechtliche Instrument der vorläufigen Sicherung. Es ist nicht nachvollzieh�bar, warum es eines raumordnerischen Grundsatzes bedarf.



	Die Festlegung wird auch nach noch�maliger Prüfung als sachgerecht er�achtet.
	Die Festlegung wird auch nach noch�maliger Prüfung als sachgerecht er�achtet.
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	21d REGIONALVERBAND RUHR/ NRW:


	21d REGIONALVERBAND RUHR/ NRW:


	Der Adressat des Grundsatzes ist nicht mehr ausdrücklich der Träger der Regionalplanung,

und der Grundsatz ist damit bei der Aufstellung oder Änderung von Regionalplänen nicht

mehr eindeutig in die Abwägung einzustellen.


	 

	Der Adressatenkreis ergibt sich gene�rell aus § 4 ROG.


	Der Adressatenkreis ergibt sich gene�rell aus § 4 ROG.
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	04 Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung:


	04 Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung:


	Nach hiesiger Auffassung sind planerische Handlungsaufträge an die Länder nicht von der Er�mächtigung in § 17 Abs. 2 ROG gedeckt. Die weiterhin bestehenden Festlegungen mit Hand�lungsauftrag im Planentwurf werden abgelehnt.


	 

	An der Festlegung wird festgehalten.


	An der Festlegung wird festgehalten.
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	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	Es ist fraglich, ob der Handlungsauftrag an die Träger der Landes-, Regional- und Bauleitpla�nung von der Ermächtigungsgrundlage des § 17 Abs. 2 ROG gedeckt ist.


	 

	An der Festlegung wird festgehalten.


	An der Festlegung wird festgehalten.
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	24 
	24 

	II.2.2 (G) In Überschwem�mungsgebieten nach § 76 Ab�satz 2 und 3 WHG sollen Sied�lungen und raumbedeutsame

bauliche Anlagen entspre�chend den Regelungen der §§

78, 78a WHG nicht erweitert

oder neu geplant, ausgewie�sen oder errichtet werden.

Die Minimierung von Hoch�wasserrisiken soll auch inso�weit berücksichtigt werden,

als Folgendes geprüft wird:


	II.2.2 (G) In Überschwem�mungsgebieten nach § 76 Ab�satz 2 und 3 WHG sollen Sied�lungen und raumbedeutsame

bauliche Anlagen entspre�chend den Regelungen der §§

78, 78a WHG nicht erweitert

oder neu geplant, ausgewie�sen oder errichtet werden.

Die Minimierung von Hoch�wasserrisiken soll auch inso�weit berücksichtigt werden,

als Folgendes geprüft wird:


	 
	1. Rücknahme von in Flächen�nutzungsplänen für die Be�bauung dargestellten Flä-

chen sowie von in landes�weiten und regionalen

Raumordnungsplänen für

die Bebauung festgelegten

Gebieten, wenn für sie noch


	1. Rücknahme von in Flächen�nutzungsplänen für die Be�bauung dargestellten Flä-

chen sowie von in landes�weiten und regionalen

Raumordnungsplänen für

die Bebauung festgelegten

Gebieten, wenn für sie noch


	1. Rücknahme von in Flächen�nutzungsplänen für die Be�bauung dargestellten Flä-

chen sowie von in landes�weiten und regionalen

Raumordnungsplänen für

die Bebauung festgelegten

Gebieten, wenn für sie noch





	24 h Bezirksregierung Münster / NRW:


	24 h Bezirksregierung Münster / NRW:


	Der Adressat zu Nr. 2 sollte eindeutig auf die nachfolgende Planungsebene ausgerichtet wer�den. Es liegt nicht in der Kompetenz der Raumplanung zu kontrollieren, ob bestimmte Um�bauten stattgefunden haben, daher sollte der Adressat bei den Fachbehörden vor Ort liegen.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Eine Kontrollpflicht wird

durch die Festlegung nicht begründet.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Eine Kontrollpflicht wird

durch die Festlegung nicht begründet.
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	05 Wirtschaftsvereinigung Stahl:


	05 Wirtschaftsvereinigung Stahl:


	a) „keine ernsthaft in Betracht kommenden Standortalternativen“: Justiziabilität der Formu�lierung wird als Kriterium für eine Dennoch-Genehmigung in Frage gestellt, auch weil Stand�ortalternativen nicht räumlich beschränkt werden und die Begründungslast beim Vorhaben�träger liegt.


	b) Die vorgesehene Rücknahme von Bauflächen aus Flächennutzungsplänen beschränkt die

potenziellen Erweiterungsmöglichkeiten der Unternehmen.


	 

	Zu a) In Nr. 1 der Festlegung wird aus�geführt, dass es um Standortalternati�ven in der jeweiligen Gemeinde geht

und nicht jedwede Standortalternati�ven zu betrachten sind.


	Zu a) In Nr. 1 der Festlegung wird aus�geführt, dass es um Standortalternati�ven in der jeweiligen Gemeinde geht

und nicht jedwede Standortalternati�ven zu betrachten sind.


	Zu b) Die Festlegung ist als der Abwä-

gung zugänglicher Grundsatz der

Raumordnung geboten und verhältnis�mäßig.
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	20 Verband der Landwirtschaftskammern:


	20 Verband der Landwirtschaftskammern:


	Die Entwicklungsfähigkeit landwirtschaftlicher Betriebe muss gewahrt bleiben.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
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	21h LK Stade / Landkreistag:


	21h LK Stade / Landkreistag:


	Dieser Grundsatz der Raumordnung stellt ebenfalls die Planungshoheit der Gemeinden in

Frage. Die Rücknahme bereits genehmigter Festlegungen und Darstellungen zur Siedlungs�entwicklung in Überschwemmungsgebieten, für die noch kein Bebauungsplan aufgestellt



	Die Festlegung ist als Grundsatz der

Raumordnung verhältnismäßig.
	Die Festlegung ist als Grundsatz der

Raumordnung verhältnismäßig.
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	kein Bebauungsplan oder

keine Satzung nach § 34 Ab�satz 4 oder § 35 Absatz 6

BauGB aufgestellt wurde.

Dies gilt nicht, wenn in der

jeweiligen Gemeinde keine

ernsthaft in Betracht kom�menden Standortalternati�ven bestehen oder die

Rücknahme eine wirtschaft�lich unzumutbare Belastung

für die Gemeinde darstellen

würde. In diesem Fall soll

bei baulichen Anlagen eine

Bauweise gewählt werden,

die der für den jeweiligen

Standort im Überflutungs�fall prognostizierten Was�sertiefe und Fließgeschwin�digkeit angepasst ist.


	kein Bebauungsplan oder

keine Satzung nach § 34 Ab�satz 4 oder § 35 Absatz 6

BauGB aufgestellt wurde.

Dies gilt nicht, wenn in der

jeweiligen Gemeinde keine

ernsthaft in Betracht kom�menden Standortalternati�ven bestehen oder die

Rücknahme eine wirtschaft�lich unzumutbare Belastung

für die Gemeinde darstellen

würde. In diesem Fall soll

bei baulichen Anlagen eine

Bauweise gewählt werden,

die der für den jeweiligen

Standort im Überflutungs�fall prognostizierten Was�sertiefe und Fließgeschwin�digkeit angepasst ist.


	kein Bebauungsplan oder

keine Satzung nach § 34 Ab�satz 4 oder § 35 Absatz 6

BauGB aufgestellt wurde.

Dies gilt nicht, wenn in der

jeweiligen Gemeinde keine

ernsthaft in Betracht kom�menden Standortalternati�ven bestehen oder die

Rücknahme eine wirtschaft�lich unzumutbare Belastung

für die Gemeinde darstellen

würde. In diesem Fall soll

bei baulichen Anlagen eine

Bauweise gewählt werden,

die der für den jeweiligen

Standort im Überflutungs�fall prognostizierten Was�sertiefe und Fließgeschwin�digkeit angepasst ist.


	kein Bebauungsplan oder

keine Satzung nach § 34 Ab�satz 4 oder § 35 Absatz 6

BauGB aufgestellt wurde.

Dies gilt nicht, wenn in der

jeweiligen Gemeinde keine

ernsthaft in Betracht kom�menden Standortalternati�ven bestehen oder die

Rücknahme eine wirtschaft�lich unzumutbare Belastung

für die Gemeinde darstellen

würde. In diesem Fall soll

bei baulichen Anlagen eine

Bauweise gewählt werden,

die der für den jeweiligen

Standort im Überflutungs�fall prognostizierten Was�sertiefe und Fließgeschwin�digkeit angepasst ist.



	2. Umplanung und Umbau

vorhandener Siedlungen

bzw. Siedlungsstrukturen in

einem mittelfristigen Zeit�raum, soweit es die räumli�che Situation in den be�troffenen Gemeinden und

das Denkmalschutzrecht zu�lassen und soweit dies lang�fristig unter volkswirtschaft�lichen Gesichtspunkten kos�teneffizienter als ein Flä-

chen- oder Objektschutz ist.


	2. Umplanung und Umbau

vorhandener Siedlungen

bzw. Siedlungsstrukturen in

einem mittelfristigen Zeit�raum, soweit es die räumli�che Situation in den be�troffenen Gemeinden und

das Denkmalschutzrecht zu�lassen und soweit dies lang�fristig unter volkswirtschaft�lichen Gesichtspunkten kos�teneffizienter als ein Flä-

chen- oder Objektschutz ist.




	 
	 

	worden ist, ist ein starker Eingriff in die kommunale Selbstverwaltung und lässt in der Flä-

chennutzungsplanung gefundene Kompromisse nichtig werden. Darüber hinaus bedeutet die

in Satz 3 formulierte Ausnahme von der Regel einen großen bürokratischen Aufwand für die

jeweilige Gemeinde. Hier müsste dann nämlich der Nachweis der Alternativlosigkeit der Pla�nung bzw. der wirtschaftlichen Unzumutbarkeit einer Rücknahme der Flächen erbracht wer�den. Erst nach diesem Begründungsaufwand dürfte die geplante Siedlungsentwicklung an

dem jeweiligen Standort stattfinden, würde jedoch hohe Kosten durch eine hochwasseran�gepasste Bauweise der Gebäude erzeugen. Insgesamt ist durch den Plangeber die Verhältnis�mäßigkeit dieses Eingriffes in die Planungshoheit zu prüfen und in der Begründung darzule�gen.


	worden ist, ist ein starker Eingriff in die kommunale Selbstverwaltung und lässt in der Flä-

chennutzungsplanung gefundene Kompromisse nichtig werden. Darüber hinaus bedeutet die

in Satz 3 formulierte Ausnahme von der Regel einen großen bürokratischen Aufwand für die

jeweilige Gemeinde. Hier müsste dann nämlich der Nachweis der Alternativlosigkeit der Pla�nung bzw. der wirtschaftlichen Unzumutbarkeit einer Rücknahme der Flächen erbracht wer�den. Erst nach diesem Begründungsaufwand dürfte die geplante Siedlungsentwicklung an

dem jeweiligen Standort stattfinden, würde jedoch hohe Kosten durch eine hochwasseran�gepasste Bauweise der Gebäude erzeugen. Insgesamt ist durch den Plangeber die Verhältnis�mäßigkeit dieses Eingriffes in die Planungshoheit zu prüfen und in der Begründung darzule�gen.
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	24c Bauministerium NRW:


	24c Bauministerium NRW:


	Die Zurücknahme von Bauflächen in Flächennutzungsplänen (FNP) verkennt die Tatsache,

dass für viele im FNP dargestellten Bauflächen weder Bebauungspläne noch Satzungen nach

§§ 34 und 35 BauGB existieren, gleichwohl Baurechte nach § 34 BauGB bestehen. Für diese

Bereiche kann eine Rücknahme von Bauflächen im FNP weder gewollt sein, noch würde sie

an der planungsrechtlichen Zulässigkeit nach § 34 BauGB etwas ändern, da Ziele und Grunds-

ätze bei der Prüfung der Zulässigkeit nach § 34 BauGB nicht einschlägig sind. Wollte man Be�reiche nach § 34 BauGB von der Rücknahmeüberprüfung aussparen, müsste unter 1. eine

entsprechende Ergänzung („oder sie kein Teil des ungeplanten Innenbereichs i. S. d. § 34

BauGB sind.“) vorgenommen werden.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Die Rücknahme von


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Die Rücknahme von


	Bauflächen in Flächennutzungsplänen

(FNP) wirkt sich nicht auf die Zulässig�keit von Vorhaben im Bereich des un�beplanten Innenbereichs nach § 34

BauGB aus. Eine Ergänzung ist daher

nicht erforderlich.
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	21d REGIONALVERBAND RUHR/ NRW:


	21d REGIONALVERBAND RUHR/ NRW:


	Der Grundsatz bleibt hinter den bereits getroffenen Regelungen in NRW zurück. Gemäß LPIG

DVO und LEP NRW sind Überschwemmungsbereiche in Regionalplänen, die sich auf festge�setzte oder vorläufig zu sichernde Überschwemmungsgebiete i. S. d. WHG stützen, als Vor�ranggebiete und damit als Ziele der Raumordnung festzulegen.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
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	24g Bezirksregierung Köln / NRW:


	24g Bezirksregierung Köln / NRW:


	Die Festlegung ist ganz oder zumindest teilweise entbehrlich, weil bereits teilweise oder voll�ständig im Wasserrecht geregelt.


	 

	Die Festlegung wird nach wie vor für

sachgerecht gehalten.


	Die Festlegung wird nach wie vor für

sachgerecht gehalten.
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	26 Landesplanung Thüringen:


	26 Landesplanung Thüringen:


	Der Umgang mit Bestandsbauten findet aus Denkmalschutzsicht keine ausreichende Beach�tung: Dem Um- oder Rückbau von historischen Siedungsstrukturen kann nicht uneinge�schränkt zugestimmt werden.


	 

	Da es sich um einen Grundsatz der

Raumordnung handelt, kann im Einzel�fall geprüft werden, ob etwa Belange

des Denkmalschutzes einer Anwen�dung entgegenstehen.
	Da es sich um einen Grundsatz der

Raumordnung handelt, kann im Einzel�fall geprüft werden, ob etwa Belange

des Denkmalschutzes einer Anwen�dung entgegenstehen.
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	29 BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft:


	29 BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft:


	a) Der BDEW macht darauf aufmerksam, dass der Grundsatz II.2.2 in Satz 1 zwar "raumbe�deutsame bauliche Anlagen" umfasst, jedoch sowohl im weiteren Verordnungstext als auch

in der Begründung ausschließlich auf Siedlungsentwicklung zugeschnitten ist.


	Gleichzeitig versteht der BDEW den Abschnitt G II.2.2 als "Auffangregelung" für alle raumbe�deutsamen baulichen Anlagen des Übertragungsnetzes, die nicht kritische Infrastrukturen im

Sinne von II.2.3 sind. Diese Anlagen können Netzbetriebsmittel sein oder sonstige für den Be�trieb notwendige Anlagen i. S. d. § 43 Abs. 2 Nr. 1 EnWG und § 18 Abs. 2 NABEG, die außer�halb des Planfeststellungsverfahrens, bspw. über eine Genehmigung nach §§ 10, 29 BImSchG

zugelassen werden und die Schwellenwerte der KritisVO unterschreiten. Gleichwohl sind

diese Anlagen für die Verwirklichung der Netzausbauvorhaben von zentraler Bedeutung.


	Änderungsvorschlag:


	Der BDEW regt deswegen an, den Anwendungsbereich und die Ausnahmen der Regelung ex�plizit auf bauliche Anlagen auszuweiten, die außerhalb von Flächennutzungsplänen oder lan�desweiten und regionalen Raumordnungsplänen geplant werden, i. S. v. "sonstigen bauli�chen Anlagen". Dies könnte erfolgen, indem eine Nummer 3 ergänzt wird:


	"[…] Die Minimierung von Hochwasserrisiken soll auch insoweit berücksichtigt werden, als

Folgendes geprüft wird


	1. […]


	2. […]


	3. Sonstige bauliche Anlagen dürfen abweichend von Satz 1 nur aus Gründen eines überwie�genden öffentlichen Interesses und in einer für den jeweiligen Standort im Überflutungsfall

hochwasserangepassten Bauweise erweitert, neu geplant, ausgewiesen oder errichtet wer�den, wobei die prognostizierte Wassertiefe und Fließgeschwindigkeit einzubeziehen ist."


	Diese Ergänzung würde den Einbezug aller raumbedeutsamen baulichen Anlagen in den An�wendungsbereich der Regelung klarstellen und die derzeit starke Fokussierung auf Siedlungs�entwicklung relativieren. Die Bedeutung der Regelung sowie die Planungs- respektive Rechts�sicherheit würden hierdurch gestärkt. Gleichzeitig sollte die Realisierung raumbedeutsamer

baulicher Anlagen in Überschwemmungsgebieten nach § 76 Abs. 2 und 3 WHG – vergleich�bar zur Regelung des Ziels II.2.3 – nicht vollends ausgeschlossen werden, soweit ihre Überflu�tung kein spezifisches Risiko auslöst. Deswegen ist hier eine Ausnahmeregelung erst recht

erforderlich, um den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu wahren.


	b) Zu Begründung:


	Gewünschte Ergänzung:


	"Die in Satz 2 Nummer 3 geregelte Ausnahme für sonstige raumbedeutsame bauliche Anla�gen betrifft in Abgrenzung von Satz 2 Nummer 1 solche baulichen Anlagen, die außerhalb

von Flächennutzungsplänen oder landesweiten und regionalen Raumordnungsplänen ge�plant werden und gleichwohl raumbedeutsam sind. Diese sonstigen baulichen Anlagen sollen



	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Es scheint ein Missver�ständnis vorzuliegen: Anlagen werden

grundsätzlich im Geltungsbereich von

Flächennutzungsplänen errichtet.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Es scheint ein Missver�ständnis vorzuliegen: Anlagen werden

grundsätzlich im Geltungsbereich von

Flächennutzungsplänen errichtet.


	 
	Im Übrigen findet die Festlegung bzw.

ihr Regelungsinhalt vollständig im Rah�men der §§ 78, 78a WHG und damit

auch des geltenden Baurechts statt;

die Festlegung regelt in den Nummern

1 und 2 lediglich Konkretisierungen im

Hinblick auf eine entsprechende Prü-

fung. Es werden jedoch keine über das

WHG hinausgehenden Einschränkun�gen geregelt, so dass auch keine Aus�nahmen erforderlich sind.
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	nur dann in Überschwemmungsgebieten erweitert, neu geplant, ausgewiesen oder errichtet

werden, wenn überwiegende Gründe des öffentlichen Interesses ihre Realisierung notwen�dig machen und sie in hochwasserangepasster Bauweise realisiert werden."


	nur dann in Überschwemmungsgebieten erweitert, neu geplant, ausgewiesen oder errichtet

werden, wenn überwiegende Gründe des öffentlichen Interesses ihre Realisierung notwen�dig machen und sie in hochwasserangepasster Bauweise realisiert werden."


	Die explizite Nennung wird zur Vereinheitlichung der behördlichen Praxis bei der Abwä-

gungsentscheidung und damit zur Rechtssicherheit und Beschleunigung der Genehmigung

von Netzausbauvorhaben beitragen.


	c) Weitere Anregung:


	Nach Satz 1 sollen u. a. raumbedeutsame bauliche Anlagen nicht erweitert, neu geplant, aus�gewiesen oder errichtet werden. Eine speziell auf Energieleitungsvorhaben zugeschnittene

Ausnahmeregelung enthält dieser Grundsatz nicht. Aufgrund des nicht gegebenen spezifi�schen Risikos unserer Infrastruktur, insbesondere der fehlenden Beeinträchtigung der ÜSG

(Retentionsraum wird nicht beeinträchtigt, Hochwasserfundamente, kaum Geschwemmsel�Problematik) fordern wir eine explizite Ausnahmeregelung für unsere Infrastruktur. Der Ver�weis auf die Ausnahmeregelungen gemäß WHG ist zwar grundsätzlich zu begrüßen, die Pla�nungen werden jedoch erst zum Ende des Prozesses hin mit entsprechender Tiefe und Ver�bindlichkeit erstellt, so dass zunächst erst mal einige Hürden zu überwinden sind, die in den

Raumordnungsverfahren und Planfeststellungsverfahren für entsprechende Diskussion sor�gen dürften. Daher fordern wir die Einfügung einer expliziten Ausnahmeregelung, die wie

folgt lauten könnte:


	„Satz 1 gilt nicht für Erweiterungen oder Änderungen von Energieleitungen, die bei Überflu�tungen kein spezifisches Risiko auslösen.“
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	32e Stadt Düsseldorf / Deutscher Städtetag:


	32e Stadt Düsseldorf / Deutscher Städtetag:


	Vor dem Hintergrund der Lage diverser Städtischer Entwicklungsgebiete und insbesondere

dem laufenden Planungsverfahren im Bereich des Düsseldorfer Hafens stellt der Grundsatz

II.2.2 eine unzulässige Einschränkung der kommunalen Planungshoheit dar. Durch diesen

Grundsatz würde die Siedlungsentwicklung im Düsseldorfer Stadtgebiet, insbesondere im

Hafen, zu sehr einschränkt werden.


	Darüber hinaus soll gemäß Grundsatz geprüft werden, ob in Überschwemmungsgebieten

nach § 76 Absatz 2 und 3 WHG die für die Bebauung im Flächennutzungsplan dargestellten

Flächen zurückgenommen werden können, wenn für sie noch kein Bebauungsplan oder

keine Satzung nach § 34 Absatz 4 oder § 35 Absatz 6 BauGB aufgestellt wurde.


	Für im Flächennutzungsplan dargestellte Siedlungsflächen, bei denen eine Bebauung bisher

nicht erfolgt ist, erscheint ein solcher Grundsatz sinnvoll. Eine erste Überprüfung der Überla�gerung der festgesetzten Überschwemmungsgebiete nach § 76 WHG mit dem Flächennut�zungsplan der Landeshauptstadt Düsseldorf hat jedoch ergeben, dass dieser Grundsatz zur

Überprüfung in der Landeshauptstadt Düsseldorf wahrscheinlich ausschließlich Bereiche be�trifft, die bereits vollständig bebaut sind.



	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Die Rücknahme von Flä-

chen im Flächennutzungsplan lässt die

Anwendung des § 34 BauGB unbe�rührt und hat keinen Einfluss auf die

planungsrechtliche Beurteilung von im

Zusammenhang bebauten Ortsteilen.

Im Übrigen greift für bestehende bau�liche Anlagen der Bestandsschutz.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Die Rücknahme von Flä-

chen im Flächennutzungsplan lässt die

Anwendung des § 34 BauGB unbe�rührt und hat keinen Einfluss auf die

planungsrechtliche Beurteilung von im

Zusammenhang bebauten Ortsteilen.

Im Übrigen greift für bestehende bau�liche Anlagen der Bestandsschutz.


	 
	Im Übrigen findet die als überwindba�rer Grundsatz der Raumordnung for�mulierte Festlegung bzw. ihr Rege�lungsinhalt vollständig im Rahmen der

§§ 78, 78a WHG und damit auch des
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	Eine Änderung des Flächennutzungsplans für diese Teilflächen und die Rücknahme der Dar�stellung als Baufläche wird in diesen Fällen als nicht zielführend erachtet, da auch ohne ent�sprechende Darstellung im Flächennutzungsplan die (Neu-)Bebauung von Grundstücken in�nerhalb dieser Flächen durch den § 34 BauGB ermöglicht würde. Aus diesem Grund wird

durch das Stadtplanungsamt der Landeshauptstadt Düsseldorf angeregt, den Grundsatz da�hingehend zu ergänzen, dass die Forderung nach einer Prüfung der Rücknahme von in Flä-

chennutzungsplänen für die Bebauung dargestellten Flächen immer dann entfällt, wenn die

entsprechenden Flächen bereits zu einem überwiegenden Teil oder vollständig bebaut sind.

Oder aber dahingehend, dass bei entsprechend bebauten Flächen als Prüfungsergebnis fest�steht, dass eine Flächennutzungsplanänderung nicht zielführend ist. Die im Entwurf unter

Nr. 1 vorhandene Ergänzung und Klarstellung, dass eine Änderung des Flächennutzungsplans

nicht erforderlich ist, wenn es in der jeweiligen Gemeinde keine Standortalternativen gibt o�der die Rücknahme eine wirtschaftlich unzumutbare Belastung für die Gemeinde darstellen

würde, greift hier zu kurz und deckt den hier beschriebenen Fall einer bereits vollständig vor�handenen Bebauung nicht vollständig ab.


	Eine Änderung des Flächennutzungsplans für diese Teilflächen und die Rücknahme der Dar�stellung als Baufläche wird in diesen Fällen als nicht zielführend erachtet, da auch ohne ent�sprechende Darstellung im Flächennutzungsplan die (Neu-)Bebauung von Grundstücken in�nerhalb dieser Flächen durch den § 34 BauGB ermöglicht würde. Aus diesem Grund wird

durch das Stadtplanungsamt der Landeshauptstadt Düsseldorf angeregt, den Grundsatz da�hingehend zu ergänzen, dass die Forderung nach einer Prüfung der Rücknahme von in Flä-

chennutzungsplänen für die Bebauung dargestellten Flächen immer dann entfällt, wenn die

entsprechenden Flächen bereits zu einem überwiegenden Teil oder vollständig bebaut sind.

Oder aber dahingehend, dass bei entsprechend bebauten Flächen als Prüfungsergebnis fest�steht, dass eine Flächennutzungsplanänderung nicht zielführend ist. Die im Entwurf unter

Nr. 1 vorhandene Ergänzung und Klarstellung, dass eine Änderung des Flächennutzungsplans

nicht erforderlich ist, wenn es in der jeweiligen Gemeinde keine Standortalternativen gibt o�der die Rücknahme eine wirtschaftlich unzumutbare Belastung für die Gemeinde darstellen

würde, greift hier zu kurz und deckt den hier beschriebenen Fall einer bereits vollständig vor�handenen Bebauung nicht vollständig ab.


	Für die zu einem großen Teil oder bereits vollständig bebauten Flächen (mit einer größeren

Anzahl an Grundstücken und Gebäuden) ist darüber hinaus anzumerken, dass die in Grund�satz II.2.2 Nr. 2 geforderte Überprüfung einer Umplanung oder eines Umbaus vorhandener

Siedlungen bzw. Siedlungsstrukturen wahrscheinlich immer zu dem Ergebnis kommen wird,

dass ein Flächen- oder Objektschutz langfristig unter volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten

kosteneffizienter ist als eine Umplanung oder ein Umbau der vorhandenen Siedlung.


	Ein entsprechender Flächen- und Objektschutz als Maßnahme zur Verbesserung des Hoch�wasserschutzes könnte unter anderem auch im Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens

rechtlich gesichert werden. Dafür ist es jedoch erforderlich, dass der Bebauungsplan aus den

Darstellungen des Flächennutzungsplans entwickelt wird – ein weiteres Argument dafür, den

Flächennutzungsplan bei bereits überwiegend oder vollständig bebauten Flächen nicht zu

ändern.


	 

	geltenden Baurechts statt; die Festle�gung regelt in den Nummern 1 und 2

lediglich Konkretisierungen im Hinblick

auf eine entsprechende Prüfung. Es

werden jedoch keine über das WHG

hinausgehenden Beschränkungen ge�regelt, so dass auch keine weiteren

Ausnahmen erforderlich sind.


	geltenden Baurechts statt; die Festle�gung regelt in den Nummern 1 und 2

lediglich Konkretisierungen im Hinblick

auf eine entsprechende Prüfung. Es

werden jedoch keine über das WHG

hinausgehenden Beschränkungen ge�regelt, so dass auch keine weiteren

Ausnahmen erforderlich sind.
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	37 SRL Vereinigung für Stadt--, Regional- und Landesplanung:


	37 SRL Vereinigung für Stadt--, Regional- und Landesplanung:


	a) zu 1. Rücknahme von in Flächennutzungsplänen (FNP) für die Bebauung dargestellten Flä-

chen: Die gefundene Regelung für Innenbereichssatzungen sollte beibehalten werden, da mit

ihnen „Baurecht" nach § 34 gilt und somit u. U. Entschädigungsforderungen auf die Gemein�den zukommen. Bei Satzungen nach § 35 Abs. 6 BauGB (Außenbereichssatzungen) handelt es

sich aber in der Regel nicht um Flächen, die im FNP als Baufläche/Baugebiet nach § 1 Abs. 1

bzw. 2 BauNVO dargestellt sind, sondern weit überwiegend um „Fläche für die Landwirt�schaft" (Nicht-Baugebiet, außerhalb der BauNVO); hier greift die Regelung also nicht. Für den

seltenen Fall einer FNP-Darstellung „Baufläche/Baugebiet“ (§ 1 BauNVO) im Geltungsbereich

einer Außenbereichssatzung (§ 35 Abs. 6 BauGB) wird dem Grundstückseigentümer kein



	Bei der Festlegung handelt es sich um

einen überwindbaren Grundsatz der

Raumordnung, welcher im Ergebnis

keine Beschränkungen enthält, die

über §§ 78, 78a WHG hinausgehen.


	Bei der Festlegung handelt es sich um

einen überwindbaren Grundsatz der

Raumordnung, welcher im Ergebnis

keine Beschränkungen enthält, die

über §§ 78, 78a WHG hinausgehen.


	Zu a) Die Stellungnahme wird zur

Kenntnis genommen. Auch wenn von

der Einbeziehung des § 35 Abs. 6

BauGB eher seltene Ausnahmefälle er�
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	„Baurecht" vermittelt, genauso, wie auch eine FNP-Darstellung „Baufläche/Baugebiet" al�leine noch kein „Baurecht“ vermittelt. Daher kann hier eine Bauflächen-Baugebietsauswei�sung entschädigungslos durch die Gemeinde aufgehoben werden. An der Rechtsposition

„Bestandsschutz“ im Satzungsbereich bzw. Notwendigkeit einer Prüfung nach § 35 Abs. 2 bei

Bauanträgen ändert sich dadurch nichts; und die Nutzungsart neuer Vorhaben ist (unabhän�gig von einer FNP-Darstellung) satzungsabhängig auf „Wohnnutzung", ggf. „kleine Gewerbe�betriebe" beschränkt; § 35 Abs. 6 überwindet die dann entgegenstehende FNP-Darstellung.

Die Passage „oder § 35 Absatz 6 BauGB“ kann also gestrichen werden.


	„Baurecht" vermittelt, genauso, wie auch eine FNP-Darstellung „Baufläche/Baugebiet" al�leine noch kein „Baurecht“ vermittelt. Daher kann hier eine Bauflächen-Baugebietsauswei�sung entschädigungslos durch die Gemeinde aufgehoben werden. An der Rechtsposition

„Bestandsschutz“ im Satzungsbereich bzw. Notwendigkeit einer Prüfung nach § 35 Abs. 2 bei

Bauanträgen ändert sich dadurch nichts; und die Nutzungsart neuer Vorhaben ist (unabhän�gig von einer FNP-Darstellung) satzungsabhängig auf „Wohnnutzung", ggf. „kleine Gewerbe�betriebe" beschränkt; § 35 Abs. 6 überwindet die dann entgegenstehende FNP-Darstellung.

Die Passage „oder § 35 Absatz 6 BauGB“ kann also gestrichen werden.


	b) Das ist ein komplexes, mehrstufiges Verfahren im „Top-down-Modus". Zunächst brauchen

die Kommunen Förderungen zur Erstellung gesamtstädtischer Landschaftspläne, die die Vor�gaben der Raumordnungspläne berücksichtigen und Maßnahmen zum Klimaschutz und zur

Klimaanpassung im Siedlungsraum zur Regenrückhaltung und Versickerung im Siedlungsge�biet vorsehen. Auf Basis der Landschaftspläne sind die Flächennutzungspläne anzupassen,

aus denen dann die Bebauungspläne zu entwickeln sind (§ 8 Abs. 2 BauGB). Erst mit den Be�bauungsplänen (und den, je nach Land, selbstständigen oder integrierten Grünordnungsplä-

nen) besteht mit dem verbindlichen Baurecht die Möglichkeit, über die Instrumente zur Pla�nungssicherung und Umsetzung einen Umbau vorhandener Siedlungsstrukturen zu betreiben

- und das gegen erheblichen Widerstand bereits bei Veränderungssperren, Umlegung usw.

Hierfür ist eine finanzielle Unterstützung für Personalkosten, Planungskosten und bei der

Umsetzung nötig. Ein Fördersystem für kommunale und private Umsetzungsmaßnahmen

kann motivieren, die Städtebauförderung kann den Bedarf indes nicht abdecken. Eine Förde�rung aus dem Bereich Klimaschutz und Klimaanpassung wäre zielführender.


	 

	fasst werden und dadurch kein Bau�recht geschaffen wird, wird die Einbe�ziehung für sachgerecht gehalten.


	fasst werden und dadurch kein Bau�recht geschaffen wird, wird die Einbe�ziehung für sachgerecht gehalten.


	Zu b) Die Stellungnahme wird zur

Kenntnis genommen. Die Umsetzung

des Raumordnungsplanes wird mit ei�nem Monitoring seitens der Bundes�raumordnung einhergehen.
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	02 Verband Privater Bauherren:


	02 Verband Privater Bauherren:


	Der Bedarf für die Ausnahme nach Nr. 1 (jedenfalls deren erster Satz) besteht schon grund�sätzlich und nicht erst bei der Streichung von Bauerwartungsland aus den Flächennutzungs�plänen. Auch die Maßgabe nach Nr. 2 ist ein Erfordernis, dass als genereller Vorbehalt zum

Tragen kommen müsste. Ob bei einem Umbau bestehender Siedlungen das weitere Abstel�len auf die volkswirtschaftlich günstigere Variante ausreichend ist, begegnet ebenfalls Zwei�feln. Art. 14 GG stellt an Enteignungen weitere Anforderungen als nur eine Entschädigung;

wenn der Denkmalschutz als Belang ausdrücklich Erwähnung findet, sollte auch Bestands�schutz aufgenommen werden.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Die Festlegung regelt nur

innerhalb der §§ 78, 78a WHG; es wer�den im Ergebnis keine weiterführen�den bzw. unverhältnismäßigen Be�schränkungen geregelt.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Die Festlegung regelt nur

innerhalb der §§ 78, 78a WHG; es wer�den im Ergebnis keine weiterführen�den bzw. unverhältnismäßigen Be�schränkungen geregelt.
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	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	a) Umformulierung Satz 1: „Es ist Sorge dafür zu tragen, dass in Überschwemmungsgebieten

nach § 76 Abs. 2 und 3 WHG Siedlungen…“


	b) In Raumordnungsplänen des Landes Sachsen-Anhalt (landesweiten und regionalen Raum�ordnungsplänen) werden keine Gebiete für die Bebauung im Sinne der BauNVO festgelegt.



	Zu a) Die vorgeschlagene Umformulie�rung wird nicht übernommen, da sie

keinen Mehrwert erkennen lässt.
	Zu a) Die vorgeschlagene Umformulie�rung wird nicht übernommen, da sie

keinen Mehrwert erkennen lässt.
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	Die Festlegung läuft insoweit leer.

c) Es stellt sich die Frage nach der Regelungskompetenz des Bundes, Handlungsaufträge an

nachgeordnete Behörden zu erteilen.


	Die Festlegung läuft insoweit leer.

c) Es stellt sich die Frage nach der Regelungskompetenz des Bundes, Handlungsaufträge an

nachgeordnete Behörden zu erteilen.


	 

	Zu b) Der Wortlaut der Festlegung

spricht von „für die Bebauung festge�legten Gebieten“ und stellt nicht expli�zit auf die BauNVO ab. Damit werden

auch Siedlungsflächen erfasst, die ty�pischer Weise auch in Raumordnungs�plänen ausgewiesen werden.


	Zu b) Der Wortlaut der Festlegung

spricht von „für die Bebauung festge�legten Gebieten“ und stellt nicht expli�zit auf die BauNVO ab. Damit werden

auch Siedlungsflächen erfasst, die ty�pischer Weise auch in Raumordnungs�plänen ausgewiesen werden.


	Zu c) An der Festlegung wird festge�halten.
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	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	Es ist kein raumordnungsrechtlicher Kern erkennbar, und um raumordnungsrechtliche Bin�dungswirkungen auslösen zu können, muss eine Änderung der Regelung erfolgen.


	 

	An der Festlegung als Grundsatz der

Raumordnung wird nach nochmaliger

Prüfung festgehalten. Die Vorausset�zungen für die Festlegung als Ziel der

Raumordnung gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2

ROG liegen nach hiesiger Einschätzung

nicht vor.


	An der Festlegung als Grundsatz der

Raumordnung wird nach nochmaliger

Prüfung festgehalten. Die Vorausset�zungen für die Festlegung als Ziel der

Raumordnung gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2

ROG liegen nach hiesiger Einschätzung

nicht vor.
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	38 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:


	38 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:


	Wie in der Stellungnahme vom 05.11.2020 ausgeführt, bleiben die Anforderungen insbes.

des Satzes 1 und in Teilen des Satzes 2 als Soll-Vorschriften deutlich hinter den weit strenge�ren fachgesetzlichen Anforderungen nach § 78 WHG zurück und könnten sich als wirkungslos

erweisen. Es gilt immer die strengere Vorschrift. Ein Bezug zu den Hochwasserrisikomanage�mentplänen (gemäß § 75 WHG) zumindest in der Begründung wird vermisst. In welchem

Verhältnis stehen die Anforderungen des Satzes 2 zu entsprechenden Maßnahmen in den

Hochwasserrisikomanagementplänen? Diese Kritikpunkte bleiben bestehen, trotz der vorge�nommenen textlichen Änderungen.



	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
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	03 Mineralölwirtschaftsverband:


	03 Mineralölwirtschaftsverband:


	Hochwasserschutz ist eine bestehende Betreiberpflicht. Zusätzliche Regulierungen für bereits

regulierte Industrieanlagen sind nicht erforderlich. Mit dem Entwurf werden zukünftige Er�weiterungen und Neubau weitgehend unterbunden.


	Weiterhin entstehen nachteilige Auswirkungen für den Neubau und die Umverlegung von

Rohrfernleitungen, da bestehende Leitungsanlagen in den meisten Fällen Gewässer kreuzen.

Dies betrifft auch Rohrfernleitungen, Wasserstoffpipelines und Gasleitungen.


	 

	Es trifft nicht zu,  dass  generell  Erwei�terungen  und  Neubauten verhindert

werden. Ob und in  welchem Umfang

Erweiterungen bzw.  Neubauten zuläs�sig sind, muss  im Einzelfall geprüft

werden. Im Übrigen wird darauf hin�gewiesen,  dass der –  der Abwägung

unterliegende –  Grundsatz  der  Raum�ordnung seine Regelungen nur im
	Es trifft nicht zu,  dass  generell  Erwei�terungen  und  Neubauten verhindert

werden. Ob und in  welchem Umfang

Erweiterungen bzw.  Neubauten zuläs�sig sind, muss  im Einzelfall geprüft

werden. Im Übrigen wird darauf hin�gewiesen,  dass der –  der Abwägung

unterliegende –  Grundsatz  der  Raum�ordnung seine Regelungen nur im
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	Rahmen der §§ 78, 78a WHG trifft,

also keine weitergehenden Beschrän�kungen regelt.

 
	Rahmen der §§ 78, 78a WHG trifft,

also keine weitergehenden Beschrän�kungen regelt.

 
	 


	TR
	Span
	 
	 
	25



	II.2.3 (Z) In Überschwem�mungsgebieten nach § 76 Ab�satz 2 und 3 WHG sind fol�gende raumbedeutsame Inf�rastrukturen und Anlagen aus�geschlossen, es sei denn, sie

können nach § 78 Absatz 5 o�der 7 oder § 78a Absatz 2

WHG zugelassen werden:


	II.2.3 (Z) In Überschwem�mungsgebieten nach § 76 Ab�satz 2 und 3 WHG sind fol�gende raumbedeutsame Inf�rastrukturen und Anlagen aus�geschlossen, es sei denn, sie

können nach § 78 Absatz 5 o�der 7 oder § 78a Absatz 2

WHG zugelassen werden:


	 
	1. Kritische Infrastrukturen

mit länder- oder staats�grenzenüberschreitender

Bedeutung; dies sind ins�besondere Infrastrukturen

des Kernnetzes der euro�päischen Verkehrsinfra�struktur außer Häfen und

Wasserstraßen sowie die

Projects of Common Inte�rest der europäischen

Energieinfrastruktur in der

jeweils geltenden Fassung

der Unionsliste der Vorha�ben von gemeinschaftli�cher Bedeutung,


	1. Kritische Infrastrukturen

mit länder- oder staats�grenzenüberschreitender

Bedeutung; dies sind ins�besondere Infrastrukturen

des Kernnetzes der euro�päischen Verkehrsinfra�struktur außer Häfen und

Wasserstraßen sowie die

Projects of Common Inte�rest der europäischen

Energieinfrastruktur in der

jeweils geltenden Fassung

der Unionsliste der Vorha�ben von gemeinschaftli�cher Bedeutung,


	1. Kritische Infrastrukturen

mit länder- oder staats�grenzenüberschreitender

Bedeutung; dies sind ins�besondere Infrastrukturen

des Kernnetzes der euro�päischen Verkehrsinfra�struktur außer Häfen und

Wasserstraßen sowie die

Projects of Common Inte�rest der europäischen

Energieinfrastruktur in der

jeweils geltenden Fassung

der Unionsliste der Vorha�ben von gemeinschaftli�cher Bedeutung,




	 
	2. weitere Kritische Infra�strukturen, soweit sie von

der BSI-Kritisverordnung

erfasst sind,


	2. weitere Kritische Infra�strukturen, soweit sie von

der BSI-Kritisverordnung

erfasst sind,


	2. weitere Kritische Infra�strukturen, soweit sie von

der BSI-Kritisverordnung

erfasst sind,




	 

	08 Ministerium für Inneres, Bauen und Sport des Saarlandes:


	08 Ministerium für Inneres, Bauen und Sport des Saarlandes:


	Über den Bestandschutz hinaus sind Ausnahmenregelungen für die Erweiterung und das Er�setzen bestehender Leitungen festzuhalten und in der Begründung aufzuführen.


	 

	Eine Ausnahme für das Ersetzen be�stehender Leitungen ist nicht erfor�derlich. In diesem Fall greift schon §

78 Abs. 5, 6 oder 7 oder § 78a Abs. 2

WHG, in dessen Rahmen die Festle�gung II.2.3 wirkt.


	Eine Ausnahme für das Ersetzen be�stehender Leitungen ist nicht erfor�derlich. In diesem Fall greift schon §

78 Abs. 5, 6 oder 7 oder § 78a Abs. 2

WHG, in dessen Rahmen die Festle�gung II.2.3 wirkt.
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	25 Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:


	25 Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:


	a) Die Regelung wird abgelehnt und ist ersatzlos zu streichen. Anlagen oder Betriebsberei�che, die unter die Industrieemissionsrichtlinie oder SEVESO-III Richtlinie fallen, unterliegen

dem immissionsschutzrechtlichen Zulassungsrecht. Raumordnungsrechtlicher Regelungen

bedarf es daher nicht.


	b) Die Prüfung der Verhältnismäßigkeit dieser Regelung kann nicht nachvollzogen werden.

Eine Risikobeurteilung unter Heranziehung aufgetretener Schadensfälle liegt nicht vor.


	c) Der Hinweis zu Nr. II.2.3 (Z) Nr. 3 des Entwurfes, dem Verhältnismäßigkeitsprinzip würde

insofern Rechnung getragen, als die Regelung unter den Vorbehalt gestellt ist, dass sie keine

Anwendung auf Infrastrukturen findet, die nach § 78 Absatz 5 oder 7 oder § 78a Absatz 2

WHG zugelassen werden können, geht fehl: Zugelassen werden dort die Ausweisung von

Baugebieten oder sonstigen Maßnahmen, nicht aber immissionsschutzrechtliche Genehmi�gungen.


	d) Falls in Satz 2 die Nrn. 1 - 3 nicht gestrichen werden, ist nach Nr. 4 folgender Satz zu ergän�zen: „Die in Satz 2 genannten raumbedeutsamen Infrastrukturen und Anlagen sollen in aus�reichend geschützten Küstengebieten in einer an ein Hochwasserrisikomanagement ange�passten Form im Sinne von Abschnitt I.1 geplant und realisiert werden.“


	e) Eine langjährige Rechtsprechung des BVerwG besagt, dass raumordnerische Festlegungen

keine vom Fachrecht abweichenden Regelungen treffen dürfen. Soweit der Anwendungsbe�reich von Verboten und Ausnahmen nach WHG über die in Nummer 1 - 3 genannten Fall�gruppen hinausgeht, so dass durch Wasserrecht weitaus mehr als die hier genannten Vorha�ben in Überschwemmungsgebieten geregelt sind und nach Wasserrecht auch weitere, im

BRPH nicht genannte Vorhaben unzulässig sein könnten, bedürfte es einer plausiblen Be�gründung, warum im BRPH nur ein „Ausschnitt“ aus dem wasserrechtlichen Gesamtspekt�rum herausgegriffen wird.


	 

	Zu a und b)

Da von den in Überschwemmungsge�bieten geltenden Bauverboten nach

WHG bereits nach geltender Rechts�lage die genannten Betriebe erfasst

werden, wird an der Festlegung II.2.3

festgehalten.


	Zu a und b)

Da von den in Überschwemmungsge�bieten geltenden Bauverboten nach

WHG bereits nach geltender Rechts�lage die genannten Betriebe erfasst

werden, wird an der Festlegung II.2.3

festgehalten.


	Zu c und d)

§ 78 Abs. 5, 6 und 7 WHG und § 78a

Absatz 2 WHG enthalten ausdrücklich

Ausnahmen vom generellen Verbot

für für die Errichtung von baulichen

Anlagen; und zwar unabhängig davon,

ob sie in einem Baugenehmigungsver�fahren oder in einem sonstigen Zulas�sungsverfahren (etwa einem Planfest�stellungsvefahren) zugelassen werden.


	Zu e)


	Die Regelungen erfolgen komplemen�tär zum WHG und weichen von dessen

Regelungen nicht ab.
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	3. Anlagen oder Betriebsbe�reiche, die unter die In�dustrieemissionsrichtlinie

oder die SEVESO-III-Richt�linie fallen.


	3. Anlagen oder Betriebsbe�reiche, die unter die In�dustrieemissionsrichtlinie

oder die SEVESO-III-Richt�linie fallen.


	3. Anlagen oder Betriebsbe�reiche, die unter die In�dustrieemissionsrichtlinie

oder die SEVESO-III-Richt�linie fallen.


	3. Anlagen oder Betriebsbe�reiche, die unter die In�dustrieemissionsrichtlinie

oder die SEVESO-III-Richt�linie fallen.




	 

	24 h Bezirksregierung Münster / NRW:


	24 h Bezirksregierung Münster / NRW:


	Auf dieses Ziel soll verzichtet werden, da es bereits durch Regelungen des WHG abgedeckt

ist.


	 

	An der Festlegung wird festgehalten;

sie ist im Sinne eines überörtlichen

Schutzes kritischer Infrastrukturen vor

Hochwasser sachgerecht.


	An der Festlegung wird festgehalten;

sie ist im Sinne eines überörtlichen

Schutzes kritischer Infrastrukturen vor

Hochwasser sachgerecht.
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	27 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V.:


	27 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V.:


	Das Ziel ist zu streichen, raumbedeutsame Infrastrukturen und Anlagen dürfen nicht ausge�schlossen werden. Mit der aktuellen Formulierung wird eine Verschärfung der Rechtslage ge�genüber der aktuellen Rechtslage im WHG herbeigeführt, ohne dass dies aus Gründen des

Hochwasserschutzes begründet ist.


	 

	Die Regelungen der Festlegung gehen

nicht über das WHG hinaus.


	Die Regelungen der Festlegung gehen

nicht über das WHG hinaus.


	 
	Im Übrigen wird darauf hingewiesen,

dass die der Industrieemissionsrichtli�nie und der SEVESO-III-RL unterfal�lenden Betriebe aus dem Anwen�dungsbereich der Festlegung II.3 (G)

und III. 5 (G) herausgenommen wer�den. Da von den in Überschwem�mungsgebieten nach § 76 Absatz 1

WHG geltenden Bauverboten nach §

78 WHG bereits nach geltender

Rechtslage die genannten Betriebe er�fasst werden, wird an der Festlegung

II.2.3 (Z) festgehalten. Auf dieAusnah�metatbestände aus dem WHG (§§ 78

Absatz 5, 6 und 7 sowie § 78a Absatz

2) wird hingewiesen.


	Auch wird die erste Stufe des Zulas�sungsverfahrens – die Bundesfachpla�nung – von Energieleitungsvorhaben,

die dem Zulassungsregime des Netz�ausbaubeschleunigungsgesetzes un�terliegen, aus dem Anwendungsbe�reich der Festlegung ausgenommen.

Auf der zweiten Stufe des Zulassungs�verfahrens – der Planfeststellung – fin�det die Festlegung hingegen Anwen�dung.
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	35 Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen BW:


	35 Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen BW:


	Ein Verweis auf die Möglichkeit von Ausnahmegenehmigungen (§§ 78 Abs. 5, 78a Abs. 2

WHG) sollte mit Blick auf die Risikovorsorge und notwendige Verfügbarkeit dieser Einrichtun�gen nicht erfolgen, da auch hier ein Hochwasserrisiko besteht.



	Der Verweis auf die Ausnahmen (§78

Absatz 5, 6 und 7 sowie § 78a Absatz 2

WHG) nach ist ein Ergebnis aus dem

Beteiligungsverfahren nach §§ 18, 9
	Der Verweis auf die Ausnahmen (§78

Absatz 5, 6 und 7 sowie § 78a Absatz 2

WHG) nach ist ein Ergebnis aus dem

Beteiligungsverfahren nach §§ 18, 9
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	Weiterhin soll eine Klarstellung für bestandsgeschützte Anlagen in den Plansatz aufgenom�men werden: Die Formulierung „sind folgende … Infrastrukturen und Anlagen ausgeschlos�sen“ ist durch „…Infrastrukturen und Anlagen weder geplant noch zugelassen werden…“ zu

ersetzen.


	Weiterhin soll eine Klarstellung für bestandsgeschützte Anlagen in den Plansatz aufgenom�men werden: Die Formulierung „sind folgende … Infrastrukturen und Anlagen ausgeschlos�sen“ ist durch „…Infrastrukturen und Anlagen weder geplant noch zugelassen werden…“ zu

ersetzen.


	 

	Abs. 2 ROG und der Ressortabstim�mung nach §§ 47, 62 GGO und soll

beibehalten werden.


	Abs. 2 ROG und der Ressortabstim�mung nach §§ 47, 62 GGO und soll

beibehalten werden.


	Dem Formulierungsvorschlag zur Klar�stellung wird gefolgt.




	TR
	TD
	TD
	Span
	35a Arbeitsgemeinschaft der Regionalverbände BW:


	35a Arbeitsgemeinschaft der Regionalverbände BW:


	Die direkte Koppelung der aufgeführten Ausnahmebedingungen an das Wasserrecht nimmt

dem Plansatz die raumordnerische Steuerungswirkung für spezifisch kritische Infrastruktu�ren. Daher wird eine Streichung angeregt. Alternativ wird angeregt, die Ausnahmen wie in

der Fassung vom September 2020 zu formulieren: „Folgende Infrastrukturen sind in Über�schwemmungsgebieten nach §76 Absatz 2 und 3 WHG ausgeschlossen: […]“


	Zudem ist der bloße Verweis auf die genannten Verordnungen (BSI-KritisV, Industrieemissi�onsrichtlinie und SEVESO-III-Richtlinie) als zentrale Bezugsgrößen nicht ausreichend. Es wird

um eine Schärfung bzw. Spezifizierung der Begründung, auf welche Infrastruktur- und Be�triebstypen der Plangeber im Einzelfall abzielt, gebeten.


	 

	Die Koppelung des Planentwurfs an

die Regelungen bzw. Gebietskulissen

des WHG ist ein Ergebnis des Beteili�gungsverfahrens nach §§ 18, 9 Abs. 2

ROG und soll daher beibehalten wer�den.


	Die Koppelung des Planentwurfs an

die Regelungen bzw. Gebietskulissen

des WHG ist ein Ergebnis des Beteili�gungsverfahrens nach §§ 18, 9 Abs. 2

ROG und soll daher beibehalten wer�den.


	Der Verweis wird als ausreichend er�achtet; ergänzend wird auf das

Glossar verwiesen.
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	38 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:


	38 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg:


	Es wird davon ausgegangen, dass die genannten Infrastrukturen bereits von den Regelungen

des § 78 WHG erfasst sind. Das gilt auch für die Ausnahmebestimmungen nach Abs. 5 und

die Anforderungen nach Abs. 7. In diesem Ziel erfolgt lediglich eine Konkretisierung bzgl.

raumbedeutsamer Infrastrukturen. Zumindest könnte dies eine Signalwirkung entfalten



	Die zutreffende Stellungnahme wird

zur Kenntnis genommen.


	Die zutreffende Stellungnahme wird

zur Kenntnis genommen.
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	05 Wirtschaftsvereinigung Stahl:


	05 Wirtschaftsvereinigung Stahl:


	Soweit unter Ziffer II.2.3 des Planentwurfs Einschränkungen für die Errichtung kritischer Inf�rastrukturen festgelegt werden, sind diese Festlegungen von der Ermächtigungsnorm des §

17 Abs. 2 ROG nicht gedeckt. Diese Norm ermächtigt zur Aufstellung von länderübergrei�fende Raumordnungspläne für den Hochwasserschutz. Der Begriff des Hochwasserschutzes

umfasst die Gewährleistung von so weit wie möglich natürlichen und schadlosen Abflussver�hältnissen an oberirdischen Gewässern und insbesondere Vorbeugung von nachteiligen

Hochwasserfolgen durch Rückhaltung des Wassers in der Fläche vorzubeugen. Die Festle�gung unter Ziffer II.2.3 BRPH-E dient allerdings nicht dem Hochwasserschutz in diesem Sinne,

sondern dem Schutz von kritischen Infrastrukturen. Entsprechendes gilt hinsichtlich der ein�geschränkten Zulässigkeit von IED-Anlagen.


	 

	Nach nochmaliger Prüfung bestehen

keine Bedenken, dass die Festlegung

von der Ermächtigungsgrundlage des

§ 17 Abs. 2 S. 1 ROG gedeckt ist.


	Nach nochmaliger Prüfung bestehen

keine Bedenken, dass die Festlegung

von der Ermächtigungsgrundlage des

§ 17 Abs. 2 S. 1 ROG gedeckt ist.
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	17 Unternehmerverbände Niedersachsen:


	17 Unternehmerverbände Niedersachsen:


	Die Begründungs- und Darlegungslast dürfte beim Vorhabenträger liegen. Die Regelungen

dürften in der Praxis über die bestehenden stringenten Anforderungen zum Hochwasser�schutz in Überschwemmungsgebieten hinausgehen. Der Vollzug würde hier ein grundsätzli�

	Die Festlegung wirkt entsprechend ih�rem Wortlaut nur im Rahmen von §§

78, 78a WHG. Sie bewirkt also keine

zusätzlichen Beschränkungen.
	Die Festlegung wirkt entsprechend ih�rem Wortlaut nur im Rahmen von §§

78, 78a WHG. Sie bewirkt also keine

zusätzlichen Beschränkungen.
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	ches Bauverbot annehmen (müssen). Damit wären künftig wichtige Industriestandorte be�troffen. Auch ist nicht klar, ob künftig nicht noch neue Risikogebiete dort ausgewiesen wer�den, wo seit Jahrzehnten industriell genutzte Flächen liegen.


	ches Bauverbot annehmen (müssen). Damit wären künftig wichtige Industriestandorte be�troffen. Auch ist nicht klar, ob künftig nicht noch neue Risikogebiete dort ausgewiesen wer�den, wo seit Jahrzehnten industriell genutzte Flächen liegen.
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	21h LK Stade / Landkreistag:


	21h LK Stade / Landkreistag:


	a) Es werden Abwägungsmängel darin gesehen, dass nicht aufgeführt wird, welche oder zu�mindest wie viele Anlagen von der Festlegung betroffen sind (bspw. auch Biogasanlagen).


	b) Im Plansatz werden bestimmte raumbedeutsame Infrastrukturen und Anlagen in Über�schwemmungsgebieten zunächst ausgeschlossen, um dann auf die Ausnahmegenehmigun�gen nach §§ 78 und 78a WHG hinzuweisen. Im Prinzip wird hier nichts Anderes vorgeschrie�ben, das nicht bereits im Fachrecht geregelt ist. Es stellt sich die Frage, ob es dieser pla�nungsrechtlichen Vorgabe überhaupt bedarf.


	 

	Durch die Formulierung von Nr. 1 bis

Nr. 3 wird hinreichend deutlich, wel�che Vorhaben bzw. Anlagen erfasst

sind.


	Durch die Formulierung von Nr. 1 bis

Nr. 3 wird hinreichend deutlich, wel�che Vorhaben bzw. Anlagen erfasst

sind.


	An der Festlegung wird festgehalten;

sie ist im Sinne eines überörtlichen

Schutzes kritischer Infrastrukturen vor

Hochwasser sachgerecht.
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	22 Verband der Chemischen Industrie:


	22 Verband der Chemischen Industrie:


	Dieser Plansatz geht über die bestehenden stringenten Anforderungen zum Hochwasser�schutz in Überschwemmungsgebieten hinaus. Der Vollzug würde hier ein grundsätzliches

Bauverbot annehmen (müssen). Damit wären künftig zahlreiche wichtige Industriestandorte

betroffen, so dass die Konsequenzen für deren Bestand und Weiterentwicklung nochmals

eingehend geprüft werden müssten.


	 

	Die Festlegung wirkt entsprechend ih�rem Wortlaut nur im Rahmen von §§

78, 78a WHG. Sie bewirkt also keine

zusätzlichen Beschränkungen. Auswir�kungen auf den Bestandschutz erge�ben sich auf der Festlegung nicht.


	Die Festlegung wirkt entsprechend ih�rem Wortlaut nur im Rahmen von §§

78, 78a WHG. Sie bewirkt also keine

zusätzlichen Beschränkungen. Auswir�kungen auf den Bestandschutz erge�ben sich auf der Festlegung nicht.
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	24c Bauministerium NRW:


	24c Bauministerium NRW:


	Der Formulierung der Festlegungen zielt auch auf die Zulassungsebene eines Genehmigungs�verfahrens. In Genehmigungsverfahren greifen Festlegungen in Raumordnungsplänen i. d. R.

nicht. Des Weiteren ist unklar, ob die Regelungen auch für bestehende Anlagen gelten sollen

(Bestandsschutz). Auch bleibt offen, wie mit Änderungen oder Erweiterungen bestehender

Anlagen umzugehen ist.


	 

	Festlegungen in Raumordnungsplänen

können insbesondere gemäß § 4 ROG

auch in Zulassungsverfahren wirksam

werden. Der Bestandsschutz wird

durch die Festlegung nicht einge�schränkt.


	Festlegungen in Raumordnungsplänen

können insbesondere gemäß § 4 ROG

auch in Zulassungsverfahren wirksam

werden. Der Bestandsschutz wird

durch die Festlegung nicht einge�schränkt.
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	24g Bezirksregierung Köln / NRW:


	24g Bezirksregierung Köln / NRW:


	Die Festlegung ist ganz oder zumindest teilweise entbehrlich, weil bereits teilweise oder voll�ständig im Wasserrecht geregelt.


	 

	An der Festlegung wird festgehalten;

sie ist im Sinne eines überörtlichen

Schutzes kritischer Infrastrukturen vor

Hochwasser sachgerecht.


	An der Festlegung wird festgehalten;

sie ist im Sinne eines überörtlichen

Schutzes kritischer Infrastrukturen vor

Hochwasser sachgerecht.
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	26 Landesplanung Thüringen:


	26 Landesplanung Thüringen:


	Das Ziel ist in einen Grundsatz zu ändern und bezügliche der Adressaten weiter zu qualifizie�ren. Begründung: Es handelt sich nicht um ein Ziel der Raumordnung. Dies ergibt sich aus

der fehlenden Endabgewogenheit. Eine solche kann schon deshalb nicht bestehen, da durch

die Bezugnahme auf geltende Fassungen von Festlegungen Dritter der Plangeber auch die

inhaltliche Ausformung des Ziels auf einen Dritten delegiert. Die gemeindliche Ebene, welche



	Die Festlegung hat Zielcharakter ge�mäß § 3 Abs. 2 Nr. 1 ROG. Das Raum�ordnungsrecht ist gesetzlich als Stu�fenplanung konzipiert, und höherstu�fige Planungen sind von daher inhalt�lich regelmäßig darauf ausgelegt, auf
	Die Festlegung hat Zielcharakter ge�mäß § 3 Abs. 2 Nr. 1 ROG. Das Raum�ordnungsrecht ist gesetzlich als Stu�fenplanung konzipiert, und höherstu�fige Planungen sind von daher inhalt�lich regelmäßig darauf ausgelegt, auf
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	Adressat dieser Festlegung zu sein scheint, wird aus systematischen Gründen kritisch hinter�fragt. Damit würden Landes- und Regionalpläne als Stufen der Planungshierarchie über�sprungen.


	Adressat dieser Festlegung zu sein scheint, wird aus systematischen Gründen kritisch hinter�fragt. Damit würden Landes- und Regionalpläne als Stufen der Planungshierarchie über�sprungen.


	 

	nachfolgenden Ebenen weiter konkre�tisiert und verdichtet zu werden.


	nachfolgenden Ebenen weiter konkre�tisiert und verdichtet zu werden.
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	29 BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft:


	29 BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft:


	Die derzeitige Inbezugnahme der §§ 78, 78a, 78b WHG zur Regelung der Ausnahmevoraus�setzungen für die Festlegungen in G II.3 und Z.II.2.3 birgt für den Ausbau des Übertragungs�netzes ein nicht beherrschbares Planungsrisiko, denn die Festlegungen des BRPH für den

Hochwasserschutz müssen bereits auf der Planungsebene der Bundesfachplanung beachtet

oder berücksichtigt werden. Die Ausnahmen des BRPH würden aber durch die Verfahrens�konzentration der Planfeststellung erst mit der Zulassungsentscheidung, dem Planfeststel�lungsbeschluss, erteilt. Die neue Formulierung bringt somit eine erhebliche Rechtsunsicher�heit für die Netzausbauprojekte mit sich.


	Der BDEW macht darauf aufmerksam, dass sich die Bedeutung der energieinfrastrukturellen

PCI-Vorhaben und deren geringes/nicht existentes spezifisches Risiko im Überflutungsfall

abermals nicht im Verordnungstext und in der Begründung niedergeschlagen haben. Vor

dem Hintergrund, dass die Festlegung mit der Schutzbedürftigkeit der Infrastruktur begrün�det wird, wäre hier detaillierter zu ermitteln und festzustellen, welche Infrastrukturen

schutzbedürftig vor Hochwasserereignissen sind und daher unter die Festlegung fallen sollen

und welche nicht.


	Bislang ist kein Fall bekannt, in dem es aufgrund eines Extremwetterereignisses zu einer er�heblichen Gefährdung der Stromversorgungssicherheit gekommen wäre. Insbesondere

große Energieleitungsvorhaben lösen aufgrund ihrer Bauweise, v.a. ihrer Höhe, bei Überflu�tungen kein spezifisches Risiko aus. Daher unterfielen "insbesondere große Energieleitungen

bzw. Energieleitungsnetze" noch im ersten Entwurf des Verordnungstextes vom 28.09.2020

dem ersten Ausnahmefall im zweiten Satz von ursprünglichen Ziel II.2.3 (Fehlen eines spezifi�schen Risikos).


	Mit der nun verfassten Regelung entfällt diese Privilegierung komplett. Die Neuregelung der

Ausnahme nach §§ 78 Abs. 5 oder 7, 78a Abs. 2 WHG kann diesen Wegfall der Ausnahme

nicht kompensieren. Die Inbezugnahme der §§ 78 Abs. 5 oder 7, 78a Abs. 2 WHG für die Aus�nahmen von der Festlegung steht der rechtssicheren Realisierung von Netzausbauvorhaben

aus zwei Erwägungen heraus entgegen.


	1. Die für Netzausbauvorhaben einschlägige wasserrechtliche Genehmigung gemäß § 78 Abs.

5 WHG als Ausnahme zu den Festlegungen in Z II.2.3 würde durch die Verfahrenskonzentra�tion der Planfeststellung erst mit der Zulassungsentscheidung, dem Planfeststellungsbe�schluss, erteilt. Gleichzeitig sind die Festlegungen in Z II.2.3 aber bereits in der Bundesfach�planung zu beachten. Für den Netzausbau bestünde demnach keine Planungssicherheit, dass

am Ende des mehrjährigen Planfeststellungsverfahrens tatsächlich eine Genehmigung erteilt



	Der Stellungnahme wird insoweit ge�folgt, als die erste Stufe des Zulas�sungsverfahrens – die Bundesfachpla�nung – von Energieleitungsvorhaben,

die dem Zulassungsregime des Netz�ausbaubeschleunigungsgesetzes un�terliegen, aus dem Anwendungsbe�reich der Festlegung ausgenommen

wird.


	Der Stellungnahme wird insoweit ge�folgt, als die erste Stufe des Zulas�sungsverfahrens – die Bundesfachpla�nung – von Energieleitungsvorhaben,

die dem Zulassungsregime des Netz�ausbaubeschleunigungsgesetzes un�terliegen, aus dem Anwendungsbe�reich der Festlegung ausgenommen

wird.


	Im Übrigen wird darauf hingewiesen,

dass die Ausnahmemöglichkeiten der

§§ 78, 78a WHG greifen.
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	wird, müssten aber gleichzeitig bei der Planung der Vorhaben von der Erteilung ausgehen,

wenn sie Flächen in Überschwemmungsgebieten in Anspruch nehmen wollen.


	wird, müssten aber gleichzeitig bei der Planung der Vorhaben von der Erteilung ausgehen,

wenn sie Flächen in Überschwemmungsgebieten in Anspruch nehmen wollen.


	2. Selbst, wenn eine Ausnahme "nach § 78 Absatz 5 oder 7 oder § 78a Absatz 2 WHG zugelas�sen werden" kann, erfasst keiner der dort definierten Fälle Projects of Common Interest der

europäischen Energieinfrastruktur oder sonstige kritische Infrastrukturen des Stromnetzaus�baus.


	Die Ausnahme in § 78 Abs. 5 WHG steht in engem systematischen Zusammenhang mit der

Regelvorschrift § 78 Abs. 4 WHG, welche die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen

nach den §§ 30, 33, 34 und 35 BauGB untersagt. § 38 BauGB schließt die Anwendung der §§

29 bis 37 BauGB u.a. für Planfeststellungsverfahren aus. Entsprechend kann sich auch die

Ausnahmevorschrift § 78 Abs. 5 WHG nicht auf Vorhaben mit Planfeststellungserfordernis

beziehen. Dadurch werden jedenfalls Leitungsanlagen zum Elektrizitätstransport nicht er�fasst. Denn diese werden gemäß § 43 Abs. 1Nr. 1-4 EnWG und § 18 Abs. 1 NABEG obligato�risch durch ein Planfeststellungsverfahren zugelassen. Auch auf Antrag gemäß § 43 Abs. 2 Nr.

1 EnWG oder § 18in die Planfeststellung einbezogene für den Betrieb von Energieleitungen

notwendigen Anlagen könnten darüber hinaus von diesem Ausschluss von der Privilegierung

durch § 78 Abs. 5 WHG i.V.m. §§ 30, 33, 34, 35 BauGB erfasst sein.


	Im Ergebnis findet die Ausnahme nach § 78 Abs. 5 WHG i.V.m. §§ 30, 33, 34, 35 BauGB keine

Anwendung auf energieinfrastrukturelle PCI-Vorhaben oder sonstige kritische Infrastruktu�ren des Stromnetzausbaus. Diese Vorhaben werden hierdurch deutlich schlechter gestellt,

als sonstige bauliche Anlagen, die nicht per Planfeststellungsverfahren zugelassen werden,

und beispielsweise Anlagen der Verkehrsinfrastruktur, die über § 78 Abs. 7 WHG explizit pri�vilegiert werden.


	Da der Verordnungstext und die Begründung des Ziels keine generellen Ausnahmen für un�terirdisch verlegte Leitungen oder Masten für Freileitungen vorsehen, müssen zur Inan�spruchnahme der Ausnahme aus § 78, 78a WHG im Rahmen der Planungs- und Genehmi�gungsverfahren gesonderte Prüfungen zur Übertragbarkeit der Ausnahmeregelungen ange�stellt werden und sofern diese bejaht werden, gesonderte Alternativprüfungen durchgeführt

werden. Insgesamt erhöht das den (Zeit)Aufwand im Rahmen der Verfahren. Ferner ist damit

zu rechnen, dass die Voraussetzungen der Ausnahmeregelung in den Festlegungen von den

verschiedenen für die Planungs- und Genehmigungsverfahren zuständigen Behörden unter�schiedlich bzw. uneinheitlich auslegt wird und unterschiedliche Anforderungen an die Darle�gung der Ausnahmevoraussetzungen gestellt werden.


	Die Festlegungen dürften auch zu zeitlichen Verzögerungen der Zulassungsverfahren für die

Netzausbauvorhaben führen. So entsteht durch die Festlegungen, die keine allgemeinen Aus�nahmen für die Vorhaben vorsehen, Abstimmungsbedarf zur Gewichtung der raumordnungs�rechtlichen Vorgaben in den Planungs- und Genehmigungsverfahren. Ferner können zeitliche
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	Verzögerungen in den Planungs- und Genehmigungsverfahren durch ggfs. erforderliche Ziel�abweichungsverfahren nach § 19 i.V.m. § 6 Abs. 2 ROG entstehen. Selbst wenn also die Aus�nahme aus § 78 Abs. 5 WHG anwendbar wäre, würde diese erst am Ende eines langjährigen

Verfahrens erteilt. Gleichzeitig müssen die Festlegungen des Raumordnungsplans bereits auf

der Ebene der Bundesfachplanung berücksichtigt bzw. beachtet werden. Vorhaben müssten

demnach zahlreiche Phasen der Planung durchlaufen ohne die Rechtssicherheit darüber,

dass sie schließlich tatsächlich im Überschwemmungsgebiet verwirklicht werden dürfen.


	Verzögerungen in den Planungs- und Genehmigungsverfahren durch ggfs. erforderliche Ziel�abweichungsverfahren nach § 19 i.V.m. § 6 Abs. 2 ROG entstehen. Selbst wenn also die Aus�nahme aus § 78 Abs. 5 WHG anwendbar wäre, würde diese erst am Ende eines langjährigen

Verfahrens erteilt. Gleichzeitig müssen die Festlegungen des Raumordnungsplans bereits auf

der Ebene der Bundesfachplanung berücksichtigt bzw. beachtet werden. Vorhaben müssten

demnach zahlreiche Phasen der Planung durchlaufen ohne die Rechtssicherheit darüber,

dass sie schließlich tatsächlich im Überschwemmungsgebiet verwirklicht werden dürfen.


	Änderungsvorschlag:


	Der BDEW vermisst eine hinreichende Berücksichtigung dieser Tatsachen im vorliegenden

Entwurf des BRPH und fordern nachdrücklich die Aufnahme einer klar formulierten Aus�nahme vom Ausschluss für PCI-Projekte. Diese Ausnahmeregelung könnte z.B. wie folgt aus�gestaltet werden:


	„(…) insbesondere Infrastrukturen des Kernnetzes der europäischen Verkehrsinfrastruktur

(außer Häfen und Wasserstraßen), ausgenommen sind alle Projects of Common Interest der

europäischen Energieinfrastruktur in der jeweils geltenden Fassung der Unionsliste der Vor�haben von gemeinschaftlicher Bedeutung,“


	Diese rechtlich und energiepolitisch für zwingend notwendig erachtete Ausnahmeregelung

erscheint aber keinesfalls ausreichend, um der Gefahr vorzubeugen, dass der BRPH sich zu

einem Bremsklotz der Energiewende entwickelt, weil es eine Vielzahl größerer Netzausbau�vorhaben gibt, die nicht als PCI qualifiziert wurden, aber dennoch von enormer Bedeutung

für den geplanten, energiewendeangepassten Übertragungsnetzausbau sind.


	Die Komplexität und Dauer von Genehmigungsverfahren behindern seit jeher die dringend

nötige Beschleunigung des Netzausbaus. Der BRPH in seiner derzeitigen Fassung führt dazu,

dass wichtige Energieprojekte in festgesetzten Überschwemmungsgebieten verboten sind

und nur ausnahmsweise genehmigt werden können und verkompliziert dadurch die ohnehin

komplexen Genehmigungsverfahren.


	Abhilfe schaffen würde insoweit eine ausdrückliche und klar formulierte Ausnahmeregelung

im BRPH selbst. Der BDEW begrüßte daher die Ausnahmeregelung in Satz 2 der vorherigen

Fassung des Z.II.3 (Fehlen spezifischen Risikos). Weshalb diese Ausnahmeregelung zugunsten

eines Verweises auf das WHG gestrichen wurde, erschließt sich nicht. Die Ausnahme für Inf�rastrukturen, die im Hochwasserfall kein spezifisches Risiko auslösen findet sich im derzeiti�gen Entwurf nur noch in III.5 (G) und damit in einem Grundsatz, dessen Anwendungsbereich

auf Küstengebiete begrenzt ist. Die explizite Ausnahmeregelung vereinfacht die Genehmi�gung von wichtigen Netzausbauprojekten, indem keine aufwendige Einholung von wasser�rechtlichen Einzelfallgenehmigungen mehr erforderlich ist. Daher fordern der BDEW ein�dringlich, deren Streichung in II.2.3 (Z) zu überdenken und – unter Beibehaltung des Verwei�ses auf das WHG - erneut eine Ausnahmeregelung in einen Satz 2 der Vorschrift aufzuneh�men, die wie folgt lauten könnte:
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	„Satz 1 findet keine Anwendung auf Infrastrukturen, bei denen eine Überflutung kein spezifi�sches Risiko auslöst oder die aufgrund besonderer An-Forderungen oder aufgrund des Feh�lens ernsthaft in Betracht kommender Standort- oder Trassenalternativen im jeweiligen Ge�meindegebiet nur in Überschwemmungsgebieten nach § 76 Absatz 2 oder 3 WHG errichtet

werden können.“


	„Satz 1 findet keine Anwendung auf Infrastrukturen, bei denen eine Überflutung kein spezifi�sches Risiko auslöst oder die aufgrund besonderer An-Forderungen oder aufgrund des Feh�lens ernsthaft in Betracht kommender Standort- oder Trassenalternativen im jeweiligen Ge�meindegebiet nur in Überschwemmungsgebieten nach § 76 Absatz 2 oder 3 WHG errichtet

werden können.“


	Hinsichtlich der möglichen Begründung zu dieser Regelung wird auf die Anregungen zu III. 5

(G) (siehe unten) verwiesen.


	Hilfsweise


	Schlägt der BDEW vor, den Wortlaut mit G II.3 zu vereinheitlichen. Hier werden die Ausnah�men nicht mehr "nach § 78b Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 WHG" für zulässig erklärt, sondern

sofern "die Voraussetzungen des § 78b Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 WHG" erfüllt sind. Damit

ist klargestellt, dass die Ausnahmevoraussetzungen des § 78b Abs. 1 S. 2 Nr. 2 WHG unab�hängig von der systematischen Einbindung der Norm im Gefüge des Abschnitts 6 WHG zum

Hochwasserschutz geprüft werden sollen. Die 4 ÜNB regen deshalb eine ebensolche Heraus�lösung der für den Stromnetzausbau einschlägigen Ausnahmevorschrift des § 78 Abs. 5 WHG

aus dem systematischen Zusammenhang mit § 78 Abs. 4 WHG an: "In Überschwemmungsge�bieten nach § 76 Absatz 2 und 3 WHG sind folgende raumbedeutsame Infrastrukturen und

Anlagen ausgeschlossen, es sei denn, (sie können nach; streichen) sie erfüllen die Vorausset�zungen des § 78 Absatz 5 oder 7 oder § 78a Absatz 2 WHG (zugelassen werden; streichen)
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	04 Bayerisches Staatsministerium für Regionalentwicklung:


	04 Bayerisches Staatsministerium für Regionalentwicklung:


	Es ist nicht klar, warum in einem Raumordnungsplan geregelt werden muss, was in Gebieten,

die nach dem WHG festgelegt sind, unzulässig oder nur in bestimmten Formen zulässig ist.

Der Festlegung wird weiterhin widersprochen.


	 

	An der Festlegung wird festgehalten;

sie ist im Sinne eines überörtlichen

Schutzes kritischer Infrastrukturen vor

Hochwasser sachgerecht.


	An der Festlegung wird festgehalten;

sie ist im Sinne eines überörtlichen

Schutzes kritischer Infrastrukturen vor

Hochwasser sachgerecht.
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	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	a) Aufgrund der dynamischen Zitation in Nr. 1 ist die Zielqualität hier zu hinterfragen.


	Zur Begründung:


	a) zu Ziffer 1: Infrastrukturen des Kernnetzes der europäischen Verkehrsinfrastruktur, Ver�ordnung (EU)1315/2013 Absatz 2: Es sollten der Gegenstand und Geltungsbereich der Ver�ordnung deutlicher herausgearbeitet werden. Insbesondere sollte dargestellt werden, wel�che konkreten Verkehrsinfrastrukturen des Kernnetzes entsprechend der Verordnung dem

Anwendungsbereich der Ziffer 1 unterfallen (z. B. Schienen-, Straßen-, Luftverkehr, multimo�daler Verkehr) und in welchen Kapiteln/Anhängen der Verordnung hierzu Regelungen beste�hen. Die bloße Bezugnahme auf Infrastrukturen des Kernnetzes der europäischen Infrastruk�tur gemäß Verordnung (EU) 1315/2013 ist insbesondere für Regionalplaner wenig anwender�bzw. nutzerfreundlich, weil schwer verständlich und damit auch schwer umsetzbar.



	Es wird darauf hingewiesen, dass die

Festlegung und die Begründung be�reits im Anschluss an die Beteiligung

nach § 9 Abs. 2 ROG ergänzt worden

sind; im Zusammenspiel mit den Erläu�terungen im Glossar erscheint dies als

sachgerecht und ausreichend. Es

bleibt den Ländern unbenommen, die

gewünschten Präzisierungen und Kon�kretisierungen ggf. auf ihrer Planungs�ebene vorzunehmen. Auf der Ebene

der Bundesraumordnung werden sie
	Es wird darauf hingewiesen, dass die

Festlegung und die Begründung be�reits im Anschluss an die Beteiligung

nach § 9 Abs. 2 ROG ergänzt worden

sind; im Zusammenspiel mit den Erläu�terungen im Glossar erscheint dies als

sachgerecht und ausreichend. Es

bleibt den Ländern unbenommen, die

gewünschten Präzisierungen und Kon�kretisierungen ggf. auf ihrer Planungs�ebene vorzunehmen. Auf der Ebene

der Bundesraumordnung werden sie
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	b) Projects of Common Interest (PCI) der europäischen Infrastruktur, Verordnung

(EU)2020/389 Absatz 3 Satz 3 sollte wie folgt inhaltlich ergänzt werden: "… Energieinfrastruk�turgebiete (Realisierung intelligenter Netze, Stromautobahnen und grenzüberschreitendes

Kohlendioxid) erforderlich sind.“


	b) Projects of Common Interest (PCI) der europäischen Infrastruktur, Verordnung

(EU)2020/389 Absatz 3 Satz 3 sollte wie folgt inhaltlich ergänzt werden: "… Energieinfrastruk�turgebiete (Realisierung intelligenter Netze, Stromautobahnen und grenzüberschreitendes

Kohlendioxid) erforderlich sind.“


	c) Zu Ziffer 2: Anlagen und Betriebsbereiche, die unter die Richtlinie 2010/75/EU (Industrie�richtlinie) fallen:


	Infolgedessen sollte in der Begründung zum Plansatz der Gegenstand und Geltungsbereich

der Richtlinie deutlicher herausgearbeitet werden. Insbesondere sollte dargestellt werden,

welche konkreten Anlagen, Tätigkeiten entsprechend der Richtlinie dem Anwendungsbereich

der Ziffer 2 unterfallen und in welchen Kapiteln/Anhängen der Richtlinie hierzu Regelungen

bestehen. Gegenstand der Richtlinie ist gemäß Artikel 1 die integrierte Vermeidung und Ver�minderung der Umweltverschmutzung infolge industrieller Tätigkeit. Entsprechend Artikel 2

Absatz 1 der Richtlinie gilt diese für die in den Kapiteln II bis IV genannten industriellen Tätig�keiten, die eine Umweltverschmutzung verursachen. Kapitel II gilt für die in Anhang I der

Richtlinie aufgelisteten Tätigkeiten im Sinne des Artikels 10 in den Bereichen der Energiewirt�schaft, der Herstellung und Verarbeitung von Metallen, der mineralverarbeitenden und der

chemischen Industrie, der Abfallbehandlung und sonstigen Tätigkeiten. Kapitel III gilt für Feu�erungsanlagen im Sinne des Artikels 28 der Richtlinie, deren Feuerungswärmeleistung 50

MW oder mehr beträgt, unabhängig davon, welche Art von Brennstoff verwendet wird. Kapi�tel IV gilt für Abfallverbrennungsanlagen und Abfallmitverbrennungsanlagen im Sinne des Ar�tikels 42 der Richtlinie, die feste oder flüssige Abfälle verbrennen oder mitverbrennen. Die

bloße Bezugnahme auf Anlagen und Betriebsbereiche nach Richtlinie 2010/75/EU ist insbe�sondere für die Regionalplaner wenig anwender- bzw. nutzerfreundlich, weil schwer ver�ständlich und damit auch schwer umsetzbar.


	d) Anlagen und Betriebsbereiche, die unter die Richtlinie 2012/18/EU (SEVESO-Ill-Richtlinie)

fallen:


	Im erwähnten Dokument sollte in der Begründung zum Plansatz der Gegenstand und Gel�tungsbereich der Richtlinie deutlicher herausgearbeitet werden. Insbesondere sollte darge�stellt werden, welche konkreten Anlagen oder Betriebsbereiche entsprechend der Richtlinie

dem Anwendungsbereich der Ziffer 2 unterfallen und in welchen Artikeln/ Anhängen der

Richtlinie hierzu Regelungenbestehen. Gemäß Artikel 1 legt die Richtlinie Bestimmungen für

die Verhütung schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen und für die Begrenzung der Unfall�folgen für die menschliche Gesundheit und die Umwelt fest, um auf abgestimmte und wirk�same Weise in der ganzen Union ein hohes Schutzniveau zu gewährleisten. Artikel 2 legt den

Anwendungsbereich der Richtlinie fest. Diese gilt für Betriebe im Sinne des Artikels 3 Nr. 1

der Richtlinie. In den Anwendungsbereich fallen z. B. an Land gelegene unterirdische Gas�speicheranlagen in natürlichen Erdformationen, Grundwasserleiter, Salzkavernen und stillge�legten Minen und chemische und thermische Aufbereitungsmaßnahmen und die mit diesen



	als nicht erforderlich bzw. nicht

zweckmäßig bewertet.
	als nicht erforderlich bzw. nicht

zweckmäßig bewertet.
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	Maßnahmen in Verbindung stehende Lagerung, die gefährliche Stoffe umfassen, sowie in Be�trieb befindliche Bergebeseitigungseinrichtungen, einschließlich den Bergeteichen oder Ab�setzbecken, die gefährliche Stoffe enthalten etc. Die bloße Bezugnahme auf Anlagen und Be�triebsbereiche nach Richtlinie 2012/18/EU ist insbesondere für die Regionalplaner wenig an�wender- bzw. nutzerfreundlich, weil schwer verständlich und damit auch schwer umsetzbar.


	Maßnahmen in Verbindung stehende Lagerung, die gefährliche Stoffe umfassen, sowie in Be�trieb befindliche Bergebeseitigungseinrichtungen, einschließlich den Bergeteichen oder Ab�setzbecken, die gefährliche Stoffe enthalten etc. Die bloße Bezugnahme auf Anlagen und Be�triebsbereiche nach Richtlinie 2012/18/EU ist insbesondere für die Regionalplaner wenig an�wender- bzw. nutzerfreundlich, weil schwer verständlich und damit auch schwer umsetzbar.
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	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	a) Es ist kein raumordnungsrechtlicher Kern erkennbar und um raumordnungsrechtliche Bin�dungswirkungen auslösen zu können, muss eine Änderung der Regelung erfolgen.


	b) Es werden sowohl die Bezugsräume als auch die vom Bauverbot befreiten Ausnahmen

durch die Regelungen des WHG definiert. Die Regel-Ausnahme-Struktur des Plansatzes wird

dadurch primär durch geltende Regelungen des Fachrechts bestimmt. Es handelt sich daher

nicht mehr um eine eigenständige Festlegung der Raumordnung. Der Plansatz ist deshalb

raumordnungsrechtlich unwirksam.


	c) Zu Pkt. 3: Ein genereller Ausschluss dieser Anlagen geht deutlich über die IE-Richtlinie bzw.

Seveso III Richtlinie hinaus. Störfallanlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass durch

umgebungsbedingte Gefahrenquellen (also auch Hochwasser) keine Störfälle ausgelöst wer�den. Hierzu gibt es auch technische Regelwerke (TRAS 310), die auch den Klimawandel mit�berücksichtigen. Bei Anlagen in Überschwemmungsgebieten gelten deutlich höhere Anforde�rungen an die Sicherheit und den Umweltschutz, dadurch gibt es für einen generellen Aus�schluss keine Grundlage. Wenn durch die Überschwemmung keine Umweltgefährdung oder

Störfall eintreten kann, ist die Anlage genehmigungsfähig.


	d) Der Plansatz sollte als Grundsatz gekennzeichnet werden, da durch eine Zielfestlegung un�verhältnismäßige Erschwernisse bei der Umsetzung und Planung von Infrastrukturvorhaben

entstehen würden.


	e) Änderung des Plansatzes: „In Überschwemmungsgebieten nach § 76 Absatz 2 und 3 WHG

sollen Kritische Infrastrukturen mit bundesweiter Bedeutung und Anlagen oder Betriebsbe�reiche, die unter die Industrieemissionsrichtlinie oder die SEVESO-III-Richtlinie fallen, nur ge�plant, gebaut oder erweitert werden, wenn eine ausreichend hochwasserangepasste Bau�weise realisiert wird oder ihre Zulassung nach § 78 Absatz 5 oder 7 oder § 78a Absatz 2 WHG

möglich ist.“


	 

	An der Zielfestlegung wird festgehal�ten; sie ist im Sinne eines überörtli�chen Schutzes kritischer Infrastruktu�ren vor Hochwasser sachgerecht.


	An der Zielfestlegung wird festgehal�ten; sie ist im Sinne eines überörtli�chen Schutzes kritischer Infrastruktu�ren vor Hochwasser sachgerecht.


	 
	Die Festlegung wirkt entsprechend ih�rem Wortlaut nur im Rahmen von §§

78, 78a WHG. Sie bewirkt also keine

unzulässigen zusätzlichen Beschrän�kungen.
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	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	a) Gegen die Festlegung bestehen erhebliche Bedenken. Das Ziel sollte gestrichen werden.

Die Regelungen des Ziels beziehen sich ausschließlich auf bereits festgesetzte Überschwem�mungsgebiete nach § 76 Abs.2 und 3 WHG, zu denen in den §§ 78, 78 a und 78 c WHG be�

	An der Zielfestlegung wird festgehal�ten; sie ist im Sinne eines überörtli�chen Schutzes kritischer Infrastruktu�ren vor Hochwasser sachgerecht.
	An der Zielfestlegung wird festgehal�ten; sie ist im Sinne eines überörtli�chen Schutzes kritischer Infrastruktu�ren vor Hochwasser sachgerecht.
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	reits Verbotsregelungen einschließlich differenzierter Ausnahmekriterien abschließend fest�gelegt sind. § 78 a Abs. 7 WHG gestattet allein den Bundesländern weitergehende Rechtsvor�schriften.


	reits Verbotsregelungen einschließlich differenzierter Ausnahmekriterien abschließend fest�gelegt sind. § 78 a Abs. 7 WHG gestattet allein den Bundesländern weitergehende Rechtsvor�schriften.


	b) Das Ziel II.2.3 nimmt in seiner modifizierten Form auf einzelne Absätze des WHG Bezug,

stellt jedoch insgesamt eine unzulässige Modifizierung der geltenden wasserrechtlichen Re�gelungen und einen unzulässigen Eingriff in die gesetzlich festgelegten Kompetenzen der

Bundesländer dar.


	c) Soweit auf der Ebene des Bundes ein weitergehender Regelungsbedarf zu kritischen Infra�strukturen oder auch den in Nr. 2 genannten Anlagen oder Betriebsbereichen besteht, käme

dafür eine Änderung der fachgesetzlichen Regelungen (WHG) in Betracht. Damit würden so�wohl rechtliche Unsicherheiten und Risiken in Bezug auf die Nebeneinanderstellung von

Fachrecht und raumordnerischen Festlegungen vermieden. Weiterhin könnte vermieden

werden, den BRPH bis auf die Ebene einzelner Bebauungspläne herunterbrechen zu müssen,

um die gewünschten raumordnerischen Ziele anlagenbezogen durchsetzen zu können. Dies

würde zur Einsparung erheblicher Erfüllungsaufwände für die Verwaltung führen. Ungeach�tet der generellen Unzulässigkeit entsprechender Regelungen in einem Raumordnungsplan

des Bundes müssten für die unter 1. bis 3. aufgeführten Infrastrukturen und Anlagen auch

jeweils eigene Festlegungen geschaffen werden, da hier der Sache nach völlig unterschiedli�che Sachverhalte und Schutzansprüche adressiert werden.


	d) Während die unter 1. und 2. aufgeführten „kritischen Infrastrukturen“ eine eigene

„Schutzwürdigkeit“ und „Schutzbedürftigkeit“ haben, die im Fall einer Funktionsstörung in

der Regel aber kein Gefährdungspotential für das Gewässersystem und Unterlieger haben,

steht bei den unter 3. genannten Anlagen eher die Schutzbedürftigkeit der umgebenden An�lieger und der Unterlieger vor einer Umweltverschmutzung oder sonstigen Gefährdung und

den daraus resultierenden wirtschaftlichen Schäden im Vordergrund des Schutzinteresses.

Diese fehlende Differenzierung dieser Schutzbelange macht die Festlegung insgesamt unver�ständlich und unscharf. Es bleibt unklar, wie die Ausnahme des § 78 Abs. 5 WHG, die insbe�sondere Ausnahmen mit dem Ziel der Rückhaltung und der Abflussregelung festlegt, auf An�lagen oder Betriebsbereiche, die unter die Industrieemissionsrichtlinie oder die SEVESO-III�Richtlinie fallen, bezogen werden sollen.


	 

	Die Festlegung wirkt entsprechend ih�rem Wortlaut nur im Rahmen von §§

78, 78a WHG. Sie bewirkt also keine

unzulässigen zusätzlichen Beschrän�kungen.


	Die Festlegung wirkt entsprechend ih�rem Wortlaut nur im Rahmen von §§

78, 78a WHG. Sie bewirkt also keine

unzulässigen zusätzlichen Beschrän�kungen.


	 
	Für eine Änderung des WHG wäre der

Gesetzgeber zuständig.
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	26 

	3. Ergänzende Festlegung für

Risikogebiete außerhalb

von Überschwemmungs�gebieten nach § 78b WHG


	3. Ergänzende Festlegung für

Risikogebiete außerhalb

von Überschwemmungs�gebieten nach § 78b WHG


	 

	03 Mineralölwirtschaftsverband:


	03 Mineralölwirtschaftsverband:


	Hochwasserschutz ist eine bestehende Betreiberpflicht. Zusätzliche Regulierungen für bereits

regulierte Industrieanlagen sind nicht erforderlich. Mit dem Entwurf werden zukünftige Er�weiterungen und Neubau weitgehend unterbunden.


	Weiterhin entstehen nachteilige Auswirkungen für den Neubau und die Umverlegung von

Rohrfernleitungen, da bestehende Leitungsanlagen in den meisten Fällen Gewässer kreuzen.

Dies betrifft auch Rohrfernleitungen, Wasserstoffpipelines und Gasleitungen.



	Der der Abwägung zugängliche Grund�satz  der  Raumordnung trifft seine Re�gelungen nur im Rahmen der § 78b

WHG. Er regelt also keine weiterge�henden Beschränkungen, insbeson�dere keine  generelle Verhinderung

von  Erweiterungen  und  Neubauten. 
	Der der Abwägung zugängliche Grund�satz  der  Raumordnung trifft seine Re�gelungen nur im Rahmen der § 78b

WHG. Er regelt also keine weiterge�henden Beschränkungen, insbeson�dere keine  generelle Verhinderung

von  Erweiterungen  und  Neubauten. 
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	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	Die Streichung des ursprünglich vorgesehenen Grundsatzes II.3.1 wird begrüßt. Gegen die

geplanten Festlegungen zu Risikogebieten bestehen grundsätzliche Bedenken.



	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
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	II.3 (G) In Risikogebieten au-

ßerhalb von Überschwem�mungsgebieten nach § 78b

WHG sollen folgende raumbe�deutsame Infrastrukturen und

Anlagen weder geplant noch

zugelassen werden, es sei

denn, sie erfüllen die Voraus�setzungen des § 78b Absatz 1

Satz 2 Nummer 2 WHG:


	II.3 (G) In Risikogebieten au-

ßerhalb von Überschwem�mungsgebieten nach § 78b

WHG sollen folgende raumbe�deutsame Infrastrukturen und

Anlagen weder geplant noch

zugelassen werden, es sei

denn, sie erfüllen die Voraus�setzungen des § 78b Absatz 1

Satz 2 Nummer 2 WHG:


	 
	1. Kritische Infrastrukturen

mit länder- oder staats�grenzenüberschreitender

Bedeutung; dies sind ins�besondere Infrastrukturen

des Kernnetzes der euro�päischen Verkehrsinfra�struktur außer Häfen und

Wasserstraßen sowie die

Projects of Common Inte�rest der europäischen

Energieinfrastruktur in der

jeweils geltenden Fassung

der Unionsliste der Vorha�ben von gemeinschaftli�cher Bedeutung,


	1. Kritische Infrastrukturen

mit länder- oder staats�grenzenüberschreitender

Bedeutung; dies sind ins�besondere Infrastrukturen

des Kernnetzes der euro�päischen Verkehrsinfra�struktur außer Häfen und

Wasserstraßen sowie die

Projects of Common Inte�rest der europäischen

Energieinfrastruktur in der

jeweils geltenden Fassung

der Unionsliste der Vorha�ben von gemeinschaftli�cher Bedeutung,


	1. Kritische Infrastrukturen

mit länder- oder staats�grenzenüberschreitender

Bedeutung; dies sind ins�besondere Infrastrukturen

des Kernnetzes der euro�päischen Verkehrsinfra�struktur außer Häfen und

Wasserstraßen sowie die

Projects of Common Inte�rest der europäischen

Energieinfrastruktur in der

jeweils geltenden Fassung

der Unionsliste der Vorha�ben von gemeinschaftli�cher Bedeutung,




	 
	2. weitere Kritische Infra�strukturen, soweit sie von

der BSI-Kritisverordnung

erfasst sind,


	2. weitere Kritische Infra�strukturen, soweit sie von

der BSI-Kritisverordnung

erfasst sind,


	2. weitere Kritische Infra�strukturen, soweit sie von

der BSI-Kritisverordnung

erfasst sind,




	 

	08 Ministerium für Inneres, Bauen und Sport des Saarlandes:


	08 Ministerium für Inneres, Bauen und Sport des Saarlandes:


	Über den Bestandschutz hinaus sind Ausnahmenregelungen für die Erweiterung und das Er�setzen bestehender Leitungen festzuhalten und in der Begründung aufzuführen.


	 

	Eine Ausnahme für das Ersetzen be�stehender Leitungen ist nicht erfor�derlich. In diesem Fall greift schon §

78b WHG, in dessen Rahmen die Fest�legung II.2.3 wirkt.


	Eine Ausnahme für das Ersetzen be�stehender Leitungen ist nicht erfor�derlich. In diesem Fall greift schon §

78b WHG, in dessen Rahmen die Fest�legung II.2.3 wirkt.
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	25 Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:


	25 Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:


	Die Regelung wird abgelehnt und ist ersatzlos zu streichen. Anlagen oder Betriebsbereiche,

die unter die Industrieemissionsrichtlinie oder SEVESO-III Richtlinie fallen, unterliegen dem

immissionsschutzrechtlichen Zulassungsrecht. Raumordnungsrechtlicher Regelungen bedarf

es daher nicht.


	Die Prüfung der Verhältnismäßigkeit dieser Regelung kann nicht nachvollzogen werden. Eine

Risikobeurteilung unter Heranziehung aufgetretener Schadensfälle liegt nicht vor.


	Es stellt sich nach wie vor die Frage, ob mit der Unzulässigkeit von Anlagen oder Betriebsbe�reichen, die unter die Industrieemissionsrichtlinie oder SEVESO-III-Richtlinie fallen, in Über�schwemmungsgebieten nach § 76 Absatz 2 und 3 WHG (gemäß Nr. II.2.3 (Z) Nr. 3 des Ent�wurfes) eine Rückbauverpflichtung einhergehen soll.


	 
	Zur Begründung: Die Klarstellung nur in der Begründung, dass bestehende, rechtmäßig er�baute Infrastrukturen und Anlagen Bestandsschutz genießen, wird nicht als hinreichend er�achtet.


	 

	Der Forderung wird gefolgt. Die der In�dustrieemissionsrichtlinie und der SE�VESO-III-RL unterfallenden Betriebe

werden aus dem Anwendungsbereich

der Festlegung herausgenommen.


	Der Forderung wird gefolgt. Die der In�dustrieemissionsrichtlinie und der SE�VESO-III-RL unterfallenden Betriebe

werden aus dem Anwendungsbereich

der Festlegung herausgenommen.
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	24 h Bezirksregierung Münster / NRW:


	24 h Bezirksregierung Münster / NRW:


	Auf diesen Grundsatz soll verzichtet werden, da es bereits durch Regelungen des WHG abge�deckt ist


	 

	An der Festlegung wird in modifizier�ter Form festgehalten; sie ist im Sinne

eines überörtlichen Schutzes kritischer

Infrastrukturen vor Hochwasser sach�gerecht.


	An der Festlegung wird in modifizier�ter Form festgehalten; sie ist im Sinne

eines überörtlichen Schutzes kritischer

Infrastrukturen vor Hochwasser sach�gerecht.
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	27 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V.:


	27 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V.:


	Der Grundsatz ist zu streichen, da kein pauschaler Ausschluss von raumbedeutsamen Infra�strukturen und Anlagen erfolgen soll. IED-Anlagen dürfen allenfalls erfasst werden, wenn es

sich um raumbedeutsame Vorhaben gemäß § 3 Absatz 1 Nr. 6 ROG handelt.


	 

	Die der Industrieemissionsrichtlinie

und der SEVESO-III-RL unterfallenden

Betriebe werden aus dem Anwen�dungsbereich der Festlegung heraus�genommen.
	Die der Industrieemissionsrichtlinie

und der SEVESO-III-RL unterfallenden

Betriebe werden aus dem Anwen�dungsbereich der Festlegung heraus�genommen.
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	3. Anlagen oder Betriebsbe�reiche, die unter die In�dustrieemissionsrichtlinie

oder die SEVESO-III-Richt�linie fallen,


	3. Anlagen oder Betriebsbe�reiche, die unter die In�dustrieemissionsrichtlinie

oder die SEVESO-III-Richt�linie fallen,


	3. Anlagen oder Betriebsbe�reiche, die unter die In�dustrieemissionsrichtlinie

oder die SEVESO-III-Richt�linie fallen,


	3. Anlagen oder Betriebsbe�reiche, die unter die In�dustrieemissionsrichtlinie

oder die SEVESO-III-Richt�linie fallen,




	 
	4. bauliche Anlagen, die ein

komplexes Evakuierungs�management erfordern.


	4. bauliche Anlagen, die ein

komplexes Evakuierungs�management erfordern.


	4. bauliche Anlagen, die ein

komplexes Evakuierungs�management erfordern.




	 

	35a Arbeitsgemeinschaft der Regionalverbände BW:


	35a Arbeitsgemeinschaft der Regionalverbände BW:


	Die direkte Koppelung der aufgeführten Ausnahmebedingungen an das Wasserrecht nimmt

dem Plansatz die raumordnerische Steuerungswirkung für spezifisch kritische Infrastruktu�ren. Daher wird eine Streichung angeregt. Alternativ wird angeregt, die Ausnahmen wie in

der Fassung vom September 2020 zu formulieren. „Folgende Infrastrukturen sind in Über�schwemmungsgebieten nach §76 Absatz 2 und 3 WHG ausgeschlossen: […]“


	Zudem ist der bloße Verweis auf die genannten Verordnungen (BSI-KritisV, Industrieemissi�onsrichtlinie und SEVESO-III-Richtlinie) als zentrale Bezugsgrößen nicht ausreichend. Es wird

um eine Schärfung bzw. Spezifizierung der Begründung, auf welche Infrastruktur- und Be�triebstypen der Plangeber im Einzelfall abzielt, gebeten.


	 

	Die Koppelung des Planentwurfs an

die Regelungen bzw. Gebietskulissen

des WHG ist ein Ergebnis des Beteili�gungsverfahrens nach §§ 18, 9 Abs. 2

ROG und soll daher beibehalten wer�den.


	Die Koppelung des Planentwurfs an

die Regelungen bzw. Gebietskulissen

des WHG ist ein Ergebnis des Beteili�gungsverfahrens nach §§ 18, 9 Abs. 2

ROG und soll daher beibehalten wer�den.


	Der Verweis wird als ausreichend er�achtet; ergänzend wird auf das

Glossar verwiesen.
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	21b LK Emsland / Landkreistag:


	21b LK Emsland / Landkreistag:


	In Risikogebieten außerhalb von Überschwemmungsgebieten nach § 78b WHG sollen u. a.

bauliche Anlagen, die ein komplexes Evakuierungsmanagement weder geplant noch zugelas�sen werden. Dieses Verbot gilt jedoch dann nicht, wenn die Voraussetzung des § 78b Abs. 1

Satz 2 Nummer 2 WHG („keine andere Möglichkeit der Siedlungsentwicklung“) erfüllt ist. Die

Festlegung, ob und unter welchen Randbedingungen dieses Tatbestandsmerkmal gegeben

ist, ist im praktischen Vollzug häufig problematisch und sollte daher näher konkretisiert wer�den.


	 

	Es wird auf die Begründung sowie auf

die einschlägigen Fachkommentierun�gen der Vorschrift des WHG verwie�sen.


	Es wird auf die Begründung sowie auf

die einschlägigen Fachkommentierun�gen der Vorschrift des WHG verwie�sen.
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	21h LK Stade / Landkreistag:


	21h LK Stade / Landkreistag:


	a) Es werden Abwägungsmängel darin gesehen, dass nicht aufgeführt wird, welche oder zu�mindest wie viele Anlagen von der Festlegung betroffen sind (bspw. auch Biogasanlagen).


	b) Es wird davon ausgegangen, dass die Festlegungen für die Sicherung von Risikogebieten

nach § 78b WHG in II. 3 der Definition nach nicht auf das niedersächsische „Risikogebiet

Küste“ anwendbar sind, da dieses „überwiegend von den Gezeiten beeinflusst". Eine klarstel�lende Definition dieser Gebietskulisse ist in der Begründung darzulegen.


	 

	Zu a) Durch die Formulierung von Nr.

1 und 2 wird hinreichend deutlich,

welche Anlagen erfasst sind.


	Zu a) Durch die Formulierung von Nr.

1 und 2 wird hinreichend deutlich,

welche Anlagen erfasst sind.


	Zu b) Die Anwendungsgebiete ergeben

sich aus der wasserwirtschaftlichen

Gebietskulisse.
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	22 Verband der Chemischen Industrie:


	22 Verband der Chemischen Industrie:


	Durch diese Regelung bzw. den Verweis auf die BSI-KritisVO ist eine Vielzahl der chemisch�pharmazeutischen Anlagen erfasst, weil es dort überwiegend keine Mengenschwellen gibt (z.

B. ist bereits 1 Gramm Herstellung von Arzneimitteln oder Impfstoffen eine IE-Anlage). Zwar

soll das Verhältnismäßigkeitsprinzip gewahrt sein, weil von diesem Grundsatz des Anlagenzu�lassungsverbots abgewichen werden kann, wenn die Voraussetzungen des § 78b Abs. 1 S. 2

Nr. 2 WHG erfüllt sind. Da hier auf „hochwasserangepasste Bauweise“ und technische Regeln

verwiesen wird, dürfte hier die Begründungs- und Darlegungslast beim Vorhabenträger lie�gen, die von den Behörden eingehend zu prüfen ist. Dies führt zu einer weiteren Planungsun�

	An der Festlegung als Grundsatz der

Raumordnung wird auch noch noch�maliger Prüfung in Bezug auf die von

der BSI-Kritisverordnung festgehalten.


	An der Festlegung als Grundsatz der

Raumordnung wird auch noch noch�maliger Prüfung in Bezug auf die von

der BSI-Kritisverordnung festgehalten.


	Sie ist im Sinne eines überörtlichen

Schutzes kritischer Infrastrukturen vor

Hochwasser geboten und verhältnis�mäßig. Die Festlegung wirkt im Rah�men des § 78b WHG; sie bewirkt keine
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	sicherheit, auch weil die technischen Regeln einem ständigen Wandel unterliegen. Es ist un�klar, ob und wenn ja wie die bestehenden Maßnahmen der Anlagenbetreiber (z. B. die vorlie�genden organisatorischen Schutzkonzepte an den Standorten) nach geltendem Regelwerk

und darüber hinaus (vgl. z. B. Umsetzung der Regelungen nach Störfall-Verordnung und un�tergesetzlichem Regelwerk) angemessen berücksichtigt werden können.


	sicherheit, auch weil die technischen Regeln einem ständigen Wandel unterliegen. Es ist un�klar, ob und wenn ja wie die bestehenden Maßnahmen der Anlagenbetreiber (z. B. die vorlie�genden organisatorischen Schutzkonzepte an den Standorten) nach geltendem Regelwerk

und darüber hinaus (vgl. z. B. Umsetzung der Regelungen nach Störfall-Verordnung und un�tergesetzlichem Regelwerk) angemessen berücksichtigt werden können.


	 

	darüber hinausgehenden Beschrän�kungen.


	darüber hinausgehenden Beschrän�kungen.


	Die der Industrieemissionsrichtlinie

und der SEVESO-III-RL unterfallenden

Betriebe werden aus dem Anwen�dungsbereich der Festlegung heraus�genommen.
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	24c Bauministerium NRW:


	24c Bauministerium NRW:


	Der Formulierung der Festlegungen zielt auch auf die Zulassungsebene eines Genehmigungs�verfahrens. In Genehmigungsverfahren greifen Festlegungen in Raumordnungsplänen i. d. R.

nicht. Des Weiteren ist unklar, ob die Regelungen auch für bestehende Anlagen gelten sollen

(Bestandsschutz). Auch bleibt offen, wie mit Änderungen oder Erweiterungen bestehender

Anlagen umzugehen ist.


	 

	Festlegungen in Raumordnungsplänen

können gemäß § 4 ROG durchaus in

Zulassungsverfahren (etwa Planfest�stellungsverfahren) Bedeutung haben.


	Festlegungen in Raumordnungsplänen

können gemäß § 4 ROG durchaus in

Zulassungsverfahren (etwa Planfest�stellungsverfahren) Bedeutung haben.


	Der Bestandsschutz wird durch die

Festlegung nicht eingeschränkt.
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	24g Bezirksregierung Köln / NRW:


	24g Bezirksregierung Köln / NRW:


	Bedenken bestehen hinsichtlich dieser Festlegung. Sollte sie dennoch bestehen bleiben, so

wäre sinnvollerweise die Ausnahmeregelung des WHG auch als Text einzufügen: „Für Risiko�gebiete außerhalb von Überschwemmungsgebieten gilt Folgendes: 2. außerhalb der von

Nummer 1 erfassten Gebiete sollen bauliche Anlagen nur in einer dem jeweiligen Hochwas�serrisiko angepassten Bauweise nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik errich�tet oder wesentlich erweitert werden, soweit eine solche Bauweise nach Art und Funktion

der Anlage technisch möglich ist; bei den Anforderungen an die Bauweise sollen auch die

Lage des betroffenen Grundstücks und die Höhe des möglichen Schadens angemessen be�rücksichtigt werden.“


	 

	Die Bezugnahme auf § 78b WHG ist

ausreichend und hinreichend be�stimmt.


	Die Bezugnahme auf § 78b WHG ist

ausreichend und hinreichend be�stimmt.
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	26 Landesplanung Thüringen:


	26 Landesplanung Thüringen:


	Hinsichtlich der Nutzung von Kulturdenkmalen können sich aufgrund des Grundsatzes Kon�fliktlagen mit den Zielstellungen der Denkmalpflege ergeben, die ggf. nicht ausreichend be�rücksichtigt wurden: Der Ausschluss der weiteren Nutzung denkmalgeschützter Bauten im

Hochwasserschutzgebiet ist problematisch. Insbesondere eine Vielzahl von Anlagen der Le�bensmittelproduktion (Mühlen etc.) befindet sich aufgrund der historischen Entwicklung oft

in solchen Gebieten.


	 

	Die Regelung berührt nicht den Be�standsschutz von Altanlagen.


	Die Regelung berührt nicht den Be�standsschutz von Altanlagen.


	 
	Im Übrigen handelt es sich um einen

im Rahmen er Abwägung überwindba�ren Grundsatz der Raumordnung.
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	38 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg: 
	38 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg: 

	Der Forderung wird insoweit gefolgt,

als nunmehr auf § 78b Absatz 1 Satz 2

WHG verwiesen wird und die Be�schränkung auf Nummer 2 entfällt.
	Der Forderung wird insoweit gefolgt,

als nunmehr auf § 78b Absatz 1 Satz 2

WHG verwiesen wird und die Be�schränkung auf Nummer 2 entfällt.
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	Es wird davon ausgegangen, dass die genannten Infrastrukturen bereits von den Regelungen

des § 78b WHG erfasst sind. Darüber hinaus ist nicht nachvollziehbar, warum nur auf § 78b

Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 WHG verwiesen wird und nicht auch auf Nummer 1.


	Es wird davon ausgegangen, dass die genannten Infrastrukturen bereits von den Regelungen

des § 78b WHG erfasst sind. Darüber hinaus ist nicht nachvollziehbar, warum nur auf § 78b

Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 WHG verwiesen wird und nicht auch auf Nummer 1.


	Die Ergänzung unter Satz Nr. 4 zum Evakuierungsmanagement wird als sinnvoll angesehen.
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	29 BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft:


	29 BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft:


	Die derzeitige Inbezugnahme der §§ 78, 78a, 78b WHG zur Regelung der Ausnahmevoraus�setzungen für die Festlegungen in G II.3 und Z.II.2.3 birgt für den Ausbau des Übertragungs�netzes ein nicht beherrschbares Planungsrisiko, denn die Festlegungen des BRPH für den

Hochwasserschutz müssen bereits auf der Planungsebene der Bundesfachplanung beachtet

oder berücksichtigt werden. Die Ausnahmen des BRPH würden aber durch die Verfahrens�konzentration der Planfeststellung erst mit der Zulassungsentscheidung, dem Planfeststel�lungsbeschluss, erteilt. Die neue Formulierung bringt somit eine erhebliche Rechtsunsicher�heit für die Netzausbauprojekte mit sich.


	Der BDEW begrüßt zwar, dass die Ausnahmeregelung in G II.3 insofern abgeändert wurde,

dass Ausnahmen nicht mehr "nach § 78b Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 WHG zulässig" sind, son�dern nunmehr "die Voraussetzungen des § 78b Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 WHG" erfüllen

müssen. Damit ist klargestellt, dass die Voraussetzungen des § 78b Abs. 1 S. 2 Nr. 2 WHG un�abhängig der systematischen Einbindung der Norm im Gefüge des Abschnitts 6 WHG zum

Hochwasserschutz geprüft werden sollen. Dennoch ist die Inbezugnahme der Regelungen

des WHG für Ausnahmen zu den Festlegungen G II.3 und Z II.2.3 grundsätzlich abzulehnen.

Denn wie bei Z II.2.3 aufgezeigt, geht damit für dieses Ziel die Erforderlichkeit einer wasser�rechtlichen Genehmigung einher. Dieses Erfordernis würde durch die Verfahrenskonzentra�tion der Planfeststellung erst mit der Zulassungsentscheidung, dem Planfeststellungsbe�schluss, erteilt. Gleichzeitig sind die Festlegungen in Z II.2.3 aber bereits in der Bundesfach�planung zu beachten. Für den Netzausbau bestünde demnach keine Planungssicherheit, dass

am Ende des mehrjährigen Planfeststellungsverfahrens tatsächlich eine Genehmigung erteilt

wird, müssten aber gleichzeitig bei der Planung der Vorhaben von der Erteilung ausgehen,

wenn sie Flächen in Überschwemmungsgebieten in Anspruch nehmen wollen.


	Änderungsvorschlag:


	Anstatt nun für jedes Ziel oder jeden Grundsatz, das bzw. der kritische Infrastrukturen regelt,

einen eigenen Regelungsansatz zu finden, sollten die Festlegungen vereinheitlicht werden.

Nachdem Energieleitungen bei Überflutung kein spezifisches Risiko auslösen, bietet sich eine

Vereinheitlichung mit den Ausnahmevoraussetzungen des G.III.5 an (siehe sogleich).


	Danach sollten durch die Regelung solche Infrastrukturen privilegiert werden, deren Überflu�tung kein spezifisches Risiko auslöst.


	Hilfsweise:



	Der Stellungnahme wird insoweit ge�folgt, als die erste Stufe des Zulas�sungsverfahrens – die Bundesfachpla�nung – von Energieleitungsvorhaben,

die dem Zulassungsregime des Netz�ausbaubeschleunigungsgesetzes un�terliegen, aus dem Anwendungsbe�reich der Festlegung ausgenommen

wird.


	Der Stellungnahme wird insoweit ge�folgt, als die erste Stufe des Zulas�sungsverfahrens – die Bundesfachpla�nung – von Energieleitungsvorhaben,

die dem Zulassungsregime des Netz�ausbaubeschleunigungsgesetzes un�terliegen, aus dem Anwendungsbe�reich der Festlegung ausgenommen

wird.


	Des Weiteren werden die der Indust�rieemissionsrichtlinie und der SEVESO�III-RL unterfallenden Betriebe aus dem

Anwendungsbereich der Festlegung

herausgenommen.


	Im Übrigen wird darauf hingewiesen,

dass die Ausnahmemöglichkeiten des

§ 78b WHG greifen.
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	In der jetzigen Fassung enthält der G II.3 eine allgemeine Planungs- und Zulassungsbeein�trächtigung für Vorhaben in Risikogebieten außerhalb von Überschwemmungsgebieten nach

§ 78b WHG. Damit ist er wesentlich restriktiver als § 78b WHG selbst, denn diese Vorschrift

enthält überhaupt keine allgemeine Bauuntersagung, sondern stellt lediglich zu berücksichti�gende Vorgaben für die Errichtung von baulichen Anlagen in bestimmten Risikogebieten au-

ßerhalb von Überschwemmungsgebieten auf. Um wichtige Netzausbauprojekte in diesen Ge�bieten nicht über Gebühr zu erschweren, fordert der BDEW hilfsweise eine Anpassung dieser

Regelung im BRPH an § 78b WHG. Diese Anpassung könnte wie folgt lauten:


	In der jetzigen Fassung enthält der G II.3 eine allgemeine Planungs- und Zulassungsbeein�trächtigung für Vorhaben in Risikogebieten außerhalb von Überschwemmungsgebieten nach

§ 78b WHG. Damit ist er wesentlich restriktiver als § 78b WHG selbst, denn diese Vorschrift

enthält überhaupt keine allgemeine Bauuntersagung, sondern stellt lediglich zu berücksichti�gende Vorgaben für die Errichtung von baulichen Anlagen in bestimmten Risikogebieten au-

ßerhalb von Überschwemmungsgebieten auf. Um wichtige Netzausbauprojekte in diesen Ge�bieten nicht über Gebühr zu erschweren, fordert der BDEW hilfsweise eine Anpassung dieser

Regelung im BRPH an § 78b WHG. Diese Anpassung könnte wie folgt lauten:


	„In Risikogebieten außerhalb von Überschwemmungsgebieten nach § 78b WHG sollen fol�gende raumbedeutsame Infrastrukturen und Anlagen nur nach Maßgabe von § 78b Absatz 1

Satz 2 Nummer 2 WHG errichtet werden: (…)“
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	32e Stadt Düsseldorf / Deutscher Städtetag:


	32e Stadt Düsseldorf / Deutscher Städtetag:


	Auch die Grundsätze in II. 3 „Ergänzende Festlegung für Risikogebiete außerhalb von Über�schwemmungsgebieten nach §78b WHG“ sind gegenüber dem vorherigen Entwurf deutlich

reduziert worden. Durch die ersatzlose Streichung des vorherigen Punktes II.3.1 und Umfor�mulierung des vorherigen Punktes II.3.2 zu II.3 neu werden jetzt nur noch Grundsätze für be�stimmte Infrastrukturen, Anlagen und Betriebsbereiche genannt und nicht mehr für raumbe�deutende hochwasserempfindliche Nutzungen generell. Dies wird kritisch gesehen.


	 

	Die Umformulierung der Plansätze ist

ein Ergebnis der Abwägungen im Rah�men des Beteiligungsverfahrens nach

§§ 18, 9 Abs. 2 ROG und der Ressort�abstimmung nach §§ 50, 62 GGO.


	Die Umformulierung der Plansätze ist

ein Ergebnis der Abwägungen im Rah�men des Beteiligungsverfahrens nach

§§ 18, 9 Abs. 2 ROG und der Ressort�abstimmung nach §§ 50, 62 GGO.
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	13 Verband Deutscher Verkehrsunternehmen:


	13 Verband Deutscher Verkehrsunternehmen:


	Forderung nach Herausnahme der Eisenbahninfrastrukturanlagen


	 

	Pauschale Ausnahmetatbestände oder

Sonderregelungen für Eisenbahninfra�strukturen werden nicht als erforder�lich angesehen.


	Pauschale Ausnahmetatbestände oder

Sonderregelungen für Eisenbahninfra�strukturen werden nicht als erforder�lich angesehen.
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	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	Zur Begründung:


	a) zu Ziffer 1: Infrastrukturen des Kernnetzes der europäischen Verkehrsinfrastruktur, Ver�ordnung (EU)1315/2013


	Absatz 2: Es sollten der Gegenstand und Geltungsbereich der Verordnung deutlicher heraus�gearbeitet werden. Insbesondere sollte dargestellt werden, welche konkreten Verkehrsinfra�strukturen des Kernnetzes entsprechend der Verordnung dem Anwendungsbereich der Ziffer

1 unterfallen (z. B. Schienen-, Straßen-, Luftverkehr, multimodaler Verkehr) und in welchen

Kapiteln/Anhängen der Verordnung hierzu Regelungen bestehen. Die bloße Bezugnahme auf

Infrastrukturen des Kernnetzes der europäischen Infrastruktur gemäß Verordnung (EU)

1315/2013 ist insbesondere für Regionalplaner wenig anwender- bzw. nutzerfreundlich, weil

schwer verständlich und damit auch schwer umsetzbar.



	Es wird darauf hingewiesen, dass die

Festlegung und die Begründung be�reits im Anschluss an die Beteiligung

nach § 9 Abs. 2 ROG ergänzt worden

sind; im Zusammenspiel mit den Erläu�terungen im Glossar erscheint dies als

sachgerecht und ausreichend. Es

bleibt den Ländern unbenommen, die

gewünschten Präzisierungen und Kon�kretisierungen ggf. auf ihrer Planungs�ebene vorzunehmen. Auf der Ebene

der Bundesraumordnung werden sie
	Es wird darauf hingewiesen, dass die

Festlegung und die Begründung be�reits im Anschluss an die Beteiligung

nach § 9 Abs. 2 ROG ergänzt worden

sind; im Zusammenspiel mit den Erläu�terungen im Glossar erscheint dies als

sachgerecht und ausreichend. Es

bleibt den Ländern unbenommen, die

gewünschten Präzisierungen und Kon�kretisierungen ggf. auf ihrer Planungs�ebene vorzunehmen. Auf der Ebene

der Bundesraumordnung werden sie
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	b) Projects of Common Interest (PCI) der europäischen Infrastruktur, Verordnung

(EU)2020/389 Absatz 3 Satz 3 sollte wie folgt inhaltlich ergänzt werden: "… Energieinfrastruk�turgebiete (Realisierung intelligenter Netze, Stromautobahnen und grenzüberschreitendes

Kohlendioxid) erforderlich sind.“


	b) Projects of Common Interest (PCI) der europäischen Infrastruktur, Verordnung

(EU)2020/389 Absatz 3 Satz 3 sollte wie folgt inhaltlich ergänzt werden: "… Energieinfrastruk�turgebiete (Realisierung intelligenter Netze, Stromautobahnen und grenzüberschreitendes

Kohlendioxid) erforderlich sind.“


	c) Zu Ziffer 2: Anlagen und Betriebsbereiche, die unter die Richtlinie 2010/75/EU (Industrie�richtlinie) fallen:


	Infolgedessen sollte in der Begründung zum Plansatz der Gegenstand und Geltungsbereich

der Richtlinie deutlicher herausgearbeitet werden. Insbesondere sollte dargestellt werden,

welche konkreten Anlagen, Tätigkeiten entsprechend der Richtlinie dem Anwendungsbereich

der Ziffer 2 unterfallen und in welchen Kapiteln/Anhängen der Richtlinie hierzu Regelungen

bestehen. Gegenstand der Richtlinie ist gemäß Artikel 1 die integrierte Vermeidung und Ver�minderung der Umweltverschmutzung infolge industrieller Tätigkeit. Entsprechend Artikel 2

Absatz 1 der Richtlinie gilt diese für die in den Kapiteln II bis IV genannten industriellen Tätig�keiten, die eine Umweltverschmutzung verursachen. Kapitel II gilt für die in Anhang I der

Richtlinie aufgelisteten Tätigkeiten im Sinne des Artikels 10 in den Bereichen der Energiewirt�schaft, der Herstellung und Verarbeitung von Metallen, der mineralverarbeitenden und der

chemischen Industrie, der Abfallbehandlung und sonstigen Tätigkeiten. Kapitel III gilt für Feu�erungsanlagen im Sinne des Artikels 28 der Richtlinie, deren Feuerungswärmeleistung 50

MW oder mehr beträgt, unabhängig davon, welche Art von Brennstoff verwendet wird. Kapi�tel IV gilt für Abfallverbrennungsanlagen und Abfallmitverbrennungsanlagen im Sinne des Ar�tikels 42 der Richtlinie, die feste oder flüssige Abfälle verbrennen oder mitverbrennen. Die

bloße Bezugnahme auf Anlagen und Betriebsbereiche nach Richtlinie 2010/75/EU ist insbe�sondere für die Regionalplaner wenig anwender- bzw. nutzerfreundlich, weil schwer ver�ständlich und damit auch schwer umsetzbar.


	d) Anlagen und Betriebsbereiche, die unter die Richtlinie 2012/18/EU (SEVESO-Ill-Richtlinie)

fallen:


	Im erwähnten Dokument sollte in der Begründung zum Plansatz der Gegenstand und Gel�tungsbereich der Richtlinie deutlicher herausgearbeitet werden. Insbesondere sollte darge�stellt werden, welche konkreten Anlagen oder Betriebsbereiche entsprechend der Richtlinie

dem Anwendungsbereich der Ziffer 2 unterfallen und in welchen Artikeln/ Anhängen der

Richtlinie hierzu Regelungenbestehen. Gemäß Artikel 1 legt die Richtlinie Bestimmungen für

die Verhütung schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen und für die Begrenzung der Unfall�folgen für die menschliche Gesundheit und die Umwelt fest, um auf abgestimmte und wirk�same Weise in der ganzen Union ein hohes Schutzniveau zu gewährleisten. Artikel 2 legt den

Anwendungsbereich der Richtlinie fest. Diese gilt für Betriebe im Sinne des Artikels 3 Nr. 1

der Richtlinie. In den Anwendungsbereich fallen z. B. an Land gelegene unterirdische Gas�speicheranlagen in natürlichen Erdformationen, Grundwasserleiter, Salzkavernen und stillge�legten Minen und chemische und thermische Aufbereitungsmaßnahmen und die mit diesen



	als nicht erforderlich bzw. nicht

zweckmäßig bewertet.
	als nicht erforderlich bzw. nicht

zweckmäßig bewertet.
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	Maßnahmen in Verbindung stehende Lagerung, die gefährliche Stoffe umfassen, sowie in Be�trieb befindliche Bergebeseitigungseinrichtungen, einschließlich den Bergeteichen oder Ab�setzbecken, die gefährliche Stoffe enthalten etc. Die bloße Bezugnahme auf Anlagen und Be�triebsbereiche nach Richtlinie 2012/18/EU ist insbesondere für die Regionalplaner wenig an�wender- bzw. nutzerfreundlich, weil schwer verständlich und damit auch schwer umsetzbar.


	Maßnahmen in Verbindung stehende Lagerung, die gefährliche Stoffe umfassen, sowie in Be�trieb befindliche Bergebeseitigungseinrichtungen, einschließlich den Bergeteichen oder Ab�setzbecken, die gefährliche Stoffe enthalten etc. Die bloße Bezugnahme auf Anlagen und Be�triebsbereiche nach Richtlinie 2012/18/EU ist insbesondere für die Regionalplaner wenig an�wender- bzw. nutzerfreundlich, weil schwer verständlich und damit auch schwer umsetzbar.
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	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	a) Es ist kein raumordnungsrechtlicher Kern erkennbar und um raumordnungsrechtliche Bin�dungswirkungen auslösen zu können, muss eine Änderung der Regelung erfolgen.


	b) Es werden sowohl die Bezugsräume als auch die vom Bauverbot befreiten Ausnahmen

durch die Regelungen des WHG definiert. Die Regel-Ausnahme-Struktur des Plansatzes wird

dadurch primär durch geltende Regelungen des Fachrechts bestimmt. In diesem Sinne han�delt es sich nicht mehr um eine eigenständige Festlegung der Raumordnung. Der Plansatz

wird dadurch raumordnungsrechtlich unwirksam.


	c) Um ein raumordnungsrechtlich bindendes Planungs- und Bauverbot festlegen zu können,

bedarf es eines konkreten Bezuges auf durch einen Raumordnungsplan festgelegte Raum�ordnungsgebiete.


	d) In den Raumordnungsplänen der Länder werden Risikogebiete außerhalb von Über�schwemmungsgebieten nach § 78b WHG maximal im Rahmen der Festlegung von Vorbe�haltsgebieten integriert. In Vorbehaltsgebieten ist die Durchsetzung genereller Planungs�und Bauverbote unverhältnismäßig und daher raumordnungsrechtlich nicht möglich. In Vor�behaltsgebieten kann nur an Planungsträger appelliert werden, auf die Planung und den Bau

von den genannten Infrastrukturen und Anlagen zu verzichten. Maximal kann gefordert wer�den, wenn diese Infrastrukturen und Anlagen trotzdem geplant und gebaut werden sollen,

eine ausreichend hochwasserangepasste Bauweise vorzusehen.


	e) Änderungsvorschlag:


	Risikogebiete außerhalb von Überschwemmungsgebieten nach § 78b WHG sollen in Raum�ordnungsplänen der Länder in Vorbehaltsgebiete für den Binnenhochwasserschutz integriert

werden. In diesen Gebieten sollen möglichst keine


	 Kritischen Infrastrukturen mit länder- oder staatsgrenzenüberschreitender Bedeu�tung,


	 Kritischen Infrastrukturen mit länder- oder staatsgrenzenüberschreitender Bedeu�tung,


	 Kritischen Infrastrukturen mit länder- oder staatsgrenzenüberschreitender Bedeu�tung,



	 Anlagen oder Betriebsbereiche, die unter die Industrieemissionsrichtlinie oder die

SEVESO-III-Richtlinie fallen und


	 Anlagen oder Betriebsbereiche, die unter die Industrieemissionsrichtlinie oder die

SEVESO-III-Richtlinie fallen und



	 baulichen Anlagen, die ein komplexes Evakuierungsmanagement erfordern,


	 baulichen Anlagen, die ein komplexes Evakuierungsmanagement erfordern,




	geplant und gebaut werden, es sei denn, sie werden in ausreichend hochwasserangepasster

Bauweise errichtet oder sie erfüllen die Voraussetzungen des § 78b Absatz 1 Satz 2 Nummer

2 WHG.


	 

	An der Festlegung wird festgehalten;

sie ist im Sinne eines überörtlichen

Schutzes kritischer Infrastrukturen vor

Hochwasser sachgerecht.


	An der Festlegung wird festgehalten;

sie ist im Sinne eines überörtlichen

Schutzes kritischer Infrastrukturen vor

Hochwasser sachgerecht.


	 
	Die Festlegung wirkt entsprechend ih�rem Wortlaut nur im Rahmen von §

78b WHG. Sie bewirkt also keine unzu�lässigen zusätzlichen Beschränkungen.
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	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	24a NRW Wirtschaftsministerium:


	Gegen die Festlegung bestehen Bedenken, weil die Berücksichtigung entsprechender Risiken

in den Risikogebieten im WHG ausreichend und abschließend geregelt ist und es allein den

Ländern zusteht, weitergehende Rechtsvorschriften für Risikogebiete nach § 78 b WHG zu

erlassen. Es wird angeregt, die Ausnahmeregelung des WHG unmittelbar in die Festlegung

des Grundsatzes aufzunehmen.


	 

	An der Festlegung wird festgehalten;

sie ist im Sinne eines überörtlichen

Schutzes kritischer Infrastrukturen vor

Hochwasser sachgerecht.


	An der Festlegung wird festgehalten;

sie ist im Sinne eines überörtlichen

Schutzes kritischer Infrastrukturen vor

Hochwasser sachgerecht.
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	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	Die festgelegten Ziele und Grundsätze haben erhebliche Auswirkungen auf die Straßenbau�verwaltung und die Planfeststellungsbehörde. Es sollte daher eine Übergangsregelung für

laufende Planungen zu Straßenbauprojekten und anderen Infrastrukturvorhaben und -ein�richtungen aufgenommen werden.


	 

	Eine Überleitungsvorschrift wird nicht

für erforderlich erachtet.


	Eine Überleitungsvorschrift wird nicht

für erforderlich erachtet.




	TR
	Span
	28 
	28 

	III. Schutz vor Meeresüberflu�tungen


	III. Schutz vor Meeresüberflu�tungen
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	28 
	28 

	III.1 (Z) Der Raum, der für

eine aus wasserwirtschaftli�cher Sicht später notwendig

werdende, rechtlich mögliche

Verstärkung von technischen

Anlagen zum Schutz vor Mee�resüberflutungen erforderlich

sein wird, ist binnenseitig von

entgegenstehenden Nutzun�gen und Funktionen freizuhal�ten. Zweite Deichlinien, die

Teil des geltenden wasser�wirtschaftlichen Küsten�schutzkonzeptes sind, sind zu

erhalten und, soweit dies ge�mäß § 7 Absatz 4 ROG mög�lich ist, räumlich zu sichern.


	III.1 (Z) Der Raum, der für

eine aus wasserwirtschaftli�cher Sicht später notwendig

werdende, rechtlich mögliche

Verstärkung von technischen

Anlagen zum Schutz vor Mee�resüberflutungen erforderlich

sein wird, ist binnenseitig von

entgegenstehenden Nutzun�gen und Funktionen freizuhal�ten. Zweite Deichlinien, die

Teil des geltenden wasser�wirtschaftlichen Küsten�schutzkonzeptes sind, sind zu

erhalten und, soweit dies ge�mäß § 7 Absatz 4 ROG mög�lich ist, räumlich zu sichern.



	11 Freie und Hansestadt Hamburg:


	11 Freie und Hansestadt Hamburg:


	Der Plansatz ist als Grundsatz der Raumordnung ausreichend. Als Ziel der Raumordnung wird

die Gefahr einer Verhinderungsplanung gesehen, die durch Hamburg abgelehnt wird.


	Die zweite Deichlinie ist räumlich zu sichern, wenn diese nicht durch das Fachrecht gesichert

ist.


	 

	Hinsichtlich Satz 1 wird an einer Fest�legung als Ziel der Raumordnung fest�gehalten; sie wird als erforderlich und

in Anbetracht des begrenzten Raums,

der geregelt wird, auch als verhältnis�mäßig angesehen. Satz 2 wird in einen

Grundsatz der Raumordnung umge�wandelt.


	Hinsichtlich Satz 1 wird an einer Fest�legung als Ziel der Raumordnung fest�gehalten; sie wird als erforderlich und

in Anbetracht des begrenzten Raums,

der geregelt wird, auch als verhältnis�mäßig angesehen. Satz 2 wird in einen

Grundsatz der Raumordnung umge�wandelt.
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	25 Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:


	25 Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:


	Die Festlegung sollte von einem Ziel zu einem Grundsatz umdefiniert werden. Zudem sollte

der letzte Halbsatz „und, soweit dies gemäß § 7 Absatz 4 ROG möglich ist, räumlich zu si�chern“ gestrichen werden und folgende Formulierung ergänzt werden: „Soweit erforderliche

Abstandsbereiche und zweite Deichlinien nicht durch das Fachrecht gesichert sind, sollen

diese, soweit dieses gemäß § 7 Absatz 4 ROG möglich ist, räumlich gesichert werden.“


	 

	Hinsichtlich Satz 1 wird an einer Fest�legung als Ziel der Raumordnung fest�gehalten; sie wird als erforderlich und

in Anbetracht des begrenzten Raums,

der geregelt wird, auch als verhältnis�mäßig angesehen. Satz 2 wird in einen

Grundsatz der Raumordnung umge�wandelt.


	Hinsichtlich Satz 1 wird an einer Fest�legung als Ziel der Raumordnung fest�gehalten; sie wird als erforderlich und

in Anbetracht des begrenzten Raums,

der geregelt wird, auch als verhältnis�mäßig angesehen. Satz 2 wird in einen

Grundsatz der Raumordnung umge�wandelt.
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	15 Freie Hansestadt Bremen:


	15 Freie Hansestadt Bremen:


	Die Festlegung ist zu unbestimmt und soll als Grundsatz ergehen.


	 

	Hinsichtlich Satz 1 wird an einer Fest�legung als Ziel der Raumordnung fest�gehalten. Satz 2 wird in einen Grund�satz der Raumordnung umgewandelt.
	Hinsichtlich Satz 1 wird an einer Fest�legung als Ziel der Raumordnung fest�gehalten. Satz 2 wird in einen Grund�satz der Raumordnung umgewandelt.
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	Der erforderliche Raum lässt sich nach

wasserwirtschaftlichen Kriterien ge�nau bestimmen. Die Festlegung ist

dementsprechend hinreichend räum�lich und sachlich bestimmbar.


	Der erforderliche Raum lässt sich nach

wasserwirtschaftlichen Kriterien ge�nau bestimmen. Die Festlegung ist

dementsprechend hinreichend räum�lich und sachlich bestimmbar.


	 


	TR
	TD
	TD
	Span
	10 Deutscher Anwaltverein:


	10 Deutscher Anwaltverein:


	Als Ziel der Raumordnung, das auch private Vorhabenträger bindet, bestehen auch möglich�erweise Bestimmtheitsdefizite, weil die freizuhaltenden Flächen vor Ort von Vorhabenträ-

gern und Grundstückseigentümern mangels zeichnerischer Darstellung nicht klar zu definie�ren sind.


	 

	Der erforderliche Raum lässt sich nach

wasserwirtschaftlichen Kriterien ge�nau bestimmen. Die Festlegung ist

dementsprechend hinreichend räum�lich und sachlich bestimmbar. Zudem

sind Raumordnungspläne aufgrund ih�rer Maßstäblichkeit im Allgemeinen

nicht geeignet, parzellenscharfe Infor�mationen zu geben.


	Der erforderliche Raum lässt sich nach

wasserwirtschaftlichen Kriterien ge�nau bestimmen. Die Festlegung ist

dementsprechend hinreichend räum�lich und sachlich bestimmbar. Zudem

sind Raumordnungspläne aufgrund ih�rer Maßstäblichkeit im Allgemeinen

nicht geeignet, parzellenscharfe Infor�mationen zu geben.
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	21h LK Stade / Landkreistag:


	21h LK Stade / Landkreistag:


	Es wird davon ausgegangen, dass das Ziel in III.1. Satz 1 in Niedersachsen durch die Bauver�botszone nach § 16 Abs. 1 Nieders. Deichgesetz (NDG) (50 m landseitig vom Deich) gesetzlich

umgesetzt ist, da kein Maß für den aus wasserwirtschaftlicher Sicht notwendigen Raum ge�nannt ist. Eine klarstellende Definition dieser Gebietskulisse ist in der Begründung darzule�gen.


	 

	Die Gebietskulisse lässt sich nach was�serwirtschaftlichen Kriterien vor Ort

genau bestimmen und ist im Einzelfall

zu beurteilen. Eine klarstellende Defi�nition ist auf Ebene der Bundesraum�ordnung nicht für jedes Land leistbar.


	Die Gebietskulisse lässt sich nach was�serwirtschaftlichen Kriterien vor Ort

genau bestimmen und ist im Einzelfall

zu beurteilen. Eine klarstellende Defi�nition ist auf Ebene der Bundesraum�ordnung nicht für jedes Land leistbar.
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	22 Verband der Chemischen Industrie:


	22 Verband der Chemischen Industrie:


	Diese Regelungen lassen die nötige Rechts- und Planungssicherheit für Projekte an der Küste

vermissen, denn zum jetzigen Zeitpunkt ist nicht klar, wie „später notwendig werdend“ in

der Praxis ausgelegt werden wird, es sei denn, man hält die Küste insgesamt von industrieller

Nutzung frei.


	 

	Der erforderliche Raum kann von der

für den wasserwirtschaftlichen Küs�tenschutz vor Ort zuständigen Be�hörde erfragt werden.


	Der erforderliche Raum kann von der

für den wasserwirtschaftlichen Küs�tenschutz vor Ort zuständigen Be�hörde erfragt werden.
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	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	a) Der Plansatz ist nicht letztabgewogen und sollte als Grundsatz der Raumordnung umge�wandelt werden.


	b) Zweite Deichlinien und deren Erhalt stellen einen eigenständigen küstenschutzfachlichen

Sachverhalt dar und sollten möglichst in einem eigenen Plansatz geregelt werden. Es wird

deshalb eine Aufteilung des Regelungsinhalts auf zwei Grundsätze empfohlen.


	c) Vorschlag zur Änderung: „Der Raum, der aus wasserwirtschaftlicher Sicht für die Verstär�kung von technischen Anlagen zum Schutz vor Meeresüberflutungen erforderlich ist bzw. zu�künftig erforderlich sein wird, soll binnenseitig von entgegenstehenden Nutzungen und



	Hinsichtlich Satz 1 wird an einer Fest�legung als Ziel der Raumordnung fest�gehalten. Satz 2 wird in einen Grund�satz der Raumordnung umgewandelt.


	Hinsichtlich Satz 1 wird an einer Fest�legung als Ziel der Raumordnung fest�gehalten. Satz 2 wird in einen Grund�satz der Raumordnung umgewandelt.


	Der erforderliche Raum lässt sich nach

wasserwirtschaftlichen Kriterien ge�nau bestimmen. Die Festlegung ist

dementsprechend hinreichend räum�lich und sachlich bestimmbar.
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	Funktionen freigehalten werden. Zweite Deichlinien, die Teil des geltenden wasserwirtschaft�lichen Konzeptes zum Schutz vor Meeresüberflutungen sind, sollen erhalten werden. Soweit

der erforderliche Raum und die zweiten Deichlinien nicht durch das Fachrecht gesichert sind,

sollen diese gemäß § 7 Absatz 4 ROG räumlich gesichert werden.“


	Funktionen freigehalten werden. Zweite Deichlinien, die Teil des geltenden wasserwirtschaft�lichen Konzeptes zum Schutz vor Meeresüberflutungen sind, sollen erhalten werden. Soweit

der erforderliche Raum und die zweiten Deichlinien nicht durch das Fachrecht gesichert sind,

sollen diese gemäß § 7 Absatz 4 ROG räumlich gesichert werden.“
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	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	Satz 2 sollte ein eigenständiger Plansatz werden mit folgender veränderter Formulierung:

„Zweite Deichlinien, die Teil des geltenden wasserwirtschaftlichen Konzepts zum Schutz vor

Meeresüberflutungen sind, sollen erhalten und, soweit dies gemäß § 7 Abs. 4 ROG möglich

ist, räumlich gesichert werden.“


	 

	Die vorgeschlagene Formulierung von

Satz 2 wird in die Festlegung III.3 neu

(hier Satz 2) aufgenommen.


	Die vorgeschlagene Formulierung von

Satz 2 wird in die Festlegung III.3 neu

(hier Satz 2) aufgenommen.
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	21h LK Stade / Landkreistag:


	21h LK Stade / Landkreistag:


	Im Ziel wird erstmalig der Begriff des „geltenden wasserwirtschaftlichen Überflutungskon�zeptes“ eingeführt und im Glossar nicht erläutert. Fraglich ist, ob dieses Konzept in Nieder�sachsen durch den „Generalplan Küstenschutz“ repräsentiert wird.


	 

	Der Begriff wird geändert in „Konzept

zum Schutz vor Meeresüberflutun�gen“. Satz 2 wird in die Festlegung III.3

neu (hier Satz 2) aufgenommen.


	Der Begriff wird geändert in „Konzept

zum Schutz vor Meeresüberflutun�gen“. Satz 2 wird in die Festlegung III.3

neu (hier Satz 2) aufgenommen.
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	III.2 (Z) Raumbedeutsame Pla�nungen und Maßnahmen, die

den Schutz vor Meeresüber�flutungen nicht nur unerheb�lich beeinträchtigen, sind un�zulässig. Seewärts der Schutz�anlagen gelegenes Vorland ist

von entgegenstehenden Nut�zungen freizuhalten, soweit es

Teil des geltenden wasser�wirtschaftlichen Überflutungs�schutzkonzeptes ist.


	III.2 (Z) Raumbedeutsame Pla�nungen und Maßnahmen, die

den Schutz vor Meeresüber�flutungen nicht nur unerheb�lich beeinträchtigen, sind un�zulässig. Seewärts der Schutz�anlagen gelegenes Vorland ist

von entgegenstehenden Nut�zungen freizuhalten, soweit es

Teil des geltenden wasser�wirtschaftlichen Überflutungs�schutzkonzeptes ist.



	29 BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft:


	29 BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft:


	Im Plansatz zum Schutz vor Meeresüberflutungen bedarf es einer Klarstellung, dass die Ver�legung von Seekabeln keine den Schutz vor Meeresüberflutungen beeinträchtigende Nut�zung des Raums darstellt, welcher seewärts der Schutzanlagen gelegen ist. Um dies zu ver�deutlichen, schlagen wir vor, dass der Katalog der Ausnahmen in der Begründung in Anleh�nung an Z II.1.2, Z III.1 um Netzausbauvorhaben im Falle einer Seeerdverkabelung ergänzt

wird.


	Zu Begründung:


	Die Verträglichkeit der Realisierung von Netzausbauvorhaben und des Schutzes von Meeres-

überflutungen hat sich abermals nicht im Verordnungstext und in der Begründung zu Z III.2

niedergeschlagen. Der BDEW betont, dass die Verlegung von Seekabeln keine dem Schutz

vor Meeresüberflutungen beeinträchtigende Nutzung des Raums darstellt, welcher seewärts

der Schutzanlagen gelegen ist.


	Änderungsvorschlag: Um dies zu verdeutlichen, schlagen wir vor, dass der Katalog der Aus�nahmen in der Begründung in Anlehnung an Z II.1.2, Z III.1 wie folgt ergänzt wird:


	"Dem Verhältnismäßigkeitsprinzip wird ferner dadurch Rechnung getragen, als neben beste�henden Nutzungen auch zukünftige Nutzungen, die ein geltendes wasserwirtschaftliches

Überflutungsschutzkonzept weder faktisch noch rechtlich beeinträchtigen, zulässig bleiben.

Dies werden zum Beispiel Netzausbauvorhaben im Falle einer Seeerdverkabelung sein, die in

einer solchen Tiefe erfolgen, dass die Integrität der Schutzanlage gegen Meeresüberflutun�gen unberührt bleibt, oder andere Netz-ausbauvorhaben, die so errichtet wird, dass der

Schutz vor Meeresüberflutungen nicht erheblich beeinträchtigt wird."



	Die Begründung wird entsprechend

durch die beispielhafte Nennung der

Seeerdverkabelung geändert.
	Die Begründung wird entsprechend

durch die beispielhafte Nennung der

Seeerdverkabelung geändert.
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	Die explizite Nennung wird wie im Fall der Ziele Z II.1.2, Z III.1 auch zur Vereinheitlichung der

behördlichen Praxis bei der Abwägungsentscheidung und damit zur Rechtssicherheit und Be�schleunigung der Genehmigung von Netzausbauvorhaben beitragen.


	Die explizite Nennung wird wie im Fall der Ziele Z II.1.2, Z III.1 auch zur Vereinheitlichung der

behördlichen Praxis bei der Abwägungsentscheidung und damit zur Rechtssicherheit und Be�schleunigung der Genehmigung von Netzausbauvorhaben beitragen.
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	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	a) Trennung der Sätze 1 und 2 in zwei unterschiedliche Plansätze, wobei Satz 1 als Grundsatz

der Raumordnung umformuliert werden sollte.


	b) Änderung von Satz 2: „…geltenden wasserwirtschaftlichen Konzeptes zum Schutz von

Meeresüberflutungen ist.“


	 

	Die Forderungen werden übernom�men.


	Die Forderungen werden übernom�men.
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	15 Freie Hansestadt Bremen:


	15 Freie Hansestadt Bremen:


	Satz 1 hat inhaltlich nichts mit Satz 2 zu tun, deshalb ist eine Unterteilung in zwei Grundsätze

besser.


	 

	Der Stellungnahme wird insoweit ent�sprochen, als Satz 1 in der neuen Fest�legung III.3 als Grundsatz aufgenom�men wird.


	Der Stellungnahme wird insoweit ent�sprochen, als Satz 1 in der neuen Fest�legung III.3 als Grundsatz aufgenom�men wird.
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	III.3 (G) Neues Vorland für

den Schutz vor Meeresüber�flutungen soll dort geplant

und räumlich gesichert wer�den, wo dies aus wasserwirt�schaftlicher Sicht sinnvoll und

naturverträglich möglich ist.

Soweit hochwasserbedingte

Rückstaueffekte zur Beein�trächtigung der Binnenent�wässerung führen können und

es aus wasserwirtschaftlicher

Sicht geboten ist, sollen Spei�cherflächen für den Rückstau

angelegt sowie räumlich gesi�chert werden.


	III.3 (G) Neues Vorland für

den Schutz vor Meeresüber�flutungen soll dort geplant

und räumlich gesichert wer�den, wo dies aus wasserwirt�schaftlicher Sicht sinnvoll und

naturverträglich möglich ist.

Soweit hochwasserbedingte

Rückstaueffekte zur Beein�trächtigung der Binnenent�wässerung führen können und

es aus wasserwirtschaftlicher

Sicht geboten ist, sollen Spei�cherflächen für den Rückstau

angelegt sowie räumlich gesi�chert werden.



	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	Ergänzung um:


	a) Satz 1: „soll dort geplant, entwickelt und räumlich gesichert werden“


	b) Satz 2: „sollen Speicherflächen im Binnenland für den Rückstau“, dient der Klarstellung,

dass Speicherflächen nur hinter dem Deich, d.h. nicht im Deichvorland, angelegt werden sol�len.


	 

	Zu a) Der Forderung wird nicht nach�gekommen; ein Mehrwert ist nicht er�kenntlich.


	Zu a) Der Forderung wird nicht nach�gekommen; ein Mehrwert ist nicht er�kenntlich.


	Zu b) der Forderung wird nachgekom�men.
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	25 Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:


	25 Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:


	a) Ergänzung in Satz 2: „...sollen Speicherflächen im Binnenland für den Rückstau...“


	b) Aufgrund der jeweils hohen Bedeutung wird empfohlen, aus der Festlegung zwei Grunds-

ätze zu formulieren.


	 

	Zu a) Der Stellungnahme wird gefolgt.


	Zu a) Der Stellungnahme wird gefolgt.


	Zu b) Eine Aufteilung in zwei selbstän�dige Festlegungen wird nicht für erfor�derlich gehalten; allein dadurch würde

die Bedeutung der Festlegung nicht

erhöht.
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	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	Satz 2 sollte ein eigenständiger Plansatz werden und folgende Ergänzung erhalten: „Soweit

hochwasserbedingte Rückstaueffekte zur Beeinträchtigung der Binnenentwässerung führen

können und es aus wasserwirtschaftlicher Sicht geboten ist, sollen Speicherflächen im Bin�nenland für den Rückstau angelegt sowie räumlich gesichert werden.“


	Zur Begründung:


	Änderung in Absatz 2:


	„… Binnenentwässerung, die insbesondere aufgrund von Küstenhochwasser im Rückstaube�reich von Binnengewässern entstehen kann, sollen…“


	 

	Die Forderung wird hinsichtlich des

vorgeschlagenen Wortlauts (ein�schließlich Begründung) übernommen.


	Die Forderung wird hinsichtlich des

vorgeschlagenen Wortlauts (ein�schließlich Begründung) übernommen.


	Eine Aufteilung in zwei selbständige

Festlegungen wird hingegen nicht für

erforderlich gehalten; allein dadurch

würde die Bedeutung der Festlegung

nicht erhöht.
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	III.4 (Z) Siedlungen dürfen nur

in ausreichend geschützten

Küstengebieten weiterentwi�ckelt werden. Satz 1 findet

keine Anwendung, wenn die

Weiterentwicklung von Sied�lungen den Schutz vor Meere�süberflutungen nicht beein�trächtigt, und wenn überwie�gende Gründe des öffentli�chen Interesses die Weiter�entwicklung notwendig ma�chen; in diesem Fall ist für die

baulichen Anlagen eine Bau�weise zu wählen, die der für

den jeweiligen Standort im

Überflutungsfall prognosti�zierten Wassertiefe und hyd�rodynamischen Belastung an�gepasst ist.


	III.4 (Z) Siedlungen dürfen nur

in ausreichend geschützten

Küstengebieten weiterentwi�ckelt werden. Satz 1 findet

keine Anwendung, wenn die

Weiterentwicklung von Sied�lungen den Schutz vor Meere�süberflutungen nicht beein�trächtigt, und wenn überwie�gende Gründe des öffentli�chen Interesses die Weiter�entwicklung notwendig ma�chen; in diesem Fall ist für die

baulichen Anlagen eine Bau�weise zu wählen, die der für

den jeweiligen Standort im

Überflutungsfall prognosti�zierten Wassertiefe und hyd�rodynamischen Belastung an�gepasst ist.



	11 Freie und Hansestadt Hamburg:


	11 Freie und Hansestadt Hamburg:


	Die Festlegung soll wie folgt ergänzt werden:


	[…] die der für den jeweiligen Standort im Überflutungsfall prognostizierten Wassertiefe und

hydrodynamischen Belastung angepasst ist oder eigene Schutzeinrichtungen vor Meeres-

überflutungen geplant und umgesetzt werden.


	 

	Die Forderung wird nicht übernom�men.


	Die Forderung wird nicht übernom�men.


	Allerdings wird die Festlegung in einen

Grundsatz der Raumordnung umge�wandelt.
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	25 Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:


	25 Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:


	a) Änderung in Satz 2: „...Weiterentwicklung von Siedlungen mit dem Schutz vor Meeres-

überflutungen vereinbar ist...“


	b) Ergänzung Satz 2: „...hydrodynamischen Belastung angepasst ist oder es sind eigene

Schutzeinrichtungen vor Meeresüberflutungen zu planen und umzusetzen.“



	Die Forderung wird nicht übernom�men.


	Die Forderung wird nicht übernom�men.


	Allerdings wird die Festlegung in einen

Grundsatz der Raumordnung umge�wandelt.
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	21h LK Stade / Landkreistag:


	21h LK Stade / Landkreistag:


	Das Ziel stellt die Siedlungstätigkeit unter den Vorbehalt der Lage in „ausreichend geschütz�ten Küstengebieten“. Die Definition des Begriffes im Glossar des zweiten Entwurfes wird

grundsätzlich begrüßt. Jedoch sollte klargestellt werden, dass die dort genannten Vorausset�zungen („die den gültigen Bemessungsgrundsätzen entsprechen“) auch während der – teils

Jahrzehnte andauernden - laufenden Erhöhungsmaßnahmen an der Hochwasserschutzinfra�struktur vorliegen. Ansonsten kann dieses Ziel zu einem Verbot der kommunalen Bauleitpla�nung bzw. einer weitreichenden Einschränkung der Planungshoheit der Gemeinden in Küs�tengebieten führen. Die Ausnahmeregelung bürdet den betroffenen, küstennahen Kommu�nen im besten Fall einen enormen Begründungsaufwand im „alltäglichen Geschäft“ der Bau�leitplanung auf. Im schlechtesten Fall kommt dies einem Verbot der kommunalen Bauleitpla�nung bzw. einer starken Einschränkung der Planungshoheit dieser Kommunen gleich (Selbst�verwaltungsgarantie der Gemeinden gem. Artikel 28 Abs. 2 GG). Für den unwahrscheinlichen

Fall der Zulassung einer solchen Ausnahme würde die Siedlungsentwicklung aufgrund der ho�hen Kosten für eine hochwasserangepasste Bauweise zumindest materiell zusätzlich er�schwert werden



	Eine Ergänzung des Glossars wird nicht

für erforderlich erachtet.


	Eine Ergänzung des Glossars wird nicht

für erforderlich erachtet.


	Siedlungsentwicklungen sind unter

den in der Festlegung genannten Vo�raussetzungen weiterhin zulässig; eine

Unverhältnismäßigkeit liegt auch in

Anbetracht der Ausnahmemöglichkei�ten nicht vor.


	Die Festlegung wird in einen Grund�satz der Raumordnung umgewandelt.
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	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	a) Die Raumordnung hat keinen rechtlichen Kompetenztitel um ein generelles Entwicklungs�verbot für den städtebaulichen Bestand vorzugeben. Ein generelles Entwicklungsverbot



	Der Begriff „ausreichend geschütztes

Küstengebiet“ ist im Glossar definiert.
	Der Begriff „ausreichend geschütztes

Küstengebiet“ ist im Glossar definiert.
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	würde einen entschädigungspflichtigen Eingriff in bestehende Rechte darstellen und es wird

als unverhältnismäßig abgelehnt.


	würde einen entschädigungspflichtigen Eingriff in bestehende Rechte darstellen und es wird

als unverhältnismäßig abgelehnt.


	b) Um die Rechtsqualität eines Ziels zu erreichen, bedarf es einer Konkretisierung, wann ein

ausreichend geschütztes Küstengebiet vorliegt. Der Plansatz sollte deshalb als Grundsatz der

Raumordnung gekennzeichnet werden.


	c) Siedlungsentwicklungen in nicht ausreichend geschützten Gebieten beeinträchtigen

grundsätzlich den Schutz vor Meeresüberflutungen, da die Vulnerabilität zunimmt und ein

erhöhter Schutzaufwand (zur Verringerung der HW-Risiken) entsteht. Die Weiterentwicklung

kann trotzdem mit den Belangen des Schutzes vor Meeresüberflutungen vereinbar sein,

wenn die im zweiten Satzteil geforderten Maßnahmen machbar sind und entsprechend bau�planungsrechtlich festgelegt werden.


	Änderung: „Siedlungen dürfen nur in ausreichend geschützten Küstengebieten erweitert

werden. Satz 1 findet keine Anwendung, wenn die Erweiterung von Siedlungen mit den Be�langen des Schutzes vor Meeresüberflutungen vereinbar ist und […] Belastung angepasst ist

oder für die Siedlungen eigene Schutzeinrichtungen vor Meeresüberflutungen geplant und

umgesetzt werden.“


	 

	Siedlungsentwicklungen bleiben nach

der Festlegung auch weiterhin mög�lich. Sie sind unter den in der Festle�gung genannten Voraussetzungen

weiterhin zulässig. Einer Erweiterung

der Ausnahmemöglichkeiten bedarf es

auch deshalb nicht, weil laut Aussagen

der Küstenländer die bestehenden

und geplanten Siedlungsbereiche re�gelmäßig in ausreichend geschützten

Küstengebieten liegen.


	Siedlungsentwicklungen bleiben nach

der Festlegung auch weiterhin mög�lich. Sie sind unter den in der Festle�gung genannten Voraussetzungen

weiterhin zulässig. Einer Erweiterung

der Ausnahmemöglichkeiten bedarf es

auch deshalb nicht, weil laut Aussagen

der Küstenländer die bestehenden

und geplanten Siedlungsbereiche re�gelmäßig in ausreichend geschützten

Küstengebieten liegen.


	Die Festlegung wird in einen Grund�satz der Raumordnung umgewandelt.
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	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	a) Inwieweit Umfang und Tiefe der Festlegung zu dem geschätzten Erfüllungsaufwand sowie

zu den bisher nicht betrachteten Mehrkosten insbesondere für Infrastrukturvorhaben und -

einrichtungen im Vergleich zum Nutzen des Mehrwerts für Raum- und Fachplanung in einem

angemessenen Verhältnis zueinanderstehen, sollte noch einmal hinterfragt werden.


	b) Änderung von Satz 2: „… wenn die Weiterentwicklung von Siedlungen mit dem Schutz vor

Meeresüberflutungen vereinbar ist… hydrodynamischen Belastung angepasst ist oder eigene

Schutzeinrichtungen vor Meeresüberflutungen geplant und umgesetzt werden.“


	Zur Begründung:


	Absatz 1 Satz 2 neu: „Eine Siedlungsentwicklung im Sinne einer Verdichtung ist in den ausrei�chend geschützten Gebieten daher regelmäßig möglich, ohne dass das Überflutungsrisiko für

die vorhandene Bebauung steigt.“


	Absatz 2 Satz 2 neu: „… hochwasserangepasste Bauweise zu wählen ist oder Schutzeinrich�tungen vor Meeresüberflutungen geplant und umgesetzt werden.“


	 

	Siedlungsentwicklungen bleiben nach

der Festlegung auch weiterhin mög�lich. Sie sind unter den in der Festle�gung genannten Voraussetzungen

weiterhin zulässig. Einer Erweiterung

der Ausnahmemöglichkeiten bedarf es

auch deshalb nicht, weil laut Aussagen

der Küstenländer die bestehenden

und geplanten Siedlungsbereiche re�gelmäßig in ausreichend geschützten

Küstengebieten liegen.


	Siedlungsentwicklungen bleiben nach

der Festlegung auch weiterhin mög�lich. Sie sind unter den in der Festle�gung genannten Voraussetzungen

weiterhin zulässig. Einer Erweiterung

der Ausnahmemöglichkeiten bedarf es

auch deshalb nicht, weil laut Aussagen

der Küstenländer die bestehenden

und geplanten Siedlungsbereiche re�gelmäßig in ausreichend geschützten

Küstengebieten liegen.


	Die Festlegung wird in einen Grund�satz der Raumordnung umgewandelt.
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	03 Mineralölwirtschaftsverband:


	03 Mineralölwirtschaftsverband:


	Hochwasserschutz ist eine bestehende Betreiberpflicht. Zusätzliche Regulierungen für bereits

regulierte Industrieanlagen sind nicht erforderlich. Mit dem Entwurf werden zukünftige Er�weiterungen und Neubau weitgehend unterbunden.



	Die Festlegung wird in einen Grund�satz der Raumordnung umgewandelt.


	Die Festlegung wird in einen Grund�satz der Raumordnung umgewandelt.


	Die Festlegung greift nicht in den

Bestand ein. Erweiterungen bleiben in

den ausreichend geschützten Küsten�
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	Weiterhin entstehen nachteilige Auswirkungen für den Neubau und die Umverlegung von

Rohrfernleitungen, da bestehende Leitungsanlagen in den meisten Fällen Gewässer kreuzen.

Dies betrifft auch Rohrfernleitungen, Wasserstoffpipelines und Gasleitungen.


	Weiterhin entstehen nachteilige Auswirkungen für den Neubau und die Umverlegung von

Rohrfernleitungen, da bestehende Leitungsanlagen in den meisten Fällen Gewässer kreuzen.

Dies betrifft auch Rohrfernleitungen, Wasserstoffpipelines und Gasleitungen.


	 

	gebieten umfassend und in den übri�gen Bereichen aufgrund der

Ausnahmeregelung von Satz 2 über�wiegend möglich.


	gebieten umfassend und in den übri�gen Bereichen aufgrund der

Ausnahmeregelung von Satz 2 über�wiegend möglich.
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	33 

	III.5 (G) Die in Satz 2 genann�ten raumbedeutsamen Infra�strukturen und Anlagen sollen

sowohl in ausreichend ge�schützten als auch in nicht

ausreichend geschützten Küs�tengebieten nur geplant und

zugelassen werden, wenn


	III.5 (G) Die in Satz 2 genann�ten raumbedeutsamen Infra�strukturen und Anlagen sollen

sowohl in ausreichend ge�schützten als auch in nicht

ausreichend geschützten Küs�tengebieten nur geplant und

zugelassen werden, wenn


	 
	1. ernsthaft in Betracht kom�mende Standort- oder

Trassenalternativen, die

weniger überflutungsge�fährdet sind, fehlen, und

eine Bauweise gewählt

wurde, die der für den je�weiligen Standort im

Überflutungsfall prognos�tizierten Wassertiefe und

hydrodynamischen Belas�tung angepasst ist, oder


	1. ernsthaft in Betracht kom�mende Standort- oder

Trassenalternativen, die

weniger überflutungsge�fährdet sind, fehlen, und

eine Bauweise gewählt

wurde, die der für den je�weiligen Standort im

Überflutungsfall prognos�tizierten Wassertiefe und

hydrodynamischen Belas�tung angepasst ist, oder


	1. ernsthaft in Betracht kom�mende Standort- oder

Trassenalternativen, die

weniger überflutungsge�fährdet sind, fehlen, und

eine Bauweise gewählt

wurde, die der für den je�weiligen Standort im

Überflutungsfall prognos�tizierten Wassertiefe und

hydrodynamischen Belas�tung angepasst ist, oder




	 
	2. eine Überflutung bei der

konkreten Infrastruktur

kein spezifisches Risiko

auslöst.


	2. eine Überflutung bei der

konkreten Infrastruktur

kein spezifisches Risiko

auslöst.


	2. eine Überflutung bei der

konkreten Infrastruktur

kein spezifisches Risiko

auslöst.




	 
	Satz 1 gilt für die folgenden

Infrastrukturen:


	 

	11 Freie und Hansestadt Hamburg:


	11 Freie und Hansestadt Hamburg:


	Für die genannten Anlagen und Infrastrukturen soll die Geltungswirkung auf nicht ausrei�chend geschützte Küstenbereiche (außer Häfen) beschränkt werden.


	Die raumbedeutsamen Infrastrukturen und Anlagen sollen in ausreichend geschützten Küs�tengebieten sowie in Häfen in einer an ein Hochwasserrisikomanagement angepassten Form

geplant und realisiert werden können.


	Anlagen und Infrastrukturen in Häfen sind von der Regelungswirkung generell auszunehmen.


	 

	Den Forderungen wird partiell gefolgt.


	Den Forderungen wird partiell gefolgt.


	Im Übrigen wird darauf hingewiesen,

dass die Festlegung als Grundsatz der

Raumordnung im Einzelfall mittels ei�ner Abwägung überwunden werden

kann.
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	25 Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:


	25 Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:


	Satz 1: „sowohl in ausreichend geschützten als auch“ soll gestrichen werden


	Die in Satz 1 definierten Festlegungen müssen für die ausreichend geschützten Küstenge�biete entfallen. Der Schutzstandard im Küstenschutz ist in Niedersachsen für diese Gebiete

deutlich höher als im Binnenhochwasserschutz und gewährleistet Schutz auch bei Extremer�eignissen unter Einbeziehung von zu erwartenden Auswirkungen des Klimawandels. Insofern

ist die hierzu angeführte Begründung der „Ähnlichkeit“ zum Hochwasserschutz im Binnenbe�reich fachlich nicht belastbar und eine Differenzierung zu den Festlegungen in Abschnitt II.3

zwingend erforderlich.


	 
	Satz 2 Nr. 3: Die Regelung wird abgelehnt und ist ersatzlos zu streichen. Anlagen oder Be�triebsbereiche, die unter die Industrieemissionsrichtlinie oder SEVESO-III Richtlinie fallen, un�terliegen dem immissionsschutzrechtlichen Zulassungsrecht. Raumordnungsrechtlicher Re�gelungen bedarf es daher nicht.


	Die Prüfung der Verhältnismäßigkeit dieser Regelung kann nicht nachvollzogen werden. Eine

Risikobeurteilung unter Heranziehung aufgetretener Schadensfälle liegt nicht vor. Die Rege�lung wird abgelehnt und ist ersatzlos zu streichen.



	Satz 1 wird partiell geändert.


	Satz 1 wird partiell geändert.


	Die der Industrieemissionsrichtlinie

und der SEVESO-III-RL unterfallenden

Betriebe werden aus dem Anwen�dungsbereich der Festlegung heraus�genommen.


	Im Übrigen wird darauf hingewiesen,

dass die Festlegung als Grundsatz der

Raumordnung im Einzelfall mittels ei�ner Abwägung überwunden werden

kann.
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	15 Freie Hansestadt Bremen:


	15 Freie Hansestadt Bremen:


	Die genannten raumbedeutsamen Infrastrukturen und Anlagen sollen in ausreichend ge�schützten Küstengebieten in einer an ein Hochwasserrisikomanagement angepassten Form

im Sinne von Abschnitt 1 Nr. 1 geplant und realisiert werden.


	 

	Die Stellungnahme wird zu Kenntnis

genommen. Im Übrigen wird darauf

hingewiesen, dass die Festlegung als

Grundsatz der Raumordnung im Ein�zelfall mittels einer Abwägung über�wunden werden kann.
	Die Stellungnahme wird zu Kenntnis

genommen. Im Übrigen wird darauf

hingewiesen, dass die Festlegung als

Grundsatz der Raumordnung im Ein�zelfall mittels einer Abwägung über�wunden werden kann.
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	1. Kritische Infrastrukturen

mit länder- oder staats�grenzenüberschreitender

Bedeutung; dies sind ins�besondere Infrastrukturen

des Kernnetzes der euro�päischen Verkehrsinfra�struktur außer Häfen und

Wasserstraßen sowie die

Projects of Common Inte�rest der europäischen

Energieinfrastruktur in der

jeweils geltenden Fassung

der Unionsliste der Vorha�ben von gemeinschaftli�cher Bedeutung,


	1. Kritische Infrastrukturen

mit länder- oder staats�grenzenüberschreitender

Bedeutung; dies sind ins�besondere Infrastrukturen

des Kernnetzes der euro�päischen Verkehrsinfra�struktur außer Häfen und

Wasserstraßen sowie die

Projects of Common Inte�rest der europäischen

Energieinfrastruktur in der

jeweils geltenden Fassung

der Unionsliste der Vorha�ben von gemeinschaftli�cher Bedeutung,


	1. Kritische Infrastrukturen

mit länder- oder staats�grenzenüberschreitender

Bedeutung; dies sind ins�besondere Infrastrukturen

des Kernnetzes der euro�päischen Verkehrsinfra�struktur außer Häfen und

Wasserstraßen sowie die

Projects of Common Inte�rest der europäischen

Energieinfrastruktur in der

jeweils geltenden Fassung

der Unionsliste der Vorha�ben von gemeinschaftli�cher Bedeutung,


	1. Kritische Infrastrukturen

mit länder- oder staats�grenzenüberschreitender

Bedeutung; dies sind ins�besondere Infrastrukturen

des Kernnetzes der euro�päischen Verkehrsinfra�struktur außer Häfen und

Wasserstraßen sowie die

Projects of Common Inte�rest der europäischen

Energieinfrastruktur in der

jeweils geltenden Fassung

der Unionsliste der Vorha�ben von gemeinschaftli�cher Bedeutung,




	 
	2. weitere Kritische Infra�strukturen, soweit sie von

der BSI-Kritisverordnung

erfasst sind,


	2. weitere Kritische Infra�strukturen, soweit sie von

der BSI-Kritisverordnung

erfasst sind,


	2. weitere Kritische Infra�strukturen, soweit sie von

der BSI-Kritisverordnung

erfasst sind,




	 
	3. Anlagen oder Betriebsbe�reiche, die unter die In�dustrieemissionsrichtlinie

oder die SEVESO-III-Richt�linie fallen,


	3. Anlagen oder Betriebsbe�reiche, die unter die In�dustrieemissionsrichtlinie

oder die SEVESO-III-Richt�linie fallen,


	3. Anlagen oder Betriebsbe�reiche, die unter die In�dustrieemissionsrichtlinie

oder die SEVESO-III-Richt�linie fallen,




	 
	4. bauliche Anlagen, die ein

komplexes Evakuierungs�management erfordern.


	4. bauliche Anlagen, die ein

komplexes Evakuierungs�management erfordern.


	4. bauliche Anlagen, die ein

komplexes Evakuierungs�management erfordern.





	27 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V.:


	27 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V.:


	Der Grundsatz ist zu streichen, da raumbedeutsame Infrastrukturen und Anlagen nicht pau�schal ausgeschlossen werden dürfen.


	 

	Die Festlegung wurde partiell geän�dert. Im Übrigen ist sie als Grundsatz

der Raumordnung im Wege der Abwä-

gung überwindbar.


	Die Festlegung wurde partiell geän�dert. Im Übrigen ist sie als Grundsatz

der Raumordnung im Wege der Abwä-

gung überwindbar.
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	05 Wirtschaftsvereinigung Stahl:


	05 Wirtschaftsvereinigung Stahl:


	a) Aus diesem Plansatz resultieren Befürchtungen hinsichtlich der Rechtssicherheit von Anla�gen, Projekten und Vorhaben. Stahlbetriebe sind historisch / anbindungstechnisch an Stand�orte an Flüssen gebunden, die Wahrscheinlichkeit der Genehmigung derartiger Anlagen wird

durch den BRPH erheblich reduziert (Neubau- und Änderungsverbot).


	b) Bestandsschutz der bestehenden Anlagen soll in den Plansatz selbst integriert werden.


	 

	Der BRPH greift nicht in den Bestands�schutz ein. Auf die Ausnahmen nach

Satz 1 wird hingewiesen. Im Übrigen

ist die Festlegung als Grundsatz der

Raumordnung im Wege der Abwägung

überwindbar.


	Der BRPH greift nicht in den Bestands�schutz ein. Auf die Ausnahmen nach

Satz 1 wird hingewiesen. Im Übrigen

ist die Festlegung als Grundsatz der

Raumordnung im Wege der Abwägung

überwindbar.


	 


	TR
	TD
	TD
	Span
	17 Unternehmerverbände Niedersachsen:


	17 Unternehmerverbände Niedersachsen:


	a) Dass IED- und Störfallanlagen selbst in geschützten Küstengebieten grundsätzlich ausge�schlossen und nur mit Ausnahmeregelungen und über die vorhandenen Sicherungen hinaus

zusätzliche technische Sicherungsmaßnahmen zulässig sein sollen, ist nicht nachvollziehbar

und muss abgelehnt werden. Ausnahmeregelungen bei bestehenden B-Plänen zu erhalten

birgt sicher größere Risiken zu Lasten der Anlagenbetreiber. Die notwendige Planungssicher�heit für die Standortentwicklungen der Störfallanlagen ist damit nicht mehr gewährleistet.


	b) Da hier auf „hochwasserangepasste Bauweise“ und technische Regeln verwiesen wird,

dürfte hier die Begründungs- und Darlegungslast beim Vorhabenträger liegen, was zu einer

weiteren Planungsunsicherheit führen dürfte, auch weil die technischen Regeln einem stän�digen Wandel unterliegen. Auch ist unklar, ob und wenn ja wie die bestehenden Maßnah�men der Anlagenbetreiber nach geltendem Regelwerk und darüber hinaus (vgl. z. B. Umset�zung der Regelungen nach Störfall-Verordnung und untergesetzlichem Regelwerk) angemes�sen berücksichtigt werden.


	 

	Die Festlegung wird partiell geändert.


	Die Festlegung wird partiell geändert.


	U. a. werden die der Industrieemissi�onsrichtlinie und der SEVESO-III-RL un�terfallenden Betriebe aus dem Anwen�dungsbereich der neuen Festlegung

herausgenommen. Im Übrigen ist die

Festlegung als Grundsatz der Raum�ordnung im Wege der Abwägung

überwindbar.
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	20 Verband der Landwirtschaftskammern:


	20 Verband der Landwirtschaftskammern:


	Anregung zur Aufnahme in die Begründung: Sogenannte Sommerdeiche haben an vielen gro-

ßen und mittleren Gewässern eine wichtige Rückhalte- und Schutzfunktion bei mittleren

Hochwässern.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
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	21h LK Stade / Landkreistag:


	21h LK Stade / Landkreistag:


	a) Es werden Abwägungsmängel darin gesehen, dass nicht aufgeführt wird, welche oder zu�mindest wie viele Anlagen von der Festlegung betroffen sind (bspw. auch Biogasanlagen).


	Der Grundsatz ist kritisch zu sehen. Hier stellt sich explizit die Frage, welche Auswirkungen

dieser Grundsatz auf mögliche Erweiterungen und Neuansiedlungen von Industriebetrieben,

Verkehrstrassen etc. haben könnte. Besonders in Hinblick auf die immissionsschutzrechtliche



	Zu a)


	Zu a)


	An der Festlegung wird im Kern fest�gehalten. Sie wird jedoch partiell ge-

ändert. U. a. werden die der Industrie�emissionsrichtlinie und der SEVESO-III�RL unterfallenden Betriebe aus dem
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	Anpassungspflicht an den „Stand der Technik“ könnten von dieser Regelung sogar beste�hende Betriebe von Anpassungserfordernissen berührt sein. Hier ist in der Begründung die

Reichweite dieser Regelung zu bestimmen sowie das Verhältnismäßigkeitsgebot zu prüfen

und darzulegen.


	Anpassungspflicht an den „Stand der Technik“ könnten von dieser Regelung sogar beste�hende Betriebe von Anpassungserfordernissen berührt sein. Hier ist in der Begründung die

Reichweite dieser Regelung zu bestimmen sowie das Verhältnismäßigkeitsgebot zu prüfen

und darzulegen.


	b) Durch die Streichung des alten Grundsatzes III. 5 des vorherigen Entwurfs und die Integra�tion der wesentlichen Inhalte in den ehemaligen Grundsatz III. 6 (im aktuellen Entwurf nun�mehr die neue Nr. III. 5), entfällt auch die alte Begründung zum ehemaligen Grundsatz III.5,

wonach z. B. Grundschulen und Kitas weiterhin wohnortnah zulässig sind. Dieser Hinweis

wurde nicht mehr in die Begründung zum neuen III. 5 aufgenommen, was eine deutliche Ver�schärfung im Hinblick auf die Entwicklungsmöglichkeit der Kommunen in der Elbmarsch bei

Einrichtungen, die im Überflutungsfall ein komplexes Evakuierungsmanagement erfordern,

bedeutet (auch Pflegeheime etc.). Zumal nach der aktuellen Begründung hohe Anforderun�gen an die Annahme zu stellen sind, dass keine ernsthaft in Betracht kommenden Alternati�ven existieren. Diese starken Eingriffe in die kommunale Planungshoheit sind nicht verhält�nismäßig.


	 

	Anwendungsbereich der neuen Festle�gung herausgenommen. Auf die Aus�nahmen nach Satz 1 wird hingewiesen


	Anwendungsbereich der neuen Festle�gung herausgenommen. Auf die Aus�nahmen nach Satz 1 wird hingewiesen


	 
	Zu b) Die Festlegung gilt für raumbe�deutsame Infrastrukturen. Einzelne

Kitas und Grundschulen dürfte inso�weit der erforderlich überörtliche

Raumbezug fehlen.
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	22 Verband der Chemischen Industrie:


	22 Verband der Chemischen Industrie:


	Diese Bedingungen dürften Vorhabenträger vor einen erheblichen Begründungsaufwand

stellen, die Behörden vor umfängliche Prüfanforderungen der vorgelegten Gutachten und

mögliche Klagerisiken gegen industrielle Projekte erhöhen.


	Dass IED- und Störfallanlagen selbst in geschützten Küstengebieten nun grundsätzlich ausge�schlossen und nur mit Ausnahmeregelungen (und weiteren zusätzlichen technischen Siche�rungsmaßnahmen, die über den Stand der Technik hinausgehen dürften) zulässig sein dürf�ten, ist daher nicht nachvollziehbar und wird abgelehnt. Ausnahmeregelungen über die Bau�leitplanung zu erlangen, birgt hohe Planungsunsicherheiten und Risiken zu Lasten der Anla�genbetreiber, zumal diese Verfahren viele Jahre in Anspruch nehmen. Die notwendige Pla�nungssicherheit für die Standortentwicklungen der Industrie- und Störfallanlagen ist damit

nicht mehr gewährleistet.


	 

	Die Festlegung wird partiell geändert.


	Die Festlegung wird partiell geändert.


	U. a. werden die der Industrieemissi�onsrichtlinie und der SEVESO-III-RL un�terfallenden Betriebe aus dem Anwen�dungsbereich der neuen Festlegung

herausgenommen. Im Übrigen ist die

Festlegung als Grundsatz der Raum�ordnung im Wege der Abwägung

überwindbar.
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	14 Deutscher Bund der verbandlichen Wasserwirtschaft:


	14 Deutscher Bund der verbandlichen Wasserwirtschaft:


	Der Grundsatz ist in der Fassung von 9/2021 in Gänze abzulehnen.


	Die Festlegungen sind politisch-moralisch sowie wirtschaftlich bedenklich, sachlich nicht

nachvollziehbar und mit wesentlichen wasserrechtlichen Vorgaben unvereinbar. Über die

Raumordnung wird dadurch im Endeffekt ein größerer zusammenhängender Bereich der

Bundesrepublik als Gebiet zweiter Klasse definiert und die wirtschaftliche Lebensgrundlage

von Millionen von Menschen in Frage stellt. Die Planung verstößt damit gegen den Grundsatz

der Schaffung gleicher Lebensverhältnisse in Deutschland. Sie konterkariert dabei jahrhun�

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
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	dertealte Prinzipien des Küstenschutzes. Dies alles erfolgt aufgrund einer sehr allgemein ge�haltenen Rechtsgrundlage, mit deren Interpretation, bzw. Ausdehnung die Planer den Kom�petenzbereich der verfügbaren Normen überschritten haben. Sie setzen sich damit an die

Stelle der Legislative, weshalb der BRPH als verfassungswidrig zu betrachten ist.


	dertealte Prinzipien des Küstenschutzes. Dies alles erfolgt aufgrund einer sehr allgemein ge�haltenen Rechtsgrundlage, mit deren Interpretation, bzw. Ausdehnung die Planer den Kom�petenzbereich der verfügbaren Normen überschritten haben. Sie setzen sich damit an die

Stelle der Legislative, weshalb der BRPH als verfassungswidrig zu betrachten ist.
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	29 BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft:


	29 BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft:


	Der BDEW begrüßt, dass die Voraussetzungen in G III.5 weiterhin alternativ zu erfüllen sind,

sodass Energieleitungen bzw. Energieleitungsnetze entsprechend der bisherigen Praxis wei�terhin in ausreichend geschützten und in nicht ausreichend geschützten Küstengebieten ge�plant und zugelassen werden können, sofern ihre Überflutung kein spezifisches Risiko aus�löst.


	Damit trägt der Verordnungsgeber der Tatsache Rechnung, dass bislang kein Fall bekannt ist,

in dem es aufgrund eines Extremwetterereignisses zu einer erheblichen Gefährdung der

Stromversorgungssicherheit gekommen wäre. Insbesondere große Energieleitungsvorhaben

lösen aufgrund ihrer Bauweise (Hochwasserfundamente/Stahlgittermasten) bei Überflutun�gen keinerlei spezifisches Risiko aus. Das gilt auch für im Küstenbereich verlaufende Erdkabel

etwa zur Anbindung von Offshore-Windparks. Daher unterfallen große Energieleitungsvorha�ben eindeutig der Regelung in S. 1 Nr. 2 (Fehlen eines spezifischen Risikos).


	Gleichzeitig erfasst der Verordnungsgeber damit nicht die sonstigen für den Betrieb notwen�digen Anlagen i.S.d. §§ 43 Abs. 2 Nr. 1 EnWG und 18 Abs. 2 NABEG.


	Änderungsvorschlag:


	Die explizite Nennung wird zur Vereinheitlichung der behördlichen Praxis bei der Abwä-

gungsentscheidung und damit zur Rechtssicherheit und Beschleunigung der Genehmigung

von Netzausbauvorhaben beitragen.


	Zu Begründung:


	In der Begründung wird aber diesbezüglich leider nur festgestellt, dass diese Ausnahme auf

Energieleitungen und - netze zutreffen „kann“. Zur Klarstellung sollte auf folgende Formulie�rung im Begründungsteil hingewirkt werden:


	„Insbesondere Energieleitungen bzw. Energieleitungsnetze lösen aufgrund ihrer Bauweise

kein spezifisches Risiko in Überflutungsfällen aus.“


	Ferner wird von Seiten der Übertragungsnetzbetreiber kritisiert, dass der Anwendungsbe�reich von S. 1 Nr. 1 (fehlende ernsthafte Alternative) durch die Begründung über Gebühr ein�geengt wird. Diese derzeitige Formulierung gibt eine enge Auslegung der Regelung vor und

könnte u.a. vermeidbare Eingriffe in die Schutzgüter Natur und Landschaft verursachen. Die

Begründung passt hier eher zu einem Ziel der Raumordnung als zu einem Grundsatz, da sie

durch ihre Formulierung („ist Folgendes zu beachten“) und die klare Vorgabe einer Engfüh�rung des Alternativenbegriffes kaum noch Raum für die zwingend notwendige offene Abwä-



	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. In der Festlegung wird

nunmehr hinsichtlich der Erforder�nisse einer hochwasserangepassten

Bauweise danach unterschieden, ob

es sich um ein bereits ausreichend ge�schütztes oder nicht ausreichend ge�schütztes Küstengebiet handelt.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. In der Festlegung wird

nunmehr hinsichtlich der Erforder�nisse einer hochwasserangepassten

Bauweise danach unterschieden, ob

es sich um ein bereits ausreichend ge�schütztes oder nicht ausreichend ge�schütztes Küstengebiet handelt.


	 
	Im Übrigen wird darauf hingewiesen,

dass es sich um einen Grundsatz der

Raumordnung handelt, der ggf. abwä-

gend überwunden werden kann.
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	gung lässt. Bei strikter Beachtung der Begründung müssten die zuständigen Planfeststel�lungsbehörden jede Alternative, die ein Überschwemmungsgebiet quert, von vornherein

ausschließen, selbst wenn die einzige Trassenalternative mit erheblichen Eingriffen in Natur

und Landschaft verbunden wäre. Dieses restriktive Verständnis der Ausnahmeregelung

könnte Um-weltverbandsklagen provozieren, zu erheblichen Kostensteigerungen führen und

erscheint mit Blick auf den entgegenstehenden Grundsatz der Raumordnung in § 2 Abs. 2 Nr.

8 ROG, wonach u.a. die räumlichen Voraussetzungen für „den Ausbau und die Gestaltung der

transeuropäischen Netze“ zu gewährleisten sind, nicht hinreichend begründet. Die Engfüh�rung der Alternativenprüfung hat das Potential erhebliche Planungsverzögerungen mit sich

zu bringen und entsprechende Widerstände hervorzurufen. Durch das Gewicht, welches die

Küstengebiete dadurch erhalten, könnten andere Schutzgebiete oder der Wohnumfeldschutz

verhältnismäßig geringer bewertet und damit ggf. stärker belastet werden. Rein praktisch

könnten dadurch emotionale Diskussionen der Trassenfindung in Planfeststellungsverfahren

befeuert werden, die voraussichtlich zu Blockadehaltungen und dadurch zu Verzögerungen

führen werden. Ein restriktives Verständnis der Ausnahmeregelung erscheint zudem nicht

erforderlich, um dem Zweck des effektiven Hochwasserschutzes gerecht zu werden. Ein ef�fektiver Hochwasserschutz wird durch die abschließende Vorgabe einer hochwasserrisikoan�gepassten Bauweise bereits hinreichend gewährleistet. Diese baufreiheitsbeschränkende

Vorgabe erscheint plausibel und verhältnismäßig. Letzteres dürfte aber unter dem Vorbehalt

stehen, dass die Ausnahmeregelung nicht zu restriktiv ausgelegt wird. Eine enge Auslegung

könnte bei laufenden Verfahren einen Umplanungsbedarf mit Risiken für die Zeitplanung

hervorrufen und bei Riegelbildungen und Verbotsregelungen zu Planungshindernissen füh�ren, die nur per Zielabweichungsverfahren gem. § 19 i. V. m. § 6 Abs. 2 ROG behoben wer�den könnten. Dies würde die Dauer der Zulassungsverfahren erhöhen, ein erhebliches Pla�nungsrisiko mit sich bringen, den Netzausbau verlangsamen und dadurch die Versorgungssi�cherheit gefährden. Auch argumentativ überzeugt die Begründung nicht. So ist die Schutz�würdigkeit kritischer Infrastrukturen keinesfalls ein Argument für den Hochwasserschutz,

sondern für den Kritis-Schutz und kann daher auch nicht zur Begründung einer strengen Aus�legung hochwasserschützender Maßnahmen herangezogen werden.


	gung lässt. Bei strikter Beachtung der Begründung müssten die zuständigen Planfeststel�lungsbehörden jede Alternative, die ein Überschwemmungsgebiet quert, von vornherein

ausschließen, selbst wenn die einzige Trassenalternative mit erheblichen Eingriffen in Natur

und Landschaft verbunden wäre. Dieses restriktive Verständnis der Ausnahmeregelung

könnte Um-weltverbandsklagen provozieren, zu erheblichen Kostensteigerungen führen und

erscheint mit Blick auf den entgegenstehenden Grundsatz der Raumordnung in § 2 Abs. 2 Nr.

8 ROG, wonach u.a. die räumlichen Voraussetzungen für „den Ausbau und die Gestaltung der

transeuropäischen Netze“ zu gewährleisten sind, nicht hinreichend begründet. Die Engfüh�rung der Alternativenprüfung hat das Potential erhebliche Planungsverzögerungen mit sich

zu bringen und entsprechende Widerstände hervorzurufen. Durch das Gewicht, welches die

Küstengebiete dadurch erhalten, könnten andere Schutzgebiete oder der Wohnumfeldschutz

verhältnismäßig geringer bewertet und damit ggf. stärker belastet werden. Rein praktisch

könnten dadurch emotionale Diskussionen der Trassenfindung in Planfeststellungsverfahren

befeuert werden, die voraussichtlich zu Blockadehaltungen und dadurch zu Verzögerungen

führen werden. Ein restriktives Verständnis der Ausnahmeregelung erscheint zudem nicht

erforderlich, um dem Zweck des effektiven Hochwasserschutzes gerecht zu werden. Ein ef�fektiver Hochwasserschutz wird durch die abschließende Vorgabe einer hochwasserrisikoan�gepassten Bauweise bereits hinreichend gewährleistet. Diese baufreiheitsbeschränkende

Vorgabe erscheint plausibel und verhältnismäßig. Letzteres dürfte aber unter dem Vorbehalt

stehen, dass die Ausnahmeregelung nicht zu restriktiv ausgelegt wird. Eine enge Auslegung

könnte bei laufenden Verfahren einen Umplanungsbedarf mit Risiken für die Zeitplanung

hervorrufen und bei Riegelbildungen und Verbotsregelungen zu Planungshindernissen füh�ren, die nur per Zielabweichungsverfahren gem. § 19 i. V. m. § 6 Abs. 2 ROG behoben wer�den könnten. Dies würde die Dauer der Zulassungsverfahren erhöhen, ein erhebliches Pla�nungsrisiko mit sich bringen, den Netzausbau verlangsamen und dadurch die Versorgungssi�cherheit gefährden. Auch argumentativ überzeugt die Begründung nicht. So ist die Schutz�würdigkeit kritischer Infrastrukturen keinesfalls ein Argument für den Hochwasserschutz,

sondern für den Kritis-Schutz und kann daher auch nicht zur Begründung einer strengen Aus�legung hochwasserschützender Maßnahmen herangezogen werden.


	Hingewirkt werden sollte daher auf eine Änderung der Begründung. Diese könnte etwa wie

folgt angepasst werden:


	„Soweit von der Regelung Infrastrukturen ausgenommen sind, bei denen es keine ernsthaft

in Betracht kommenden Standort- und Trassenalternativen gibt, ist Folgendes zu berücksich�tigen: Die Schutzwürdigkeit der hier geregelten kritischen Infrastrukturen ist als hoch zu be�werten. Diese Bewertung ist bei der Klärung der Frage, ob grundsätzlich mögliche Alternati�ven ernsthaft in Betracht kommen, angemessen zu berücksichtigen.“
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	13 Verband Deutscher Verkehrsunternehmen:


	13 Verband Deutscher Verkehrsunternehmen:


	Forderung nach Herausnahme der Eisenbahninfrastrukturanlagen


	 

	Pauschale Ausnahmetatbestände oder

Sonderregelungen für Eisenbahninfra�strukturen werden nicht als erforder�lich angesehen.


	Pauschale Ausnahmetatbestände oder

Sonderregelungen für Eisenbahninfra�strukturen werden nicht als erforder�lich angesehen.
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	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	a) „sowohl in ausreichend geschützten als auch“ streichen, da die Gefahr einer Meeresüber�flutung in den ausreichend geschützten Küstengebieten von Schleswig-Holstein so niedrig ist,

dass hier auch die angesprochenen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen grund�sätzlich realisiert werden können. Ungleiche Sachverhalte dürfen nicht gleichbehandelt wer�den, da dies gegen den Gleichheitsgrundsatz verstößt.


	b) Ergänzung der Festlegung um:


	„Die in Satz 2 genannten raumbedeutsamen Infrastrukturen und Anlagen sollen in ausrei�chend geschützten Küstengebieten möglichst in einer an der Wahrscheinlichkeit von Hoch�wasser angepassten Bauweise im Sinne von Abschnitt 1 Nr. 1 geplant und realisiert werden.“

Trotz sehr hoher Schutzstandards besteht in den ausreichend geschützten Küstengebieten in

Schleswig-Holstein eine extrem geringe Gefahr von Meeresüberflutungen.


	Zur Begründung:


	Änderung/ Ergänzung des Absatzes 2 wie folgt:


	„... sind einem – wenn auch geringerem – Überflutungs- bzw. Hochwasserrisiko... Zur ange�messenen Begegnung dieser extrem geringen Wahrscheinlichkeit einer Überflutung sollen

die genannten Strukturen und Anlagen in ausreichend geschützten Küstengebieten möglichst

in einer hochwasserangepassten Bauweise geplant und realisiert werden.“


	 

	Dem Anliegen wird insoweit Rechnung

getragen, als nunmehr hinsichtlich des

Erfordernisses einer hochwasserange�passten Bauweise danach unterschie�den wird, ob es sich um ein bereits

ausreichend geschütztes oder nicht

ausreichend geschütztes Küstengebiet

handelt.


	Dem Anliegen wird insoweit Rechnung

getragen, als nunmehr hinsichtlich des

Erfordernisses einer hochwasserange�passten Bauweise danach unterschie�den wird, ob es sich um ein bereits

ausreichend geschütztes oder nicht

ausreichend geschütztes Küstengebiet

handelt.


	 
	Im Übrigen wird darauf hingewiesen,

dass es sich um einen Grundsatz der

Raumordnung handelt, der ggf. abwä-

gend überwunden werden kann.
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	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	a) Inwieweit Umfang und Tiefe der Festlegung zu dem geschätzten Erfüllungsaufwand sowie

zu den bisher nicht betrachteten Mehrkosten insbesondere für Infrastrukturvorhaben und -

einrichtungen im Vergleich zum Nutzen des Mehrwerts für Raum- und Fachplanung in einem

angemessenen Verhältnis zueinanderstehen, sollte noch einmal hinterfragt werden.


	b) Neuer Satz 1:


	„In ausreichend geschützten Küstengebieten sollen die in Satz 2 genannten raumbedeutsa�men Infrastrukturen und Anlagen, sofern eine Überflutung bei der konkreten Infrastruktur

kein spezifisches Risiko darstellt, in einer an ein Hochwasserrisikomanagement angepassten

Form und Bauweise nach Satz 1 Nr. 1 geplant und realisiert werden.“


	Zur Begründung:


	Neuer Absatz 2: „Auch ausreichend geschützte Küstengebiete sind einer – wenn auch gerin�gen – Überflutungs- bzw. Hochwassergefahr ausgesetzt, so beispielsweise bei Extremereig�nissen. Zur angemessenen Begegnung dieser sehr bzw. extrem geringen Überflutungsgefahr



	Zu a) Die Stellungnahme wird zur

Kenntnis genommen.


	Zu a) Die Stellungnahme wird zur

Kenntnis genommen.


	 
	Zu b) Dem Anliegen wird insoweit

Rechnung getragen, als nunmehr hin�sichtlich des Erfordernisses einer

hochwasserangepassten Bauweise da�nach unterschieden wird, ob es sich

um ein bereits ausreichend geschütz�tes oder nicht ausreichend geschütz�tes Küstengebiet handelt.


	 
	Im Übrigen wird darauf hingewiesen,

dass es sich um einen Grundsatz der
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	sollen die genannten Infrastrukturen und Anlagen in ausreichend geschützten Küstengebie�ten möglichst in einer hochwasserangepassten Bauweise geplant und realisiert werden. Mit

dieser Festlegung werden die Überflutungs- und Hochwasserrisiken an der Küste der Situa�tion von Risikogebieten außerhalb von Überschwemmungsgebieten nach § 78b Abs. 2 Nr. 2

WHG bei Fließgewässern gleichgestellt.“


	sollen die genannten Infrastrukturen und Anlagen in ausreichend geschützten Küstengebie�ten möglichst in einer hochwasserangepassten Bauweise geplant und realisiert werden. Mit

dieser Festlegung werden die Überflutungs- und Hochwasserrisiken an der Küste der Situa�tion von Risikogebieten außerhalb von Überschwemmungsgebieten nach § 78b Abs. 2 Nr. 2

WHG bei Fließgewässern gleichgestellt.“


	 

	Raumordnung handelt, der ggf. abwä-

gend überwunden werden kann.
	Raumordnung handelt, der ggf. abwä-

gend überwunden werden kann.
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	Lfd.

Nr.


	Lfd.

Nr.



	Allgemeine Anmerkungen 
	Allgemeine Anmerkungen 

	Stellungnahme (gekürzt); Behördenkürzel vorangestellt 
	Stellungnahme (gekürzt); Behördenkürzel vorangestellt 

	Bewertung


	Bewertung




	TR
	Span
	1 
	1 

	Zielsetzung; Erforderlichkeit 
	Zielsetzung; Erforderlichkeit 

	05 Wirtschaftsvereinigung Stahl:


	05 Wirtschaftsvereinigung Stahl:


	Der Entwurf zum länderübergreifenden Raumordnungsplan Hochwasserschutz wird in der

vorliegenden Detailtiefe als nicht erforderlich angesehen und daher abgelehnt. Er stellt einen

nationalen Alleingang dar, der die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industriestandorte

massiv schwächt. […] Der Entwurf wird somit sowohl beim Hochwasserschutz als auch beim

Umweltschutz in der geplanten Detailtiefe keinen adäquaten Mehrwert liefern und ist damit

erneut abzulehnen.


	 

	Zur Erforderlichkeit wird auf die Aus�führungen insbesondere in der Prä-

ambel und in den Begründungen zu

den einzelnen Festlegungen verwie�sen.


	Zur Erforderlichkeit wird auf die Aus�führungen insbesondere in der Prä-

ambel und in den Begründungen zu

den einzelnen Festlegungen verwie�sen.
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	06a Regionaler Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebirge:


	06a Regionaler Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebirge:


	Alternativ sollten die Handlungsempfehlungen der Ministerkonferenz aktualisiert und auf den

Bundesraumordnungsplan verzichtet werden.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Bloße Handlungsemp�fehlungen werden zur Erreichung

der mit dem BRPH verfolgten Ziele

für nicht ausreichend angesehen.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Bloße Handlungsemp�fehlungen werden zur Erreichung

der mit dem BRPH verfolgten Ziele

für nicht ausreichend angesehen.
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	22 Verband der Chemischen Industrie:


	22 Verband der Chemischen Industrie:


	Eigenständige verbindliche Regelungen auf Bundesebene zum Hochwasserschutz in der vorlie�genden Detailtiefe werden jedoch als nicht erforderlich und zielführend angesehen und daher

abgelehnt. Bereits aktuell ist über die bisherige Gesetzgebung vieles reguliert. Es wird z. B.

über das BImSchG und das WHG ein sicherer Anlagenbetrieb gewährleistet. Die vorliegenden

Regelungen dürften hingegen Genehmigungsverfahren für industrielle Projekte weiter er�schweren und die Rechtssicherheit verringern, statt sie zu beschleunigen und Planungssicher�heit zu schaffen. Soll Deutschland Hightech-Industriestandort bleiben, sollten derartige Rege�lungen nicht in Kraft gesetzt werden.


	 

	Zur Erforderlichkeit wird auf die Aus�führungen insbesondere in der Prä-

ambel und in den Begründungen zu

den einzelnen Festlegungen verwie�sen.


	Zur Erforderlichkeit wird auf die Aus�führungen insbesondere in der Prä-

ambel und in den Begründungen zu

den einzelnen Festlegungen verwie�sen.
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	24d REGIONALVERBAND RUHR/ NRW:


	24d REGIONALVERBAND RUHR/ NRW:


	Die im ROG normierte Erforderlichkeit erschließt sich nicht, da Hochwassergefahrenkarten

und Hochwasserrisikokarten gemäß EU Richtlinie ausreichend berücksichtigt werden.


	 
	 
	Ein BRPH würde erhebliche Einschränkung für die Siedlungsentwicklung bedeuten. Waren

diese erheblichen Beschränkungen dem Plangeber bei der Aufstellung ersichtlich? Sie sind aus

Sicht des RVR unverhältnismäßig und nicht akzeptabel.


	 

	Hinsichtlich der Erforderlichkeit wird

auf die Ausführungen insbesondere

in der Präambel und in den Begrün�dungen zu den einzelnen Festlegun�gen verwiesen.


	Hinsichtlich der Erforderlichkeit wird

auf die Ausführungen insbesondere

in der Präambel und in den Begrün�dungen zu den einzelnen Festlegun�gen verwiesen.


	Der BRPH untersagt nicht per se eine

Siedlungsentwicklung. Seine Festle�gungen sind verhältnismäßig.
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	21a LK Cuxhaven / Landkreistag:


	21a LK Cuxhaven / Landkreistag:


	Dem Entwurf ist keine Zeichnerische Darstellung beigefügt. Diese ist jedoch notwendig, um

die Auswirkungen des Planwerks beurteilen zu können.



	Festlegungen in Raumordnungsplä-

nen können textlich und / oder

zeichnerisch erfolgen.
	Festlegungen in Raumordnungsplä-

nen können textlich und / oder

zeichnerisch erfolgen.
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	TR
	Span
	2 
	2 

	Regelungskompetenz 
	Regelungskompetenz 

	21h LK Stade / Landkreistag:


	21h LK Stade / Landkreistag:


	Die getroffenen Regelungen gehen hinsichtlich ihres Detaillierungsgrads und Adressatenkrei�ses deutlich über die dem länderübergreifenden Raumordnungsplan für den Hochwasser�schutz zustehenden Kompetenzen hinaus.


	Ein länderübergreifender Raumordnungsplan für den Hochwasserschutz würde die bestehen�den und funktionierenden Strukturen aufbrechen und verkomplizieren, ohne dass er mit ei�nem erkennbaren Mehrwert verbunden wäre.


	Unter rechtlichen und materiellen Gesichtspunkten scheinen die Folgen der Festlegungen

nicht abschließend bewertet worden zu sein. Hierdurch sind sowohl im aktuellen förmlichen

Aufstellungsverfahren zum länderübergreifenden Raumordnungsplan für den Hochwasser�schutz als auch bei der Umsetzung in den nachgeordneten Planungsebenen erhebliche rechtli�che Schwierigkeiten zu erwarten.


	In der inneren Logik geht der Entwurf immer zunächst vom Verbot aus. Es sollte vielmehr zu�nächst auf Vorkehrungen gesetzt werden, durch die Schadensereignisse verhindert und Aus�wirkungen minimiert werden können. Ansiedlungsverbote und Siedlungsrückzug dürfen als

das weitreichendste Mittel auch erst in letzter Instanz herangezogen werden; nämlich dann,

wenn alle andere Mittel ausgeschöpft wurden.


	 

	Die Kompetenz des Bundes folgt aus

§ 17 Abs. 2 S. 1 ROG.


	Die Kompetenz des Bundes folgt aus

§ 17 Abs. 2 S. 1 ROG.


	Die Erforderlichkeit des Plans ergibt

sich aus den Ausführungen in der

Präambel und den Begründungen zu

den einzelnen Festlegungen.


	Der BRPH ist komplementär zu was�serrechtlichen Regelungen konzipiert

und bricht keine vorhandenen Struk�turen auf. Lediglich die Ebenen der

räumlichen Planung werden um den

BRPH erweitert. Für die nachgeord�neten Planungsebenen können Bin�dungswirkungen gemäß § 4 Abs. 1

ROG bestehen.
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	24c Bauministerium NRW:


	24c Bauministerium NRW:


	Die Festlegungen richten sich u. a. an den Regionalplanungsträger und die Ebene der Bauleit�planung. Einigen Festlegungen mangelt es jedoch an planerischer Konkretheit, so dass die

Zielqualität zumindest zweifelhaft sein dürfte. Es wird in einigen Festlegungen die Überprü-

fung von bestehenden Bauleitplänen und die Beachtung von raumordnerischen Festlegungen

auf der Ebene der Vorhabenzulassung gefordert. In weiten Teilen liest sich der Plan eher wie

ein Fachgesetz als ein Raumordnungsplan und richtet sich auch an die Vorhabenzulassung. In

Genehmigungsverfahren werden jedoch regelmäßig gebundene Entscheidungen getroffen,

ohne hierbei die Ziele und Grundsätze der Raumordnung berücksichtigen zu können.


	Des Weiteren dürfte es zumindest fraglich sein, ob ein Raumordnungsplan letztabgewogen in

u. a. die kommunale Planungshoheit eingreift, ohne sich darüber im Klaren zu sein, welche

Bereiche von seinen Festlegungen betroffen sind.


	 

	Nach nochmaliger Prüfung entspre�chen die Zielfestlegungen den Anfor�derungen des § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG.


	Nach nochmaliger Prüfung entspre�chen die Zielfestlegungen den Anfor�derungen des § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG.
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	10 Deutscher Anwaltverein:


	10 Deutscher Anwaltverein:


	Fehlender Raumbezug einzelner Festlegungen: Der Planentwurf orientiert sich nicht an Fluss�gebieten, die Ländergrenzen überschreiten. Er hat deshalb mit Blick auf die festgesetzten

Ziele der Raumordnung keinen konkreten Raumbezug. Dieser ergibt sich allein aus der Bun�deskompetenz für das gesamte Bundesgebiet. Der Planentwurf enthält ein Regelwerk, das



	Der Raumordnungsplan hat im Hin�blick auf seinen Geltungsbereich

(Gesamtraum der Bundesrepublik

Deutschland) einen hinreichenden

Raumbezug. Die Zielfestlegungen
	Der Raumordnungsplan hat im Hin�blick auf seinen Geltungsbereich

(Gesamtraum der Bundesrepublik

Deutschland) einen hinreichenden

Raumbezug. Die Zielfestlegungen
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	nicht auf einer raumplanerischen Abwägung unter Berücksichtigung der räumlichen Gegeben�heiten des Plangebiets zu beruhen scheint. Die in der Präambel des Planentwurfs genannte

Zielsetzung, bundesweit „raumplanerische Standards zur besseren Koordinierung des Hoch�wasserschutzes zu harmonisieren“ lässt sich nicht mit Hilfe von Zielen der Raumordnung errei�chen, die nicht auf einer hinreichend begründeten raumplanerischen Abwägung beruhen. So�weit in der Präambel außerdem darauf hingewiesen wird, dass der Raumordnungsplan kom�plementär zum Regelungsregime des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) konzipiert sei, bestärkt

dies den Eindruck, dass ein ergänzendes untergesetzliches Regelwerk des Wasserhaushaltsge�setzes mit bundesweiter Geltung eingeführt werden soll, ohne die Rechtssystematik des ROG

hinreichend zu berücksichtigen. Soweit der Raumordnungsplan Ziele der Raumordnung ohne

konkreten Raumbezug und ohne raumplanerische Abwägung als Ergänzung des WHG vor�sieht, ist auch die Einschätzung des Planentwurfs, dass der Raumordnungsplan die Planungs�hoheit der Länder und Kommunen hinreichend wahrt, eher zweifelhaft.


	nicht auf einer raumplanerischen Abwägung unter Berücksichtigung der räumlichen Gegeben�heiten des Plangebiets zu beruhen scheint. Die in der Präambel des Planentwurfs genannte

Zielsetzung, bundesweit „raumplanerische Standards zur besseren Koordinierung des Hoch�wasserschutzes zu harmonisieren“ lässt sich nicht mit Hilfe von Zielen der Raumordnung errei�chen, die nicht auf einer hinreichend begründeten raumplanerischen Abwägung beruhen. So�weit in der Präambel außerdem darauf hingewiesen wird, dass der Raumordnungsplan kom�plementär zum Regelungsregime des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) konzipiert sei, bestärkt

dies den Eindruck, dass ein ergänzendes untergesetzliches Regelwerk des Wasserhaushaltsge�setzes mit bundesweiter Geltung eingeführt werden soll, ohne die Rechtssystematik des ROG

hinreichend zu berücksichtigen. Soweit der Raumordnungsplan Ziele der Raumordnung ohne

konkreten Raumbezug und ohne raumplanerische Abwägung als Ergänzung des WHG vor�sieht, ist auch die Einschätzung des Planentwurfs, dass der Raumordnungsplan die Planungs�hoheit der Länder und Kommunen hinreichend wahrt, eher zweifelhaft.


	Raumordnungspläne sind nach § 3 Abs. 1 Nr. 7 ROG zusammenfassende, überörtliche und

fachübergreifende Pläne nach den §§ 13, 17 ROG. Die Legaldefinition des § 3 Abs. 1 Nr. 7 ROG

knüpft an die in § 1 Abs. 1 ROG beschriebene Aufgabe der Raumordnung an, die unter ande�rem durch die Raumordnungspläne zu erfüllen ist (Kümper, in: Kment, ROG, 2019, § 3 Rn. 130;

Runkel, in: Spannowsky/Runkel/Goppel, ROG, § 3 Rn. 127). Insoweit ist es nach § 1 Abs. 1 S. 2

ROG Aufgabe eines Raumordnungsplans, unterschiedliche Anforderungen an den Raum aufei�nander abzustimmen und die auf der jeweiligen Planungsebene auftretenden Konflikte auszu�gleichen. Das geschieht jeweils auf der Grundlage einer planerischen Abwägung.


	Zwar wird in der Präambel des Planentwurfs angesprochen, dass dem Raumordnungsplan ein

eigenständiges gesamträumliches Planungskonzept zugrunde liegt, das auf Unterstützung der

Fachplanung und der Landes-, Regional- und kommunalen Planung angelegt sei und diesen

Planungen einen ebenenspezifischen Konkretisierungsspielraum geben solle. Ziel des raum�ordnerischen Planungskonzepts sei es, das Hochwasserrisiko in Deutschland zu minimieren

und durch Schadenspotenziale zu begrenzen, indem eine effektive raumplanerische Vorsorge

zur Anwendung komme. Eine planerische Abwägung, auf deren Basis Ziele der Raumordnung

festgesetzt werden könnten, die erheblich auch in Rechte Privater eingreifen können, ergibt

sich daraus allerdings nicht. Dass eine solche planerische Abwägung unter Berücksichtigung

konkreter Raumgegebenheiten, etwa im Bereich der länderübergreifenden Flussgebietsein�heiten, stattgefunden hat, ist auch nicht ersichtlich. Das als Raumordnungsplan entworfene

Regelwerk dürfte daher eher als untergesetzliche Verordnungsregelung, nicht aber als Raum�ordnungsplan einzuordnen sein. Das befördert Zweifel, ob der Plan auf § 17 Abs. 2 ROG ge�stützt werden kann.


	Hinzu kommt, dass das Vorliegen eines Raumordnungsplans entscheidende Voraussetzung für

die Aufstellung eines Ziels der Raumordnung ist. Denn Ziele der Raumordnung können nur in

Raumordnungsplänen aufgestellt werden (Kümper, in: Kment, ROG, 2019, § 3 Rn. 129). Indem



	sind hinreichend bestimmt und letzt�abgewogen.
	sind hinreichend bestimmt und letzt�abgewogen.
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	§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG Ziele der Raumordnung als Festlegungen eines Raumordnungsplans defi�niert, ist es ausgeschlossen, raumordnerische Aussagen außerhalb von Raumordnungsplänen

als Raumordnungsziele zu qualifizieren (Kümper, in: Kment, ROG, 2019, § 3 Rn. 26; Runkel, in:

Spannowsky/Runkel/Goppel, ROG, § 3 Rn. 45).


	§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG Ziele der Raumordnung als Festlegungen eines Raumordnungsplans defi�niert, ist es ausgeschlossen, raumordnerische Aussagen außerhalb von Raumordnungsplänen

als Raumordnungsziele zu qualifizieren (Kümper, in: Kment, ROG, 2019, § 3 Rn. 26; Runkel, in:

Spannowsky/Runkel/Goppel, ROG, § 3 Rn. 45).


	Fehlt es dementsprechend an einem konkreten Raumbezug, dürften Zweifel daran, dass das

Regelwerk ein Raumordnungsplan ist, in dem Ziele der Raumordnung formuliert werden

könnten, in einem gerichtlichen Verfahren möglicherweise nur schwer auszuräumen sein.


	Fazit: Der Deutsche Anwaltverein gibt zu bedenken, ob die begrüßenswerten Ziele eines ver�besserten, länderübergreifenden Hochwasserschutzes nicht rechtssicherer durch die Konkre�tisierung einzelner Grundsätze der Raumordnung (insbesondere des § 2 Abs. 2 Nr. 6 S. 5 ROG)

in einem Raumordnungsplan nach § 17 Abs. 3 ROG zu erreichen sind.


	Jedenfalls sollte der vorliegende Raumordnungsplan für den länderübergreifenden Hochwas�serschutz nach § 17 Abs. 2 ROG auf Ziele der Raumordnung, die tatsächlich auf einer raumpla�nerischen Abwägung beruhen und länderübergreifende Flussgebietseinheiten betreffen, be�schränkt werden.


	Es wird außerdem angeraten, die differenzierende Kennzeichnung von Zielen der Raumord�nung und Grundsätzen anhand der Maßstäbe des § 3 Abs. 1 ROG sowie mit Blick auf die Not�wendigkeit einer hinreichenden Bestimmtheit im Einzelnen noch zu hinterfragen.
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	03 Mineralölwirtschaftsverband:


	03 Mineralölwirtschaftsverband:


	Die Festlegungen sind zu pauschal; der legislative Ansatz schießt über das Ziel der Erreichung

eines zukünftigen Hochwasserschutzes hinaus. Es ist kein Bedarf an einer zusätzlichen Regu�lierung im Sinne des vorliegenden länderübergreifenden Raumordnungsplans Hochwasser�schutz in der vorliegenden Detailtiefe zu erkennen.


	 

	Die Notwendigkeit für den Plan wird

in der Präambel und in den Begrün�dungen zu den einzelnen Festlegun�gen ausführlich dargelegt.


	Die Notwendigkeit für den Plan wird

in der Präambel und in den Begrün�dungen zu den einzelnen Festlegun�gen ausführlich dargelegt.
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	06 Sächsisches Staatsministerium für Regionalentwicklung:


	06 Sächsisches Staatsministerium für Regionalentwicklung:


	Es bestehen grundsätzliche Bedenken bezüglich der Normqualität und Umsetzbarkeit der

Festlegungen des BRPH. Dies betrifft insbesondere die mangelnde Zielqualität der Plansätze

durch unzureichende sachliche und räumliche Bestimmtheit, fehlende abschließende Abge�wogenheit sowie das nicht erkennbare raumordnerische Regelungserfordernis über die Fach�planung hinaus. Über ein „Ziel“ der Bundesraumordnung dürfen nicht pauschal Rechtsfolgen

für das gesamte Bundesgebiet festgelegt werden, für die gemäß Wasserrecht umfangreiche

Verordnungsverfahren zur Festsetzung als Schutzgebiete erforderlich sind.


	 

	Die Ziel-Festlegungen wurden noch�mals umfassend geprüft; sie haben

Zielcharakter gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2

ROG.


	Die Ziel-Festlegungen wurden noch�mals umfassend geprüft; sie haben

Zielcharakter gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2

ROG.


	 


	TR
	Span
	3 
	3 

	Zielqualität der Festlegun�gen


	Zielqualität der Festlegun�gen



	25 Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:


	25 Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:


	Es bestehen Zweifel, ob die als Ziel formulierten Plansätze ausreichend konkret bzw. konkreti�sierbar sind. Damit wird es im Zuge der späteren Anwendung zu Unsicherheiten kommen, da



	Die Ziel-Festlegungen wurden noch�mals umfassend geprüft; sie haben

Zielcharakter gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2

ROG.
	Die Ziel-Festlegungen wurden noch�mals umfassend geprüft; sie haben

Zielcharakter gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2

ROG.
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	Ziele der Raumordnung nach Maßgabe des ROG zu beachten sind und somit eine große Bin�dungswirkung entfalten.


	Ziele der Raumordnung nach Maßgabe des ROG zu beachten sind und somit eine große Bin�dungswirkung entfalten.


	Gleichzeitig wird nicht deutlich, dass die raumordnerischen Regelungen eine über das Fach�recht hinausgehende inhaltliche Steuerungswirkung entfalten werden.
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	10 Deutscher Anwaltverein:


	10 Deutscher Anwaltverein:


	a) Korrekte Bezeichnung der Festlegungen des Planentwurfs: Entsprechend der gesetzlichen

Verpflichtung nach § 7 S. 4 ROG hat der Verordnungsgeber seine textlichen Festlegungen als

Ziele der Raumordnung bzw. als Grundsätze der Raumordnung eingeordnet. Die Kennzeich�nung durch den Plangeber ist allerdings nicht mehr als ein Indiz dafür, welche Aussagen des

Plans als Ziele und welche als Grundsätze der Raumordnung einzuordnen sind (Runkel, in:

Spannowsky/Runkel/Goppel, ROG 2018, § 7 Rn. 27).


	Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts hängt jedoch die Frage, ob eine

raumordnerische Vorgabe die Qualität eines Ziels hat, nicht von der Bezeichnung des Plange�bers ab, sondern richtet sich nach dem materiellen Gehalt der Planaussage selbst. Erfüllt eine

planerische Regelung die begrifflichen Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG, so entsteht

kraft der materiellen Aussage ein Ziel der Raumordnung unabhängig davon, ob dies dem Wil�len des Planungsträgers entspricht oder nicht. Ist den tatbestandlichen Vorgaben dieser Vor�schrift hingegen nicht genügt, so hat die Planaussage auch nicht die Rechtswirkungen eines

Raumordnungsziels (BVerwG, Beschluss vom 15.04.2003 – 4 BN 25/03, juris).


	Aus dieser Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts ergibt sich für den Raumord�nungsplan des Bundes zum Hochwasserschutz das Risiko, dass eine falsche Kennzeichnung ei�ner Planaussage als Ziel der Raumordnung zu einem Abwägungsmangel von Raumordnungs�und Bauleitplänen sowie von Fachplanungen der Länder und Kommunen führen kann, bei de�ren Aufstellung der Plangeber seinen planerischen Gestaltungsspielraum mit Blick auf die auf

eine entsprechende Bezeichnung im Plan gestützte, jedoch unzutreffende Annahme, dass es

sich bei der Planaussage des Bundesraumordnungsplans um ein Ziel handelt, verkannt hat.


	Es würde den Rahmen dieser Stellungnahme sprengen, alle planerische Festlegungen, die im

Planentwurf als Ziel der Raumordnung bezeichnet werden, daraufhin zu bewerten, ob die Ein�ordnung des Planentwurfs zutreffend ist.


	Beispielhaft dafür, dass dies jedenfalls nicht durchgängig anzunehmen ist, sei auf die Planaus�sage I.1.1 hingewiesen, die im Planentwurf als Ziel der Raumordnung eingeordnet wird. Nach

dieser Planaussage sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen einschließlich der

Siedlungsentwicklung die Risiken von Hochwasser nach Maßgabe der bei öffentlichen Stellen

verfügbaren Daten zu prüfen. Die Planaussage ist zwar als zwingend zu beachtende Vorgabe

formuliert und entsprechend gekennzeichnet, was als Indiz auf ein Ziel der Raumordnung deu�tet; sie enthält jedoch keinen konkreten Raumbezug und beruht auch nicht auf einer hinrei�chend begründeten planerischen Abwägung.



	Bei den Zielfestlegungen wird auch

nach nochmaliger Prüfung ein

Zielcharakter gesehen; auch in mate�rieller Hinsicht werden die Anforde�rungen des § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG er�füllt. Die Bedenken, dass die Zielfest�legungen des Plans zu Abwägungs�mängeln auf nachgelagerten Pla�nungsebenen führen könnten, wer�den nicht geteilt.


	Bei den Zielfestlegungen wird auch

nach nochmaliger Prüfung ein

Zielcharakter gesehen; auch in mate�rieller Hinsicht werden die Anforde�rungen des § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG er�füllt. Die Bedenken, dass die Zielfest�legungen des Plans zu Abwägungs�mängeln auf nachgelagerten Pla�nungsebenen führen könnten, wer�den nicht geteilt.


	 
	Sowohl das Erfordernis der Be�stimmtheit als auch der Letztabge�wogenheit bedeutet nicht, dass ein

Ziel der Raumordnung auf der über�geordneten Planungsebene der Bun�desraumordnung keinerlei Konkreti�sierung auf nachgelagerten Ebenen

zugänglich sein dürfte.


	Und genau auf diese Planungshierar�chie, die zu einer zunehmenden Kon�kretisierung bei jeder weiteren Pla�nungsebene führt, sind die Festle�gungen des Bundesraumordnungs�plans in systematischer Hinsicht an�gelegt. Diese „Kaskade“ hat jedoch

nicht zur Konsequenz, dass auf Bun�desebene nur Grundsätze der Raum�ordnung festgelegt werden dürften.
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	Nichts anderes gilt z. B. auch für die Planaussage I.2.1, die ebenfalls als Ziel der Raumordnung

gekennzeichnet ist, die jedoch allgemein dazu verpflichtet, Auswirkungen des Klimawandels

im Hinblick auf Hochwasserereignisse zu prüfen. Auch eine solche Planaussage nimmt zwar

die Zielbeachtenspflicht in Anspruch, ohne allerdings ein planerisch endabgewogenes Ziel der

Raumordnung im Sinne von § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG zu sein.


	Nichts anderes gilt z. B. auch für die Planaussage I.2.1, die ebenfalls als Ziel der Raumordnung

gekennzeichnet ist, die jedoch allgemein dazu verpflichtet, Auswirkungen des Klimawandels

im Hinblick auf Hochwasserereignisse zu prüfen. Auch eine solche Planaussage nimmt zwar

die Zielbeachtenspflicht in Anspruch, ohne allerdings ein planerisch endabgewogenes Ziel der

Raumordnung im Sinne von § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG zu sein.


	Die Unterscheidung zwischen Zielen und Grundsätzen der Raumordnung ist im Planentwurf

möglicherweise nicht stets danach vorgenommen worden, inwieweit eine Planaussage als

räumliche und sachliche Konkretisierung der Entwicklung eines bestimmten Planungsraums

das Ergebnis einer raumplanerischen Abwägung und damit ein Ziel der Raumordnung ist

(siehe zu diesem Erfordernis BVerwG, Urteil vom 16.12.2010, 4 C 8/10, ZfBR 2011, 255; Säch�sisches Oberverwaltungsgericht, Urteil vom 20.01.2014 – 4 A 622/10 –, juris Rn. 52) oder als

Grundsatz der Raumordnung lediglich Maßstab einer nachfolgenden raumplanerischen Abwä-

gungs- oder Ermessensentscheidung sein soll.


	Sinnvoll wäre es deshalb aus Sicht des Deutschen Anwaltvereins, wenn der Plangeber hinter�fragen würde, ob und inwieweit die Differenzierung mehr oder weniger ausschließlich an der

gewünschten Rechtsfolge (Beachtenspflicht für Ziele der Raumordnung einerseits und Berück�sichtigungspflicht für Grundsätze der Raumordnung andererseits) vorgenommen worden ist.

Das wäre mit Blick darauf, dass die Beachtenspflicht für ein Ziel der Raumordnung ihre Recht�fertigung ausschließlich aus einer umfassenden und abschließenden raumplanerischen Abwä-

gung der konkret von der Planung betroffenen Belange erhält, nicht hinreichend.


	b) Erforderliche Bestimmtheit von Zielen der Raumordnung: Ziele der Raumordnung müssen

aufgrund ihrer bindenden Wirkung dem rechtsstaatlichen Gebot hinreichender Bestimmtheit

genügen. Der Adressat eines Ziels der Raumordnung muss auf der Grundlage des Inhalts und

durch Auslegung erkennen können, was er bei seinen raumbedeutsamen Planungen und

Maßnahmen als verbindliche Vorgaben der Raumordnung zu beachten hat. Fehlt es an einer

hinreichenden Bestimmtheit oder Bestimmbarkeit der Festlegung, dann handelt es sich nicht

um ein Ziel der Raumordnung (BVerwG, Urt. v. 18.09.2003 - 4 CN 20.02, BVerwGE 119, 54;

OVG Lüneburg, Urteil vom 29.04.2020 – 1 KN 103/17 –, juris; Runkel, in: Spannowsky/Run�kel/Goppel, ROG, 2018, § 3 Rn. 24).


	Raumordnungspläne bestehen regelmäßig aus textlichen und zeichnerischen Darstellungen, in

denen die Grundzüge der anzustrebenden räumlichen Ordnung und Entwicklung durch Ziele

der Raumordnung festgelegt werden. Eine zeichnerische Darstellung ist allerdings nicht zwin�gend erforderlich. Fehlt es daran, wie im Fall des Bundesraumordnungsplans Hochwasser�schutz, steigen jedoch die Anforderungen zur hinreichenden Bestimmtheit der textlichen Dar�stellung, insbesondere was den räumlichen Geltungsanspruch von Zielen der Raumordnung

angeht.




	Table
	TBody
	TR
	TD
	TD
	TD
	Span
	Der Deutsche Anwaltverein gibt zu bedenken, ob tatsächlich alle Planaussagen, die im Plan�entwurf als Ziel der Raumordnung bezeichnet werden, im vorgenannten Sinne hinreichend

bestimmt sind.


	Der Deutsche Anwaltverein gibt zu bedenken, ob tatsächlich alle Planaussagen, die im Plan�entwurf als Ziel der Raumordnung bezeichnet werden, im vorgenannten Sinne hinreichend

bestimmt sind.
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	Abwägungsdokumentation;

Verfahren


	Abwägungsdokumentation;

Verfahren



	35 Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen BW:


	35 Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen BW:


	Aus den übersandten Unterlagen geht nicht hervor, wie mit den bisherigen Bedenken und An�regungen der ersten Beteiligungsrunde gemäß §§ 9 und 18 ROG umgegangen wurde. Der

Plangeber wird daher darum gebeten, eine Übersicht zur Behandlung der Stellungnahmen so�wie den wesentlichen Abwägungsüberlegungen zur Verfügung zu stellen. Weiterhin ist nicht

nachvollziehbar, warum der Umweltbericht nicht zur Verfügung gestellt wurde. Der Planent�wurf sollte mit dem Umweltbericht bereitgestellt werden.


	 

	Im Rahmen der Beteiligung nach §§

9 und 18 ROG wurden die eigegan�genen Belange gegeneinander und

untereinander abgewogen. Das Er�gebnis der Umweltprüfung nach § 8

wurde in der Abwägung berücksich�tigt. Eine Synopse wird nach Ab�schluss des Verfahrens veröffent�licht.


	Im Rahmen der Beteiligung nach §§

9 und 18 ROG wurden die eigegan�genen Belange gegeneinander und

untereinander abgewogen. Das Er�gebnis der Umweltprüfung nach § 8

wurde in der Abwägung berücksich�tigt. Eine Synopse wird nach Ab�schluss des Verfahrens veröffent�licht.


	 


	TR
	TD
	TD
	Span
	26 Landesplanung Thüringen:


	26 Landesplanung Thüringen:


	a) Mängel im Beteiligungsverfahren: Im mit dem Verordnungsentwurf vorgelegten geänder�ten Planentwurf wurden keine grundsätzlichen Änderungen mehr vorgenommen. Inwiefern

überhaupt eine fundierte Auseinandersetzung mit der Stellungnahme des Freistaats zum ers�ten Entwurf stattgefunden hat, kann nicht nachvollzogen werden. Es wurden weder entspre�chende Unterlagen übermittelt, noch wurde der geänderte Planentwurf im zuständigen Fach�ausschuss der Ministerkonferenz für Raumordnung thematisiert.


	Im Beteiligungsverfahren zum ersten Planentwurf wurden wesentliche in ihren Belangen be�troffene Stellen nicht direkt auf die Bekanntmachung im Bundesanzeiger hingewiesen. Es ist

davon auszugehen, dass diese Stellen dadurch keine Gelegenheit hatten, sich mit dem ersten

Planentwurf auseinanderzusetzen. Für Thüringen wären in diesem Zusammenhang insbeson�dere die Landkreise, die Städte und Gemeinden und die Gewässerunterhaltungsverbände zu

nennen. Die Gewässerunterhaltungsverbände Thüringen wurden trotz entsprechender Ein�wendung auch im Rahmen der Länder- und Verbändeanhörung nicht direkt im Verfahren be�teiligt, obwohl ihre Belange betroffen sind. Aufgrund der kurzen Fristsetzung war es zudem

nicht möglich, ihre Stellungnahme einzuholen.


	Es wird daher bemängelt, dass für den geänderten Planentwurf kein ergänzendes Beteili�gungsverfahren nach § 9 Abs. 3 ROG erfolgen wird.


	b) Hinweis Katastrophenschutz: Es wird erneut um Prüfung gebeten, ob und wenn ja wie

Raum- und Flächenbedarfe der Gefahrenabwehr angemessen berücksichtigt werden können.

Stellungnahme 11/2020: Bei der Abwehr von Hochwasserereignissen kommt es zum umfang�reichen Einsatz von Einsatzkräften und Material. Hierfür bedarf es geeigneter Flächen zur Zu�sammenführung, Sammlung sowie kurz- oder längerfristigen Unterbringung von Einsatzein�

	Zu a) Eine Übersicht, aus der nach�vollziehbar hervorgeht, wie Stellung�nahmen im Verfahren nach § 9 Abs.

2 ROG im Rahmen der Abwägung be�handelt wurden, wird nach Ab�schluss des Verfahrens veröffent�licht. Eine erneute Beteiligung nach

§§ 9 Abs. 3, 18 ROG war nicht erfor�derlich, weil die Planänderungen we�der zu einer erstmaligen noch stär�keren Berührung von Belangen ge�führt haben.


	Zu a) Eine Übersicht, aus der nach�vollziehbar hervorgeht, wie Stellung�nahmen im Verfahren nach § 9 Abs.

2 ROG im Rahmen der Abwägung be�handelt wurden, wird nach Ab�schluss des Verfahrens veröffent�licht. Eine erneute Beteiligung nach

§§ 9 Abs. 3, 18 ROG war nicht erfor�derlich, weil die Planänderungen we�der zu einer erstmaligen noch stär�keren Berührung von Belangen ge�führt haben.


	 
	Zu b) Der BRPH regelt den Hochwas�serschutz auf Bundesebene. Es ist

den Ländern unbenommen zu prü-

fen, ob die in der Stellungnahme ge�nannten Festlegungen ergänzend in

deren Raumordnungs- und Regio�nalplänen getroffen werden sollen.
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	heiten (sogenannte Bereitstellungsräume). Diese Flächen sind möglichst außerhalb von zu er�wartenden Schadensgebieten auszuwählen. Eine vorausschauende Berücksichtigung des Ver�wendungszwecks "Bereitstellungsraum für Einsatzeinheiten im Einsatzfall" bei der Nutzungs�zuweisung von Flächen kann hierbei die Ausarbeitung von Einsatzplänen unterstützen. Aus

Sicht der Planung von Gefahrenabwehrmaßnahmen sind außerdem geeignete Zuwegungen

zum Erreichen potentieller Einsatzorte (Deiche, Wehre, zu schützende Objekte kritischer Infra�strukturen) vorzusehen.


	heiten (sogenannte Bereitstellungsräume). Diese Flächen sind möglichst außerhalb von zu er�wartenden Schadensgebieten auszuwählen. Eine vorausschauende Berücksichtigung des Ver�wendungszwecks "Bereitstellungsraum für Einsatzeinheiten im Einsatzfall" bei der Nutzungs�zuweisung von Flächen kann hierbei die Ausarbeitung von Einsatzplänen unterstützen. Aus

Sicht der Planung von Gefahrenabwehrmaßnahmen sind außerdem geeignete Zuwegungen

zum Erreichen potentieller Einsatzorte (Deiche, Wehre, zu schützende Objekte kritischer Infra�strukturen) vorzusehen.
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	36 Ministerium f. Wohnen, Bau u. Verkehr BY:


	36 Ministerium f. Wohnen, Bau u. Verkehr BY:


	Keine abgestimmte Stellungnahme: Zudem gehen wir davon aus, dass der aktuellen Beteili�gung öffentlicher Stellen nach §§ 18, 9 Abs. 2 Raumordnungsgesetz (ROG) das Herstellen des

Benehmens mit den Ländern nach § 17 Abs. 2 S. 5 ROG nachfolgen wird. Wir behalten uns

ausdrücklich vor, in diesem Rahmen eine abgestimmte Stellungnahme abzugeben.


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.
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	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	Die Dokumentation der Abwägung des Beteiligungsverfahrens nach § 9 (2) ROG wurde den

Stellungnehmenden nicht zur Kenntnis gegeben. Es kann somit nicht nachvollzogen werden,

weshalb einige Hinweise in der Abwägung nicht berücksichtigt wurden.


	 

	Eine Übersicht, aus der nachvollzieh�bar hervorgeht, wie die Stellungnah�men im Rahmen der Abwägung be�handelt wurden, wird nach Ab�schluss des Verfahrens veröffent�licht.


	Eine Übersicht, aus der nachvollzieh�bar hervorgeht, wie die Stellungnah�men im Rahmen der Abwägung be�handelt wurden, wird nach Ab�schluss des Verfahrens veröffent�licht.
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	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	19 Landesplanung Schleswig-Holstein:


	a) Die Kompetenz für den Küstenhochwasserschutz liegt laut Grundgesetz bei den Küstenlän�dern.


	b) Nichteinhaltung der Mindestbeteiligungsfrist von einem Monat laut § 9 ROG und daher

keine Möglichkeit der Abstimmung zwischen den Ressorts. Außerdem keine Öffentlichkeitsbe�teiligung und keine ausreichende Beteiligung der Kommunen beim 2. Entwurf.


	c) Keine Dokumentation über die Abwägungsergebnisse der Stellungnahmen.


	d) Auch der Bund wird durch das Gegenstromprinzip gebunden. Aus dem 2. Entwurf geht al�lerdings nicht hervor, welche Festlegungen der Raumordnungspläne der Länder, insbesondere

der aktuell im Verfahren stehenden Entwürfe, vom Bund überhaupt bei der Aufstellung seines

Planes berücksichtigt worden sind.


	e) Der vorliegende Entwurf enthält keine verbindlichen Aussagen über das Verhältnis seiner

Festlegungen zu Raumordnungsplänen der Länder, Fachplanungen und kommunale Bauleit�planungen.


	 

	Zu a) Die Kompetenz des Bundes für

die entsprechenden Festlegungen im

BRPH folgt aus § 17 Abs. 2 S. 1 i. V.

mit § 2 Abs. 2 S. 6 ROG.


	Zu a) Die Kompetenz des Bundes für

die entsprechenden Festlegungen im

BRPH folgt aus § 17 Abs. 2 S. 1 i. V.

mit § 2 Abs. 2 S. 6 ROG.


	Zu b) Die Fristen nach § 9 Abs. 2 ROG

wurden eingehalten. Einer Beteili�gung nach § 9 Abs. 3 ROG bedurfte

es nicht, weil die Planänderungen zu

keiner erstmaligen oder stärkeren

Berührung von Belangen geführt ha�ben.


	Zu c) Eine Abwägungsdokumentation

wird nach Abschluss des Verfahrens

veröffentlicht.


	Zu d) Es wurden die Regelungen aller

landesweiten und regionalen Raum�
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	ordnungspläne zum Hochwasser�schutz geprüft. Den Ländern wurde

im Rahmen der Beteiligung nach §§

9 Abs. 2 und 18 ROG die Gelegenheit

gegeben, ihre Belange – auch betref�fend die Festlegungen in ihren

Raumordnungsplänen – einzubrin�gen.


	ordnungspläne zum Hochwasser�schutz geprüft. Den Ländern wurde

im Rahmen der Beteiligung nach §§

9 Abs. 2 und 18 ROG die Gelegenheit

gegeben, ihre Belange – auch betref�fend die Festlegungen in ihren

Raumordnungsplänen – einzubrin�gen.


	Zu e) Die Bindungswirkung für die

Festlegungen des BRPH ergeben sich

aus § 4 ROG und § 1 Abs. 4 BauGB.

Des Weiteren gelten die Raumord�nungsklauseln der Fachgesetze.
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	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	33 Landesplanung Mecklenburg-Vorpommern:


	a) Die Einbeziehung der Länder erfolgte über die Landesvertretungen und informativ über die

Mitglieder des Rechtsausschusses der MKRO. Diese Veränderung im Vergleich zum ersten Be�teiligungsverfahren führte zum Zeitverzug in der Bearbeitung bei einer ohnehin knapp gesetz�ten Frist.


	b) Den vorgelegten Unterlagen lag keine Dokumentation der Abwägung aus dem Beteiligungs�verfahren nach § 9 Abs. 2 ROG bei, was die Bearbeitung erschwerte.


	c) Eine kurze Reflektion des Beteiligungsverfahrens (Anzahl der Stellungnahmen, Anteil der

Beteiligung öffentlicher Stellen und der Öffentlichkeit) wäre wünschenswert gewesen.


	d) Mögliche Änderungen im Umweltbericht wurden nicht angegeben.


	 

	Zu a) § 47 Abs. 1 der GGO der Bun�desministerien sieht vor, die Vertre�tungen der Länder im Rahmen der

Länder- und Verbändeanhörung zu

beteiligen.


	Zu a) § 47 Abs. 1 der GGO der Bun�desministerien sieht vor, die Vertre�tungen der Länder im Rahmen der

Länder- und Verbändeanhörung zu

beteiligen.


	Zu b), c) und d) Entsprechende Infor�mationen werden nach Abschluss

des Verfahrens veröffentlicht.
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	37 SRL Vereinigung für Stadt--, Regional- und Landesplanung:


	37 SRL Vereinigung für Stadt--, Regional- und Landesplanung:


	Des Weiteren sollten die teilweise fachlich wenig qualifizierten Kommunen durch ein Kompe�tenzzentrum auf Landesebene unterstützt werden. (insbesondere in Bezug auf die Umsetzung

von G II.2.2).


	Hinweise zu einer BauGB-Änderung:


	Unter Umständen wäre flankierend § 179 BauGB „Rückbau- und Entsiegelungsgebot“ auf

Maßnahmen zum Hochwasserschutz (hier als Schadens-Vermeidungsmaßnahme) zu erwei�tern und zusätzlich ein Verbot wertsteigernder Maßnahmen in Hochwasserschutzgebieten

usw. einzuführen, um eine Absiedlung zu beschleunigen.


	Zudem würden wir es begrüßen, wenn sich die kostenaufwendigen Maßnahmen im Hochwas�serschutz, die zum Teil auch erhebliche Eingriffe in städtische Räume und offene Landschaften

bedeuten, auf die bereits besiedelten Räume beschränken ließen und vor allem Gemeinden

von der weiteren Bebauung gefährdeter Bereiche abgehalten werden könnten. Dazu wäre



	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.


	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.


	 
	Für Änderungen des BauGB wäre der

Gesetzgeber zuständig.
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	aber auch bei den in der Bauleitplanung zu berücksichtigenden Belangen (§ 1 Abs. 6 BauGB)

die Nr. „12. Belange des Hochwasserschutzes" schärfer zu formulieren. Die Regelung in § 9

Abs. 6a BauGB (nachrichtliche Übernahme von Überschwemmungsgebieten) führt erfah�rungsgemäß noch nicht in jeder Gemeinde zum Ausschluss einer Bebauung. Da dies nicht Ge�genstand der Bundesraumordnung ist, bitten wir Sie, hierüber die zuständigen Abteilungen in

Ihrem Ministerium zu informieren.


	aber auch bei den in der Bauleitplanung zu berücksichtigenden Belangen (§ 1 Abs. 6 BauGB)

die Nr. „12. Belange des Hochwasserschutzes" schärfer zu formulieren. Die Regelung in § 9

Abs. 6a BauGB (nachrichtliche Übernahme von Überschwemmungsgebieten) führt erfah�rungsgemäß noch nicht in jeder Gemeinde zum Ausschluss einer Bebauung. Da dies nicht Ge�genstand der Bundesraumordnung ist, bitten wir Sie, hierüber die zuständigen Abteilungen in

Ihrem Ministerium zu informieren.
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	5 
	5 

	Datenverfügbarkeit 
	Datenverfügbarkeit 
	 

	24e Bezirksregierung Detmold / NRW:


	24e Bezirksregierung Detmold / NRW:


	Es ist unklar, welche Daten für die Prüfaufträge genau bereitgestellt werden sollen und wie

mit unterschiedlichen Daten und unterschiedlichen Prognosen, Untersuchungen, Studien um�gegangen werden soll. Hier ist eine Vereinheitlichung dringend vorzugeben.


	 

	Die Homogenisierung der GIS-Daten

im Hochwasserbereich liegt im Zu�ständigkeitsbereich der Wasserwirt�schaft der Länder. Die zuständige

Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft

Wasser (LAWA) arbeitet sowohl an

der Angleichung der Datengrundla�gen als auch an deren Bereitstellung

für die relevanten Nutzergruppen.

Die besagten Daten können i. d. R.

von den zuständigen Fachbehörden

bestimmt bzw. bei diesen angefragt

werden.


	Die Homogenisierung der GIS-Daten

im Hochwasserbereich liegt im Zu�ständigkeitsbereich der Wasserwirt�schaft der Länder. Die zuständige

Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft

Wasser (LAWA) arbeitet sowohl an

der Angleichung der Datengrundla�gen als auch an deren Bereitstellung

für die relevanten Nutzergruppen.

Die besagten Daten können i. d. R.

von den zuständigen Fachbehörden

bestimmt bzw. bei diesen angefragt

werden.


	Aufgrund der unterschiedlichen Da�tenverfügbarkeiten in den Ländern

findet auf Ebene der Bundesraum�ordnung keine weitere Präzisierung

statt. Anstelle von einheitlichen Vor�gaben sollen Präzisierungsspiel�räume für die nachgelagerten Pla�nungsebenen belassen werden.
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	25 Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:


	25 Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz:


	Es stehen einige Ziele der Raumordnung unter dem Vorbehalt der Verfügbarkeit von Daten

bei öffentlichen Stellen. Mit dieser Formulierung werden Verantwortlichkeiten offen gelassen,

und die Anwendung wird mit Unsicherheiten behaftet sein.



	Die Daten können i. d. R. von den zu�ständigen Fachbehörden bestimmt

bzw. bei diesen angefragt werden.

Aufgrund der unterschiedlichen Da�tenverfügbarkeiten in den Ländern

findet auf Ebene der Bundesraum�ordnung keine weitere Präzisierung

statt.


	Die Daten können i. d. R. von den zu�ständigen Fachbehörden bestimmt

bzw. bei diesen angefragt werden.

Aufgrund der unterschiedlichen Da�tenverfügbarkeiten in den Ländern

findet auf Ebene der Bundesraum�ordnung keine weitere Präzisierung

statt.


	Anstelle von einheitlichen Vorgaben

sollen Präzisierungsspielräume für

die nachgelagerten Planungsebenen

belassen werden.
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	21h LK Stade / Landkreistag:


	21h LK Stade / Landkreistag:


	Die Festlegungen nehmen vielfach Bezug auf räumliche Kulissen, die in dieser Form nicht bzw.

nicht einheitlich als (Geo-)Daten verfügbar sind.


	 

	Die Homogenisierung der GIS-Daten

im Hochwasserbereich liegt im Zu�ständigkeitsbereich der Wasserwirt�schaft der Länder. Die zuständige

Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft

Wasser (LAWA) arbeitet sowohl an

der Angleichung der Datengrundla�gen als auch an deren Bereitstellung

für die relevanten Nutzergruppen.

Die besagten Daten können i. d. R.

von den zuständigen Fachbehörden

bestimmt bzw. bei diesen angefragt

werden.


	Die Homogenisierung der GIS-Daten

im Hochwasserbereich liegt im Zu�ständigkeitsbereich der Wasserwirt�schaft der Länder. Die zuständige

Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft

Wasser (LAWA) arbeitet sowohl an

der Angleichung der Datengrundla�gen als auch an deren Bereitstellung

für die relevanten Nutzergruppen.

Die besagten Daten können i. d. R.

von den zuständigen Fachbehörden

bestimmt bzw. bei diesen angefragt

werden.
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	Glossar 
	Glossar 

	11 Frei und Hansestadt Hamburg:


	11 Frei und Hansestadt Hamburg:


	Die Begriffsbestimmung „Meeresüberflutungen“ soll ergänzt werden:


	Hochwasser in Küstengebieten mit Ausnahme von Überschwemmungen durch oberirdische

Gewässer, die überwiegend tidebeeinflusst sind.


	 

	Die Begriffsbestimmung wird in eini�gen Landeswassergesetzen (vgl.

etwa § 58 LWG SH) verwendet, so

dass eine Aufnahme in das Glossar

nicht notwendig erscheint.


	Die Begriffsbestimmung wird in eini�gen Landeswassergesetzen (vgl.

etwa § 58 LWG SH) verwendet, so

dass eine Aufnahme in das Glossar

nicht notwendig erscheint.
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	13 Verband Deutscher Verkehrsunternehmen:


	13 Verband Deutscher Verkehrsunternehmen:


	Neuaufnahme des Begriffs „(raumbedeutsame) bauliche Anlage“: bauliche Anlagen sind bauli�che Anlagen im Sinne des § 29 BauGB, nicht jedoch Anlagen der Verkehrsinfrastruktur.


	 

	Es wird darauf hingewiesen, dass die

Festlegungen des BRPH sich auf

raumbedeutsame Planungen und /

oder Maßnahmen beziehen.
	Es wird darauf hingewiesen, dass die

Festlegungen des BRPH sich auf

raumbedeutsame Planungen und /

oder Maßnahmen beziehen.
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	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	16 Landesplanung Sachsen-Anhalt:


	a) Starkregen: Erläuterung der Begriffe „fluvial“ und „pluvial“


	b) Ergänzung der Begriffe „Ober- und Unterlieger“


	c) Die Begriffsbestimmung der Infrastrukturen des Kernnetzes der europäischen Infrastruktur

ist wenig anwender- bzw. nutzerfreundlich.


	 

	Zu a) Die deutschen Bezeichnungen

werden ergänzt.


	Zu a) Die deutschen Bezeichnungen

werden ergänzt.


	Zu b) Eine Erläuterung wird als ent�behrlich erachtet; es handelt sich um

einen wasserrechtlich anerkannten

Fachbegriff.


	Zu c) Es wird auf die Ausführungen

im Glossar verwiesen.
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	Umweltbericht 
	Umweltbericht 
	 

	21h LK Stade / Landkreistag:


	21h LK Stade / Landkreistag:


	Im Entwurf des Umweltberichts zum 1. Planentwurf war für den Gutachter vielfach eine Ab�schätzung der Umweltwirkungen der einzelnen Festlegungen nicht möglich, da jeweils keine

entsprechenden Datensätze verfügbar sind. Wenn die Bundesregierung entsprechende Auf�träge an nachgeordnete Planungsebenen formuliert, muss diese auch die Bereitstellung ent�sprechender Geodaten sicherstellen.


	 

	Die besagten Daten können i. d. R.

von den zuständigen Fachbehörden

bestimmt bzw. bei diesen angefragt

werden.


	Die besagten Daten können i. d. R.

von den zuständigen Fachbehörden

bestimmt bzw. bei diesen angefragt

werden.
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	24c Bauministerium NRW:


	24c Bauministerium NRW:


	Rückbaumaßnahmen von baulichen Anlagen (Begründung in C. II 1.1 BRPFI) können entgegen

der Aussage im Umweltbericht (Tab. 11, Prüfbogen zu Grundsatz 1.1.3, Stufe 2 und Tab. 17,

Prüfbogen zu Grundsatz II.2.2, Stufe 1 und 2) auch historische wassertechnische Bauten wie

Wehre, Brücken, Dämme, Kanäle, Mühlen in Verbindung mit Mühlengräben (Mühlenteiche),

Grabenanlagen etc. sowie historische Kulturlandschaftsbereiche betreffen und diese substan�ziell wie auch funktional und sensoriell beeinträchtigen. Denkmalgeschützte Parkanlagen, oft

in Verbindung mit Wasserburgen/ Wasserschlössern, können durch Flächeninanspruchnahme

für Retentionsräume und die Entwicklung neuer Auenstrukturen betroffen sein. Diese Tatsa�che fehlt ebenso in Tab. 35 (II.2.2 (G), S. 104 SUP-Bericht). Auch hier werden lediglich für das

Schutzgut „sonstige Sachgüter negative Auswirkungen prognostiziert, nicht aber für das Kultu�relle Erbe. Der Umweltbericht ist dahingehend zu ergänzen.


	 

	Die genannten Wirkzusammenhänge

können nachvollzogen werden, sind

aber auf der eher abstrakten Ebene

der Bundesraumordnung nicht be�lastbar zu bewerten. Deswegen wird

von einer diesbezüglichen Ergänzung

des Umweltberichtes abgesehen. Zu�dem würde sich das Ergebnis der

Umweltprüfung durch derartig allge�meine Ergänzungen nach hiesiger

Einschätzung nicht verändern.


	Die genannten Wirkzusammenhänge

können nachvollzogen werden, sind

aber auf der eher abstrakten Ebene

der Bundesraumordnung nicht be�lastbar zu bewerten. Deswegen wird

von einer diesbezüglichen Ergänzung

des Umweltberichtes abgesehen. Zu�dem würde sich das Ergebnis der

Umweltprüfung durch derartig allge�meine Ergänzungen nach hiesiger

Einschätzung nicht verändern.
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	26 Landesplanung Thüringen:


	26 Landesplanung Thüringen:


	Im Rahmen der strategischen Umweltprüfung wurden als deutschlandweit einheitliche Daten

nur Daten der UNESCO-Weltkulturerbe-Stätten herangezogen. Kulturdenkmale sind dabei

über die Kategorie des UNESCO-Weltkulturerbes angemessen zu berücksichtigen.


	 

	Eine SUP kann nur so konkret sein,

wie das zugrundeliegende Planwerk;

auf § 8 Abs. 1 S. 3 ROG wird hinge�wiesen Eine vertiefende Strategische

Umweltprüfung auf der Ebene der

konkretisierten landesplanerischen

Regelungen könnte beispielsweise

weitere Denkmäler standortbezogen

in die Untersuchung einbeziehen.
	Eine SUP kann nur so konkret sein,

wie das zugrundeliegende Planwerk;

auf § 8 Abs. 1 S. 3 ROG wird hinge�wiesen Eine vertiefende Strategische

Umweltprüfung auf der Ebene der

konkretisierten landesplanerischen

Regelungen könnte beispielsweise

weitere Denkmäler standortbezogen

in die Untersuchung einbeziehen.
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	10 Deutscher Anwaltverein:


	10 Deutscher Anwaltverein:


	Die Sorge, dass es sich bei dem Regelwerk mangels eines konkreten Raumbezugs seiner Fest�legungen nicht um einen Raumordnungsplan handelt und insoweit auch nicht auf die Ermäch�tigungsgrundlage des § 17 Abs. 2 ROG gestützt werden kann, wird durch den Umweltbericht

noch bestärkt, auf dem der Planentwurf aufbaut. Einleitend wird in diesem Bericht einge�räumt, dass aufgrund des hohen Abstraktionsgrades der in dem Plan enthaltenen Festlegun�gen die Prognose und Bewertung der damit verbundenen Umweltauswirkungen „eine beson�dere Herausforderung“ darstelle. Es könne nicht eindeutig bestimmt werden, welche umwelt�relevanten Vorhaben oder Nutzungen aus den Festlegungen resultieren würden. Zum ande�ren sei nicht bei allen Planfestlegungen eindeutig zu bestimmen, wo diese Vorhaben und Nut�zungen realisiert werden könnten. Infolge dessen könne auch nicht prognostiziert werden,

welche Räume von Umweltauswirkungen des Plans betroffen sein könnten bzw. werden (Um�weltbericht mit Stand vom 28.09.2020 im Auftrag des Bundesministeriums des Innern, für Bau

und Heimat und des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung, bearbeitet durch

das Büro Bosch und Partner, S. VIII)


	 

	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Eine SUP kann nur so

konkret sein wie das zugrundelie�gende Planwerk; auf § 8 Abs. 1 S. 3

ROG wird hingewiesen. Ein Raum�ordnungsplan auf der Ebene des

Bundes muss naturgemäß einen hö-

heren Abstraktionsgrad aufweisen,

damit den nachgelagerten Planungs�ebenen ein hinreichender Konkreti�sierungsspielraum belassen bleibt.
	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Eine SUP kann nur so

konkret sein wie das zugrundelie�gende Planwerk; auf § 8 Abs. 1 S. 3

ROG wird hingewiesen. Ein Raum�ordnungsplan auf der Ebene des

Bundes muss naturgemäß einen hö-

heren Abstraktionsgrad aufweisen,

damit den nachgelagerten Planungs�ebenen ein hinreichender Konkreti�sierungsspielraum belassen bleibt.
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